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Beginn: 10:04 Uhr 

Präsident André Kuper: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich heiße Sie alle herzlich zu unserer heutigen, 
78. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen in 
dieser Legislaturperiode willkommen. Mein Gruß gilt 
auch den Gästen auf der Besuchertribüne, den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Medien und den 
Zuschauerinnen und Zuschauern an den Bildschir-
men. 

Für die heutige Sitzung haben sich neun Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das Pro-
tokoll aufgenommen. 

Ich rufe auf: 

1 Nach den Wahlen in den USA: Nordrhein-
Westfalen bekennt sich zur transatlantischen 
Partnerschaft und Freundschaft! 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/11393 

In Verbindung mit: 

Trump 2.0 und Nordrhein-Westfalen: Stärkung 
der Wirtschaft, Förderung der Eigenständig-
keit und neue transatlantische Möglichkeiten 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/11394 

Die Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
sowie die Fraktion der AfD haben jeweils mit Schrei-
ben vom 11.11. gemäß § 95 Abs. 1 der Geschäfts-
ordnung zu dieser aktuellen Frage der Landespolitik 
eine Aussprache beantragt. 

Ich eröffne die Aussprache. Für die CDU spricht als 
Erster ihr Abgeordneter Herr Voussem. 

Klaus Voussem (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Mit den 
USA verbindet Nordrhein-Westfalen eine lange 
Freundschaft und gemeinsame Werte. Nach der kla-
ren Entscheidung der 244 Millionen Amerikanerin-
nen und Amerikaner am 5. November 2024, Donald 
Trump für die kommenden vier Jahre erneut zu ihrem 
Präsidenten zu wählen, sind und bleiben die USA 
auch weiterhin für uns der wichtigste Partner außer-
halb der Europäischen Union, nicht zuletzt in wirt-
schaftlicher und kultureller Hinsicht.  

Gerade für Nordrhein-Westfalen gilt dies besonders. 
Bis auf das Jahr der Pandemie waren die USA in den 
vergangenen fünf Jahren immer der wichtigste au-
ßereuropäische Absatzmarkt für Nordrhein-Westfa-
len. Mit über 1.700 Unternehmen gehören die USA 
zu den wichtigsten Außenhandelspartnern unseres 
Landes und zu den größten ausländischen Investo-
ren. 

Mit dem NRW-USA-Jahr wurde in den Jahren 2023 
und 2024 die große Verbundenheit und Freundschaft 
gefeiert. In zahlreichen Veranstaltungen mit ver-
schiedensten Projektpartnern wurden die Beziehun-
gen auf der subnationalen Ebene enger geknüpft. 
Alle Partner wurden dabei bestärkt, diese transatlan-
tische Freundschaft – „A perfect Match“, wie wir es 
nennen – auch zukünftig weiterzuführen. 

Die NRW-Landesregierung hat aber auch neue Im-
pulse gesetzt und beispielsweise eine Zusammenar-
beit im Bereich des transatlantischen Schüleraustau-
sches initiiert. Sie hat dazu zwei weitere Kommunen 
in ihrem Bestreben für eine zukünftige Partnerschaft 
miteinander vernetzt. 

Präsident Donald Trump wird die amerikanischen In-
teressen noch konsequenter verfolgen. In vielen Re-
den Trumps wurde bereits deutlich, dass die deut-
sche Automobilindustrie für ihn ein rotes Tuch ist. 
Aber nicht nur diese und Deutschland, auch andere 
Länder oder Branchen würden von dieser Haltung 
hart getroffen. 

Alle bisherigen US-Regierungen waren für unser 
Land eine Herausforderung. Das wird auch bei der 
zweiten Amtszeit von Donald Trump nicht anders 
sein, auch wenn beispielsweise die Wirtschaftswo-
che von einem „Ernstfall“ spricht. Trump wurde mit 
einem starken politischen Mandat beauftragt. Er hat 
nicht nur die Mehrheit im Wahlkollegium, sondern er 
hat auch über fünf Millionen Stimmen mehr als seine 
Herausforderin Kamala Harris erhalten hat. Die Re-
publikaner haben noch dazu im Senat die Mehrheit. 

Die europäische Politik hat den Auftrag, nun durch 
Verhandlung, Stärke und Kommunikation einen dro-
henden Konflikt frühzeitig abzuwenden. Dies gelingt 
aber nur als europäische Einheit. Wir dürfen uns 
nicht spalten lassen. Es liegt in der staatspolitischen 
Verantwortung, in einem engen Kontakt zu unserem 
wichtigsten außereuropäischen Verbündeten zu ste-
hen. Dieses Verhältnis muss gepflegt werden, egal, 
wer gerade im Weißen Haus regiert. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN, Ralf Wit-
zel [FDP] und Angela Freimuth [FDP]) 

Uns Abgeordneten der Parlamentariergruppe NRW-
USA ist es deshalb ein großes Anliegen, Informatio-
nen auszutauschen und Perspektiven zu aktuellen 
politischen Fragen und Entwicklungen deutsch-ame-
rikanischer Beziehungen zu diskutieren. Dazu gehö-
ren Gespräche mit externen Gästen, aber auch 
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Vorträge, Veranstaltungen und viele weitere Aktivitä-
ten, die stetig dazu beitragen, ein deutsch-amerika-
nisches Netzwerk und nicht zuletzt freundschaftliche 
Beziehungen über den Atlantik hinweg auszubauen. 

An dieser Stelle möchte ich die hervorragende Arbeit 
unserer langjährigen Vorsitzenden, der Kollegin An-
gela Freimuth, besonders herausstellen, die dieses 
Netzwerk maßgeblich ausgebaut und gefestigt hat. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Vielen Dank, liebe Angela. Mach bitte weiter so! 

Leider wird oft der Fehler gemacht anzunehmen, 
dass man mit jemandem spricht, der eine ähnliche 
Haltung habe. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 
kann Ihnen versichern: Das ist mitnichten so. Es ist 
ein Gebot, auch mit politisch Andersdenkenden im 
regen Austausch zu bleiben. Es wäre auch gut ge-
wesen, wenn die Bundesregierung diese Einschät-
zung geteilt hätte und damit handlungsfähig geblie-
ben wäre, 

(Zuruf und Lachen von Stefan Zimkeit [SPD]) 

um nun die derzeit drängendsten Fragen mit den 
engsten europäischen Partnern beraten zu können. 
Stattdessen hat sie ihre Hoffnung einzig auf eine Prä-
sidentin Kamala Harris gesetzt. 

Entgegen dieser einfältigen Strategie des Bundes-
kanzlers Olaf Scholz wurden auf NRW-Ebene sehr 
bewusst Kontakte zum Trump-Lager aufgebaut, weil 
beide Szenarien als wahrscheinlich eingeschätzt 
wurden. Wir sind froh, mit dem Kanzlerkandidaten 
der Union, Friedrich Merz, einen ausgezeichneten 
USA-Kenner zu haben, der beste transatlantische 
Kontakte hat, die in den kommenden Jahren noch 
maßgeblicher werden. 

(Beifall von der CDU – Widerspruch von der 
SPD – Christian Dahm [SPD]: Was soll das 
denn?) 

Sein Ziel ist es, dass Deutschland zukünftig interna-
tional noch selbstbewusster auftritt, auch gegenüber 
den USA. 

Für die nordrhein-westfälische Landesregierung ist 
daher unabdingbar, die bestehenden engen und 
freundschaftlichen Beziehungen zu den USA nicht 
nur zu erhalten, sondern auch zu verfestigen. Ein gu-
tes Beispiel dafür sind die zu unserem Partnerstaat 
Pennsylvania oder auch dem US-Bundesstaat New 
Jersey bestehenden Freundschaften. Sie setzen 
maßgebliche Impulse für die Zukunft. 

Ein kluger Spruch besagt: Wege entstehen dadurch, 
dass man sie geht. Es ist wichtig, dass Europa bei 
Bedarf auch eigenständig handlungsfähig ist. Der 
russische Angriffskrieg zielt klar auf Europa als Ein-
heit ab. Die deutsche Unterstützung für die Ukraine 
und damit gegen die russischen Angriffe darf nicht 

von der Haltung des Weißen Hauses abhängig sein. 
Es liegt nun an Deutschland und Europa, diese Be-
ziehungen zu unserem wichtigsten Verbündeten gut 
zu gestalten. Europa hat jetzt den Auftrag, aus eige-
ner Kraft für die eigene Sicherheit zu sorgen, um 
weltpolitikfähig zu bleiben. 

Wir müssen aber auch die deutsche Volkswirtschaft 
zu neuer Stärke führen. Nur so können wir gegenüber 
den USA ein ebenbürtiger Partner sein. Lassen Sie 
uns alle diese gemeinsamen Aufgaben angehen. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Voussem. – Für Bündnis 90/Die Grünen spricht die 
Abgeordnete Frau Aymaz. 

Berivan Aymaz (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokra-
tischen Fraktionen! Eine Wahl, auf die die Welt mit 
großer Spannung geblickt hat, ist nun seit einer Wo-
che entschieden: Der nächste Präsident der USA ist 
Donald Trump. 

Inzwischen scheint es auch fast sicher, dass Trumps 
Republikaner die Mehrheit in beiden Kammern des 
Kongresses haben werden. Das bedeutet, dass 
Trump aller Voraussicht nach durchregieren und 
seine Pläne ohne große Hindernisse in die Tat um-
setzen kann. 

Wir müssen damit rechnen, dass die zukünftige Ad-
ministration Trump in zentralen Politikfeldern eine 
Kehrtwende einleiten wird. Das wird nicht nur mas-
sive Folgen für Amerika und seine Menschen haben, 
sondern auch für die Welt jenseits des Atlantiks. 
Denn machen wir uns noch einmal bewusst: Trumps 
Devise ist „America First“. 

Er ist ein Verfechter des Protektionismus. Das be-
deutet: Er möchte die heimische Wirtschaft schützen, 
auch auf Kosten anderer Länder. Er will Strafzölle in 
Höhe von 10 bis 20 % auf Importe auch aus Deutsch-
land und der Europäischen Union verhängen. 

Zudem könnte der angekündigte – man muss schon 
sagen: erneute – Austritt aus dem Pariser Klimaab-
kommen nur der Anfang eines grundsätzlichen Kurs-
wechsels in der Klimapolitik sein. Ich finde, dazu 
passt auch seine Absicht, nach fossilen Brennstoffen 
wie Öl oder Gas zu bohren, was das Zeug hält – ge-
treu dem Motto: Drill, Baby, drill. 

Trump kündigte während seines Wahlkampfes an, 
den Krieg in der Ukraine innerhalb von 24 Stunden 
beenden zu können. Was dies zu bedeuten hat, 
bleibt ungewiss. Umso größer ist die Sorge, dass 
Trump die Ukraine an Putin ausliefern könnte. 
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Trotz oder gerade wegen dieser Umstände ist 
Deutschland aufgefordert, zum einen die engen Be-
ziehungen zu den USA als wichtigstem Bündnis-
partner außerhalb der Europäischen Union weiter 
aufrechtzuerhalten und zum anderen deutlich mehr 
in die eigene Resilienz und Handlungsfähigkeit, auch 
die Europas, zu investieren. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU)  

Denn vor dem Hintergrund der globalen Herausfor-
derungen braucht es mehr denn je Akteure, die bereit 
sind, Verantwortung für Frieden, Sicherheit und Kli-
magerechtigkeit zu tragen. Deshalb ist es gut, dass 
unsere Außenministerin, Annalena Baerbock, nach 
der Wahl von Donald Trump zum Präsidenten un-
missverständlich klargemacht hat,  

(Christian Dahm [SPD]: Untauglicher Ver-
such!) 

dass unsere transatlantische Freundschaft tief ver-
wurzelt ist und dass es diese Partnerschaft weiterzu-
tragen gilt – und zwar selbstbewusst, prinzipienfest, 
stark und verlässlich. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Unsere freundschaftlichen Beziehungen zu den USA 
fußen auf einem gemeinsamen Wertefundament, 
das gerade auch in schwierigen Zeiten tragen muss. 
Hier können subnationale Beziehungen eine ganz 
besondere Rolle spielen, nämlich als Verstärker für 
Demokratie und die freiheitlichen Werte.  

Dafür haben wir in NRW eine feste Grundlage. Mit 
keiner Region außerhalb Europas unterhält Nord-
rhein-Westfalen so intensive politische, wirtschaftli-
che und gesellschaftliche Beziehungen wie zu den 
USA.  

In unserem Bundesland sind über 1.700 US-Unter-
nehmen aktiv. Die USA zählen zu den wichtigsten 
Außenhandelspartnern und zu den bedeutendsten 
ausländischen Investoren in Nordrhein-Westfalen. 
Mit unseren vielfältigen Partnerschaften, wie zum 
Beispiel mit dem NRW-Partnerstaat Pennsylvania 
oder den 33 Städtepartnerschaften, den zahlreichen 
Schul- und Hochschulkooperationen und nicht zu-
letzt auch mit unserer Parlamentariergruppe USA, 
pflegen wir einen intensiven Austausch mit Zivilge-
sellschaft, Kunst und Kultur, Wissenschaft sowie Po-
litik. Das NRW-USA-Jahr, das im Juni letzten Jahres 
gestartet wurde, hat noch einmal sehr deutlich sicht-
bar gemacht, wie lebendig unsere Beziehungen mit 
den USA sind.  

Ich finde, das ist mehr als nur ein Hoffnungsschim-
mer. Diese guten und lang gewachsenen zivilgesell-
schaftlichen Beziehungen gilt es für die Stärkung der 
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit wie auch der 
Menschenrechte weiterzuentwickeln. Denn das 
transatlantische Band ist stark. Es hat in den letzten 

Jahren Erschütterungen überstanden und muss nun 
auch die neuen Herausforderungen überstehen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Ja, die kommenden Jahre werden wohl keine einfa-
chen sein, aber umso wichtiger ist es, die freund-
schaftlichen und vielschichtigen Beziehungen auf-
rechtzuerhalten und die richtigen Impulse für die Zu-
kunft zu setzen. Vergessen wir nicht: In vier Jahren 
werden die Karten in den USA auch wieder neu ge-
mischt. 

Ich möchte zum Schluss doch auch noch auf die be-
sorgniserregende Eigenart des Präsidentschafts-
wahlkampfes in den USA eingehen. Dieser Wahl-
kampf war geprägt von systematischer Desinforma-
tion, von Diffamierung des politischen Gegners, von 
Verschwörungstheorien und Stimmungsmache ge-
gen Minderheiten wie zum Beispiel gegen Mig-
rant*innen und queere Menschen.  

Was musste sich die Welt für krude Geschichten an-
hören – von Migranten, die angeblich Haustiere es-
sen, oder über Zwangsgeschlechtsumwandlungen in 
Schulen. Wir wollen hoffen, dass nun nach dem 
Wahlkampf diese absurde und gefährliche Stim-
mungsmache ein Ende findet. Doch die ersten Mel-
dungen über Personalien der neuen Regierungs-
mannschaft lassen leider nichts Gutes erahnen: Man 
bekommt einen ersten Eindruck davon, welcher 
Geist zukünftig durch das Weiße Haus wehen soll. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerade in einer Zeit, 
in der Demokratien unter Druck stehen, in der Auto-
kraten weltweit um Macht und Einfluss ringen, müs-
sen wir Demokratinnen und Demokraten noch enger 
zusammenstehen und eine starke, geeinte Stimme 
gegen autoritäre und nationalistische Kräfte zum 
Ausdruck bringen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kollegin 
Aymaz. – Für die AfD spricht ihr Abgeordneter Herr 
Tritschler. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! „Hasspre-
diger“ – das war der Titel, dem Frank-Walter Stein-
meier für Donald Trump einfiel. Einen notorischen 
und pathologischen Lügner nannte ihn Friedrich 
Merz hier im Europaausschuss des Landtags – der 
Mann ist immerhin in der CDU, der kennt sich mit sol-
chen Dingen aus.  

Den meisten sind wahrscheinlich die Bilder eines bla-
siert lachenden Bundesaußenministers Heiko Maas 
aus der UN-Vollversammlung in Erinnerung, als der 
damalige US-Präsident Donald Trump vor den Fol-
gen der idiotischen deutschen Energiepolitik warnte, 
insbesondere was die einseitige Abhängigkeit von 
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Russland angeht. Aber wir wissen ja, wie das ausge-
gangen ist.  

Im Januar haben wir hier noch über die Partnerschaft 
zwischen NRW und Pennsylvania gesprochen. Ich 
habe Ihnen von hier aus angekündigt, dass der Staat 
Trump wählen wird, und ich ihm ganz viel Erfolg da-
bei wünsche. Die Reaktion von Herrn Liminski, unse-
rem CDU-Minister für Europa und Internationales, 
war – ich zitiere –:  

„Wenn Herr Tritschler für die AfD von diesem 
Rednerpult aus Donald Trump gratuliert und da-
von spricht, dass sich die Personen hier auf der 
Regierungsbank Regierung nennen, erinnert das 
doch sehr frappierend an manche Ereignisse in 
den USA, die zum Glück vielen Menschen die Au-
gen geöffnet haben, wes Geistes Kind Donald 
Trump ist. Wer solche Freunde hat …“ 

Herr Liminski, ich habe gerne solche Freunde. Sie 
sollten sich allerdings einmal umschauen, ob Sie 
noch so viele Freunde auf der Welt haben, wenn es 
so weitergeht.  

(Beifall von der AfD – Zuruf von Jens-Peter 
Nettekoven [CDU]) 

Danach vermerkt das Protokoll übrigens noch Beifall 
von CDU, SPD, Grünen und FDP. Das ist es eben, 
meine Damen und Herren: Wenn bei Ihnen von 
deutsch-amerikanischer Freundschaft die Rede ist, 
dann gilt das offenbar immer nur dann, wenn Ihre Ge-
sinnungsgenossen dort den Ton angeben. Dann gilt 
das offenbar nur, wenn dort Politik gemacht wird, wie 
Sie sie auch hier machen: mehr Regulierung, weni-
ger Freiheit, weniger Meinungsfreiheit, mehr Globa-
lismus und nicht zuletzt ein Weltpolizist USA, der sich 
und seine Verbündeten in einen sinnlosen und teu-
ren Krieg nach dem anderen verwickelt,  

(Zuruf von der SPD) 

um diese Agenda auf der ganzen Welt zu verbreiten. 
Eine Freundschaft aber, die an Bedingungen ge-
knüpft ist, ist keine echte Freundschaft.  

Wir glauben nicht, dass Donald Trump irgendein deut-
sches Problem lösen wird. Für ihn gilt das, was für 
uns von der AfD gilt und was für jeden anderen Poli-
tiker auf der Welt gelten sollte, aber zumindest in 
Deutschland leider nicht gilt: Mein Land kommt zu-
erst.  

(Beifall von der AfD) 

Wir haben noch nie von irgendeinem US-Präsi-
denten erwartet, dass er unsere Probleme löst. Das 
wäre Ihr Job, meine Damen und Herren von den Alt-
parteien, in dem Sie seit Jahren und Jahrzehnten 
kläglich versagt haben. Man kann froh sein, dass 
diese Erwartungen jetzt gedämpft sind.  

Dieses alte Verhältnis zwischen Deutschland und 
den USA ist mehr als ungesund. Wir sind keine 

Vasallen Washingtons, und wir wollen es auch nicht 
sein. Charles de Gaulle hat es sehr treffend gesagt:  

„Staaten haben keine Freunde, nur Interessen.“ 

Die Wiederwahl Donald Trumps kann durchaus in 
unserem Interesse sein. Ich mache das an drei Bei-
spielen fest.  

Erstens. Donald Trump wird den Krieg in der Ukraine 
nicht im Interesse eines militärisch-industriellen 
Komplexes auf ewig bis zum buchstäblich letzten Uk-
rainer durchfechten. Ich weiß nicht, ob er es so 
schnell schaffen wird, wie er es angekündigt hat, 
aber er wird ihn beenden und damit unzählige Men-
schenleben retten. Da bin ich zuversichtlich. Und 
auch wenn ihm das wahrscheinlich ziemlich egal ist, 
wird er damit mehr für die Gesundung der deutschen 
Wirtschaft tun als Sie alle zusammen, meine Damen 
und Herren.  

Zweitens. Er wird – das ist angesagt – das Pariser 
Klimaabkommen kassieren. Ich glaube zwar, dass 
Sie alle gemeinsam mit Ihren Freunden in Brüssel 
verblendet genug sind, um mittelfristig weiter mit gu-
tem Beispiel voranzugehen, ohne dass Ihnen irgend-
jemand folgt. Aber die Bürger werden das auch bei 
uns nicht ewig mitmachen, und sie wissen auch, wen 
sie wählen können, wenn sie das beenden wollen. 
Auch davon wird unser Wohlstand profitieren.  

Drittens. Donald Trump wird – das hat sein designier-
ter Vizepräsident gerade angesagt – nicht dabei zu-
sehen, wie Sie die Meinungsfreiheit im Internet, insbe-
sondere auf US-amerikanischen Plattformen wie X, 
weiter schleifen, um die eigene Macht zu erhalten. 
Damit wird er auch noch mehr für die Demokratie in 
Deutschland tun, als Sie es je getan haben.  

(Lachen von Thorsten Klute [SPD]) 

Allerdings, und auch das gehört zur Wahrheit, bringt 
seine Wahl Herausforderungen für Deutschland. 
Möglicherweise werden die Zölle für deutsche Ex-
portgüter wie Automobile angehoben. Ich würde mir 
wünschen, wir hätten eine Regierung und eine EU-
Kommission, die einigermaßen auf Augenhöhe mit 
Donald Trump verhandeln könnte. Das wird aber 
wohl noch ein bisschen dauern.  

Sehr unglaubwürdig ist es aber, dass ausgerechnet 
die Grünen, die CDU und ihre anderen Vorfeldorga-
nisationen Krokodilstränen darüber vergießen. Sie 
tun doch seit Jahren alles, aber auch wirklich alles, 
um die deutsche Industrie herunterzuwirtschaften. 
Das muss man ihnen lassen: Zumindest dabei haben 
sie ziemlich viel Erfolg.  

Meine Damen und Herren, wenn Sie in Sorge um un-
sere Wirtschaft sind, dann senken Sie die Steuern 
und künstlich in die Höhe getriebene Energiepreise 
und schaffen Sie sinnlose Sanktionen ab, die den 
Sanktionierten offenbar weniger schaden als uns 
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selbst. Dann müssen Sie auch keine Angst mehr vor 
US-Zöllen haben.  

(Beifall von der AfD) 

In Wahrheit ist es aber gar nicht das, was Ihnen 
Sorge macht. Sie haben Angst vor einer wirklichen 
Zeitenwende. In einem Land nach dem anderen fällt 
das woke Establishment. Wir haben es in Italien, in 
den Niederlanden, in Schweden, in Ungarn, in Öster-
reich und jetzt auch in der Führungsmacht des Wes-
tens gesehen. Der woke Zeitgeist ist nicht mehr der 
Zeitgeist, und irgendwann – das ist immer so – 
kommt jeder Trend aus den USA auch in Deutsch-
land an. Glauben Sie mir: Wir freuen uns darauf.  

(Beifall von der AfD) 

Ich schließe, wie es sich an so einem Tag gehört: 
Gott schütze den 45. und 47. Präsidenten der Verei-
nigten Staaten von Amerika. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Tritschler. – 
Für die SPD spricht der Abgeordnete Herr Vogt.  

Alexander Vogt (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der 5. November 
2024 hat eine erneute Zeitenwende für die transat-
lantischen Beziehungen eingeläutet.  

Die CDU und die grüne Fraktion haben diese Aktu-
elle Stunde beantragt. Bisher haben wir Lob für das 
NRW-USA-Jahr und wichtige Einrichtungen wie 
Schüleraustausche gehört. Aber insbesondere von 
Herrn Voussem und von der CDU haben wir erwar-
tet, dass ein bisschen mehr kommt.  

Angesichts dessen, was auf uns zukommt, geht es 
nicht nur um die gesellschaftlichen Beziehungen, 
sondern insbesondere um das Thema „Wirtschaft“ 
und um die Frage, was mit den Industriearbeitsplät-
zen in diesem Land passiert.  

(Beifall von der SPD) 

Lassen Sie uns ansehen, was uns erwartet. Aus mei-
ner Sicht gibt es drei Themen.  

Erstens. Die Trump-Regierung will Umweltstandards 
senken. Das wird harte Einschnitte bedeuten, weil 
transatlantische Kooperationen im Bereich der er-
neuerbaren Energien und des Klimaschutzes eine 
zentrale Rolle für unsere boomende Umweltwirt-
schaft spielen. Eins ist aber klar: Es darf für uns keine 
Option sein, jetzt Umweltstandards zu senken. Wir 
müssen diesem Problem begegnen, dabei aber un-
sere Standards weiter aufrechterhalten.  

Das zweite Thema, das durch Trump gesetzt werden 
wird – das wurde gerade schon angesprochen –, ist 
der Aufbau von Zöllen und Handelshemmnissen. 
Das ist ein fatales Zeichen für die exportorientierte 

Wirtschaft in NRW. Schließlich verbindet die USA 
und Nordrhein-Westfalen vieles nicht nur gesell-
schaftspolitisch, sondern insbesondere im Bereich 
der Wirtschaft.  

Aktuell sind die USA mit einer Exportsumme von 
15,7 Milliarden Euro der drittgrößte Exportmarkt für 
NRW. Das gilt insbesondere für Arzneimittel, Maschi-
nen und Fahrzeuge. Mehr als 1.700 US-
Unternehmen schaffen in NRW rund 190.000 Ar-
beitsplätze und gehören zu den wichtigsten internati-
onalen Investoren. Das gilt beispielsweise für das 
Unternehmen Microsoft, das 3,3 Milliarden Euro im 
Rheinischen Revier investiert. Das haben Sie hier 
ausführlich dargestellt.  

Wir sind davon überzeugt, dass Staaten miteinander 
Handel treiben müssen. Davon profitieren alle; davon 
profitiert Nordrhein-Westfalen. Darum darf es keine 
Option sein, einen Handelskrieg mit den USA zu be-
ginnen. 

Gleichzeitig müssen wir trotzdem versuchen, auf eu-
ropäischer Ebene gemeinsam unabhängiger zu wer-
den. Jetzt hier so zu tun, als würde es ausreichen, 
dass wir uns zur transatlantischen Freundschaft be-
kennen, ist einfach viel zu kurz gesprungen.  

(Beifall von der SPD) 

Das ist auch nicht das, was die Menschen und die 
Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen von Ihnen erwar-
ten. Es ist schön, dass Sie das USA-Jahr gefeiert ha-
ben. Es ist schön, dass der Ministerpräsident in den 
USA war und Fotos in Hollywood gemacht hat. Das 
passt in sein Fotoalbum – tolle Bilder. 

Es ist schön, Herr Liminski, dass auch Sie in den 
USA waren und sich mit der Heritage Foundation ge-
troffen haben.  

(Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Internationales so-
wie Medien im Geschäftsbereich des Minister-
präsidenten: Ganz genau!) 

– Ich habe ja noch gar nicht geendet. Es ist schön, 
dass Sie da waren, dass Sie sich abfeiern für das 
USA-Jahr, für schöne Fotos – manchmal auch mit 
fragwürdigen Gesprächspartnern.  

Wenn man jetzt in Nordrhein-Westfalen in die Wirt-
schaft und auch in viele Kommunen hineinhört, fra-
gen sich viele: Aber was hat uns das eigentlich ge-
bracht? Was haben die schönen Fotos gebracht, und 
was haben Sie in den USA gemacht, außer dass bei 
Instagram ein paar Likes erzeugt wurden?  

Darum komme ich zum dritten Punkt. Wenn wir uns 
ansehen, was Trump gemacht hat – die Vorgänger-
regierung hat ja schon damit begonnen –, dann stel-
len wir fest, das ist eine massive Stärkung der Wirt-
schaft in den USA. Da spricht man auch nicht groß-
artig über Staatsverschuldung, sondern da werden 
Unternehmen gefördert.  
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Wenn wir jetzt nach Deutschland gucken und uns fra-
gen: „Was können Sie denn machen? Was kann der 
Ministerpräsident in Deutschland bzw. in Nordrhein-
Westfalen machen, um den USA und der Situation, 
die dort entsteht, etwas entgegenzusetzen?“, dann 
ist es ebendieser Ansatz. Man muss hier die Wirt-
schaft stärken und Investitionen in Deutschland er-
zeugen.  

(Beifall von der SPD) 

Der Bundeskanzler hat es doch in der letzten Woche 
genannt: Investitionen, um die Autoindustrie zu för-
dern; Netzentgelte senken. – Das sind doch alles 
Punkte, die ganz konkret sind und bei denen Nord-
rhein-Westfalen mithelfen könnte. Der Ministerpräsi-
dent könnte sagen: „Ja, das sind sinnvolle Maßnah-
men für Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von Henning 
Höne [FDP]) 

Das sind sinnvolle Maßnahmen für die Industrie und 
für die Arbeitsplätze in diesem Land. Das unterstütze 
ich“, um mal auf eine inhaltliche Ebene zu kommen.  

Da ist das große Thema „Schuldenbremse“.  

(Zurufe von der CDU: Ah!) 

Wenn wir uns ansehen, was in den USA geschieht, 
wie dort die Wirtschaft gefördert wird, 

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

dann müssen wir doch zu dem Ergebnis kommen: 
Auch wir müssen dafür sorgen, dass Investitionen in 
diesem Bereich angekurbelt werden, dass hier die 
Wirtschaft gestärkt wird. Das geht eben nicht mit der 
Schuldenbremse,  

(Beifall von der SPD) 

sondern da sind Sie in der Pflicht und haben eine 
Möglichkeit, einen Ansatz, wo sich dieser Minister-
präsident positionieren kann.  

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

Sie haben gerade über vieles gesprochen und ge-
sagt, dass Sie Gespräche geführt haben. Herr Li-
minski hat gerade reingerufen und feiert sich dafür, 
dass Gespräche geführt werden. – Ja, Herr Liminski, 
da widersprechen wir Ihnen gar nicht. Wir müssen 
mit den USA zusammenarbeiten. Da sind wir nicht 
auseinander. 

Uns geht es darum, dass wir auf der einen Seite hier 
Investitionen fördern und unsere Wirtschaft stärken. 
Auf der anderen Seite: Wenn man Gespräche führt – 
und das sieht, glaube ich, auch der grüne Koalitions-
partner so, so habe ich ihn zumindest gerade ver-
standen –, dann geht es nicht nur darum, sich anzu-
biedern, sondern es geht darum, klare Werte, die wir 
hier im Rahmen von Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit haben, beispielsweise auch für Ihren Bereich 

der Medienfreiheit, zu formulieren und nicht nur zu 
sagen: Ich war da. 

(Beifall von der SPD) 

Dann wollen wir auch wissen: Wo stehen Sie? Wo 
vertreten Sie die Werte dieses Landes auch in 
schwierigen Situationen und in schwierigen Gesprä-
chen? – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Kollege Vogt. – 
Für die FDP spricht die Abgeordnete Frau Freimuth. 

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die Ergebnisse der jüngsten Wahlen in 
den Vereinigten Staaten wurden nicht nur in den 
USA, sondern auch von vielen Bürgerinnen und Bür-
gern in Nordrhein-Westfalen gespannt verfolgt. Das 
allein zeigt, wie intensiv die transatlantische Partner-
schaft ist und welch einen besonderen Stellenwert 
diese Partnerschaft für uns in Nordrhein-Westfalen 
hat, für die Menschen in unserem Land, und dies 
nicht nur historisch, kulturell, wirtschaftlich und poli-
tisch, sondern auch sehr persönlich.  

Entgegen einigen Prognosen ist das Wahlergebnis 
eindeutig. Den Nachwahlbefragungen war zu ent-
nehmen, dass insbesondere wirtschaftspolitische 
Themen für viele Amerikanerinnen und Amerikaner 
wahlentscheidend waren. Auch wenn sich viele ein 
anderes Ergebnis erhofft hatten: Diese demokrati-
sche Wahl bedeutet keinesfalls das Ende der trans-
atlantischen Partnerschaft, sondern erinnert uns ein-
mal mehr an die Hausaufgaben, die wir Europäer, die 
auch wir in Deutschland zu erledigen haben. Die Ver-
einigten Staaten sind für Deutschland und insbeson-
dere für Nordrhein-Westfalen ein wichtiger Partner, 
und – das erkläre ich ausdrücklich – sie werden es 
hoffentlich bleiben. 

Lieber Klaus Voussem, vielen Dank für deine lieben 
Worte. Ich will aber ganz klar sagen: Die Vorsitzende 
einer Parlamentariergruppe kann das nicht alleine. 
Die Parlamentariergruppe NRW-USA lebt davon, 
dass fast ein Viertel der Abgeordneten aus diesem 
Parlament, aus den unterschiedlichen Fraktionen die 
Arbeit unserer Gruppe mit Leben füllt und wir mitei-
nander in den Austausch gehen. Es sind oft Positio-
nen, die man auf den ersten Blick nicht nachvollzie-
hen kann, aber wir bleiben miteinander im Gespräch 
und im Austausch. Das ist das Wichtige. 

Ich darf den Dank für dieses Engagement für die 
transatlantische Partnerschaft an alle Kolleginnen 
und Kollegen der Parlamentariergruppe NRW-USA 
zurückgeben. 

(Beifall von der FDP und der CDU)  
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Die intensiven gewachsenen und von vielen gelebten 
Beziehungen zeigen sich nicht nur in der förmlichen 
Partnerschaft und Kooperation, die das Land Nord-
rhein-Westfalen mit Pennsylvania pflegt – früher ein-
mal mit North und South Carolina, mit New Jersey, 
mit Minnesota gibt es enge Kooperationen –, son-
dern auch in den vielen Städtepartnerschaften und 
Schulpartnerschaften. Es gibt intensive Kooperatio-
nen im Bereich der Forschung und Innovationsent-
wicklung, und natürlich haben viele Menschen sehr 
persönliche Freundschaften über den Atlantik und 
zum Teil auch Familienbeziehungen. 

Diese Kooperationen und persönlichen Freundschaf-
ten, lieber Kollege Vogt, sind einzigartig und bieten 
die Chance, dass genau dieser Gesprächsfaden nie 
abreißen wird und dass wir darüber auch kritische 
Themen miteinander erörtern können. 

Diese langen und stabilen Beziehungen sind das 
Fundament für einen bislang einzigartigen gemein-
samen Erfolg in Wirtschaft, Wissenschaft und For-
schung auf der Grundlage gemeinsamer Werte: De-
mokratie, Freiheit, universelle Menschenrechte und 
Rechtsstaatlichkeit. Darauf können wir aufbauen, 
aber wir dürfen uns darauf keinesfalls ausruhen. 

Insbesondere zu den wirtschaftlichen Beziehungen 
wird gleich mein Kollege Dietmar Brockes in der 
zweiten Runde noch etwas sagen. Ich möchte mir 
nur einen Hinweis erlauben: Trotz dieser guten und 
engen Beziehungen ist es in den vergangenen Jah-
ren nicht gelungen, mit den USA ein Freihandelsab-
kommen zu schließen. Ich sage ausdrücklich: Das 
würde es uns heute erheblich erleichtern. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Dabei ging es, wenn wir ganz ehrlich sind, nicht nur 
darum, dass wir Europäer uns nicht einig waren. Es 
ging auch nicht nur um die Hygienevorschriften der 
USA zur Geflügelhaltung oder zum Rohmilchkäse. 
Nein, es gab – und die gibt es immer noch – auch in 
unserem Land antiamerikanische Strömungen. Da-
gegen werden wir in der NRW-USA-Parlamentarier-
gruppe genauso wie alle Demokraten gemeinsam 
engagiert vorgehen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen unseren Ländern sind ein 
wichtiger Stabilitätsfaktor unserer Beziehung. Aber in 
Zeiten wachsender globaler Konflikte und Herausfor-
derungen werden auch die anderen Anforderungen 
wieder deutlicher. 

In der Ausgestaltung und der Nutzung von soge-
nannter Künstlicher Intelligenz müssen wir als west-
liche Demokratien gemeinsam Standards setzen, 
damit sich die Autokratien dieser Welt nicht die neu-
este Technologie zur Unterdrückung ihrer Bürgerin-
nen und Bürger und darüber hinaus zu eigen ma-
chen. 

Bei dem Eigentumsrecht an Daten und bei der Resi-
lienz unserer Infrastruktur, insbesondere der Cyber-
sicherheit, müssen die USA und Europa stark und 
verlässlich zusammenarbeiten, wenn wir Diktatoren 
und Autokraten etwas entgegensetzen wollen. Von 
einer Kooperation in Forschung und Innovation profi-
tieren wir auf beiden Seiten des Atlantiks. Das wird 
auch ein Dealmaker verstehen. 

Die Konflikte dieser Zeit haben mehr als deutlich ge-
macht, dass wir diese Partnerschaft auch in der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik mit neuem Leben erfüllen 
müssen. Deutschland hat sich in den letzten zweiein-
halb Jahren aufgemacht, seinen Beitrag zu den 
Bündnisverpflichtungen endlich nachzuholen. Denn 
eine Partnerschaft kann nur funktionieren, wenn sich 
alle Partner an ihre Zusagen halten und Lasten nicht 
einseitig getragen und verteilt werden. 

Nordrhein-Westfalen liegt im Herzen Europas. Wir 
profitieren in besonderer Weise von Frieden und Sta-
bilität. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Ich bin überzeugt, dass wir – in der Tradition einer 
wertebasierten Außenpolitik – auch unsere nationa-
len und insbesondere europäischen Interessen in un-
sere Außenpolitik einbeziehen müssen. In vielen Ge-
sprächen mit den amerikanischen Kolleginnen und 
Kollegen, mit Wissenschaftlern, mit klugen Köpfen in 
den Thinktanks – ich finde es ausdrücklich richtig und 
wichtig, dass wir in diese unterschiedlichen Thinktanks 
hineingehen, dort die Gespräche suchen, und ich kann 
nur sehr unterstützen, dass das auch von den Vertre-
tern dieser Landesregierung gemacht wird – begeg-
net uns immer wieder die Frage: Was sind denn eure 
Interessen? 

Diese Frage werden wir beantworten müssen, wenn 
wir die transatlantische Partnerschaft und Freundschaft 
weiter so stabil und lebendig halten wollen, wie wir und 
auch ich sehr persönlich das gerne möchten. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Vereinzelt 
Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kollegin 
Freimuth. – Für die Landesregierung spricht nun der 
Minister und Chef der Staatskanzlei, Herr Liminski. 

Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Internationales sowie Medien im 
Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Vor 
ziemlich genau einem Jahr war ich zum Auftakt un-
seres NRW-USA-Jahres in den USA. Von dieser 
Reise ist mir ein Besuch in Germantown, in Harris-
burg, Pennsylvania, besonders in Erinnerung geblie-
ben. Gemeinsam mit der damaligen US-General-
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konsulin besuchte ich das Haus, in dem vor 341 Jah-
ren 13 Familien aus Krefeld die erste deutsche Sied-
lung in der Neuen Welt begründeten. 

Ich hatte anlässlich des Besuchs des US-Präsi-
denten in Deutschland kürzlich beim Staatsempfang 
im Schloss Bellevue die Gelegenheit, Joe Biden von 
dieser besonderen Verbindung zwischen unseren 
Ländern zu erzählen. Seine Antwort war: Oh Man, 
thank God you came. – Ich glaube, das ist ein Mus-
terbeispiel für amerikanischen Humor. 

(Heiterkeit von allen Fraktionen) 

Aber das ist auch beispielhaft für die besonderen Be-
ziehungen zwischen den USA und Nordrhein-West-
falen, für das, was sie viele Jahrhunderte und mit ei-
nem Ozean dazwischen bisher ausgehalten haben. 
Wir fühlen uns den USA nah. Auch deshalb haben 
wir die Ereignisse dort in den letzten Wochen beson-
ders nah verfolgt. 

Es ist bereits gesagt worden: Die Wiederwahl von 
Donald Trump ist eine historische Zäsur. Es ist ein 
Ereignis mit enormen Auswirkungen für unsere Wirt-
schaft, für unsere Sicherheit und auch für unsere Ge-
sellschaft. 

Zur Wirtschaft: Die Vereinigten Staaten von Amerika 
sind Nordrhein-Westfalens wichtigster Handels-
partner außerhalb Europas. Mehr als 1.700 US-
Unternehmen sind bei uns in Nordrhein-Westfalen 
engagiert. Auch in Bildung, Wissenschaft und For-
schung gibt es zahlreiche Kooperationen. 

Zur Sicherheit: Die Vereinigten Staaten von Amerika 
sind nach wie vor der Garant europäischer Sicher-
heit, nach innen wie nach außen. Zahlreiche Terror-
anschläge in Deutschland, auch in Nordrhein-West-
falen, konnten nur dank der Hinweise der US-
Nachrichtendienste verhindert werden. Wir haben 
also selber ein enormes Interesse daran, unseren 
Beitrag zu dieser Sicherheitskooperation zu leisten, 
um weiter von ihr zu profitieren.  

Zur Gesellschaft: Die Entwicklungen in den USA ge-
hen auch an unserer Demokratie nicht spurlos vor-
bei. Die politische Kultur in den USA hat immer weit 
über die Landesgrenzen hinaus gestrahlt, im Guten 
wie im Schlechten. Die Fragmentierung der Öffent-
lichkeit und die enorme Polarisierung, die dadurch 
befördert wird, kennen wir auch bereits bei uns in 
Deutschland und in Nordrhein-Westfalen. Manche 
halten es geradezu für mustergültig, Egoismus zum 
politischen Programm zu erklären.  

„America first“ wird uns auch in Europa, in Deutsch-
land und hier in Nordrhein-Westfalen noch eine 
ganze Menge abverlangen. Handelszölle werden 
uns empfindlich treffen. Ein neuer amerikanischer 
Protektionismus würde globalisierte Lieferketten 
massiv beeinträchtigen. Die Fokussierung auf die Ri-
valität mit China könnte dazu führen, dass uns eine 
neue Administration irgendwann vor die Wahl stellt, 

uns zu entscheiden, und für die aus ihrer Sicht rich-
tige Entscheidung jedes Druckmittel einsetzt.  

Wer das alles für Alarmismus oder Schwarzmalerei 
hält, dem rate ich, einen Blick auf die erste Amtszeit 
von Donald Trump zu werfen. Dieser Mann tut tat-
sächlich, was er sagt. Diese Lektion sollte endlich ge-
lernt sein.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Allerdings scheint die Bundesregierung diese Lektion 
nicht gelernt zu haben. Ernsthafte Vorbereitungen 
auf eine Wiederwahl Donald Trumps kann ich nicht 
erkennen. In Nordrhein-Westfalen haben wir im Rah-
men unserer Zuständigkeiten und unserer Möglich-
keiten Vorbereitungen getroffen. Wir haben in Nord-
rhein-Westfalen unsere Hausaufgaben gemacht. Mit 
dem NRW-USA-Jahr haben wir unsere Verflechtung 
mit den USA gestärkt und ausgebaut.  

Ich will ganz explizit sagen: Das haben Landesregie-
rung und Landtag gemeinsam getan. Deshalb an die-
ser Stelle mein Dank an die Vorsitzende der NRW-
USA-Parlamentariergruppe, Angela Freimuth, und 
auch an den Vorsitzenden des Ausschusses für In-
ternationales, Stefan Engstfeld. Danke für die Ko-
operation in diesem zurückliegenden Jahr.  

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und der 
FDP) 

Wir haben in über 100 Veranstaltungen mit über 100 
unterschiedlichen Partnern denen eine Bühne ge-
baut, die diese Beziehungen täglich mit Leben füllen. 
Wir haben auch in einer ganzen Reihe von Bereichen 
neue Verbindungen geknüpft: eine neue Zusammen-
arbeit etwa im transatlantischen Schulaustausch mit 
Pennsylvania. Mit dem Bundesstaat Minnesota ha-
ben wir die bestehende Zusammenarbeit bei Ener-
gie, Klimaschutz, Umwelt und Verkehr ausgebaut. 
Mit dem Bundesstaat New Jersey haben wir einen 
Verwaltungsaustausch vereinbart, um für schnellere 
Genehmigungen und Planungen zu lernen.  

Bei Besuchen an der US-Westküste und im Mittleren 
Westen hat die Landesregierung für den Wirt-
schafts- und Wissenschaftsstandort Nordrhein-West-
falen geworben: unser Ministerpräsident Hendrik 
Wüst im April dieses Jahres und die Ministerkollegin-
nen Mona Neubaur und Ina Brandes mit ihren Reisen 
im Sommer.  

Es war mir persönlich ein Anliegen, dass wir das 
NRW-USA-Jahr rechtzeitig im Jahr vor der Präsi-
dentschaftswahl durchführen. Mit der ersten Reise 
habe ich den Schwerpunkt auf unseren Partnerstaat 
Pennsylvania gelegt. Beim zweiten Besuch im Sep-
tember dieses Jahres lag der Fokus auf der Haupt-
stadt Washington, D. C.  

Ja, ich habe dort Gespräche mit beiden Lagern ge-
führt. Lieber Herr Vogt, ich bin dankbar für Ihren Vor-
wurf, denn er zeigt die Fehler, die in Berlin gemacht 
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worden sind. Während wir mit beiden Lagern gespro-
chen haben, hat sich die Bundesregierung auf das 
Cheerleading für Kamala Harris beschränkt. Das hat 
offenkundig nicht gereicht.  

(Beifall von der CDU) 

Wo ich dabei stehe und in diesen Gesprächen ge-
standen habe, hätten Sie nachlesen können, wenn 
Sie vielleicht auch den Text unter den Fotos gelesen 
hätten; dann wären Sie schon einen Schritt weiter.  

(Lachen von den GRÜNEN) 

Wo aber diese Bundesregierung steht und wo sie ge-
wesen ist, ist die Frage, die eigentlich gestellt wird.  

(Beifall von der CDU) 

Mir ging es darum, zu verstehen, was die Erwartun-
gen an Deutschland und Europa sind. Es ging auch 
darum, für Nordrhein-Westfalen als ein international 
vernetztes Land zu werben, der Frage nachzugehen, 
welchen Beitrag wir von hier aus leisten können. Uns 
muss doch am Vorabend der Inauguration von Do-
nald Trump klar sein: Entrüstung alleine ist kein poli-
tisches Programm. Ständiges Kopfschütteln macht 
irgendwann kopflos.  

(Heiterkeit von der CDU) 

Deswegen müssen wir die wesentlichen Fragen un-
verstellt in den Blick nehmen. Spätestens mit dem 
Wahlsieg von Donald Trump als dem selbst ernann-
ten Dealmaker-in-Chief müssen wir uns doch in Eu-
ropa fragen: Was können und was müssen wir tun, 
um ein verlässlicher Bündnispartner und ein relevan-
ter Ansprechpartner für die Vereinigten Staaten zu 
sein, ganz gleich wer in Zukunft im Weißen Haus re-
sidiert? Auf diese Frage müssen wir auf allen Ebenen 
in der Europäischen Union, in Deutschland und auch 
hier in Nordrhein-Westfalen Antworten finden.  

Bei aller Entrüstung, bei aller Enttäuschung und auch 
bei aller Entfremdung: Die USA waren, sind und blei-
ben ein wichtiger Partner, auch ein Wertepartner. Wir 
sollten nicht vergessen: Diese Nation hat viele ihrer 
Söhne geopfert, um unser Land von der Naziherr-
schaft zu befreien und nach der Katastrophe des 
Zweiten Weltkriegs wieder aufzubauen. 

Deswegen könnten wir eigentlich sagen: Oh Man, 
thank God they came. – Das ist der Geist, aus dem 
heraus wir in Nordrhein-Westfalen diese Beziehun-
gen, diese Situation angehen, zum Besten für unsere 
Wirtschaft, für unser Land und auch für unsere Ge-
sellschaft. – Danke schön.  

(Beifall von der CDU den GRÜNEN und An-
gela Freimuth [FDP]) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Minister. – Für 
die SPD spricht ihr Abgeordneter Herr Yüksel. 

Serdar Yüksel (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Li-
minski, ich habe mich gefragt, ob das eine patheti-
sche staatstragende Rede werden soll oder ob Sie 
vielleicht doch der Versuchung erliegen, kleines Karo 
aufzuspielen. Wenn Sie der Bundesregierung Cheer-
leadertum in der US-Außenpolitik vorwerfen, würde 
ich sagen: Das war gerade ziemlich kleines Karo von 
Ihnen.  

(Beifall von der SPD und Stefan Engstfeld 
[GRÜNE]) 

Ich habe mich gefragt, wie Ihr grüner Koalitions-
partner diesen Punkt gefunden hat, da für die Außen-
politik eine grüne Außenministerin zuständig ist.  

(Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Internationales so-
wie Medien im Geschäftsbereich des Minister-
präsidenten: Ach so?) 

Ihre Haltung zur Situation der Bundesregierung ist 
auch aus einem anderen Punkt nicht glaubhaft: Ich 
habe die Bilder gesehen, als Joe Biden in Berlin war, 
und wie sich ein Staatskanzleichef Liminski in das 
Bild hineingedrängt hat, um mit Joe Biden fotografiert 
zu werden.  

(Beifall von der SPD) 

Ihr wart doch alle in Berlin und konntet nicht genug 
Fotos mit Joe Biden machen. Jetzt sagt ihr: Wir 
wussten schon immer, dass Trump gewinnt, aber ihr 
habt euch schicksalhaft an die Demokraten gebun-
den.  

Dass wir als Sozialdemokraten die Präsidentschaft 
von Kamala Harris natürlich anders beurteilt haben, 
hat etwas mit wertebasierter Politik zu tun. Dass wir 
die menschenverachtende Politik und die Äußerun-
gen von Trump nicht gut finden können, also nicht 
vor allem, was gesagt wird, einen Kotau machen und 
jetzt sagen: „Wir wussten alles besser, zumal wir mit 
denen schon geredet haben; wir haben auch mit den 
Rechtskonservativen dort geredet“, hat etwas mit 
wertebasierter Politik zu tun. 

Dass wir als Sozialdemokraten Menschen und Politi-
kern auch in den USA, die keine wertebasierte Politik 
machen, auf Minderheiten rumprügeln, Lügen ver-
breiten und sexistisch unterwegs sind, sagen, dass 
das nicht unser Gesellschaftsbild ist, werden Sie uns 
wohl zugestehen. 

(Beifall von der SPD) 

Gerade ist sehr viel über die wirtschaftlichen Ver-
flechtungen gesprochen worden. Ich sage Ihnen 
ganz ehrlich: Aus Nordrhein-Westfalen und Deutsch-
land werden wir keinen Handelskrieg mit den USA 
anzetteln. Wir werden uns bündnistreu verhalten. 
Wenn es darauf ankommt, werden wir auch die dip-
lomatischen Beziehungen und die entsprechenden 
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Kanäle nutzen, um mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika eine gute Koexistenz zu führen. 

Die Frage ist doch, wie wir aus Nordrhein-Westfalen 
und aus Deutschland darauf reagieren. Man muss 
kein Hellseher und kein Raketenwissenschaftler 
sein, um anzunehmen, dass vier wirklich schwere 
Jahre auf uns zukommen. 

Die wirtschaftlichen Verflechtungen sind hier gerade 
genannt worden. Wir haben schon eine Präsident-
schaft Trump erlebt. Er wird – das haben Sie gerade 
richtigerweise gesagt – das machen, was er gesagt 
hat. Entgegen dem, was vorher gesagt worden ist: 
„Ach, das wird schon alles nicht so kommen, wie er 
es gesagt hat“, bin ich der festen Überzeugung, dass 
Unilateralismus, Protektionismus, Abschottung und 
Strafzölle auf uns in Deutschland zukommen wer-
den. 

Nun könnten wir sagen, Malta sollte für sich, Deutsch-
land sollte für sich und jeder der 27 Mitgliedsstaaten 
sollte für sich sehen, wie er damit zurechtkommt. 
Wenn wir eine Chance haben wollen, wenn wir im 
Oval Office und in den Vereinigten Staaten von Ame-
rika ernst genommen werden wollen, dann bedarf es 
dazu einer Antwort von Europa mit 550 Millionen Ein-
wohnern und einem Bruttoinlandsprodukt von 19 Bil-
lionen Euro, um gegenüber diesem Präsidenten Ein-
druck zu machen. 

(Beifall von der SPD) 

Das werden wir als Nordrhein-Westfalen alleine nicht 
schaffen. 

Das hat nicht nur mit wirtschaftlichen Verpflichtun-
gen, sondern auch mit wertebasierter Politik etwas 
zu tun. Ich will darauf noch einmal zurückkommen. 

Wir haben ein anderes Sozialstaatsverständnis. Wir 
haben ein anderes Verständnis von Multilateralis-
mus. Wir haben nicht dieses Verständnis „Jeder für 
sich, Gott für uns alle“ oder „America first“ oder „Ger-
many first“. Wir sehen doch, dass die Herausforde-
rungen in der Welt so sind, dass kein Staat und auch 
kein Staatsgebilde, auch nicht die Europäische 
Union, die Probleme dieser Welt alleine lösen kann. 
Alleine die Ankündigung des designierten Präsiden-
ten, aus dem Pariser Klimaabkommen auszutreten, 
zeigt doch, vor welchen Verwerfungen wir stehen. 
Die Antwort kann doch nicht sein: mehr Unilateralis-
mus. Was wir brauchen, sind Multilateralismus und 
eine wertebasierte Politik, aber keine gegenseitige 
Abschottung. 

(Beifall von der SPD und Stefan Engstfeld 
[GRÜNE]) 

Herr Voussem, ich will auch dem entgegen, was Sie 
gerade gesagt haben. Sie haben so ein bisschen in 
der Diktion des Chefs der Staatskanzlei gesagt, wäh-
rend wir auf Kamala Harris gesetzt hätten, hätte 
Friedrich Merz schon Kontakte in die US-ameri-

kanische Administration aufgenommen und sei der 
bessere Bundeskanzlerkandidat. Ich finde dieses 
„Herr Lehrer, im Keller brannte Licht, aber der Fried-
rich hat es schon ausgemacht“ nicht passend. Par-
teiübergreifend sollten wir alle aus der demokrati-
schen Mitte und auch Friedrich Merz schon sehr mit 
einer Stimme sprechen. 

Wir brauchen in Europa eine Haltung, in der 
Deutschland in der Mitte Europas eine besondere 
Verantwortung zukommt. Auch da sollte man kein 
kleines politisches Karo spielen und sich in der Politik 
gegenüber den USA nicht im Klein-Klein verlieren. 
Das ist meine herzliche Bitte in Ihre Richtung. 

(Beifall von der SPD) 

Zum Schluss würde ich gerne die Europäische Union 
als Wertegemeinschaft beschwören – als werteba-
sierte Gemeinschaft mit unserem Sozialstaatsmo-
dell, mit unserer freiheitlichen und liberalen Demo-
kratie, die wir trotz aller Schwierigkeiten in manchen 
Staaten haben – und betonen, dass unsere Antwort 
auf die Herausforderungen dieser Welt nicht sein 
kann, zu allem, was jetzt aus den Vereinigten Staa-
ten von Amerika kommt, Ja und Amen zu sagen, 
sondern in Klarheit zu sagen, wofür wir in der Euro-
päischen Union, auch zum Schutz unserer eigenen 
Wirtschaft und unsere eigenen Werte, stehen. 

Wir sollten uns nicht im billigen Populismus gegen-
über den USA verneigen und zu allem Ja und Amen 
sagen. Unsere Antwort darauf muss, glaube ich, 
sein: mehr Europa, mehr Zusammenarbeit, mehr 
Multilateralismus und nicht weniger. Das ist das, was 
wir hier parteiübergreifend miteinander feststellen 
sollten. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und Berivan Aymaz 
[GRÜNE]) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Kollege Yük-
sel. – Für die CDU spricht ihr Abgeordneter Herr Dr. 
Bergmann. 

Dr. Günther Bergmann (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen, meine Herren! Die Wichtigkeit der en-
gen Kontakte von Deutschland und Nordrhein-West-
falen mit den USA ist jetzt schon von allen Rednern 
aus verschiedenen Ecken beleuchtet worden. Ich 
möchte noch einige andere Punkte in dem Diskurs 
hinzufügen, auch wenn Nordrhein-Westfalen quasi 
nur kleine Außenpolitik machen kann; aber ein biss-
chen können wir ja schon tun. 

Der Paradigmenwechsel in den USA scheint mir bis 
dato hier zu wenig erwähnt worden zu sein. Mit Joe 
Biden geht der letzte Transatlantiker, der Präsident 
der USA ist. Es wird automatisch eine Hinwendung – 
die es ja schon latent gibt, aber sie wird jetzt noch 
deutlicher werden – zum pazifischen Raum geben. 
Das bedeutet: Europa rutscht etwas aus dem 
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zentralen Fokus der Vereinigten Staaten – mit all den 
Konsequenzen. 

Wie reagieren wir denn darauf? Oder wie reagieren 
wir nur auf dieses „Make America Great Again“? Ich 
frage mich jedes Mal: Which America do you mean? 
North America? South America? Central America? 
Latin America? Whatever! 

Diese Hybris und dieser Zentralismus, die in diesem 
Slogan schon mitschwingen, bringen uns an unsere 
Grenzen. Und wir werden es erleben, dass wir ge-
rade bei der Verteidigung dafür einen hohen Preis 
zahlen müssen. Die seit den 60er-Jahren bisher im-
mer eher stiefmütterlich behandelte EVU, also die 
Europäische Verteidigungsunion, wird eine ganz an-
dere Bedeutung bekommen, als wir ihr bis dato zu-
gestanden haben. 

Noch ein Punkt: Wer wie ich zentrale NATO-Ein-
richtungen in seinem Kreis hat – denken wir an Gei-
lenkirchen, denken wir an das große Kommando in 
Kalkar –, der weiß, welch eine zentrale Rolle Ameri-
kaner und das US-Militär auch bei uns in Nordrhein-
Westfalen spielen. Das geht weit über die normale 
Militärpräsenz hinaus. In meiner Heimatstadt werden 
der nördliche Luftraum dieser Erde und der Weltraum 
beobachtet. Das würden wir ohne Amerikaner, US-
Streitkräfte, gar nicht hinbekommen. 

Das ist etwas, worüber wir heute sprechen müssen; 
denn daraus ist ganz automatisch eine Freundschaft 
entstanden. Meine Nachbarschaft war in Teilen ame-
rikanisch. Wir reden immer über die Beziehungen zu 
den USA. Aber wir sollten auch über die Beziehun-
gen zu den Amerikanern in unserem Land sprechen. 
Mein Altnachbar ist heute Vorsitzender des BMW-
Freundesclubs in den USA. Da gibt es Beziehungen, 
die in die Zivilgesellschaft hineinreichen, aus dem ei-
nen in das andere hinüberkommen. 

Fakt ist: Die USA sind und bleiben natürlich unser 
wichtigster Partner außerhalb der EU. Das gilt aber 
eben nicht nur in politischer, wirtschaftlicher oder kul-
tureller Hinsicht, sondern auch und besonders in mi-
litärischer Hinsicht. 

Wir werden erleben, ob es jetzt von US-ameri-
kanischer Seite aus – was eigentlich seit Woodrow 
Wilson nicht mehr vorstellbar ist – quasi einen Roll-
back hin zu einer Art Abwendung von Europa, zu ei-
nem noch zentralistischer auf sich Gucken gibt, oder 
ob es weiterhin ein Festhalten an den engen Bezie-
hungen zu uns geben wird, die ja auf ähnliche Werte 
bauen. 

Die Risiken aus Sicht Europas – das ist gerade in An-
sätzen auch schon gesagt worden – stehen nicht erst 
in Zukunft an, sondern sie haben schon angefangen. 
Der Inflation Reduction Act ist nichts, was Trump 
nächstes Jahr erfinden wird, sondern das gibt es 
heute schon – die Diskussion über Zölle ist hier ja 
schon geführt worden –; mit all den Konsequenzen 

für unsere Wirtschaft, mit all den Anreizen, die sei-
tens der USA auf Europa gerichtet werden, um ganz 
aktiv europäische Unternehmen, auch Unternehmen 
aus Deutschland und Nordrhein-Westfalen, abzu-
werben, weil wir eine Exportnation mit hohen Kosten 
sind und absehbar auch bleiben werden. 

In diesem Zusammenhang, Herr Vogt, möchte ich 
auf das eingehen, was Sie gerade gesagt haben. Ich 
finde es in Teilen – das hat Herr Minister Liminski ge-
rade auch schon angedeutet – echt köstlich, was Sie 
hier gesagt haben. Ich will mal davon absehen, dass 
Sie gerade behauptet haben, hier würde irgendje-
mand überlegen, Umweltstandards zu senken. Wer 
hat das denn gesagt? Wo haben Sie das denn gele-
sen? 

(Alexander Vogt [SPD]: Das habe ich nicht ge-
sagt! – Zuruf von der SPD: Das hat er doch gar 
nicht gesagt!) 

Thema „Zölle“: Das ist alles wunderbar, wie Sie es 
gesagt haben. Aber dazu, dass gerade Sie sich hier 
hinstellen und so tun, als hätte die Bundesregierung 
eine gute Wirtschaftspolitik gemacht und mit Blick auf 
die von mir dargestellten Anreize der USA wunderbar 
gehandelt, kann ich nur sagen: Ich bin sprachlos. 

Scholz, der ausgewiesenermaßen ein großer Freund 
von Biden ist, der zum Beispiel den Inflation Reduc-
tion Act ganz objektiv – das kann man nicht anders 
sagen – unterstützt und uns Europäern nichts Nettes 
herübergeworfen hat, hat in den letzten Gesprächen, 
die ihr in eurer Dreierkoalition in Berlin – ich hätte fast 
„Selbsthilfegruppe“ gesagt – geführt habt, einen Vor-
schlag als Antwort auf Lindner gemacht. Das wurde 
von Herrn Habeck als hingerotzt dargestellt. 

So viel zur Qualität der SPD-Wirtschaftsvorschläge 
und -Kompetenzen – das sagt, glaube ich, alles. 
Dann sollten Sie sich nicht hier hinstellen und vom 
Ministerpräsidenten respektive von Herrn Liminski ir-
gendetwas anderes behaupten. 

Zu dem, was Herr Yüksel gerade in Bezug auf das 
zu viele Klein-Klein in der Wirtschaftspolitik gesagt 
hat – auf kleines Karo und Cheerleader will ich gar 
nicht eingehen –: Hier hat niemand vor und hat es bis 
jetzt auch nicht getan, zu allem Ja und Amen zu sa-
gen, ganz im Gegenteil: Wir werden da schon unsere 
eigene Position haben. Ich glaube, unsere Positio-
nen sind auch nicht weit voneinander entfernt. Das 
sollten wir uns dann auch nicht gegenseitig vorwer-
fen – erster Punkt. 

Zweiter Punkt: Lassen Sie uns doch gemeinsam froh 
sein, dass Friedrich Merz – das ist etwas, was uns in 
Europa und speziell in Deutschland fehlt – die Denke 
auf der amerikanischen Seite versteht, weil er auf-
grund seiner beruflichen und politischen Zusammen-
arbeit viele Einblicke hat, die uns verwehrt geblieben 
sind, da wir das immer nur mit der europäischen 
Brille sehen können. Friedrich Merz ist ein Kenner; 
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und das ist in der jetzigen Situation Gold wert für un-
ser Land – nichts anderes kann man sagen. 

(Beifall von der CDU) 

Ich finde es klasse, dass die Landesregierung clever-
erweise antizipativ handelt – wenn ich das so wun-
derbar beschreiben darf. Dort vorne sitzt ein Quartett, 
das dafür auch personell direkt in Haftung genom-
men werden kann: der Ministerpräsident, die stellver-
tretende Ministerpräsidentin, der zuständige Minis-
ter, eine Ministerin, die kulturell und wissenschaftlich 
unterwegs ist. 

(Kopfnicken von Nathanael Liminski, Minister 
für Bundes- und Europaangelegenheiten, In-
ternationales sowie Medien im Geschäftsbe-
reich des Ministerpräsidenten) 

Die haben genau das getan, was wir können, näm-
lich die Kontakte subnational zu stärken, anstatt im-
mer nur mit irgendwelchen Klischees durch die Ge-
gend zu rennen. Sie haben im Interesse unseres 
Bundeslandes die Beziehungen gefestigt, die trans-
atlantischen Partnerschaften gepflegt. 

Daran müssen wir weiter arbeiten, denn es hat sich 
auch mit Blick auf die Länder in Osteuropa heraus-
gestellt, dass es gut ist, die Kontakte nicht zu kappen, 
wenn es mal ein bisschen unbequem wird, sondern 
die Gesprächskontakte genau dann aufrechtzuerhal-
ten und auch unangenehme Gespräche zu führen. 
Politik ist nicht nur für den Sonnenschein da, sondern 
wir müssen auch und gerade dann stehen, wenn 
Schlechtwetterfronten nahen. Und das tut diese Lan-
desregierung. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bergmann. – Für die Fraktion der FDP 
spricht jetzt der Abgeordnete Brockes. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wenn man sich die Debatte hier 
heute anhört, muss man sich schon fragen: Was ist 
der Mehrwert dieser Debatte für unser Land? Vom 
Herrn Kollegen Voussem und vom Minister war zu 
hören: Wir müssen die Kontakte zu den USA weiter 
intensivieren, verstärken. – Da stimmen wir Ihnen zu, 
und Sie selbst haben ja eben auch die Kollegin Frei-
muth für die Arbeit gelobt, die die Parlamentarier-
gruppe unter ihr leistet. 

Aber das reicht aus unserer Sicht nicht aus. Ich erin-
nere daran, Herr Kollege Voussem: Im vergangenen 
Jahr haben wir als Freie Demokraten den Vorschlag 
gemacht, dass auch der Wirtschaftsausschuss in die 
USA reist und das USA-NRW-Jahr unterstützt. Dazu 
kam aus Ihrer Fraktion und der Grünenfraktion: Ach 
ne, das ist unnötig. Wir fahren lieber nach Dänemark. 

(Zuruf von Tim Achtermeyer [GRÜNE]) 

Dänemark war schön, und wir haben uns einiges an-
sehen können, aber so werden wir unserer Aufgabe 
nicht gerecht. Wir müssen dahin gehen, wo wir auch 
wirtschaftliche Interessen für unser Land haben. 

(Zuruf von Klaus Voussem [CDU]) 

Ich hätte erwartet, dass es hier in der Debatte zu ei-
nem gewissen Aufbruch kommt, dass wir schauen, 
wo wir aufgrund des Ergebnisses jetzt Gas geben 
müssen. Aber was ich vernehme, ist eher, dass man 
wie das Kaninchen auf die Schlange blickt. Der ein-
zige Vorschlag, der einmal konkret wurde, war der 
des Kollegen Vogt, der eben deutlich gemacht hat, 
dass Deutschland auch an sich selbst arbeiten 
müsse. Aber dann kam natürlich wieder – in alter 
SPD-Manier – die Aufhebung der Schuldenbremse, 
um in den Subventionswettstreit mit den USA einzu-
treten. 

Meine Damen und Herren, wenn das der Weg von 
Deutschland und Europa sein sollte, dann werden wir 
verlieren. Wir werden in diesem Subventionswettbe-
werb immer unterlegen sein, und das hilft uns nicht. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Norwich 
Rüße [GRÜNE]) 

Im Gegenteil: Schauen Sie sich an – der Inflation Re-
duction Act wurde schon mehrfach genannt –, 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Das glaubt Ihnen 
nur der Kollege Witzel!) 

wo sich die Vereinigten Staaten über alles hinaus zu-
sätzlich verschuldet haben. Damit haben sie die In-
flation in den USA angetrieben und dafür gesorgt, 
dass viele Trump gewählt haben, weil diejenigen et-
was gegen diese Inflation machen wollten. 

(Beifall von der FDP) 

Deshalb sage ich Ihnen ganz klar: Die Schulden-
bremse in Deutschland ist in Wirklichkeit eine Inflati-
onsbremse, und jetzt fragen Sie einmal, wer dafür die 
Verantwortung getragen hat, dass Deutschland eben 
nicht dem falschen Weg der Vereinigten Staaten 
nachfolgt. 

(Zurufe von Norwich Rüße [GRÜNE] und Ale-
xander Vogt [SPD]) 

– Ja, Herr Kollege Vogt, ich hätte da gerne auch noch 
einmal Herrn Habeck, Ihren Noch-Koalitionspartner 
in Berlin, zitiert, aber der Kollege Bergmann hat 
schon vorgegriffen. Dennoch zitiere ich – Herr Präsi-
dent, es ist nicht meine Wortwahl –, dass Herr Ha-
beck die Vorschläge von Kanzler Scholz als dahin-
gerotzt bezeichnet hat. 

(Zuruf von der SPD, Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE] und Norwich Rüße [GRÜNE]) 
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Meine Damen und Herren, es wäre zu wenig, wenn 
wir Abgeordnete und die Landesregierung heute 
über Amerika reden, ohne für unser Land konkret zu 
werden, weil wir wieder nur nach Berlin und nach 
Brüssel schauen. 

(Zuruf von Tim Achtermeyer [GRÜNE]) 

Wir müssen endlich handeln und dafür sorgen, dass 
die Wettbewerbsbedingungen in Nordrhein-Westfa-
len und in Deutschland besser werden. Wir brauchen 
endlich auch und gerade für Nordrhein-Westfalen 
eine Wirtschaftswende. 

(Beifall von der FDP – Tim Achtermeyer 
[GRÜNE]: Mit wem wollen Sie die dann ma-
chen?) 

Es ist ganz klar, dass dafür auch die Landesregie-
rung endlich ihre Hausaufgaben erledigen muss. Wir 
brauchen einen Bürokratieabbau in unserem Land. 
Wir brauchen schnellere Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren. Wir müssen mit den Steuern und 
Abgaben heruntergehen. Das ist zwingend notwen-
dig! 

(Zurufe von Tim Achtermeyer [GRÜNE] und 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Wenn Sie dann argumentieren, dass wir darauf kei-
nen Einfluss hätten, dann sage ich, dass Sie eigene 
Möglichkeiten haben. Sie wollen jedoch zum Beispiel 
über die Grundsteuer die Wettbewerbsbedingungen 
für unsere Wirtschaft, für das Gewerbe vor Ort ver-
schlechtern. 

Hören Sie damit endlich auf! Nehmen Sie dieses 
Grundsteuerkonzept zurück, weil es gescheitert ist, 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

und bringen Sie ein Flächenmodell ein! 

(Beifall von der FDP) 

Bundesweit gesehen liegt die Grunderwerbsteuer in 
Nordrhein-Westfalen auf dem höchsten Niveau. 
Hiermit verschlechtern wir wieder unsere Wettbe-
werbsbedingungen und unsere Standortbedingun-
gen. Gehen Sie mit der Grunderwerbsteuer endlich 
herunter. 

(Beifall von der FDP) 

Ich nenne Ihnen auch ein Beispiel aus dem Bereich 
„Bürokratie“. Es kann nicht sein, dass junge Men-
schen eher den Meisterbrief in der Hand halten, als 
von diesem Land auch nur einen Cent Meister-BA-
föG zu sehen. Dafür muss man sich schämen! Da 
müssen wir endlich schneller und besser werden! 

(Beifall von der FDP) 

Frau Ministerin, vielleicht greifen Sie gleich das 
Thema „Bürokratieabbau“ auf. Bis zu Beginn dieser 
Debatte kursierten drei Instagram-Kacheln, wonach 

Sie die Notwendigkeit eines Bürokratieabbaus er-
kannt hätten. 

Ich zitiere aus Ihrer Instagram-Kachel: Die Landesre-
gierung beschließt das umfangreichste Paket zum 
Bürokratieabbau seit vielen Jahren. – Dazu sage ich 
herzlichen Glückwunsch. 

(Tim Achtermeyer [GRÜNE]: Ihr wart vorher in 
der Regierung und habt nichts davon ge-
macht!) 

Wenn Sie aber zweieinhalb Jahre lang nichts tun, 
dann ist es klar, dass das die größte Initiative ist, die 
Sie dazu gestartet haben. 

Wir sind sehr gespannt. Bisher gibt es nur ein paar 
Instagram-Kacheln im Internet, aber keine Presse-
mitteilung und keinen Gesetzentwurf. 

(Zurufe) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
die Redezeit. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Präsident, ich 
komme zum Ende. – Wenn Sie das Thema ernst 
nähmen, hätte ich erwartet, dass Sie heute mit einer 
Regierungserklärung gestartet wären und das nicht 
so hintenherum machen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
die Redezeit ist deutlich überschritten. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Präsident, ich 
komme zum Schluss. – In Nordrhein-Westfalen bzw. 
in Deutschland profitieren im Moment nur die Rechts- 
und Steuerberater sowie die … 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege 
Brockes, entschuldigen Sie, aber Sie haben Ihre Re-
dezeit sehr deutlich überschritten. Von daher würde 
ich sagen, dass Sie nicht nur zum Schluss kommen, 
sondern Ihre Rede beenden. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Es wird Zeit, dass die Wirtschaft endlich wie-
der entlastet wird. – Danke. 

(Beifall von der FDP – Tim Achtermeyer 
[GRÜNE]: Ja, ja!) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Brockes. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt der Abgeordnete Engst-
feld. 



Landtag   13.11.2024 

Nordrhein-Westfalen 20 Plenarprotokoll 18/78 

 

Stefan Engstfeld (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen der demokratischen Fraktionen! An 
dem Wahlmorgen in den USA war ich auf einer Ver-
anstaltung von WDR, dem AmerikaHaus und ande-
ren. Das Ergebnis, dass Donald Trump der nächste 
Präsident der Vereinigten Staaten wird, war gegen 
halb acht relativ klar. In meiner ersten Reaktion war 
ich davon nicht richtig geschockt, weil man irgendwie 
damit gerechnet hat. Der Abstand und die Deutlich-
keit des Sieges, die sich aber abzeichneten, waren 
aber ernüchternd. Das war mein Gefühl. 

Im Laufe des Tages und am Tag danach änderte sich 
dieses Gefühl ein wenig. Eigentlich bin ich – so bin 
ich auch heute unterwegs – noch viel geschockter als 
2016, als Donald Trump das erste Mal gewählt 
wurde. Damals war das ein Sieg, mit dem man nicht 
gerechnet hatte. Das war nach dem Brexit-Referen-
dum, und man hatte nicht damit gerechnet, dass die 
britische Bevölkerung für den Austritt aus der Euro-
päischen Union votieren würde. Dann kam Trump, 
und man konnte gar nicht glauben, dass er gewählt 
wurde. 

Dieses Mal ist das anders, denn eigentlich schockiert 
mich noch mehr als 2016, dass dieses Mal alle ge-
nau wussten, wen sie wählen. Es war nicht: „Hui, 
Überraschung, da kommt Donald Trump!“, sondern 
allen war nach vier Jahren Regierungszeit von 
Trump klar, was auf sie zukommen würde. Allen war 
klar, dass da jemand kommt, der eine Liste von Ver-
fahren vorweist, der im Krieg mit der Justiz steht, ge-
gen den Vergewaltigungs-, Steuerhinterziehungs- 
und Wahlbetrugsvorwürfe im Raum stehen, der eine 
konservative Revolution will und der „Migranten 
raus!“ schreit und der permanent beleidigend und ab-
wertend über Frauen redet. All das wusste man. Er 
kann an Fake News erzählen, was er will: They’re e-
ating the cats, they’re eating the dogs from the pe-
ople who live there.  

All das wussten die Amerikanerinnen und Amerika-
ner. Sie wussten genau, wen sie wählen. Und dann 
kommt so ein Ergebnis – 4 Millionen Stimmen mehr, 
alle Swing States geholt. Wir sehen doch schon an 
dieser lustigen Kabinettspostenbesetzung, was da 
auf uns zukommt. Das schockiert mich wirklich mehr 
als 2016.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Ver-
einzelt Beifall von der CDU) 

Ich habe mir bei diesem Wahlkampf die Frage gestellt – 
ich habe mir nachts einiges angucken können –, wel-
che Lehren wir daraus ziehen. Ich habe jetzt nicht die 
Zeit – ich habe nur sechs Minuten –, zehn Lehren zu 
ziehen, aber ich will eine hervorheben. Donald 
Trump hat auch bei der Rede morgens in Florida 
nach seinem Wahlsieg vor dem Redepult … Übri-
gens hoffe ich, dass wir das bis Ende der Legislatur-
periode hinkriegen: Das ist ein Redepult. Hier 

werden Reden von Frauen und Männern gehalten. 
Es ist kein Rednerpult; es ist ein Redepult. Das will 
ich einmal vor die Klammer ziehen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Da steht immer drauf – das war in dem ganzen Wahl-
kampf so –:  

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Trump will fix it. – Das war der Spruch: Trump will fix it.  

Trump hat da eine Figur, ein düsteres Bild von einem 
Land gezeichnet – von den Vereinigten Staaten –, 
das im Niedergang gewesen ist, einem Land, das 
von Migranten überflutet wird, einem Land, das die 
Kontrolle über seine Grenzen verloren hat, einem 
Land, das wirtschaftlich daniederliegt,  

(Sven Werner Tritschler [AfD]: Kommt Ihnen 
bekannt vor?) 

einem Land, in dem eine politische Elite regiert – „die 
da oben“ –, die nichts mehr mit dem Volk zu tun hat,  

(Markus Wagner [AfD]: Reden wir jetzt über 
Deutschland oder die USA?) 

einem Land, das gerade quasi Staatsversagen zur 
Schau trägt.  

(Markus Wagner [AfD]: Sie sprechen über 
Deutschland?) 

Diese Figur eines kaputten Staates, eines Staatsver-
sagens, einer Demokratie, die nicht mehr funktioniert – 
„Trump will fix it“; „ich bin der starke Mann, der das 
repariert“ –, ist brandgefährlich. Sie ist brandgefähr-
lich. Ich kann nur an alle demokratischen Parteien 
hier im Landtag appellieren, und ich hoffe darauf: 
Lassen wir die Finger davon, unser Land und unsere 
Nation kaputtzureden, schlechtzureden oder, wie ich 
es manchmal, liebe Freunde der Sozialdemokratie, 
in diesem Haus von Ihnen gehört habe, von Staats-
versagen zu reden. Lassen wir die Finger davon. Das 
muss die Lehre sein.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU und der SPD 

Denn es gibt nur eine Partei, die davon profitiert. Das 
sind die da, und das kann niemand von uns wollen. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – Bei-
fall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Engstfeld. – Für die Fraktion der AfD 
spricht jetzt der Abgeordnete Loose. 

Christian Loose*) (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lati-
nos, Schwarze, Frauen – Sie alle haben Donald 
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Trump gewählt. Die Bevölkerung, die über ein gerin-
ges Einkommen verfügt, hat mehrheitlich Donald 
Trump gewählt. Taylor Swift, Leonardo DiCaprio, 
Barbra Streisand – Sie alle haben Harris gewählt. 
Ebenso wurde Harris mehrheitlich von der Bevölke-
rung gewählt, die über ein hohes Einkommen von 
mehr als 100.000 US-Dollar verfügt. Die Arbeiter 
wählen Trump, die Elite wählt Harris.  

Warum ist das so? Vielleicht hilft ein Zitat aus dem 
Antrag von CDU und Grünen:  

„Der gewählte Präsident Trump hat mehrfach be-
tont, amerikanische Interessen künftig noch kon-
sequenter zu verfolgen.“ 

Liebe Grüne, liebe CDU, was ist so schlimm daran, 
die Interessen der eigenen Bevölkerung konsequen-
ter zu verfolgen? Heißt es nicht „dem Wohle des 
deutschen Volkes“? Ach nein, Sie haben vor einigen 
Jahren zusammen mit SPD und FDP die Vereidi-
gungsformel in NRW geändert. Jetzt heißt es nicht 
mehr „dem Wohle des deutschen Volkes“, jetzt heißt 
es „dem Wohle des Landes NRW“.  

Wäre es nicht endlich mal an der Zeit, damit anzu-
fangen, deutsche Interessen zu verfolgen? Stattdes-
sen bekam ich gestern von Ihrer Landesregierung 
eine Studie zugeschickt, und zwar mit folgendem Ti-
tel: Repräsentation von Migrant*innen in Kam-
mergremien in NRW.  

In dem Anschreiben der landeseigenen Stiftung heißt 
es – Zitat –:  

Mit der aktuellen ZfTI-Studie möchten wir die vielfäl-
tigen Ursachen der geringen Repräsentation der 
Migrant*innen in den Kammergremien aufzeigen und 
die Kammern auf ihrem Weg zu mehr Vielfalt und 
Partizipation unterstützen.  

Ernsthaft? Ist das die Antwort auf Trump? Noch mehr 
Geld für Vielfalt- und Toleranzprogramme? Und Herr 
Engstfeld fordert jetzt, das Rednerpult in „Redepult“ 
umzubenennen. Ist das Ihre Antwort auf Trump?  

(Zuruf von der SPD: Ja!) 

Statt Einstellung nach Qualifikation lieber Einstellung 
nach Quoten, Herr Kollege?  

Trump ist ein Macher, ein Unternehmer. Der sucht 
sich sein Ministerium nach Qualifikation, nach Kön-
nen aus. Der erfolgreiche Unternehmer Elon Musk, 
vor einigen Jahren für die woken Linken noch der 
Held wegen seiner Elektroautos, ist jetzt für die Lin-
ken der Teufel. Er soll sich um den Bürokratieabbau 
kümmern.  

Tom Homan ist ausgebildeter Polizist, Einwande-
rungsbeamter und ehemaliger Direktor der Zollbe-
hörde. Er soll den Migrationsansturm in den Griff be-
kommen.  

Robert F. Kennedy Junior war vor einem Jahr noch 
bei den Demokraten – also dem politischen Gegner – 

als nächster Präsident im Gespräch. Er wird nun von 
Trump als Fachmann für Gesundheitspolitik geholt. 
Er hat übrigens zwei Studienabschlüsse, eine Pro-
fessur und war jahrelang als Umweltanwalt eine be-
kannte Größe in den USA.  

Marco Rubio ist erfolgreicher Anwalt und aktuell Se-
nator von Florida. Rubio will die USA unabhängiger 
machen und die Macht von China und Iran begren-
zen. Er soll Außenminister werden.  

Was hat Deutschland, was hat NRW zu bieten? 
Deutschland hat eine Außenministerin, die wohl mal 
das Wort „Völkerrecht“ gehört hat und gerne mit ei-
nem privat eingeflogenen Stylingteam Fotos auf den 
Fidschi-Inseln macht, um dort vor dem Klimawandel 
zu warnen.  

Wir haben in NRW einen Verkehrsminister, der mal 
fast ein Biologiestudium abgeschlossen hätte, und 
eine Wirtschaftsministerin, die noch nie in der Wirt-
schaft gearbeitet hat, aber meint, dass thyssenkrupp 
unbedingt klimaneutralen Stahl bräuchte.  

Hui; dass bei dieser Gegenüberstellung der Herr Mi-
nister Liminski Angst um die Beziehung zwischen 
NRW und den USA hat, kann ich wirklich nachvoll-
ziehen.  

Aber wollen wir statt über Personen über politischen 
Inhalt reden. Der designierte Außenminister Marco 
Rubio warnte die Deutschen vor einer zu großen Ab-
hängigkeit von China. Hat er damit recht? Nein, auf 
keinen Fall. Denn lediglich etwa 80 % der Materialien 
für Windindustrie- und PV-Anlagen kommen aus 
China. Das kann man doch nicht Abhängigkeit nen-
nen. Und Medikamente? Vielleicht einfach mal dar-
über nachdenken.  

Kommen wir von Herrn Rubio zu Herrn Liminski, 
auch so jemand, der noch nie in der freien Wirtschaft 
gearbeitet hat. Herr Liminski warnte im Interview mit 
der Frankfurter Rundschau vor einem Handelskrieg 
und erklärte, dass die deutsche Autoindustrie für Do-
nald Trump ein Feindbild sei – als wenn die deutsche 
Regierung nicht bereits der größte Feind unserer Au-
toindustrie wäre.  

Gestern kamen die Nachrichten von der Kurzarbeit 
bei Ford in Köln. Vor einigen Wochen waren es ent-
sprechend die Nachrichten von VW, drei Werke zu 
schließen. Da brauchen Sie nicht Trump, um die 
deutsche Automobilindustrie zu zerstören. Das 
schaffen Sie schon ganz allein. Aber nun gut. 

Wie sieht es aus mit einem Handelskrieg und mit Zöl-
len? Die USA erheben unverschämte 2,5 % Zoll auf 
deutsche Autos. Die EU nimmt lediglich mickrige 
10 % auf amerikanische Autos. Ach, Moment, das ist 
ja viermal so hoch. Ja, Herr Liminiski, wenn Trump 
ernst macht, dann erkennt er, dass die EU bereits ei-
nen Handelskrieg gegen die USA führt.  
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Übrigens fordert die EU demnächst Strafzölle für die 
Einführung von in China produzierten Autos, übri-
gens auch von deutschen Herstellern.  

Die EU verlangt demnächst einen Klimazoll, wenn 
importierte Waren nicht die idiotischen Klimaregeln 
der EU erfüllen, übrigens eingeführt von Frau von der 
Leyen von der CDU, liebe Kollegen von der CDU.  

Also, wer führt da einen Handelskrieg? Handels-
kriege haben also längst begonnen. Doch das Inte-
ressante ist, dass die EU glaubt, dass ihr Angriffs-
krieg nur ein Verteidigungskrieg sei.  

Vielleicht können wir einiges von den Wählern in den 
USA lernen. Die Mehrheit in den USA will keine Mas-
seneinwanderung, die Mehrheit will sich nicht mit 52 
Geschlechtern befassen, und die Mehrheit der Bür-
ger möchten keine Bevormundung durch eine Elite, 
sondern das Recht zur freien Meinungsäußerung. All 
das wünschen sich auch viele Deutsche, und für 
diese kämpfen wir weiter – für Freiheit, Wohlstand 
und Vernunft. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Abgeordneter Loose. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Ministerin Neubaur. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir blicken als 
Nordrhein-Westfalen auf eine enge, tiefe und jahr-
zehntelang tragende Partnerschaft mit den Vereinig-
ten Staaten zurück, denn die Vereinigten Staaten 
von Amerika sind unser wichtigster transatlantischer 
Wertepartner.  

Unsere Partnerschaft gründet auf dem sehr festen 
Fundament von gemeinsamen Werten. Um das 
deutlich zu sagen – die Vorredner haben es ausge-
führt –: Ja, wir waren als Vertreter des Landes Nord-
rhein-Westfalen, als Ministerpräsident, Ministerinnen 
und Minister im vergangenen Jahr auf subnationalem 
Niveau in den Vereinigten Staaten unterwegs. Und 
was machen wir da? Wir fahren dahin, teilweise in 
Begleitung von Kulturschaffenden, von Wirtschafts-
vertretern, um die Interessen des Landes Nordrhein-
Westfalen in Europa auch in den USA deutlich zu 
machen. In jedem Gespräch, das Mitglieder dieser 
Landesregierung auf transatlantischer Ebene oder 
innerhalb Europas oder sogar teilweise hier in Nord-
rhein-Westfalen führen, stehen die Werte, die diese 
Regierung verkörpert, stets im Vordergrund.  

Es ist notwendig, unsere Interessen deutlich zu ma-
chen und im selben Atemzug gerade denen gegen-
über, mit denen man im Widerspruch steht, klarzu-
stellen, dass die Werte, die diese Landesregierung, 
die die Menschen in unserem Land starkmachen und 

auszeichnen, nicht zur Disposition stehen. Nur so 
kommt man einen Schritt weiter.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Genau das war Gegenstand einer Delegationsreise, 
die ich Mitte August nach Kalifornien und Minnesota 
unternommen habe. Ich wurde von einem Geleitzug 
von starken Start-ups, von Maschinen- und Anlagen-
herstellern begleitet. Diese brachten zum Ausdruck, 
dass sie gerne das Angebot nutzen wollen, aber 
nicht darauf schielen wollen, was auf Bundesebene 
passiert. Sie möchten vielmehr die bestehenden Ge-
schäftsbeziehungen, die sie als starke nordrhein-
westfälische mittelständische Unternehmen haben, 
jetzt noch einmal nachschärfen und Kontakte auffri-
schen, um für die großen Aufgaben, die in unserer 
mittelständischen Industrie und Wirtschaft auf der 
Tagesordnung stehen, gewappnet zu sein.  

Das sind die Fragen von Digitalisierung, dem Einsatz 
von künstlicher Intelligenz in der Produktion und na-
türlich die Frage der Defossilisierung der Wirtschaft. 
Warum ist das wichtig? Weil Zölle eine immense 
Auswirkung auf unseren Wirtschaftsstandort haben 
würden. Diesem Geschehen sollten wir, finde ich, 
nicht mit großen Augen zuschauen, sondern Europa 
und Deutschland müssen darauf Antworten geben 
und zeigen, wie attraktiv der Binnenmarkt Europa ist, 
auch für die US-amerikanische Wirtschaft.  

Es ist doch nicht so, als hätten wir denen, die in den 
USA mit „Make America Great Again“ die einzige Ma-
xime im Protektionismus sehen, nichts zu bieten. Wir 
können darauf Antworten geben, weil wir ein attrakti-
ver Binnenmarkt sind und über attraktive Unterneh-
men und über eine attraktive Forschungslandschaft 
verfügen. Und ganz wichtig: Wir haben attraktive 
Verbindungen zwischen Menschen, egal, ob es der 
Schüler*innenaustausch, der Austausch zwischen 
Hochschulen, der kulturelle Austausch oder eben 
auch der Austausch ist, in dem unsere Unternehmen 
in einem tatsächlich florierenden Handel miteinander 
stehen.  

Was also bleibt für Nordrhein-Westfalen im Herzen 
Europas in dieser geostrategisch und geopolitisch 
angespannten Zeit zu tun? Ich habe von dem Ergeb-
nis der Amerikawahl erfahren, als ich gerade mit ei-
ner Delegation auf Reise in Portugal und Spanien 
war. Ich möchte Ihnen transparent machen, wie un-
sere süd- und südwesteuropäischen Nachbar*innen 
auf die Lage nach der Trump-Wahl blicken. Sie ap-
pellieren an ein starkes Land, an eine starke Export-
region, an eine starke Industrieregion wie Nordrhein-
Westfalen, um gemeinsam den europäischen Weg 
entlang eines Draghi-Reports, entlang dessen, was 
im Green Deal angelegt ist, weiterzugehen. Wir wol-
len Innovationsvorteile dadurch gewinnen, dass wir 
die Ersten sind, die es schaffen, ohne schädlichen 
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CO2-Ausstoß erfolgreich Geschäftsmodelle zu etab-
lieren.  

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Wir möchten mit denen zusammenarbeiten, die uns 
dabei mit ihren Ideen unterstützen können.  

Lieber Herr Brockes, ich finde es schon interessant, 
dass Sie hier Kacheln im Internet beschreiben, wohl 
wissend, dass das Kabinett einen Beschluss gefasst 
hat, ein Kabinett, in dem alle Ressorts zusammen 
über Jahre intensiv gearbeitet haben.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Denn wir als Landesregierung gehen ins Handeln 
und bestaunen nicht die Probleme, sondern tun 
Stück für Stück alles, was in unserer Macht liegt, um 
ein attraktiver Wirtschaftsstandort zu sein und  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

um denen, die gerade auf der Suche nach neuen 
Standorten sind, den Weg auszuleuchten.  

Wir alle haben das letztes Jahr miteinander bespro-
chen: die große Investitionszusage von Microsoft, 
aber auch Investitionszusagen zum Beispiel von 
Cummins aus Minnesota für das nördliche Ruhrge-
biet, für Herten. All das sind Strahlmomente für Nord-
rhein-Westfalen. 

Daran weiterzuarbeiten, alles dafür zu tun, die Zu-
kunft europäischer Wirtschafts- und Handelspolitik in 
den Fokus zu stellen und im Wissen, was wir ökono-
misch, demokratisch und kulturell verlieren könnten, 
eigene Interessen auch gegenüber den Vereinigten 
Staaten gerade unter diesem Präsidenten zu vertre-
ten, 

(Beifall von Berivan Aymaz [GRÜNE]) 

muss unsere Aufgabe sein. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Neubaur. – Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Somit schließe ich diese Aktuelle 
Stunde. 

Wir kommen zu: 

2 Gemeinsam für die Olympischen und Paralym-
pischen Spiele in Deutschland 

Antrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/11327 – Neudruck 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die CDU-
Fraktion dem Kollegen Nettekoven das Wort. 

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir ha-
ben in den letzten Wochen und Monaten sehr viel 
über Taurus geredet, aber heute reden wir einmal 
über Olympische und Paralympische Spiele in 
Deutschland. 

(Beifall von der CDU) 

Als sportpolitischer Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion freue ich mich, heute zu diesem 
fraktionsübergreifenden Antrag sprechen zu dürfen. 

Gemeinsam haben wir uns in diesem Hohen Haus 
dafür ausgesprochen, dass Deutschland sich um die 
Ausrichtung der Olympischen und Paralympischen 
Spiele bewirbt. Die Begeisterung, die die Spiele in 
Paris entfacht haben, zeigt, welche Strahlkraft solch 
ein Großereignis entfalten kann – nicht nur im Aus-
tragungsland, sondern weltweit. 

Genau das wollen wir auch für unser Land erreichen. 
Nordrhein-Westfalen hat als Sportland Nummer eins 
hervorragende Voraussetzungen, um Gastgeber die-
ser Spiele zu sein. Unsere Sportinfrastruktur und un-
ser Engagement für den Leistungs- und Breitensport 
machen uns zu einem idealen Kandidaten. 

Die Bewerbung von NRW mit Rhein-Ruhr, „Berlin 
plus“ oder „München plus“ – Deutschland als Ganzes 
kann von den Spielen profitieren. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Olympische und Paralympische Spiele in Deutsch-
land bedeuten weit mehr als nur Sport. Sie sind ein 
Fest der Völkerverständigung, ein Zeichen für Tole-
ranz und Inklusion. Sie bieten die Chance, innovative 
und nachhaltige Konzepte umzusetzen, die den Her-
ausforderungen unserer Zeit gerecht werden. 

Die Politik steht geschlossen hinter diesem Vorha-
ben. Über Fraktionsgrenzen hinweg haben wir uns 
darauf verständigt, die Bewerbung Deutschlands um 
die Ausrichtung der Spiele zu unterstützen. Das sen-
det ein starkes Signal an den DOSB und die Bundes-
regierung: Wir wollen diese Chance für unser Land 
nutzen. 

Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, 
Deutschland als Gastgeber für die Olympischen und 
Paralympischen Spiele ins Rampenlicht zu rücken. 
Nordrhein-Westfalen ist bereit, seinen Teil dazu bei-
zutragen. Packen wir es an! – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Nettekoven. – Für die Fraktion der SPD 
spricht jetzt die Abgeordnete Durdu. 
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Tülay Durdu*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Kolleginnen! Kollegen! Die Olympischen und Para-
lympischen Spiele von Paris haben den Sport und 
die Welt begeistert. Noch wichtiger: Sie haben auch 
die Pariser Menschen begeistert. Es war ein großes 
Fest des Sports mit großartigen Höchstleistungen. 

Diesen olympischen Schwung wollen wir heute auf-
nehmen und ein deutliches Zeichen setzen. Deutsch-
land und Nordrhein-Westfalen sind bereit für eine Be-
werbung um die Olympischen und Paralympischen 
Spiele. Wir sind überzeugt, dass die Austragung des 
größten Sportereignisses der Welt viele positive Im-
pulse auslösen kann – für Infrastruktur, Wirtschaft, 
Beschäftigung und für die Menschen im Land. 

Natürlich erhoffen wir uns auch handfeste Impulse 
für unsere Sportlandschaft und Sportstätten im Brei-
ten- und im Spitzensport. Nicht zuletzt haben die Er-
fahrungen der vergangenen Jahre gezeigt, dass die 
Ausrichtung der Spiele in den Ausrichterländern zu 
sportlichen Höchstleistungen führt. 

Es gibt allerdings gewisse Minimalbedingungen für 
die Bewerbung um die Olympischen und Paralympi-
schen Spiele. Wir sind überzeugt, dass eine Bewer-
bung um die Spiele im Ablauf und im Konzept trans-
parent sein muss, und zwar für alle Beteiligten; für die 
Austragungsorte, die Sportler und die Menschen. 

Außerdem geht es um nachhaltige Spiele, die dauer-
hafte Verbesserung bringen sollen. Ein schnell ver-
pufftes Strohfeuer wollen und brauchen wir nicht. 
Postolympische Ruinen – das wird es mit uns nicht 
geben. 

Vor allem aber stellen wir die Wünsche der Men-
schen in den Mittelpunkt. Kein Sportgroßereignis der 
Welt kann gegen den Willen der gastgebenden Men-
schen erfolgreich sein. Deshalb ist es gut, dass der 
Deutsche Olympische Sportbund bereits einen An-
fang gemacht hat und schon im Vorfeld des Bewer-
bungsprozesses ins Gespräch mit den Menschen 
gekommen ist. Dieser Dialog muss erfolgreich wei-
tergeführt werden. 

Dieser Antrag bedeutet aber natürlich auch Hausauf-
gaben für das Land. Für eine erfolgreiche Bewer-
bung um die Olympischen und Paralympischen 
Spiele muss die in die Jahre gekommene Sportstät-
teninfrastruktur im Land auf Vordermann gebracht 
werden; sonst wird es auch schwierig mit der Unter-
stützung der Menschen. 

Gerade in diesen Zeiten ist es wichtig, dass wir um 
die strittigen Fragen ringen. Genauso wichtig ist es 
aber, dass wir uns im Streit nicht verkämpfen und 
große Chancen verspielen. Der Sport und die olym-
pische Idee dürfen nicht zum Zankapfel der Politik 
werden. Umso mehr freut es mich, dass wir heute im 
gemeinsamen demokratischen Schulterschluss eine 
gemeinsame Haltung für eine Bewerbung um die 

Austragung der Olympischen und Paralympischen 
Spiele gefunden haben. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und Jens-Peter Nette-
koven [CDU]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Durdu. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt der Abgeordnete Zimmermann. 

Marc Zimmermann (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! Der olympische Gedanke 
wie ihn Coubertin, der Gründer der Spiele der Neu-
zeit, einst formuliert hat: Das Wichtigste an den olym-
pischen Spielen ist nicht der Sieg, sondern die Teil-
nahme, wie auch das Wichtigste im Leben nicht der 
Sieg, sondern das Streben nach einem Ziel ist.  

Es ist eben dieser olympische Gedanke, der es Men-
schen aus aller Welt ermöglicht, an einem Ort zu-
sammenzukommen, an dem sie einander mit Res-
pekt, Toleranz und gegenseitigem Verständnis be-
gegnen. In einer Welt wie der jetzigen mit all ihren 
Krisen und Konflikten ist dieser olympische Gedanke 
mehr denn je ein Zeichen des Friedens. 

Dass Sportgroßveranstaltungen und deren Organi-
sation leider nicht immer mit Respekt und Toleranz 
einhergehen, zeigt uns die Realität der vergangenen 
Veranstaltungen. Bei der Fußballweltmeisterschaft in 
Katar oder den Olympischen Winterspielen in Sot-
schi wurden Menschenrechte mit Füßen getreten, 
ganze Gruppen vertrieben und zur Arbeit unter un-
menschlichen Bedingungen gezwungen.  

Paris hat es gezeigt: Es geht auch anders, sowohl 
was Toleranz und Respekt als auch die Antwort auf 
die großen Krisen unserer Zeit angeht: den Klima-
wandel und das Artensterben. Mit der Organisation 
eines globalen, weitgehend kohlenstoffneutralen Er-
eignisses orientierte sich Paris 2024 an den Zielen 
des Pariser Klimaschutzabkommens und damit ein-
hergehend an den 17 Sustainable Development 
Goals, den SDGs der Vereinten Nationen.  

Bewusst wurde auf bereits bestehende Infrastruktur 
zurückgegriffen, und den Infrastrukturen, die eigens 
für die Spiele geschaffen wurden, wurde im Sinne 
der Nachhaltigkeit bereits ein zweites Leben mit in 
die Wiege gelegt. Ein olympisches und paralympi-
sches Dorf als Fundament für die Stadt von Morgen: 
null Abfall, kein Einwegkunststoff während der Spiele 
und vieles mehr.  

Die Erwartungen an Olympische und Paralympische 
Spiele hat Paris, hat Frankreich noch mal deutlich 
nach oben geschraubt. Und das ist gut, und das ist 
wichtig. Denn neben Menschenrechten, neben Tole-
ranz und Vielfalt ist auch ein hohes Maß an Nachhal-
tigkeit erforderlich. Das bringt die Klimakrise mit sich, 
deren Auswirkungen wir jüngst bei den verheeren-
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den Fluten in Spanien, Italien, Österreich und an vie-
len weiteren Orten auf dieser Erde erleben mussten. 

Die derzeitige Landesregierung legt bereits heute 
Weichen für Nachhaltigkeit und damit für nachhaltige 
Spiele. Klimaneutralität bis spätestens 2045 ist ein 
allseits anerkanntes Ziel und ein wesentlicher Bau-
stein für nachhaltige Spiele. 

Aus diesen Gründen begrüßen wir eine Bewerbung 
Nordrhein-Westfalens und Deutschlands. Denn 
Menschenrechte, Toleranz, Vielfalt, Respekt und 
auch das Wissen um die Notwendigkeit schnellst-
möglicher Transformation zu Klimaneutralität in allen 
Bereichen gehört mit zur DNS dieses wunderbaren 
Bindestrich-Landes. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Campino von den Toten Hosen hat es in seiner Rede 
bei der Verleihung des Staatspreises vor wenigen 
Wochen schon sinngemäß gesagt: Nordrhein-West-
falen ist so liebenswert, weil es in seiner Vielfalt und 
Toleranz aufblüht. Und Nordrhein-Westfalen hat 18 
Millionen vielfältige Menschen, die stolz auf ihr Bun-
desland sind. Wir wollen sie mitnehmen – mitnehmen 
sowohl bei der Planung als auch bei der Umsetzung 
der Spiele.  

Ich bin überzeugt, dass Nordrhein-Westfalen die 
Kraft hat, Gastgeber eines derart zukunftsweisenden 
sportlichen Großereignisses zu sein. Wir können hier 
gemeinsam ganz im Sinne des olympischen Gedan-
kens mit Respekt, Toleranz und gegenseitigem Ver-
ständnis Menschen aus aller Welt willkommen hei-
ßen zu vorbildlichen, nachhaltigen Olympischen und 
Paralympischen Spielen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Zimmermann. – Für die FDP-Fraktion 
spricht jetzt der Abgeordnete Rasche. 

Christof Rasche*) (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Vorweg: Der Kollege Jens 
Nettekoven ist in jeder Plenarwoche für eine Überra-
schung gut. Heute Taurus und Olympiade in einem 
Satz zu nennen, das ist schon bemerkenswert. 

Olympia in Nordrhein-Westfalen: Das Ziel ist faszi-
nierend. Die FDP hat sich schon bei den Bewerbun-
gen von Hamburg und München massiv für Olympi-
sche Spiele eingesetzt und diese Bewerbungen un-
terstützt. Damals übrigens waren die Grünen der 
Gegner von Olympischen Spielen in Deutschland. 
Deswegen bin ich besonders dankbar, Herr Kollege 
Zimmermann, dass die Grünen in Nordrhein-Westfa-
len heute einen anderen Weg gehen und diese olym-
pische Idee hier unterstützen.  

Die FDP hat das übrigens auch schon gemeinsam 
mit der CDU in den Koalitionsvertrag im Jahre 2017 
geschrieben und ein klares Bekenntnis zu Olympi-
schen Spielen in Nordrhein-Westfalen abgegeben. 
Nach unserer Überzeugung sprechen die Argumente 
für eine Bewerbung von Rhein, Ruhr und Köln und 
nicht für die Bewerbung anderer Teile Deutschlands.  

In Nordrhein-Westfalen sind die Sportstätten fast 
vollständig vorhanden. Die Sportstätten haben jeden 
Praxistest bei Sportgroßveranstaltungen bestanden. 
Das ist an anderen Orten zum Beispiel in Berlin und 
München anders. Unsere Sportstätten werden auch 
nach Olympia in Gänze gebraucht und genutzt. Auch 
das ist bei anderen Bewerbungen anders. Die Spiele 
in Nordrhein-Westfalen sind genau deshalb beson-
ders nachhaltig. Zudem: Das Konzept für das olym-
pische Dort ist genial, insbesondere was die Folge-
nutzung betrifft. 

Olympische Spiele – davon sind wir überzeugt – wer-
den sich sehr positiv auf Nordrhein-Westfalen aus-
wirken. Es entsteht eine Begeisterung im ganzen 
Land, auch schon Monate und Jahre vor den eigent-
lichen Spielen. Die Investitionen in Infrastruktur wer-
den erheblich wachsen im Bereich des Sportes – 
Stichwort: Modernisierung –, aber auch in anderen 
Bereichen, zum Beispiel in der Verkehrsinfrastruktur. 
Das wiederum ist gut für den Wirtschaftsstandort 
Nordrhein-Westfalen. 

Die Förderung des Breitensportes wird erheblich 
wachsen. Auch die Förderung des Leistungssports 
an sich wird erheblich zunehmen. Übrigens stärkt 
das Ganze das Bekenntnis zum Leistungsprinzip in 
Deutschland grundsätzlich, 

(Beifall von der FDP) 

auch in den Bereichen „Arbeit“ und „Schule“, aber 
insbesondere im Bereich „Sport“. 

(Zuruf von Tim Achtermeyer [GRÜNE]) 

Bei diesem Thema „Leistungsprinzip“ gibt es kleine 
Unterschiede im Landtag. Das wurde im letzten 
Sportausschuss deutlich, als ich für die FDP und auch 
der Landessportbund für das Leistungsprinzip gewor-
ben haben. Die Kollegin Besche-Krastl erwiderte nach 
meiner Werbung für das Leistungsprinzip – Zitat –: 
Immer, wenn die FDP – also in diesem Fall ich – das 
Wort „Leistung“ in den Mund nimmt, habe ich das 
Gefühl, sie hat die Peitsche in der Hand. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Grünen, so 
kommt man ins Protokoll der Plenarsitzung – das ist 
schön –, aber das ist ein falscher Umgang mit dem 
Thema „Leistungsprinzip“. Davon sind wir überzeugt. 
Da unterscheiden wir uns ganz erheblich. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zurück zum eigentlichen Thema „Olympische 
Spiele“. Wir alle gemeinsam werden uns dafür ein-
setzen, dass die Olympischen Spiele in Nordrhein-
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Westfalen stattfinden. Das ist gut für den Sport. Das 
ist gut für alle Nationen. Das ist gut für die ganze 
Welt. Und das ist insbesondere gut für Nordrhein-
Westfalen, denn es gibt keinen besseren Ort auf die-
ser Welt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rasche. – Für die AfD-Fraktion spricht 
jetzt der Abgeordnete Keith. 

Andreas Keith (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! „Gemein-
sam für die Olympischen und Paralympischen Spiele 
in Deutschland“ – so lautet der Titel des Antrags von 
CDU, SPD, Grünen und FDP, den vermeintlich ach 
so demokratischen Fraktionen hier im Landtag Nord-
rhein-Westfalen. 

„Gemeinsam“ mit wem? Die Antwort dürfte klar sein: 
Gemeint sind nicht die Menschen da draußen, die 
Ihre Träumereien mit Steuergeldern finanzieren sol-
len. Wohl wissend um die Olympiaskepsis der meis-
ten Bürger, werden die erst gar nicht gefragt. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Oh, oh!) 

Denn Milliarden für Sport-Events auszugeben, wäh-
rend Brücken, Straßen und Schulen zerfallen, kommt 
bei den allerwenigsten gut an. 

Die jüngsten Bilder aus Paris haben die Skepsis 
noch vergrößert: eine Eröffnungsfeier, bei der es 
mehr darum ging, Perversionen auszuleben, statt 
das Gemeinsame zwischen den Sportnationen zu 
betonen; ein Eröffnungs-Event, bei dem auch das 
übliche woke Allerlei nicht fehlen durfte: Dragqueens, 
nackte Sänger und eine adipöse LGBTQ-Aktivistin, 
die mit ihrer gotteslästerlichen Darstellung von Jesus 
Christus Millionen Gläubige weltweit in Schock ver-
setzte. Respekt vor dem Christentum? Fehlanzeige. 

(Zuruf von Julia Kahle-Hausmann [SPD]) 

Meine Damen und Herren, daran ist nichts „gemein-
sam“, im Besonderen hinsichtlich der christlichen 
Union. Das ist Spaltung. 

Mit der viel beschworenen Fairness war das aber 
auch so eine Sache. Aus Frauenboxen wurden Män-
ner, die Frauen boxen. 

(Ina Besche-Krastl [GRÜNE]: Och!) 

Nicht zu vergessen, dass sich einige Olympioniken 
weigerten, israelischen Athleten die Hand zu geben. 
Ein Judoka aus Tadschikistan brüllte sogar „Allahu 
Akbar“ und zeigte den Tauhid-Finger. Es ist schon 
sehr bezeichnend, dass Sie alle „gemeinsam“ jetzt 
ausgerechnet die Schande von Paris als Blaupause 
für Deutschland anpreisen. 

(Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Nicht falsch verstehen: Olympische Spiele sind das 
größte und bis auf wenige Ausnahmen in der jüngs-
ten Vergangenheit auch eines der großartigsten 
Sportereignisse der Welt. Natürlich löst ein Event 
auch Begeisterung aus. Das ist angesichts von Infla-
tion und Kriegsrhetorik keine Überraschung. Brot und 
Spiele können Ängste und Nöte vergessen machen. 

Es ist bedauerlich, dass dabei die olympischen 
Werte wie Frieden, Völkerverständigung, sportliche 
Fairness und Teamgeist in Vergessenheit geraten. 
Was heute immer mehr zählt, ist die sportliche 
Höchstleistung und im Besonderen das Milliardenge-
schäft für das Internationale Olympische Komitee. 

„Gemeinsam“ heißt hier, gemeinsame Sache mit 
Sportfunktionären vom Deutschen Olympischen 
Sportbund und von dem Internationalen Olympi-
schen Komitee sowie mit Sponsoren und Beraterfir-
men zu machen. Denn die allerwenigsten wissen: 
Auch eine gescheiterte Olympiabewerbung bringt 
Geld, viel Geld. Der von zwei SPDlern, Thomas Wei-
kert und Torsten Burmester, geführte Deutsche 
Olympische Sportbund hat mit PROPROJEKT eine 
Beraterfirma, die die Olympiabewerbung begleitet. 

PROPROJEKT war federführend bei der Erstellung 
der Nationalen Strategie Sportgroßveranstaltungen, 
die 2021 für eine Millionensumme aus Steuermitteln 
zusammengeschustert wurde. PROPROJEKT wer-
kelte an fast allen gescheiterten deutschen Olympi-
abewerbungen der letzten Jahrzehnte. Es gibt bis 
heute keine unabhängige Analyse der Gründe für 
diese Pleiten, von der Intransparenz und der Ver-
schwendung von Steuermitteln ganz zu schweigen. 

Die gescheiterte Olympiabewerbung von NRW im 
Februar 2021 hat deutlich gemacht, wie intranspa-
rent das Bewerbungsverfahren ist. 

(Zuruf von Jens-Peter Nettekoven [CDU]) 

Mit der angeblichen Privatinitiative des Lobbyisten 
Michael Mronz ist NRW damals ordentlich auf die 
Nase gefallen. 

(Zuruf von Jens-Peter Nettekoven [CDU]) 

Dreieinhalb Jahre später haben Sie das anscheinend 
vergessen – alle „gemeinsam“. Trotz alledem pilgern 
DOSB und LSB-Funktionäre sowie Sportpolitiker al-
ler Couleur zum Präsidenten des Internationalen 
Olympischen Komitees, Thomas Bach, und malen 
ein rosarotes olympisches Bild. 

Das erste Problem dabei: Der Deutsche Olympische 
Sportbund hat noch kein fertiges Konzept und noch 
weniger eine offizielle Bewerbung auf den Weg ge-
bracht. 

Problem Nummer zwei: Als Sie diesen Antrag ge-
schrieben haben, gab es noch die Ampelkoalition. 
Die ist nun gottlob Geschichte. Solange unklar ist, 
wer die nächste Bundesregierung bildet, kann der 
Bund dem IOC aber keine Finanzierungszusage 
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geben. Die 10 Milliarden Euro für ein zweiwöchiges 
Sportfest muss man sich eben leisten können; Geld, 
das Deutschland aufgrund Ihrer desaströsen Wirt-
schaftspolitik nicht hat. 

Wir halten fest: Es gibt keine Bewerbung, kein Kon-
zept, keine Finanzierung aus Berlin, und die Men-
schen in NRW haben Sie auch nicht gefragt. Ihr An-
trag ist somit hinfällig. Sie hätten wenigstens die 
Größe haben können, ihn zurückzuziehen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Abgeordneter Keith. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Minister und Chef der Staatskanzlei Herr 
Liminski. 

Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Internationales sowie Medien im 
Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren Abgeordneten! Die 
Olympischen und Paralympischen Spiele in Paris 
dieses Jahr haben – ich glaube, das können wir alle 
sagen – die ganze Welt begeistert. Paris hat auf sehr 
beeindruckende Weise gezeigt, wie moderne Spiele 
heute aussehen und auf der Höhe der Zeit sein kön-
nen. 

Der Erfolg unserer Athletinnen und Athleten bei die-
sen Spielen hat uns selbst stolz gemacht. Mit mehr 
als 150 der 600 deutschen Athleten hatte Nordrhein-
Westfalen seinen Anteil daran. Mehr als die Hälfte al-
ler 82 deutschen Medaillen sind mit nordrhein-west-
fälischer Beteiligung erstritten worden. 

Diesen Geist von Olympia, diese Begeisterung und 
all das gilt es nun nach Nordrhein-Westfalen zu ho-
len. Dazu stehen wir bereits seit der Gründung der 
Initiative „Rhein Ruhr City“ mit dem DOSB in Kontakt, 
der den Prozess einer Bewerbung tatkräftig voran-
treibt. Man will Anfang des Jahres in formale Gesprä-
che einsteigen und bis Ende des nächsten Jahres 
eine Entscheidung treffen. Das ist für diese Art von 
Entscheidungen ein sehr ambitionierter Zeitplan. 

Insofern ist es wichtig, dass wir aus Nordrhein-West-
falen klarmachen: Wir sind am Start. Wir sind bereit. 
Wir haben hier einen starken Standort. Wir sind ein 
durch und durch olympisches Land, weltoffen, tole-
rant und sportbegeistert. Das zeigt sich schon jetzt 
daran, dass aus der ganzen Welt internationale 
Sportfachverbände Nordrhein-Westfalen als Ort aus-
suchen, um ihre jeweiligen Wettbewerbe auszutra-
gen.  

Wir sind ein Land, das Sportgroßveranstaltungen mit 
internationaler Strahlkraft kann. Ich will nur einige 
Beispiele nennen: die Finals Rhein-Ruhr 2023, die 
Invictus Games 2023 oder auch die Handball- und 
Fußball-EM 2024. Im nächsten Jahr geht es so 

weiter: die Hockey-Europameisterschaft in Mön-
chengladbach, die Beachvolleyball-Europameister-
schaft in Düsseldorf und die Handballweltmeister-
schaft der Frauen in Dortmund.  

Das zeigt, dass wir bereit sind. Natürlich werden im 
nächsten Jahr die Rhein-Ruhr World University Ga-
mes der Höhepunkt sein. Verteilt über das ganze Ru-
hegebiet und auch Berlin werden wir bei diesem Mul-
tisport-Event die Welt bei uns zu Gast haben: 8.500 
Athletinnen und Athleten aus bis zu 150 Ländern.  

Dass wir uns dafür beworben haben und dass wir 
das jetzt auch auf die Beine stellen, zeigt: Wir trauen 
uns die Olympischen und Paralympischen Spiele zu. 
Deshalb hat die Landesregierung ihre Bereitschaft 
für eine Austragung offiziell erklärt und ein Memoran-
dum of Understanding des DOSB unterzeichnet.  

Wir wollen die Spiele nach Nordrhein-Westfalen ho-
len; das signalisieren wir den Sportfachverbänden, 
das signalisieren wir der Bundesregierung. Meine 
Kollegin Andrea Milz ist diesbezüglich nun schon 
vielfach unterwegs gewesen. Der Ministerpräsident 
wirbt dafür; die ganze Landesregierung steht hinter 
diesem Ansatz. Wir wollen die Spiele nach Nord-
rhein-Westfalen holen – ökonomisch und ökologisch 
nachhaltig, Spiele für alle Menschen in unserem 
Land. 

Dabei muss man sich im Klaren sein: Olympia ist ein 
großes Vorhaben, und für Olympia an Rhein und 
Ruhr liegt noch eine weite Strecke vor uns. Wir brau-
chen einen langen Atem.  

Da hilft es, wenn man bei dieser Reise nicht alleine 
ist. In diesem Sinne freut es mich, freut es die Lan-
desregierung, dass dieser Antrag die breite Unterstüt-
zung der demokratischen Fraktionen hat. Dafür sind 
wir sehr dankbar. Gehen wir es gemeinsam an! – Vie-
len Dank.  

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und der 
FDP – Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister Liminski. –Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Damit sind wir am Schluss der Aus-
sprache, und wir kommen zur Abstimmung.  

Die antragstellenden Fraktionen von CDU, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP haben direkte Ab-
stimmung beantragt. Wir kommen somit zur Abstim-
mung über den Inhalt des Antrags Drucksache 
18/11327 – Neudruck. Wer stimmt dem Antrag zu? – 
Das sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, CDU und FDP. Wer stimmt dagegen? – Das 
ist die Fraktion der AfD. Wer enthält sich? – Nie-
mand. Damit ist der Antrag Drucksache 18/11327 – 
Neudruck – angenommen.  

Wir kommen zu: 
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3 Boden gutmachen: eine Anfrage zu Verteilung, 
Zustand und künftiger Beanspruchung unse-
rer Lebensgrundlage 

Große Anfrage 20 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/7475 

Antwort 
der Landesregierung 
Drucksache 18/9651 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/11416 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die SPD 
dem Abgeordneten Stoltze das Wort. 

Ralf Stoltze (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen der 
demokratischen Fraktionen! Unsere Böden sind ein 
unterschätztes Gut. Gesunde Böden sind nicht nur 
Voraussetzung für ein funktionierendes Ökosystem. 

Wir können auch kaum eines der drängenden politi-
schen Probleme lösen oder in Angriff nehmen, ohne 
dabei Boden zu beanspruchen. Wohnungen für be-
rufstätige Familien werden nicht gebaut, ohne dafür 
Flächen in Anspruch zu nehmen. Wollen wir den 
Wirtschaftsstandort NRW erhalten und gute Arbeits-
plätze sichern, brauchen wir Industrie- und Gewerbe-
flächen. Das Gleiche gilt für unsere marode Infra-
struktur. Egal ob für den Weg zur Arbeit oder den 
Wochenendausflug – jede berufstätige Familie ist auf 
funktionierende Verkehrswege angewiesen, und da-
für verbrauchen wir Flächen.  

Aber auch sonst geht es nicht ohne gute und ge-
sunde Böden. Die Coronapandemie und der Ukra-
ine-Krieg haben gezeigt, wie anfällig internationale 
Lieferketten sind. Für die Versorgung mit Lebensmit-
teln müssen wir genügend Ackerflächen genauso 
wie ausreichend Grünflächen und naturbelassene 
Böden sichern. Das ist für den Kampf gegen den Kli-
mawandel genauso wichtig wie für die Naherholung 
der berufstätigen Familie.  

Unsere Böden sind eine endliche Reserve. Derzeit 
verbrauchen wir immer noch jeden Tag 5,5 ha; das 
sind ungefähr acht Fußballfelder. Machen wir so wei-
ter, steuern wir zwangsläufig auf Nutzungskonflikte 
zu. Aufgabe einer verantwortungsvollen Landesre-
gierung wäre es, sicherzustellen, dass wir nicht in 
eine Situation geraten, in der Wohnungsbau gegen 
Grünfläche, Gewerbe gegen Landwirtschaft oder Na-
tur gegen Verkehr ausgespielt werden. Stattdessen 
müsste sie den Flächenverbrauch aktiv gestalten.  

Wie die Antwort auf unsere Große Anfrage zeigt, wird 
unsere Landesregierung dem nicht gerecht. Im Ge-
genteil: Wie es bei CDU-geführten Regierungen 

leider oft üblich ist, bleibt man passiv und tastet den 
Status quo nicht an. Offenbar haben sie die Grünen 
jetzt zudem sogar so weit, dass Minister Krischer in 
seiner Blättersammlung zur Klimaanpassung gar 
kein Flächenziel mehr ausweist. Von einer Begren-
zung des täglichen Flächenverbrauchs auf 5 ha ist 
keine Rede mehr: Ausverkauf bei den Grünen.  

Wie die Landesregierung durch Untätigkeit großes 
Potenzial liegen lässt, wird besonders bei dem 
Thema „Brachflächen und Flächenrecycling“ sicht-
bar. Mehr als 9.200 potenzielle Brachflächen mit ins-
gesamt knapp 9.000 ha sind in NRW verzeichnet. 
Das entspricht der Fläche der Stadt Mühlheim. Dabei 
handelt es sich nur um die bisher erfassten Brachflä-
chen; für das Ruhrgebiet liegen zum Beispiel noch 
gar keine Zahlen vor.  

Daran sieht man, wie wenig ernst die Landesregie-
rung das Thema nimmt.  

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Die Landesregierung hat kein übergreifendes Kon-
zept, um unsere Kommunen bei der Reaktivierung 
dieser Brachflächen zu unterstützen. Es gibt kein 
vollständiges Register aller Brachflächen in NRW. Im 
Gegenteil: Hier werden die Mittel zur Entwicklung 
von Brachflächen um ganze 4,3 Millionen Euro ge-
kürzt. 

Beim Thema „Flächenrecycling“ zeigt sich ein ähnli-
ches Bild. Hier gibt es ein riesiges Flächenpotenzial, 
das von der Landesregierung einfach liegen gelas-
sen wird. Insgesamt knapp 88.000 Altlastenflächen 
sind in NRW laut Antwort auf unsere Große Anfrage 
bekannt. Aber in welchem Zustand befinden sich 
diese Flächen, und wie viele Hektar umfassen sie? 
Hier fehlt der CDU für die Landesregierung der Über-
blick.  

Die Landesregierung muss endlich aktiv die Flächen-
frage angehen. Anstatt dass jedes Ministerium in sei-
nem Bereich munter drauflosplant, muss dies ress-
ortübergreifend abgestimmt werden.  

(Zuruf von der CDU) 

Auch die Kommunen müssen dazu befähigt und ein-
gebunden werden, weil sie die Flächenplanung vor 
Ort umsetzen müssen. Das heißt, es muss endlich 
eine Altschuldenlösung gefunden werden. Aber auch 
Bodenfonds helfen Kommunen bei einer hochwerti-
gen Flächenpolitik.  

(Beifall von der SPD) 

Das größte Potenzial bei der Bodenpolitik liegt bei 
den Brachflächen und Altlasten. Hier muss die Lan-
desregierung eine umfassende Datenbasis schaffen, 
um damit das Recycling von Flächen in den Mittel-
punkt ihrer Bodenpolitik zu rücken. Ein sinnvolles In-
strument für einen systematischen Überblick ist ein 
Flächenpass für einzelne Brachflächen. Investoren 
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müssen damit direkt den Nutzen einer Fläche erken-
nen können.  

Um die Altlastenflächen zu reaktivieren, steht der 
Landesregierung mit dem AAV bereits ein gutes In-
strument zur Verfügung. Dessen Finanzierung müs-
sen wir umfassend und kontinuierlich aufstocken. Zu-
sätzlich muss die Landesregierung prüfen, ob auch 
andere Verbände, wie etwa Wasserverbände, für die 
Sanierung der Altstandorte infrage kommen.  

Ich freue mich auf die Diskussion über diese Vor-
schläge im Ausschuss und danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Stoltze. – Für die Fraktion der CDU 
spricht jetzt der Abgeordnete Dr. Nolten. 

Dr. Ralf Nolten (CDU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen!  

„Ein Winzer, der am Tode lag,  
Rief seine Kinder an und sprach:  
‚In unserm Weinberg liegt ein Schatz:  
Grabt nur danach!‘“ 

(René Schneider [SPD]: Bitte keine Bütten-
rede!) 

So beginnt die Ende des 18. Jahrhunderts entstan-
dene Ballade „Die Schatzgräber“ von Gottfried Au-
gust Bürger.  

Menschen begannen damals mit der Bodenverbes-
serung durch Entwässerung, Lockerung, Umbruch, 
Aufsanden und anderes mehr. Bis dato war Boden 
einfach Boden: Träger von Häusern, Windmühlen, 
Betriebsstätten und von einem selbst. Wo er nicht 
standsicher war wie im Moor, da war er fremd und 
feindlich.  

„Mit Hacke, Karst und Sparten ward  
Der Weinberg um und um gescharrt.“ 

Erst mit der zunehmenden Merkantilisierung, der 
wachsenden Bevölkerung, der Entwicklung der Ag-
rar- und Bodenwissenschaften setzte man sich mit 
dem Boden und seiner Struktur auseinander. Man 
wurde sich der unterschiedlichen Bodentypen mit ih-
rem jeweils spezifischen Ausgangsgestein und Ei-
genschaften wie Kapillarvolumen, Belebtheit, Was-
serhaltefähigkeit, Bearbeitbarkeit bewusst.  

Man spricht je nach Sand-, Schluff- und Tongehalt 
von leichten, schweren und fetten Böden, von Minu-
ten- und Stundenböden und von Erosionsgefähr-
dung. Der Bodenwert, der die natürliche Ertragsfä-
higkeit widerspiegelt, zeigt die große Varianz; ein 
90er-Boden ist etwas anderes als ein 20er-Boden. 
Ich entsinne mich noch der aufgegrabenen Boden-

profile von Braunerde, Gley und Podsol, der A-, B- 
und C-Horizonte, der unterschiedlichen Durchwur-
zelbarkeit, des Humusgehalts und der Belebtheit in 
den bodenkundlichen Übungen.  

Die Varianz spiegelt auch die Härte der Arbeit im Rin-
gen um Ertrag und damit das Mensch-Boden-Ver-
hältnis wider. Dabei ist manches durch die Techni-
sierung und Analytik verloren gegangen.  

Eine Schweizer Agrarsoziologin sprach mit Landwir-
ten über ihre Beziehung zum Boden. Die einen be-
schäftigen sich nur mit der chemischen Bodenana-
lyse hinsichtlich des NPK-Bedarfs. Die anderen rei-
ben, riechen, fühlen, betrachten ihn. Afrikanische 
Studierende berichteten mir vom Springen auf Bö-
den, um deren Elastizität, ihre Durchwurzelung, Be-
lüftung und Belebtheit abzuschätzen. Es gibt in der 
Praktikantenausbildung den Hinweis, immer mit dem 
Spaten auf den Acker zu gehen.  

Viele Erfahrungszugänge sind verloren gegangen. 
Wer weiß noch um die Kälte des Bodens und den 
richtigen Zeitpunkt zum Legen von Kartoffeln oder 
Bohnen? Wer macht sich im Garten noch die Finger 
schmutzig? Grünpflanzen stehen mit Bewässerungs-
system im Substrat, und der natürliche Boden ist 
dem Hochbeet gewichen.  

Die Einführung eines Planzeichens „Landwirtschaft“ 
zur Kennzeichnung und zum Schutz besonders er-
tragreicher Böden diskutieren wir erst jetzt. Boden, 
überwiegend landwirtschaftlich genutzt, ist Freiraum 
und Restkategorie in der Landesplanung. Warum 
sage ich das? Weil sich die Große Anfrage, begrün-
det durch den Inhalt der Fragen, im Wesentlichen 
nicht mit der natürlichen Ressource „Boden“ ausei-
nandersetzt, wie es im Titel angeführt wird, sondern 
vor allem mit der Flächennutzung.  

Man kann durchaus einen Fokus auf Brachen legen 
und ihr Potenzial für die Wiedernutzung zu Wohn- 
und Gewerbezwecken beleuchten. Brachen haben 
aber nicht nur Trägerfunktion für Neues, sondern 
auch eine Funktion für den Erhalt innerstädtischer Er-
lebnisräume, für das Mikroklima, die Biodiversität 
und die Biotopvernetzung. Es gibt sogar die Forde-
rung, diesen Naturschutz auf Zeit, die sogenannten 
Eh-da-Flächen, als gesetzlich geschützte Biotope 
auszuweisen.  

Ich war entsetzt, als ich gestern Abend den Ent-
schließungsantrag der SPD gelesen habe. Für diese 
zum Teil phrasisch vorgebrachten Feststellungen 
und Forderungen bedurfte es der Großen Anfrage 
und der immensen Arbeit der Verwaltung für deren 
Beantwortung, für die ich herzlich danke, nicht.  

(Beifall von der CDU und Norwich Rüße 
[GRÜNE]) 
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Als  

„… jede Rebe dreifach trug  
Da wurden erst die Söhne klug  
Und gruben nun jahrein, jahraus 
Des Schatzes immer mehr heraus.“  

Die Große Anfrage bietet einen Schatz an Zugängen 
und Informationen zu vielen Fragen an den Erhalt 
und die Nutzung von Böden und auch zur Umset-
zung der erwarteten EU-Bodenüberwachungs-
richtlinie. Graben wir sorgfältig und nicht oberfläch-
lich vom Küchenfenster aus! – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht nun 
der Abgeordnetenkollege Norwich Rüße.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Erst ein-
mal ein Dankeschön an die SPD-Fraktion dafür, dass 
sie mit der Großen Anfrage ein spannendes Thema 
auf die Tagesordnung gesetzt hat, über das es sich 
zu sprechen lohnt.  

(Beifall von René Schneider [SPD]) 

Ein noch größeres Dankeschön geht an die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in den Ministerien, die diese 
Arbeit erbracht haben und die vielen von Ihnen ge-
stellten Fragen beantwortet haben.  

Eine kritische Anmerkung. Die Anzahl der Großen 
Anfragen nimmt zu. Man sollte hin und wieder überle-
gen – auch ich habe schon Große Anfragen gestellt –, 
ob man mit der einen oder anderen Frage Fleißauf-
gaben verteilt, die man sich selbst durch Googeln 
leicht beantworten kann, oder ob man tiefsinnige, 
gute Fragen stellt. Darüber sollten wir alle miteinan-
der nachdenken.  

(René Schneider [SPD]: Sie vergeben aber 
jetzt keine Haltungsnoten, oder?) 

Ich komme zurück zum Boden, der bei Ihnen im Mit-
telpunkt steht – Boden, nicht Fläche. Das ist wichtig. 
Der Boden ist für uns alle die Lebensgrundlage.  

Denken wir einmal darüber nach, wie dünn diese Bo-
denschicht ist. Wenn man zum Beispiel bei mir im 
Sand-Münsterland gräbt, um einen Weidezaunpfahl 
einzusetzen, dann stößt man nach 50, 60 cm schon 
auf weißen Sand. Es gibt also nur eine sehr dünne 
Schicht, die fruchtbar ist.  

Vergleichen wir das mit der Apfelschale, die den Ap-
fel umgibt und schützt: Wenn der Apfel im Verhältnis 
ähnlich sein sollte wie die Erde zu der Bodenschicht, 
die uns alle ernährt, dann müsste dieser Apfel einen 
Durchmesser von 8,5 km haben.  

Damit ist klar, wie verletzlich dieser Planet ist und wie 
verletzlich diese dünne fruchtbare Schicht ist, die uns 
trägt. Der Boden ist dafür verantwortlich, dass wir 
sauberes Grundwasser haben; er filtert. Der Zustand 
des Bodens ist mitentscheidend dafür, wie viel Was-
ser bei Starkregenereignissen, wie wir sie mehr und 
mehr haben, abgepuffert werden kann. Dafür brau-
chen wir den Boden. Der Boden ist aber, das ist ge-
sagt worden, eben auch als Fläche zu verstehen. An 
der Stelle gibt es die Nutzungskonkurrenzen.  

Der Boden ist von uns in den vergangenen Jahrzehn-
ten im Sinne von Fläche immer mehr in Anspruch ge-
nommen worden. Wenn wir nur die kurze Zeitspanne 
von 2016 bis 2022 nehmen, also sechs Jahre, dann 
haben wir in Nordrhein-Westfalen der Landwirtschaft 
eine Fläche entzogen, die der Fläche der Stadt Köln 
entspricht. Dann gibt es immer das Problem der Shif-
ting Baselines. Das kennen wir alle, vor allem aus 
dem Naturschutz. Wir sagen dann immer: Es kommt 
ein bisschen darauf an, womit ich vergleiche.  

Ich finde es immer sehr spannend, wenn man das 
Jahr 1960 als Baseline nimmt und guckt: Wie viel ha-
ben wir da an Fläche verbraucht oder für andere Nut-
zungen umgewidmet? Dann fragt man sich: Wovon 
wollen wir uns eigentlich in den nächsten 100 Jahren 
ernähren? Welcher Boden soll uns denn tragen, 
wenn wir in Nordrhein-Westfalen seit 1960 eine 
halbe Million Hektar der Landwirtschaft entzogen ha-
ben? Heute haben wir noch 1,5 Millionen Hektar; 
aber eine halbe Million Hektar ist weg.  

Um das einmal plastisch darzustellen: Das ist das 
komplette Münsterland. Wir denken uns einfach mal 
das Münsterland weg; das gibt es nicht mehr. An der 
Stelle wird doch klar – und ich hoffe, dass wir das alle 
miteinander teilen; aber das ist am Ende immer die 
Frage von Theorie und Praxis –: In der Theorie wis-
sen wir alle, das geht so nicht weiter, das können wir 
nicht noch mal 50 Jahre machen. Oder aber wir sa-
gen: Für die Ernährung nehmen wir den Boden an-
derer. Das ist dann unsere Entscheidung. Das kön-
nen wir tun. Wir können sagen, vielleicht können wir 
uns mit Hilfe der Ukraine mit ihren vielen Millionen 
Hektar ernähren.  

Aber die Krisen der Vergangenheit sollten uns ge-
zeigt haben, wie gut es ist, wenn man eine heimische 
Landwirtschaft hat. Deshalb ist es gut, dass wir über 
Punkte wie das Planzeichen „Landwirtschaft“ reden. 
Das ist angesprochen worden. Ich kenne das auch 
aus der kommunalpolitischen Debatte. Wir reden 
über den Freiraum, als ob da nichts wäre.  

Von daher ist es gut, dass wir diese Debatte führen 
und sagen: Wir wollen mal gucken, dass wir zumin-
dest die wertvollsten, besten Flächen der Landwirt-
schaft geschützt und für Landwirtschaft reserviert 
kriegen. Denn ohne Essen sind wir alle nichts. Und 
zur Erwartung an die Landwirtschaft in der Zukunft: 
Wir gehen ja aus dem fossilen Zeitalter raus. Da geht 
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es nicht nur um Energie, da geht es auch um Roh-
stoffe, um Hanffasern, um all das, was Landwirt-
schaft produzieren kann. Das wird die Industrie zu-
nehmend haben wollen. Das muss irgendwo wach-
sen können. Deshalb ist das so wichtig.  

Zum Schluss möchte ich auf Ihren Entschließungs-
antrag eingehen. Die Große Anfrage fand ich spitze, 
richtig gut; sie hat mir als Thema gut gefallen. Der 
Entschließungsantrag, finde ich, ist ein Flop, weil er 
all das, was das Thema „Boden“ umschließt, nicht er-
fasst.  

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
CDU) 

Er ist kleinkariert. Darin steht auch Gutes; es ist nicht 
alles falsch, was da drinsteht. Aber aus dieser Gro-
ßen Anfrage hätten Sie viel mehr machen können, 
als nur zu gucken: Wie kriegen wir Fläche mobili-
siert?  

(Alexander Vogt [SPD]: Was ist jetzt falsch an 
dem Antrag? Was ist denn falsch? Welcher 
Punkt ist falsch?) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Die Zeit. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Deshalb können wir den 
Antrag auch nicht mittragen, freuen uns aber, mit 
Ihnen zusammen weiter über das wichtige Thema 
„Boden“ zu diskutieren. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der FDP hat nun der Abgeordneten-
kollege Herr Brockes das Wort. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Auch ich möchte zu Beginn erst 
einmal meinen Dank sowohl an die SPD-Fraktion für 
diese Große Anfrage als auch an die Damen und 
Herren aus den Ministerien, die diese beantwortet 
haben, richten. 262 Fragen, rund 400 Seiten Textant-
wort und dann noch weitere Ausführungen und Über-
sichten auf insgesamt 2.450 Seiten. Das wird einer 
Großen Anfrage schon gerecht; das ist themenbezo-
gen ein großes Feld.  

Von den Kolleginnen und Kollegen ist schon deutlich 
geworden: Wir ziehen immer von vielen Seiten an 
den Böden und den Flächen – gerade hier in den po-
litischen Debatten. Wir brauchen Flächen für Sied-
lungs- und Wohnungsbau. Wir brauchen Gewerbe- 
und Industrieflächen. Die Landwirtschaft und auch 
der Forst sind wichtig. Ein Viertel unseres Landes 
sind Wälder, was sehr gut ist. Wir haben Natur- und 
Erholungsflächen, die wir alle benötigen. Wir brau-
chen Flächen, um Rohstoffe zu sichern und eben 

auch die Böden zu nutzen. Wir brauchen Flächen für 
Infrastruktur und auch den Ausbau der Erneuerba-
ren. Insofern wird deutlich, über welch breites Thema 
wir sprechen.  

Deshalb möchte ich sagen: Die FDP setzt auf eine 
starke Wirtschaftspolitik, die durch ein kluges Flä-
chenmanagement wirtschaftliche Entwicklung und 
Wachstum in Nordrhein-Westfalen weiterhin ermög-
licht. Als Freie Demokraten stehen wir für Privatei-
gentum und die effiziente Nutzung von Flächen. Die 
Preise für Bauland und landwirtschaftliche Fläche 
haben sich jedoch in Nordrhein-Westfalen erheblich 
gesteigert. Ein Anstieg der Preise um bis zu 251 % 
macht es dringend notwendig, den Druck auf die Flä-
chenpreise zu mindern.  

Innovative Lösungen wie Flächenrecycling können 
hier entlastend wirken. Bisherige Industrie- und Ge-
werbeflächen dürfen nicht einfach wegfallen, son-
dern sollten für die Gewerbe- und Industrienutzung 
weiter gesichert werden. Hier sollten Maßnahmen er-
griffen werden, um die Nutzung vorhandener Flä-
chen effizienter zu gestalten, etwa durch innovative 
Ansiedlungspolitik und weniger Bürokratie, um Flä-
chen schnell wieder nutzbar zu machen.  

(Beifall von der FDP) 

Aktuell fördern wir am Standort Nordrhein-Westfalen 
Braunkohle, Grubengas, Eisenerz sowie Dachschie-
fer, Sand, Marmor, Quarz, Salz und Ton – alles wich-
tige Rohstoffe sowohl für die Energieversorgung als 
auch für die Industrie oder auch für die Bauwirtschaft.  

Der Abbau von heimischen Rohstoffen sollte deshalb 
bedarfsgerecht ausgestaltet werden und muss wei-
terhin auch möglich sein, und zwar in dem Maße, in 
dem Rohstoffe zum Beispiel im Baubereich nicht 
durch Sekundärstoffe ersetzt werden können. Wir 
unterstützen eine ressourceneffiziente und zirkuläre 
Wirtschaft, die durch Rückgewinnung von Rohstof-
fen aus End-of-Life-Produkten gefördert wird.  

Das Monitoring der Bodenqualität, wie es in der Gro-
ßen Anfrage beschrieben ist, stimmt mit unseren Zie-
len überein. Denn es ist eine Grundlage für eine 
nachhaltige Bodenbewirtschaftung. Wir Freie Demo-
kraten setzen uns dafür ein, dass landwirtschaftliche 
Flächen weiterhin geschützt, aber auch effizient ge-
nutzt werden können. So sehen wir zum Beispiel 
eher die Doppelnutzung mit Agri- oder auch Floating-
PV als sinnvoll an, statt auf Freiflächen-PV zu gehen. 

Insofern liefert die Große Anfrage viele Informationen 
für ein sehr wichtiges Thema. Aber ich muss auch 
sagen, liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD-
Fraktion, Ihr Entschließungsantrag wird dem Thema 
bei Weitem nicht gerecht.  

Sie fordern zum einen die Begrenzung des Flächen-
verbrauchs mit weniger als 5 ha pro Tag. Man muss 
darauf hinweisen, dass wir bereits 2021 bei 5,4 ha 
pro Tag lagen. Davon standen 3,3 ha – also der 
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etwas größere Anteil – für Bau- und Verkehrsflächen, 
aber der Rest für Erholungs- und Friedhofsflächen 
zur Verfügung. Im Jahr 2022 sah das auch nicht an-
ders aus. Deshalb sind wir eigentlich bereits unter 
dem 5-ha-Flächenziel. 

Sie wollen das also auf der einen Seite begrenzen, 
aber auf der anderen Seite setzen Sie sich – wie wir – 
für bezahlbaren Wohnraum für Familien, für neue 
Flächen zur Unternehmensansiedlung und für den 
Kita-Bau ein. Insofern passt das nicht zusammen. 
Deshalb müssen wir den Antrag auch ablehnen. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abgeordnete 
Herr Loose. 

Christian Loose*) (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Eine Windindustrieanlage braucht in NRW eine Flä-
che von nur 0,46 ha. Das antwortet die Landesregie-
rung auf Frage 66. Sie bezieht sich dabei auf eine 
Studie des Lobbyverbandes Fachagentur Windener-
gie. Jetzt können alle Bürger ganz beruhigt sein: Win-
dindustrieanlagen brauchen kaum Platz. Zum Ver-
gleich: Ein Fußballfeld ist mit 0,7 ha größer. 

Wenn so eine Windindustrieanlage eine Fläche von 
nur rund 0,5 ha braucht, warum möchte die Landes-
regierung dann ganze 61.000 ha für Windindustrie-
anlagen zur Verfügung stellen? Es würde für 120.000 
Windindustrieanlagen reichen. 

(Zuruf: Der hat das Thema immer noch nicht 
verstanden!) 

Zur Info: Wir haben aktuell nicht mal 4.000 in NRW, 
Herr Kollege. Frau Ministerin Neubaur will also drei-
ßigmal so viele Windräder? Dafür will sie den Platz 
bereits im nächsten Jahr reservieren lassen? – Aber 
da höre ich dann von den Grünen: Nein, nein, es sol-
len gar keine 120.000 Windräder werden, sondern le-
diglich 200 pro Jahr dazukommen. 

Spätestens hier sollte dem dreisatzbeherrschenden 
Bürger auffallen, dass etwas nicht stimmt. 

(Zuruf von der CDU) 

200 Windräder bräuchten nach eigenen Angaben 
der Regierung, Herr Kollege, nur 100 ha pro Jahr, in 
zehn Jahren also 1000 ha, in 20 Jahren dann 
2000 ha. Liebe Kollegen, auch Sie von der CDU, 
stellen Sie sich doch folgende Frage: Wenn ein 
Windrad laut Landesregierung nur 0,5 ha braucht, 
wofür dann 61.000 ha oder rund 90.000 Fußballfel-
der zur Verfügung stellen? 

(Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Oder ist der Flächenverbrauch ... 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Unfug ist das ja! – 
Zuruf von Dr. Ralf Nolten [CDU]) 

– Das ist die Antwort der Landesregierung. Das kön-
nen Sie auf Seite 38 selbst sehen: Anschließende 
dauerhafte Flächeninanspruchnahme. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Dreisatz!) 

Oder ist der Flächenverbrauch doch anders, Herr Kol-
lege? Hier empfehle ich Ihnen eine andere Quelle – 
nein, keine AfD-Quelle, der würden Sie ja nicht glau-
ben. Nehmen Sie die Studie vom Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur, die im Jahre 
2015 veröffentlicht wurde – eine Studie der Regie-
rung aus der Zeit, als die Windräder noch kleiner wa-
ren, vielleicht 150 m groß, und 2 MW an Leistung 
aufwiesen. Die Studie kam zu folgendem Ergebnis – 
Zitat –:  

„Als Durchschnittswert bekannter Flächenbedarfe 
können ca. 5 ha je MW installierter Leistung an-
genommen werden.“ 

Bei einer 2-MW-Anlage kommt man dort auf einen 
Flächenbedarf von 10 ha. Nochmals: Das ist eine 
Studie, die herausgegeben wurde von der Bundes-
regierung, nicht von der AfD. 

Der Flächenbedarf war damals also gegenüber dem 
Wert, den die Landesregierung aufgrund der Zahlen 
der Windlobby angibt, mit dem zwanzigfachen Wert 
angegeben. Der Grund wird auch in der Studie ge-
nannt: Die Anlagen sollten etwa einen Abstand von 
vier Rotordurchmessern untereinander aufweisen, 
damit keine – Zitat – „Abschattung“ der Windanlagen 
untereinander droht. 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Sie haben nichts 
verstanden!) 

Welchen Einfluss, Herr Kollege, haben die Windrä-
der denn eigentlich auf die Umwelt, auf die Umge-
bung – sei es durch Schall, Emissionen von Mikro-
plastik oder auch optische Bedrängung? Die Wind-
lobby behauptet, es gäbe gar keine Beeinträchti-
gung. Auch Sie glauben das und sagen das zumin-
dest immer wieder. Die Windlobby behauptet also, es 
gäbe keine Beeinträchtigung, und der Knecht der 
Windlobby – hier sitzend als CDU von Herrn Wüst – 
hat die Abstände zur Wohnbebauung zum Schaden 
der Anwohner dann gleich ganz gestrichen. 

Wir waren vor ein paar Monaten mit dem Wirtschafts-
ausschuss in Dänemark. Kernkraft wollten Sie alle 
nicht sehen – das war böse –, sondern den Erfolg der 
Windkraft in Dänemark. Doch dann stellte sich her-
aus, dass die Dänen fast nur auf dem offenen Meer 
bauen und vor allen Dingen kein Repowering ma-
chen. Die Argumente der Dänen verblüften die Grü-
nen, Herr Kollege, dann doch deutlich. 
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Die dänische Bevölkerung erhält nämlich eine Ent-
schädigung im Umkreis der Anlagen von bis zur vier- 
oder gar achtfachen Höhe der Windräder. Nehmen 
wir nur mal die vierfache Höhe. Bei 200 m hohen 
Windrädern wäre bei einem vierfachen Abstand von 
einem Windrad die betroffene Fläche umgerechnet – 
Sie werden staunen – 200 ha. 

Wenn Sie es nicht glauben: Es gibt aktuell ein Video 
auf X, welches sich mit den Räumungsarbeiten bei 
einem Windrad in Gütersloh beschäftigt. Dort ist ein 
Rotorflügel abgebrochen. Jetzt werden 150 ha land-
wirtschaftliche Fläche abgesucht, damit der Boden 
nicht verseucht wird, und 200 t Mais, Herr Kollege, 
werden komplett vernichtet, weil nicht ausgeschlos-
sen ist, dass bei der Ernte die giftigen Stoffe aus den 
Windradflügeln in die Nahrungsmittel kommen. 
150 ha betroffene Fläche, aber die Landesregierung 
spricht von einem Flächenverbrauch von 0,46 ha!  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Dagegen war Tschern-
obyl ja ein Dreck!) 

Wenn die Landesregierung bereits bei diesen einfa-
chen Daten, Herr Kollege, dermaßen betrügt, dann 
wird es schwierig, den Antworten der Landesregie-
rung bei dieser Großen Anfrage Vertrauen zu schen-
ken. – Für Freiheit, Wohlstand und Vernunft. Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Landesre-
gierung spricht nun Ministerin Scharrenbach.  

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Digitalisierung: Vielen Dank. – Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete! Man könnte den Eindruck gewinnen, 
es geht heute um Windenergie. Das tut es aber gar 
nicht: Es geht um Boden.  

(Beifall von der CDU) 

Wir haben Ihnen auf die Große Anfrage der Fraktion 
der SPD rund 3.000 Seiten geliefert. Wir gehen da-
von aus, dass Sie alles gelesen haben, denn es war 
für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Behör-
den und Ministerien schon eine echte Herausforde-
rung, diese über 250 Fragen einer Beantwortung zu-
zuführen und zu versuchen, Ihnen das in der Zeit zu-
zuliefern.  

Klar ist – das haben zumindest vier von fünf Vorred-
nern deutlich gemacht –: „Eine Nation, die ihren Bo-
den zerstört, zerstört sich selbst.“ Das ist ein großes 
Zitat von Frédéric Albert Fallou, und das stimmt auch. 
Es ist eben die Aufgabenstellung dieser Zeit, mit Bo-
den und Bodenpolitik vernünftig umzugehen. Ich 
hoffe, dass ich nicht vermessen bin, wenn ich sage, 
dass die Generation dieser Zeit diese Aufgabenstel-
lung schon verstanden hat.  

Die Bodenpolitik, wie ich sie in dem für Bau zustän-
digen Ministerium wahrnehmen darf, ist schon eine 
sehr bewusste geworden, anders als es vielleicht vor 
20 oder 30 Jahren der Fall gewesen ist. Bei der 
Frage, welchen Boden wir für Bebauung neu auswei-
sen – sei es für Wohnungsbau, sei es für Industrie, 
sei es für Gewerbe –, machen sich die Kommunen 
als Trägerinnen der hoheitlichen Planung mit den je-
weiligen Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern 
und den Räten schon sehr viele Gedanken. Deshalb 
werbe ich dafür, zumindest anzuerkennen, dass es 
hier einen Gedankenwechsel, eine Mindsetänderung 
im Vergleich zu den vergangenen Jahrzehnten gege-
ben hat.  

Vergegenwärtigen wir uns, wofür der Boden in Nord-
rhein-Westfalen verwendet wird. Ich darf Ihnen die 
aktuellen Zahlen aus dem Jahr 2023 vortragen: Von 
der gesamten Landesfläche Nordrhein-Westfalens 
sind 74,3 % Vegetationsfläche, also fast drei Viertel 
der Landesfläche. Es sind mit rund 1,6 Millionen ha 
landwirtschaftliche Flächen, fast 50 %. Es sind mit 
rund 847.000 ha Waldflächen, fast 25 %. Es sind mit 
rund 95.000 ha sonstige Flächen, die aber der Vege-
tationsfläche zugeordnet sind. Drei Viertel der Flä-
che, die wir im Land Nordrhein-Westfalen haben, 
sind also Vegetationsflächen.  

Die Verkehrsflächen nehmen rund 7,1 % der Lan-
desfläche ein; das sind rund 242.000 ha. Wenn man 
sich vergegenwärtigt, dass über 18 Millionen Men-
schen auf 7,2 % der Landesfläche leben, wird für je-
den nachvollziehbar, dass Nordrhein-Westfalen nicht 
nur das einwohnergrößte, sondern auch das Bun-
desland ist, in dem die Einwohnerdichte hoch ist. 
Über 18 Millionen Menschen leben auf – in Anfüh-
rungszeichen – nur 7,2 % der Landesfläche. Das 
hängt auch damit zusammen, dass in der Vergan-
genheit restriktiv mit Neuausweisungen von Wohn-
baupotenzialen über die Landesplanung und die Re-
gionalplanung bis in die Flächennutzungs- und Be-
bauungspläne vorgegangen worden ist, und das 
über alle Jahrzehnte.  

Auf rund 3 % der Landesfläche – das sind rund 
104.000 ha – finden Industrie- und Gewerbeflächen 
ihren Raum, und immerhin 88.000 ha stehen für 
Sport-, Freizeit- und Erholungsflächen zur Verfü-
gung. Es sind also rund 75 % Vegetationsflächen 
und rund 25 % Flächen für Wohnen, für Wirtschaft, 
für Sport, für Freizeit, für Erholung und Gewässer.  

Die vielen Fragen, die Sie adressiert haben, werfen 
zu Recht weitere Fragestellungen in der Zukunft auf, 
denn Boden ist auch für Biodiversität essenziell. Bo-
den ist essenziell für die Versorgung der Bevölke-
rung mit Nahrungsmitteln als Lebensgrundlage, auch 
bei der Frage, wie autonom wir in der Produktion von 
Lebensmitteln sind; ich gucke bewusst die Ministerin 
für Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Silke Go-
rißen, an.  
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Insbesondere im Zusammenhang mit dem russi-
schen Angriffskrieg gegen die Ukraine gab es Auto-
nomiediskussionen in der Bundesrepublik Deutsch-
land auch bezogen auf die Ernährungssicherheit in 
der Landwirtschaft. Gerade wenn Sie an die großen 
Strukturumwandlungen im Land Nordrhein-Westfa-
len – ob im Rheinischen Revier oder im Ruhrgebiet – 
oder an weitere Veränderungen denken, die sich aus 
der Veränderung der Wirtschaftsstruktur der aktuel-
len Lage ergeben, wird klar, dass wir auch in Zukunft 
nicht nur mit der Wiederbelebung von Brachflächen 
die Bedürfnisse einer Wohnbevölkerung oder einer 
sich verändernden Wirtschaftsstruktur werden bedie-
nen können.  

Gestatten Sie mir – die Redezeit ist schon vorbei – 
noch drei Hinweise:  

Erstens. Die Landesregierung hat ein Brachflächen-
management, anders als der erste Redner heute be-
hauptet hat.  

Zweitens. Die Landesregierung ist sehr engagiert 
beim Flächenrecycling unterwegs. Ich nenne zum 
Beispiel den AAV, der den klaren Schwerpunkt hat, 
da zu sanieren, wo Grundwassergefährdungen be-
stehen; das ist der Auftrag des AAV. Aus unserem 
Hause stammt die Landesinitiative BauLandLe-
ben.NRW, mit der wir an ganz vielen verschiedenen 
Stellen Kommunen darin unterstützen, brachgefal-
lene Flächen wieder zu Bauflächen zu machen, und 
zwar aus diesem ureigensten Ansatz heraus, dass 
eine nachhaltige Bodenpolitik benutzte Flächen zur 
Wiederverwendung zur Verfügung stellt.  

Das bedeutet aber auch, dass man anerkennen darf, 
dass wir gerade bei vorbenutzten Flächen eine Drei-
teilung haben. Wir haben A-Flächen, die Sie ohne öf-
fentliches Geld wieder an den Markt bekommen; die 
sind leicht zu sanieren, zu reparieren. Wir haben B-
Flächen, bei denen Sie ein bisschen Steuergeld 
brauchen, um das, was im Boden kaputtgegangen 
ist, wieder nutzbar zu machen. Und wir haben C-Flä-
chen, wo das mit Steuergeld unwirtschaftlich wird.  

Da erinnere ich an den Grundstücksfonds, der unter 
SPD-Regierung im Zuge des Montanwandels einge-
richtet wurde, in dem über 170 ha Fläche sind, die 
Ewigkeitslasten für das Land Nordrhein-Westfalen 
darstellen, weil diese Flächen nicht mehr auch nur im 
Ansatz reparabel sind und wieder zur Verfügung ge-
stellt werden können. Diese Ewigkeitslasten tragen 
wir als Steuerzahlerinnen und Steuerzahler.  

Drittens. Ich hätte mir gewünscht, dass es gelungen 
wäre, mit der BauGB-Novelle auf Ebene des Bundes 
eine Multikodierung von Flächen zu ermöglichen. 
Das ist nämlich der kluge Weg, Flächen zu multiko-
dieren, es einfacher zu machen, auch bei einer Än-
derung, wenn sich Gesellschaft ändert oder wir, wie 
jetzt beispielsweise, starke Einbrüche in der Wirt-
schaft haben.  

Diesem Anspruch wird der Gesetzentwurf der Bun-
desregierung nicht gerecht. Aber das kann ein Auf-
trag für eine nächste Bundesregierung sein. – Herz-
lichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Meine Damen und Herren, die Ministerin hat die Re-
dezeit um 2 Minuten 22 Sekunden überzogen; das 
darf sie selbstverständlich. Aber der Transparenz 
halber möchte ich hier mitteilen, dass diese zusätzli-
che Redezeit auch den Fraktionen zusteht. – Ich 
sehe jedoch keine Wortmeldungen. 

Da mir keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, 
schließe ich die Aussprache und stelle fest, dass da-
mit die Beratung über die Große Anfrage 20 der 
Fraktion der SPD abgeschlossen ist. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD Drucksache 
18/11416. Wer stimmt dem Antrag zu? – Das ist die 
Fraktion der SPD. Wer stimmt dagegen? – Das sind 
die Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP und AfD. Wer enthält sich? – Keine Enthaltun-
gen. Damit ist der Entschließungsantrag Drucksa-
che 18/11416 abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

4 Zukunftssicheres Krisenmanagement: Digi-
tale Lösungen für den Gesundheitsschutz in 
Nordrhein-Westfalen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/11325 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der FDP der Abgeordnetenkolle-
gin Frau Schneider das Wort. 

Susanne Schneider (FDP): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Wäre es 
nicht großartig, wenn Nordrhein-Westfalen in der Di-
gitalisierung Vorreiter wäre? Wäre es nicht toll, wenn 
wir schon deutlich digitaler wären? Sind wir aber 
nicht! Auch die Coronapandemie hat uns hier sehr 
schmerzhaft unsere Schwächen aufgezeigt. Wir alle 
erinnern uns noch daran, wie Gesundheitsämter teil-
weise noch per Fax miteinander kommuniziert ha-
ben. 

Vielfach war und ist die digitale Infrastruktur noch 
lange nicht so weit, schnell und gezielt auf eine sich 
dynamisch entwickelnde Lage zu reagieren. Andere 
Staaten sind deutlich weiter und schneller, wenn es 
darum geht, Daten zu erfassen, aufzubereiten und 
der Bevölkerung sowie den handelnden Akteuren zur 
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Verfügung zu stellen. In Nordrhein-Westfalen hatte 
es hingegen bis Juni 2020 gedauert, ehe überhaupt 
ein Corona-Dashboard eingerichtet wurde. Wer aber 
aktuelle Entwicklungen des Infektionsgeschehens 
zeitnah erkennen wollte und will, für den waren und 
sind Daten zum Beispiel aus Großbritannien nützli-
cher gewesen als unsere eigenen Zahlen. Das darf 
sich nicht wiederholen. 

(Beifall von der FDP) 

Im Katastrophenfall zählt jede Minute. Einsatzkräfte 
und Behörden müssen schnell auf bewährte Verfah-
ren sowie auf aktuelle Daten und Ansprechpartner 
zugreifen können, um effektiv zu handeln. Da helfen 
keine Telefonlisten aus Papier, die wahrscheinlich 
auch nicht mehr aktuell und bereits überholt sind. 
Deshalb brauchen wir eine zentrale und digitale Wis-
sensplattform, die alle relevanten Informationen bün-
delt und in Echtzeit verfügbar macht. 

Wir brauchen zudem ein landesweites digitales Be-
standsmanagement, das die Erfassung von medizi-
nischer Ausrüstung und von Hilfsgütern ermöglicht. 
Damit kann dann die Verteilung der Ressourcen effi-
zienter gestaltet werden. Gerade wenn bestimmte 
Produkte wie zum Beispiel Schutzkittel plötzlich an 
vielen Orten gleichzeitig nachgefragt sind, müssen 
wir doch wissen, wo welche Zahl gerade zur Verfü-
gung steht. Gefährliche Engpässe können so vermie-
den werden. 

Zu einem modernen Krisenmanagement gehört ganz 
wesentlich das frühzeitige Erkennen von Risiken. Ein 
wichtiger Indikator für den Gesundheitsschutz ist da-
bei das Abwasser. Dabei handelt es sich nicht nur 
um einen Kostenfaktor, einen umweltpolitischen As-
pekt. Wenn wir das Wasser zum Duschen oder Zäh-
neputzen genutzt haben, lässt sich hinterher mit mik-
robiologischen Methoden die enthaltene Virenlast er-
mitteln. Das gibt wiederum Auskunft darüber, welche 
Krankheitserreger aktuell unterwegs sind und ob 
eine Infektionswelle kommt, stagniert oder zurück-
geht. 

Daher wird aktuell noch in 21 Kläranlagen in Nord-
rhein-Westfalen das Abwasser auf SARS-CoV-2 un-
tersucht. Mit diesen Proben wird das Abwasser von 
etwa einem Drittel der Einwohner Nordrhein-Westfa-
lens erfasst. Dieses Monitoring ist bisher ein Modell- 
und Forschungsprojekt. Allerdings kommt bereits 
vom Landeszentrum Gesundheit die Erkenntnis, 
dass sich das Infektionsgeschehen aus den Daten 
des Abwassermonitorings nicht immer zuverlässig 
abbilden lässt. 

Auch da sind andere Länder schon längst weiter. So 
setzt zum Beispiel Kanada auf ein ausgebautes Ab-
wasserüberwachungssystem. Dahin müssen wir in 
Nordrhein-Westfalen jetzt das Abwassermonitoring 
flächendeckend ausbauen. 

(Beifall von der FDP) 

Diese Technologie ist nicht nur in Pandemien, son-
dern auch bei anderen infektiösen Ausbrüchen ein 
wertvolles Instrument, um bei Bedarf frühzeitig zu re-
agieren, bevor womöglich wieder überfüllte Kranken-
häuser drohen. So können wir die Gesundheit der 
Menschen in Nordrhein-Westfalen noch besser 
schützen. 

Wir brauchen ein gezieltes Social-Media- Monitoring. 
Digitale Teams müssen in Echtzeit Falschinformatio-
nen erkennen und richtigstellen können, um Panik 
oder Fehlverhalten in der Bevölkerung zu verhindern. 
Hierfür können Virtual Operations Support Teams 
eingesetzt werden, um relevante Inhalte zu überwa-
chen. Gerüchten und Falschmeldungen müssen fak-
tenbasierte Informationen entgegengesetzt werden. 
Entscheidend wird sein, dass die Kommunikation in 
Krisensituationen alle Bürgerinnen und Bürger er-
reicht, das Ganze auch barrierefrei. 

Nordrhein-Westfalen kann durch eine umfassende 
landesweite digitale Strategie für den Gesundheits-
schutz und gezielte digitale Investitionen zur Vorrei-
terregion in ganz Deutschland werden. Nutzen wir 
jetzt gemeinsam und entschlossen diese Chance! – 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der CDU hat nun Abgeordnetenkol-
lege Herr Görtz das Wort. 

Guido Görtz (CDU): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! „Zukunftssicheres Krisenmanagement: Digi-
tale Lösungen für den Gesundheitsschutz in Nord-
rhein-Westfalen“. Mit Blick auf die Ereignisse in der 
vergangenen Woche in Berlin kann ich nur sagen: 
Das beste Krisenmanagement, liebe Kolleginnen 
und Kollegen der FDP, ist, erst gar keine Krise zu 
verursachen.  

Aber kommen wir nun zu Ihrem Antrag: Sie fordern 
eine zentrale digitale Wissensplattform als Informati-
onsgrundlage für Einsatzkräfte und Behörden. Aber 
die gibt es bereits. Für den Katastrophenschutz ver-
fügt das Land Nordrhein-Westfalen seit vielen Jahren 
über das digitale Informationssystem Gefahrenab-
wehr, kurz IG NRW. Außerdem gibt es schon seit ei-
niger Zeit viele lokale Leuchtturmprojekte zur Krisen-
abwehr, denn oft weiß man direkt vor Ort viel besser, 
was zur Krisenbewältigung nötig ist. 

Zur frühzeitigen Erkennung von Krankheitserregern 
schlagen Sie ein – ich glaube, die Aussprache ist 
schon die größte Herausforderung meiner Rede – 
Abwassersurveillance-System vor. Sie haben den 
Begriff gemieden, und das als Antragsteller, aber ich 
kann verstehen, weshalb. Sie schlagen dieses Sys-
tem vor, aber auch das gibt es bereits. Zugegeben, 
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„Abwasserüberwachung von Gesundheitsparame-
tern“ klingt – hier steht: „nicht halb so sexy“; ich weiß 
nicht, ob das parlamentskonform ist – nicht halb so 
attraktiv wie Ihr Wording, meint aber genau das Glei-
che und ist durch den EU-Ministerrat Anfang Novem-
ber 2024 in der Kommunalabwasserrichtlinie vorge-
sehen und verabschiedet worden. 

Nun zu den Lagerbeständen für medizinische Aus-
rüstung und Hilfsgüter: Die vom Ministerium für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales gelagerten Medizin-
produkte und Arzneimittel werden im Rahmen der 
Lagerhaltung bereits heute durch die lagerführenden 
Stellen digital erfasst und verwaltet. Vielleicht gibt es 
mittlerweile ja auch Lagerbestände von Papier für die 
vorgezogene Bundestagswahl, die ähnlich verwaltet 
werden. Das wäre zumindest wünschenswert. 

(Beifall von der CDU, Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE] und Wibke Brems [GRÜNE]) 

In Krisensituationen gezielt gegen Desinformation 
vorzugehen und die Bevölkerung faktenbasiert zu in-
formieren, ist längst Alltag in der Arbeit der Social-
Media-Teams, sodass spezielle – auch wieder so ein 
modernes Wort – Monitoringteams dafür nicht erfor-
derlich sind. 

Zur entsprechenden Kommunikation: Adäquate Hil-
festellungen gehören zu den Kernkompetenzen des 
Katastrophenschutzes. Eine regelmäßige Sensibili-
sierung der Bevölkerung für die Warnungen und die 
Nutzung entsprechender Warn-Apps erfolgt bereits 
durch die landes- und bundesweiten Warntage. Wir 
durften uns neulich auch hier im Plenum von der 
akustischen Durchschlagskraft eines solchen Warn-
tags überzeugen. 

Ich kann nur sagen: Ihr Antrag ist von gestern. Vor-
gestern haben wir die Karnevalssession eröffnet. 
Passend dazu: Ihr Antrag ist voll mit ollen Kamellen, 
und daher lehnt die CDU-Fraktion ihn ab. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU, Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE] und Wibke Brems [GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD spricht nun die Abgeordne-
tenkollegin Frau Weng. 

Christina Weng*) (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Krisen sind 
inzwischen unsere Wegbegleiter. Die Infektionszah-
len steigen gerade wieder. Wir erleben das. Die Res-
sourcen in unseren Krankenhäusern werden knapp, 
vermutlich schon im April – mit Ansage. Noch viel 
mehr Verunsicherung in der Bevölkerung, auch zu 
alltäglichen Lebensfragen, begegnet uns in unseren 
Gesprächen beinahe täglich. 

Derzeit bearbeiten wir in der Enquetekommission II 
Krisenfolgen unterschiedlichster Art. Wir erarbeiten 
Handlungsempfehlungen für Maßnahmen, die 
Starkregenereignisse, Pandemien, Cyberangriffe 
und vieles andere bewältigen helfen, bestenfalls ver-
meiden helfen. Wir wissen also, wie unverzichtbar 
ein modernes, vernetztes Krisenmanagement ist. 

Die wertvollen Anhörungen in der Enquetekommis-
sion II geben uns dazu genau die richtigen Hinweise. 
Sie haben uns gezeigt, wie wichtig es ist, die digitale 
Infrastruktur sinnvoll zu entwickeln und zu ergänzen, 
gleichzeitig die Zusammenarbeit auf allen Ebenen zu 
stärken und unsere Bürgerinnen und Bürger mit dem 
notwendigen Wissen auszustatten. 

One Voice Policy, also Kommunen, Land, und Bund 
sprechen mit einer Sprache, senden eine Botschaft, 
ist existenziell – das zeigen die Anhörungen eindeu-
tig –, denn es geht um sichere Kommunikation. Die 
FDP schlägt eine zentrale digitale Wissensplattform 
vor. Das klingt wirklich gut. Es gibt aber leider keinen 
Hinweis auf tatsächliche Inhalte, auf datenschutz-
rechtliche Fragen. Der Katastrophenschutz basiert 
aber zu 90 % auf dem Ehrenamt. Wer also hat Zu-
griff? Wie lässt sich dieses sicherlich richtige Ansin-
nen praktisch umsetzen? 

Die Abwasserüberwachung liefert inzwischen tat-
sächlich einen zunehmenden Schatz an gewonne-
nen Daten. Aber wer verfolgt die Erkenntnisse dar-
aus weiter? Wie stark ist der öffentliche Gesundheits-
dienst involviert, um gerade lokal aus den gewonne-
nen Werten Maßnahmen zu entwickeln? 

Derzeit kennen wir keinen Krisenreaktionsplan. Die 
Lagerung und das Vorhalten liegen vor allen Dingen 
in den Händen der Feuerwehren, und die sind gut 
untereinander vernetzt. Die digitale Erfassung von 
Lagerbeständen scheitert auch heute noch an den 
Ressourcen hinsichtlich vorhandener Raum- und 
Vorhaltekosten. Viele der Produkte werden in Echt-
zeit benötigt, andere drohen abzulaufen und vernich-
tet zu werden. Was soll das für ein System sein? Wie 
verknüpft man zum Beispiel Krankenhausinformati-
onssysteme, SAP-Tools mit der Materialwirtschaft, 
mit den Systemen? Das ist ein sehr wichtiges, aber 
auch komplexes Vorhaben. 

Die FDP schlägt zudem vor, ein Social-Media-Team 
zur Bekämpfung von Desinformation einzurichten, 
und das zu Recht, denn Kommunikation, der störan-
fälligste Aspekt, braucht Wahrheit und Permanenz. 
Genauso brauchen wir ein permanent arbeitendes 
Krisenmanagement, um eine Krise tatsächlich ad 
hoc angehen und bewältigen zu können. 

In der Desinformation liegt die größte Gefahr der De-
stabilisierung, deshalb muss klar sein, wer wen infor-
miert, wer die Informationen wie verknüpft. Das Mo-
dell VOST des THW und andere gibt es bereits, und 
von denen sollten wir lernen. Das zum Beispiel kann 
keine Kommune alleine leisten. 
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Zum letzten Punkt in dem Antrag, „barrierefreie und 
inklusive Kommunikation“ – das kann nur unser aller 
Ansinnen sein –: Das wird vermutlich der Einsatzort 
von KI sein, die verifizierte Informationen in Leichte 
und in andere Sprachen transformiert. 

Krisenmanagement ist letztendlich in dem Maße gut, 
in dem die Menschen mitmachen, mitmachen kön-
nen. Wir müssen die Eigenverantwortung und die 
Resilienz der Bevölkerung stärken. Regelmäßige 
Übungstage, Schulungen und die Stärkung der 
Selbsthilfestrukturen tragen dazu bei, das Bewusst-
sein für Krisen zu schärfen und die oft gefühlte Ohn-
macht zu relativieren. Nur so können wir alle im 
Ernstfall handlungsfähig sein. 

Es ist schade, dass über den Antrag direkt abge-
stimmt wird; denn er enthält viel Gutes. Das wäre 
aber noch viel intensiver zu besprechen gewesen. 
Nichtsdestoweniger stimmen wir dem Antrag zu. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und Susanne Schneider 
[FDP]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht nun 
Abgeordnetenkollegin Meral Thoms. 

Meral Thoms (GRÜNE): Liebe Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Digitale Lösungen 
haben ohne Zweifel das Potenzial, unseren Gesund-
heitsschutz erheblich zu verbessern. Gleichwohl ha-
ben sie auch – das muss uns klar sein – Grenzen. 
Ich möchte Ihnen ein Beispiel nennen, das mir sehr 
am Herzen liegt. 

Meine 80-jährige Mutter hat Sehstörungen, und digi-
tale Geräte gehören nicht zu ihrem Alltag. Sie hat 
auch kein Smartphone. Die Corona-App hat für sie 
deshalb überhaupt nicht funktioniert. Die Warn-Apps, 
die wir haben und die wir alle auch schon hier im Ple-
num genutzt haben, kann sie ebenfalls nicht nutzen. 
Damit kommen wir schon zu einem entscheidenden 
Punkt des Antrags. Digitale Anwendungen mögen 
hilfreich sein, aber sie sind nicht automatisch für alle 
Menschen zugänglich. 

Ältere Menschen ohne digitale Kenntnisse oder ohne 
die entsprechenden technischen Hilfsmittel können 
wir nicht erreichen, und sie werden auch in diesem 
Antrag nicht mitgedacht. Wenn wir jedoch krisensi-
cher sein wollen, dann dürfen wir niemanden zurück-
lassen. 

Der Antrag spricht von Digitalisierung als Lösung. 
Das ist kurz, griffig und klingt sehr gut. Den Kern des 
Problems trifft das aber nicht, weil digitale Werk-
zeuge an sich kein Allheilmittel sind. 

Wir schließen die Lücken im Krisenmanagement 
nicht allein durch Technik, wobei Technik natürlich 

sehr hilfreich sein kann. Wenn es in der Vergangen-
heit Versäumnisse gab, dann lag dies selten primär 
an der fehlenden Digitalisierung, sondern es lag pri-
mär an einer mangelnden Koordination vor Ort, an 
einem fehlenden Schnittstellenmanagement, an feh-
lenden Standards und an fehlenden Routinen von 
Krisen und Verwaltungsstäben. Sicherlich helfen di-
gitale Lösungen erheblich, für sich genommen sind 
sie aber kein Allheilmittel. 

Ähnliches gilt für die Forderung einer digitalen Erfas-
sung von Lagerbeständen in dem Antrag. Um die 
Verteilung von Ressourcen effizienter zu gestalten, 
muss auch hier in erster Linie die Koordination be-
trachtet und dann optimiert werden. 

Ich komme zu einem anderen Punkt. Im Katastro-
phenfall – das ist klar – muss Wissen schnell und ge-
zielt verfügbar sein. Deswegen hat das Land seit vie-
len Jahren das digitale Informationssystem Gefah-
renabwehr im Katastrophenschutz. Das heißt, es gibt 
bereits ein System. Deswegen steht hinter der vor-
geschlagenen zentralen Wissensplattform, die im 
Krisenfall alle Informationen für Einsatzkräfte bereit-
stellen soll, ein großes Fragezeichen. Theoretisch 
klingt das richtig gut, ist in der Praxis aber mit enor-
men Hürden verbunden. 

Unterschiedliche Krisenlagen benötigen unter-
schiedliche Informationen. Eine einzige Plattform für 
alle Krisensituationen birgt deshalb die Gefahr, zu ei-
nem Datenmonster zu werden. Zudem liegt dann 
auch die Frage sehr nahe, wer diese Daten pflegen 
soll bzw. woher das Personal dafür kommt, ganz zu 
schweigen von der offenen Finanzfrage. 

Darüber hinaus betreibt der Bund mit den Ländern 
bereits das Gemeinsame Kompetenzzentrum Bevöl-
kerungsschutz. Dieses Instrument dient genau der 
übergreifenden Koordination. 

Eine zusätzliche Wissensplattform aus NRW ist da-
her nicht nur unnötig, sondern sie könnte die Krisen-
bewältigung sogar noch verkomplizieren. Wir brau-
chen keine NRW-Insellösung, sondern wir brauchen 
eine bessere Vernetzung der bestehenden Struktu-
ren. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Völlig vergessen haben Sie in Ihrem Antrag den Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst. Der kommt einfach 
nicht vor, obwohl gerade der ÖGD bei öffentlichen 
Gesundheitsgefahren eine zentrale Rolle im Hinblick 
auf die Koordination und die Kommunikation ein-
nimmt. Wir stärken den ÖGD gezielt und verankern 
seine zentrale Rolle im Gesundheitskrisenmanage-
ment im Novellierungsentwurf zum ÖGD-Gesetz. 

Der vorliegende Antrag ist unausgegoren, Elemente 
und Vorschläge passen nicht richtig zusammen. Wir 
lehnen den Antrag daher ab. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abgeordnete 
Dr. Vincentz. 

Dr. Martin Vincentz*) (AfD): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Die FDP 
bringt einen Antrag zum zukunftssicheren Krisenma-
nagement ein. Man kann der FDP sicherlich vieles 
vorwerfen, aber fehlender Humor oder Ironie sind es 
mit Sicherheit nicht. 

Für die FDP ist „Zukunftssicheres Krisenmanage-
ment“ genau der richtige Antrag zur richtigen Zeit. 
Man könnte vielleicht sagen, er kommt einen Tacken 
zu spät; aber gut, darüber lässt sich streiten. Ich 
stelle es mir so vor, dass man morgens früh in der 
Fraktion durchzählt, wer noch da ist oder schon zu 
Rot-Grün übergelaufen ist. Ist Joachim Stamp noch 
an Bord? Man weiß es nicht, keine Ahnung. 

Der Antrag passt tatsächlich gut dazu; denn für die 
ehemals Liberalen ist digitales Krisenmanagement 
mittlerweile nichts anderes als staatliche Zensur im 
Netz. Genauso wird das gefordert. Bei Ihnen steht: 
Social-Media-Monitoring-Teams sollen Falschinfor-
mationen bekämpfen. 

Erinnern wir uns an Corona. Damals rettete die späte 
Ventilation ganz viele Leben. Zwischendrin galt das 
mal als Falschinformation, die hätte bekämpft wer-
den müssen. Vitamin D als protektiver Faktor vor In-
fektionen wäre eine Falschinformation gewesen, die 
hätte bekämpft werden müssen. Schwere Impfreak-
tionen bei verschiedenen Impfstoffen und Chargen 
wären eine gefährliche Falschinformation gewesen, 
die hätte bekämpft werden müssen. Das alles ent-
sprach hinterher allerdings der Realität. 

Erinnern wir uns auch an die Lockdowns. Damals 
wurde noch dazu aufgerufen, dieser gefährlichen 
Falschinformation entgegenzutreten. Unwesentlich 
später kam es dann genau dazu. 

Erinnern Sie sich einfach nur an die frische Luft, die 
allen guttut, während man sich im stickigen, engen 
Wohnzimmer ansteckt. Aber auch das – Sie erinnern 
sich: Stay at Home – wäre einmal eine gefährliche 
Falschinformation gewesen, von der FDP dem-
nächst bekämpft. 

Das machen wir so natürlich nicht mit. Die Freiheit 
braucht einen starken Verbündeten. Die FDP ist das 
schon lange nicht mehr. Wir von der AfD stehen be-
reit, allerdings nicht für das krisensichere Zukunfts-
management der FDP, sondern für ein echtes zu-
kunftssicheres Krisenmanagement. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD)  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Für die Landesregierung spricht nun 
Ministerin Gorißen. 

Silke Gorißen, Ministerin für Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Nach die-
ser Rede wenden wir uns jetzt mal wieder der Sache 
zu; das habe ich bei der letzten Rede komplett ver-
misst.  

Ich darf für meinen Kollegen Karl-Josef Laumann wie 
folgt vortragen: Digitale Technologien haben in den 
vergangenen Jahren in viele Bereiche unseres Ge-
sundheitswesens zunehmend Einzug gehalten und 
werden auch in Zukunft von zentraler Bedeutung 
sein. Wie wichtig eine robuste und digital vernetzte 
Gesundheitsinfrastruktur ist, um in Krisen schnelle 
und wirkungsvolle Maßnahmen ergreifen zu können, 
hat insbesondere die Coronapandemie eindrücklich 
gezeigt.  

Den Antrag der FDP haben wir mit Freude zur Kennt-
nis genommen, denn die FDP bestätigt mit diesem 
die Landesregierung, welche der Etablierung digita-
ler Lösungen im Gesundheitsschutz eine große Be-
deutung beimisst. Nordrhein-Westfalen hat als eines 
der bevölkerungsreichsten Bundesländer eine be-
sondere Verantwortung, voranzugehen und wegwei-
sende Lösungen für ein zukunftssicheres Krisenma-
nagement zu entwickeln.  

In Katastrophen- und Krisensituationen sind der 
schnelle Austausch von Daten sowie die Verfügbar-
keit von Wissen für den Gesundheitsschutz von ho-
her Relevanz. Um im Falle zukünftiger Krisen schnell 
und bedarfsgerecht handlungsfähig zu sein, verfügt 
das Land Nordrhein-Westfalen für den Katastro-
phenschutz seit vielen Jahren über das digitale Infor-
mationssystem Gefahrenabwehr, IG NRW, als Wis-
sensplattform für die Aufgabenträger im Katastro-
phenschutz.  

IG NRW wird sowohl für planerische Aufgaben als 
auch bei einem konkreten Ereignisfall eingesetzt. 
Das System bündelt zahlreiche Fachinformationen, 
taktische Übersichten sowie Kontaktstellen für Fach-
expertisen und stellt diese unter anderem den Leit-
stellen, den Krisenstäben und auch den Kommunen 
im Land bereit.  

Auch im Bereich des Abwassermonitorings sind wir 
als Land nicht untätig. Das Abwassermonitoring ist 
einer von vielen Indikatoren, die es ermöglichen, die 
Entwicklung des Infektionsgeschehens eines spezifi-
schen Krankheitserregers in der Bevölkerung darzu-
stellen. Die Daten des SARS-CoV-2-Abwasser-
monitorings in Nordrhein-Westfalen sind auf den Sei-
ten des Landeszentrums Gesundheit bereits seit 
Ende 2022 öffentlich zugänglich. Im Jahr 2024 wurde 
die Darstellungsform in ein Dashboard überführt.  

An dieser Stelle möchte ich explizit darauf hinweisen, 
dass sich aus dem Bericht zum ersten bundesweiten 
Projekt zur Abwasserüberwachung, ESI-CorA, deut-
liche Limitationen für die Eignung der Abwasserüber-
wachung als Frühwarnsystem ergeben. Wir haben 
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seit der Einführung in der Coronapandemie gelernt: 
Die Ableitung präventiver Maßnahmen im Sinne des 
Infektionsschutzes ist durch Abwasserüberwachung 
derzeit nicht möglich. Auch mein Kollege Karl-Josef 
Laumann hatte gehofft, dass dies anders ist.  

Ein weiteres Herzstück des digitalen Krisenmanage-
ments ist die Bereitstellung transparenter aktueller 
und umfassender Informationen für die Bürgerinnen 
und Bürger des Landes. Die bürgernahe Aufberei-
tung relevanter Fakten ist für die Landesregierung 
von großer Bedeutung.  

Während der Coronapandemie wurde die Bevölke-
rung über die Kanäle der Landesregierung auf poten-
zielle Risiken aufmerksam gemacht, und es wurde 
ein Dialog zwischen den zuständigen Behörden und 
den Bürgerinnen und Bürgern über spezifische Risi-
ken hergestellt. Darüber hinaus förderten wir das Tei-
len und Verbreiten offizieller Informationen und un-
terstützten die Kommunikation anderer betroffener 
Behörden. Solche Maßnahmen sind entscheidend, 
um in Krisensituationen effektiv zu kommunizieren 
und die Bürgerinnen und Bürger bestmöglich zu in-
formieren.  

Zu den großen Herausforderungen im Gesundheits-
schutz gehört die Erreichbarkeit der Betroffenen. 
Dies gilt in besonderem Maße für Menschen mit Be-
einträchtigungen, die aufgrund vorhandener Ein-
schränkungen nicht im vollen Umfang an den gängi-
gen Informationsflüssen partizipieren können. Es 
wird daher ständig an der Verbesserung des barrie-
refreien Zugangs zu diesen Informationen gearbeitet.  

Zur Warnung der Bevölkerung setzt das Land Nord-
rhein-Westfalen im Bevölkerungsschutz auf die Viel-
fältigkeit der Warnmittel, die auf unterschiedliche Art 
und Weise inklusionsspezifische Merkmale aufwei-
sen. Eine regelmäßige Sensibilisierung der Bevölke-
rung für die Warnung und für die Nutzung entspre-
chender Warn-Apps erfolgt durch die landes- und 
bundesweiten Warntage.  

Die vielfältigen Einsatzmöglichkeiten digitaler Lösun-
gen im Gesundheitsschutz sind für uns nicht nur eine 
Reaktion auf die Pandemie. Die Förderung der Digi-
talisierung ist aus meiner Sicht für das Land Nord-
rhein-Westfalen eine nachhaltige Investition in die 
Zukunft, um auch bei künftigen Herausforderungen 
handlungsfähig und flexibel zu bleiben. – Herzlichen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Meine Damen und Herren, damit sind wir am Schluss 
der Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion der FDP hat direkte Abstimmung beantragt. 
Wir stimmen also über den Inhalt des Antrags Druck-
sache 18/11325 ab. Wer stimmt dem Antrag zu? – 

Das sind die Fraktionen der SPD und der FDP. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen von 
CDU, Bündnis 90/Die Grünen und der AfD. Wer ent-
hält sich? – Keine Enthaltung. Damit ist der Antrag 
Drucksache 18/11325 abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

5 Wie männlich darf der Frauensport sein? Faire 
Wettkampfbedingungen sicherstellen, Athle-
tinnen schützen! 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/11316 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der AfD dem Abgeordneten Herrn 
Keith das Wort. 

Andreas Keith (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! „Ich bin 
untröstlich.“ Diese Worte fand die italienische Boxe-
rin Angela Carini nach ihrem Kampf gegen Imane 
Khelif, einem Kampf, den sie bereits nach 46 Sekun-
den chancenlos abbrechen musste. Die Gefahr, 
langfristige gesundheitliche Schäden davonzutra-
gen, war einfach viel zu groß. Zitat:  

„Ich bin in den Ring gegangen, um meinen Vater 
zu ehren. Mir wurde oft gesagt, dass ich eine Krie-
gerin sei, aber ich habe es meiner Gesundheit zu-
liebe vorgezogen, aufzuhören. Ich habe noch nie 
einen solchen Schlag gespürt.“  

Das wird leider nicht der letzte Fall gewesen sein, in 
dem die Karriere einer aufstrebenden jungen Sport-
lerin schlagartig zerstört wird, zerstört, weil man sie 
gegen eine Kontrahentin antreten lässt, die eigentlich 
gar keine ist, denn ihre Gegnerin hätte aufgrund ihrer 
körperlichen Überlegenheit in einer ganz anderen 
Kategorie antreten müssen. Sie hatte schließlich we-
der Eierstöcke noch eine Gebärmutter. Dafür hatte 
sie aber ein Y-Chromosom, Hoden und damit mehr 
Testosteron, als ein weiblicher Körper je produzieren 
könnte.  

Mehrere unabhängige medizinische Gutachten hat-
ten das bereits im Vorfeld ergeben. Den Sportfunkti-
onären des IOC war das allerdings egal. Sie argu-
mentierten, weiblich ist, wer im Pass den entspre-
chenden Geschlechtseintrag hat. Dass diese Praxis 
nichts, aber auch gar nichts mehr mit den viel be-
schworenen olympischen Werten wie Fairness und 
Respekt zu tun hat, ist allen normaldenkenden Men-
schen sofort klar.  

Lediglich die deutsche Presse feiert Khelif kritiklos 
als algerische Boxerin, die diesen Sieg völlig zu 
Recht verdient hat. All diesen Gender-Fanatikern sei 
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gesagt: Wem beim Anblick der weinenden Carini 
nicht das Herz brach, der hat schlichtweg keins.  

(Beifall von der AfD) 

Ihre Olympia-Qualifikation erkämpfte sie für ihren 
verstorbenen Vater. Doch ihr Medaillentraum fiel der 
Gender-Ideologie zum Opfer. Das kann und wird 
auch weitere Sportlerinnen treffen. Denn dank des 
Selbstbestimmungsgesetzes werden zukünftig noch 
mehr biologische Männer den Frauensport heimsu-
chen. Entscheidend ist allein, ob jemand sein Ge-
schlecht rechtzeitig geändert hat. Das muss man 
sich mal vorstellen. Es ist, als würde man einen ge-
sunden Athleten zu den Paralympics schicken, weil 
er sich gehandicapt fühlt. So werden die Sportlerin-
nen einem enormen Verletzungsrisiko ausgesetzt.  

Aber nicht nur im Kampfsport entstehen unfaire Vor-
teile. Der als Mann gebürtige amerikanische Wett-
kampfschwimmer William Thomas brach alle Re-
korde, und zwar im Frauenschwimmen, weil er sich 
mittlerweile als Frau definiert und sich den Vornamen 
Lia gegeben hat. Schon im Juni 2022 hat der Welt-
schwimmverband deshalb vollkommen zu Recht be-
schlossen, Transfrauen von den Wettkämpfen aus-
zuschließen.  

Unser Antrag geht über die Verfahrensweise des vor-
genannten Verbandes hinaus. Um die weiblichen 
Sportkategorien zu schützen, fordern wir die Zulas-
sung von Athleten, die als Männer geboren wurden, 
zu weiblichen Wettbewerben vorerst auszusetzen. 
Biologische Männer, die sich als Frauen definieren, 
bzw. transgeschlechtliche Frauen sollen in einer ei-
genen Kategorie gegeneinander antreten, und zwar 
mindestens so lange, bis es eine verlässliche Lang-
zeitstudie zu Wettbewerbsvorteilen von Transgende-
rathleten gibt.  

Bis dahin gilt: Männer bleiben Männer, auch wenn 
sie sich anders definieren mögen. Sie dennoch ge-
gen Frauen antreten zu lassen, ist nicht nur ein 
Schlag ins Gesicht der Athletinnen, sondern auch ein 
Verrat an den Grundprinzipien des Sports. Helfen Sie 
mit, dass der Sport kein Schauplatz für woke Experi-
mente und Identitätskrisen ist, sondern wieder ein Ort 
der Fairness und des Respekts wird. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke, Herr Ab-
geordneter Keith. – Für die CDU-Fraktion spricht jetzt 
der Abgeordnete Hoppe-Biermeyer. 

Bernhard Hoppe-Biermeyer (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
gute Nachricht vorweg: Die nachfolgenden Tages-
ordnungspunkte werden wahrscheinlich deutlich frü-
her aufgerufen als vorgesehen, und das Plenum en-
det daher voraussichtlich früher als geplant.  

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Ganz ehrlich: Mir erschließt sich nicht, warum die den 
Antrag stellende Fraktion für diese Debatte mehr als 
eine Stunde angesetzt hat. Es ist dabei nicht einmal 
so, dass das Thema nichts hergibt, im Gegenteil. 
Aber das Land ist für diese Frage schlicht und ergrei-
fend nicht der zuständige Ansprechpartner. Schon 
allein aus diesem formalen Grund kann dem Antrag 
überhaupt nicht zugestimmt werden. Der Sport muss 
das unter sich regeln. – Punkt.  

Im Übrigen gefällt mir auch der Grundton des An-
trags nicht. In Ihren Forderungen ist die Rede vom 
Landessportbund und den ihm unterstehenden 
Sportverbänden bzw. auch davon, dass die Landes-
regierung den Landessportbund anweisen solle. So 
funktioniert das nicht im Sportland NRW. Sport und 
Politik, aber auch die Sportverbände untereinander 
begegnen sich bei uns auf Augenhöhe. Ihr Befehls-
ton widerspricht der in Nordrhein-Westfalen gelebten 
Praxis.  

Dass Sie in Ihrem Antrag dann auch noch die IBA, 
die International Boxing Association, zu ihrem Kron-
zeugen erheben, passt da gut ins Bild. Die IBA ist in 
der Sportwelt – vorsichtig formuliert – umstritten, 
nicht zuletzt wegen seines Präsidenten Umar Krem-
lew und seiner Putin-Nähe. Finanzielle Intranspa-
renz, also Korruption, ist dabei nur einer der Vor-
würfe. Die IBA ist der erste Dachverband in der Ge-
schichte des Internationalen Olympischen Komitees, 
IOC, der ausgeschlossen wurde. Um das klarzustel-
len: Das IOC hat kein Problem mit der Sportart Bo-
xen, aber sehr wohl mit der IBA.  

Die verstörende Debatte über das Geschlecht der al-
gerischen Boxerin Imane Khelif ist leider von Hass 
und Hetze bestimmt. Ihr Antrag befeuert das.  

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Sie schreiben, dass zweifelsfrei festgestellt wurde, 
dass Khelif ein biologischer Mann ist. Bei genauem 
Hinterfragen sind die Quellen dafür aber alles andere 
als zweifelsfrei.  

Sie sprechen in Ihrem Antrag vom Konzept des Fair 
Plays. Genau das vermisse ich in Ihrem Antrag. Fair 
Play heißt Respekt und Rücksicht gegenüber allen. 
Fair Play heißt Inklusion und keine Ausgrenzung. 
Fair Play heißt kein Betrug. Fair Play heißt Teamgeist 
und Unterstützung. Fair Play heißt Ehrlichkeit, dass 
man nicht täuscht oder absichtlich falsch spielt. Fair 
Play heißt auch Vorbild sein. Mit Ihrem Antrag aber 
spielen Sie foul. Das können und wollen wir nicht un-
terstützen und lehnen den Antrag daher ab. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 
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Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hoppe-Biermeyer. – Für die SPD-
Fraktion spricht jetzt die Abgeordnete Durdu. 

Tülay Durdu*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Kolleginnen und Kollegen! Ich will es kurz machen. 
Es ist Sache des Sports und seiner Verbände, Fra-
gen, die Genuinen des sportlichen Wettbewerbs be-
treffen, eigenständig zu regeln.  

In einem Antrag an den Landtag von Anweisungen 
an den Landessportbund zu fantasieren, ist absolut 
inakzeptabel. Die AfD-Fraktion fährt damit einen An-
griff auf die Autonomie des Sports. Dieses Hohe 
Haus wird den Sport in Nordrhein-Westfalen zu über-
haupt nichts anweisen – schon gar nicht, wenn es 
von der AfD kommt. 

Die Unabhängigkeit des Sports ist ein hohes Gut. Sie 
ist Ausdruck einer rechtsstaatlich und demokratisch 
verfassten Gesellschaft. Der Staat beschränkt sich, 
damit Mensch und Gesellschaft frei sein können. Die 
Fraktion der AfD versteht davon nichts. Munter redet 
sie von Freiheit und will im gleichen Atemzug per Di-
rektive den Menschen überall reinregieren. Das kann 
nicht gut gehen. Das tut dem Sport nicht gut. Es tut 
der Freiheit nicht gut. Es schadet uns allen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich kann Ihnen auch Folgendes nicht ersparen: Sie 
diskutieren allen Ernstes in diesem Hohen Haus über 
das Geschlecht einer konkreten Person. Ihnen sind 
im Eifer des Gefechts schon längst alle Maßstäbe 
angemessenen Verhaltens verloren gegangen. 
Ihnen sind Takt und Anstand offensichtlich fremd.  

Ich weigere mich, dieses Verhalten als Teil einer 
deutschen Tradition zu würdigen, auf die Sie sich un-
berechtigterweise immer wieder berufen. Dass Sie 
sich dabei ausgerechnet auf die IBA berufen, einen 
abgehalfterten und diskreditierten Boxverband mit 
engen Verbindungen zu Putin, macht das Maß wirk-
lich voll.  

Kolleginnen und Kollegen der AfD-Fraktion, Sie sind 
die einzigen, die hier unsportlich sind. Wir lehnen den 
Antrag natürlich ab. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD, der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Durdu. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt der Abgeordnete Zimmer-
mann. 

Marc Zimmermann (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! Was die AfD gleich im ers-
ten Satz des Antrags schreibt und auch mit der Ein-
gangsrede bezweckt, ist nicht nur wie so oft eine 

fachliche Falschinformation, sondern stellt auch eine 
Beleidigung von Frau Imane Khelif dar. Von „dem 
Boxer“ zu sprechen, ist menschlich in meinen Augen 
eine für dieses Parlament nicht tragbare Äußerung. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP) 

Frau Imane Khelif ist und bleibt eine Cis-Frau. Dass 
Sie das nicht wahrhaben wollen, überrascht natürlich 
nicht wirklich. 

Interessant ist auch – das haben meine Vorredner 
schon gesagt – die von Ihnen als Beweis angeführte 
International Boxing Association, IBA. Diese ist an-
ders als die World Boxing Association, WBA, eine 
vom IOC nicht anerkannte Organisation. Abgesehen 
von der Intransparenz der angegebenen Tests der 
IBA unterhält deren Vorsitzender Umar Kremlew – 
auch das ist schon gesagt worden – enge Beziehun-
gen zum russischen Präsidenten Wladimir Putin – ja 
richtig, Ihrem guten Freund und Kriegstreiber, der 
wiederum eine strikte Anti-LGBTQI+-Politik verfolgt. 

Es ist also klar, was Sie mit diesem Antrag eigentlich 
bezwecken. Sinn und Zweck ist mal wieder lediglich 
die Diffamierung von Menschen, die nicht Ihrem an-
tiquierten Weltbild entsprechen – Populismus in 
Reinform. 

Dieser Antrag ist es nicht wert, weiter behandelt zu 
werden, und wird unsererseits in Prosa und Be-
schlusspunkten vehement abgelehnt. 

Ob Frau Imane Khelif hiervon Kenntnis erhält und ge-
gen die AfD-Landtagsfraktion ebenfalls rechtliche 
Schritte einleiten wird, bleibt abzuwarten. 

(Zuruf von Markus Wagner [AfD]) 

Ich jedenfalls würde es in Anbetracht dieses unsäg-
lich beleidigenden Antrags begrüßen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Zimmermann. – Für die FDP-
Fraktion spricht jetzt der Kollege Rasche. 

Christof Rasche*) (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich möchte zu Beginn noch 
einmal auf Tagesordnungspunkt 2 zurückkommen. 
Da ging es um Olympische Spiele und die Bewer-
bung. Es ging um Paris. Die AfD bezeichnete die 
Olympischen Spiele als Schande von Paris. 

Ich will hier noch einmal deutlich sagen, dass die 
Menschen in Deutschland das anders wahrgenom-
men haben. Sie waren begeistert von den Spielen in 
Paris. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN) 
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Dann ging es um die Bewerbung von Nordrhein-
Westfalen – Rhein-Ruhr – für die Olympischen 
Spiele, vielleicht 2040. Die Grünen sind dafür. Plötz-
lich ist die AfD dagegen. Ist also die AfD die neuen 
Grünen von Nordrhein-Westfalen? Ihr Bild wird wirk-
lich nicht mehr erkennbar, lieber Herr Keith. 

Zum Antrag. In breiten Schichten der Bevölkerung 
gilt die AfD als frauenfeindlich. Das scheint die Moti-
vation zu sein, einen solch verrückten Antrag zu stel-
len. Dadurch wird Ihr Bild aber nicht besser. 

Transfrauen könnten einen unfairen Wettbewerbs-
vorteil im Frauensport haben. Dazu gibt es Diskussi-
onen und Forschungsprojekte. Das ist richtig so. Die 
Ergebnisse müssen schnell vorliegen. Anschließend 
muss man dementsprechend handeln. 

Damit kein Zweifel aufkommt: Für uns als FDP gilt 
der faire Wettbewerb. Der ist im Sport sehr wichtig. 

Die Verantwortung dafür liegt bei den Sportverbän-
den. Das ist deren Zuständigkeit. Die Verantwortung 
liegt nicht bei der Politik, schon gar nicht beim Land-
tag von Nordrhein-Westfalen. 

Die FDP sieht sich als Partner des Sports und des 
organisierten Sports. Die AfD will über den Lan-
dessportbund bestimmen und ihn anweisen. So wür-
den es wahrscheinlich ihre Freunde Putin und Trump 
auch machen. Wir gehen anders vor. Wir lehnen Ih-
ren Antrag ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP, der CDU und Wibke 
Brems [GRÜNE]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rasche. – Für die Landesregierung 
spricht Frau Ministerin Scharrenbach in Vertretung 
des Ministerpräsidenten Wüst. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Digitalisierung: Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! 
Unsere nationalen Spitzenverbände orientieren sich 
an internationalen Regelungen, die im Dialog mit den 
Sportverbänden erarbeitet werden. Diese Verbände 
sind für den Schutz der Athletinnen und Athleten und 
die Förderung der Gleichheit im Sport verantwortlich. 
Es ist ihre Aufgabe, temporeich und nachhaltig zu 
Entscheidungen zu kommen, die den Herausforde-
rungen dieser neuen Zeit gerecht werden. 

Der organisierte Sport befasst sich bereits mit den 
Entwicklungen in diesem Bereich, um faire Wett-
kampfbedingungen sicherzustellen.  

Deswegen kann auch ich es an dieser Stelle kurz 
machen. Der Antrag befasst sich mit Forderungen, 
die außerhalb der Verantwortung und Zuständigkeit 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen liegen. 

Daher wird der Inhalt dieses Antrages abgelehnt. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Frau Ministerin, 
es wird Ihrer Aufmerksamkeit nicht entgangen sein, 
dass der Abgeordnete Keith eine Kurzintervention 
angemeldet hat. Sie können gleich von Ihrem Platz 
erwidern; das ist richtig. 

Herr Kollege Keith, Sie haben jetzt für eine Minute 
das Wort. 

Andreas Keith (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Die Kurzinterven-
tion zielt gar nicht auf den Redebeitrag der Ministerin, 
der ja keiner war, ab, sondern auf das Allgemeine. 

Frau Durdu, da Sie davon sprechen, dass wir Ein-
fluss auf den Sport nehmen wollen, muss ich Ihnen 
sagen: Schauen Sie sich bitte die Liste an. 

(Christina Schulze Föcking [CDU]: Kurzinter-
ventionen beziehen sich doch auf die Rede 
davor, oder?) 

DFB-Chef Bernd Neuendorf, ehemaliger SPD-
Staatssekretär hier in Nordrhein-Westfalen, Herr 
Nettekoven, Mitglied des DOSB hier in Nordrhein-
Westfalen und der CDU, Thomas Weikert, SPDler 
und Mitglied des DOSB – die Liste der Politiker hier 
im Landtag Nordrhein-Westfalen, im Bundestag ist 
unendlich. 

(Alexander Baer [SPD]: Das ist doch keine 
Kurzintervention!)  

Sie nehmen Einfluss. Die Unabhängigkeit des Sports 
gibt es gar nicht mehr. 

Wenn Sie hier sagen, dass wir Einfluss auf eine 
Sportförderung nehmen, dann ist das riesengroßer 
Quatsch. Sie erzählen immer das Gleiche. Zum 
Glück hört Ihnen niemand mehr zu, … 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Die Redezeit, 
Herr Abgeordneter. 

Andreas Keith (AfD): …weil am Ende das, was Sie 
hier über unseren Antrag behauptet haben, nicht 
stimmt. Es ist eine Aufforderung, ja, aber in einer 
sachlichen Art und Weise. – Vielen Dank. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Frau Ministerin, 
wenn Sie wollen, kann ich Ihnen das Wort erteilen. 

(Zuruf von Ina Scharrenbach, Ministerin für 
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisie-
rung) 
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– Die Ministerin möchte nicht erwidern. Herzlichen 
Dank.  

Als weiterer Redner steht auf der Redeliste Herr Pro-
fessor Dr. Zerbin für die AfD-Fraktion. 

Prof. Dr. Daniel Zerbin (AfD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn die Ministerin nichts mehr 
sagen will, dann sage ich noch etwas.  

Politischer Transgender ist der Verrat an der Gleich-
berechtigung, zumindest im Sportbereich und insbe-
sondere im Kampfsport. 

In unserem Antrag haben wir das Beispiel des Bo-
xers Imane Khelif angebracht, was hier schon lang 
und breit diskutiert worden ist. Die Algerierin, die 
wohl biologisch ein Mann ist, hat im Frauenboxen bei 
Olympia Gold geholt. Schön für sie, schlecht für die 
Frauen. 

Die Kraft der Frau beträgt – nach Weineck 2010 – im 
Durchschnitt 54 % bis 80 % weniger als die Kraft des 
Mannes. Das ist nicht nur ein Nachteil im Angriff auf-
grund der höheren Schlagkraft, sondern vor allem ein 
Nachteil in der Verteidigung. Männer haben eine 
stärkere Nackenmuskulatur, und sie können die 
Schläge besser abfedern.  

Jetzt überlegen Sie sich mal, was passiert, wenn ein 
biologischer Mann mit mehr Muskulatur auf eine 
schwächere Frau trifft. Man fragt sich auch hier im 
Plenum: Wie ist es dazu gekommen, dass so ein Irr-
sinn möglich ist, dass biologische Männer gegen 
Frauen im Kampfsport antreten? 

Die Revolution frisst ihre Kinder. Wir stehen am Ende 
einer Entwicklung der Frauenrechte, die mittlerweile 
ins Gegenteil geschwappt ist. Biologische Männer 
können sich de jure als Frauen definieren. Deswegen 
ist es natürlich eine Frage der Politik und nicht nur 
der Landessportverbände. Die müssen nämlich das 
ausbaden, was Sie hier angerichtet haben. 

Auf den ersten Blick scheint das Problem mit dem, 
was Sie gemacht haben, gelöst zu sein. Es gibt Men-
schen, die glauben, dass sie im falschen Körper le-
ben. Das ist Realität und bitter für die Betroffenen, die 
häufig einen jahrelangen Leidensweg hinter sich ha-
ben. Helfen kann da die Psychologie oder auch die 
Medizin, aber nicht das Zusammenschlagen von 
Schwächeren im Boxring. Denn das ist nur eines: 
Körperverletzung. 

Ihre fehlgeleitete Ideologie bedeutet für Frauen blu-
tende Platzwunden, gebrochene Kieferknochen oder 
sonstige schwerste Kopfverletzungen – nicht nur im 
Boxen, sondern auch in anderen Kampfsportarten 
wie Karate, MMA oder Thaiboxen, was sehr viele hier 
in Nordrhein-Westfalen betreiben. Deswegen kann 
die Politik sich da nicht einfach rausziehen. 

In den oben genannten Fällen sind dabei noch nicht 
die Langzeitschäden eingepreist. Das ist die Kehrseite 

einer hochmütigen und selbstgerechten Politik. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, Herr 
Abgeordneter. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen spricht jetzt die Abgeordnete Bostancıeri. 

İlayda Bostancıeri (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen der demokratischen Fraktionen! Ich 
möchte das nicht so stehenlassen und mit ein paar 
Sätzen reingehen.  

Ich finde es ganz spannend. Ich habe diesen AfD-
Antrag gestern zu Hause mit meiner Partnerin disku-
tiert. Die sagte: Ach, klasse. Da hat die AfD doch auf-
gezeigt, was wir schon die ganze Zeit sagen: Ge-
schlecht ist ein totales Konstrukt.  

Woran machen wir das jetzt fest? Frau Khelif, die Sie 
im Antrag aufführen, ist als Frau geboren. Ihr wurde 
das weibliche Geschlecht bei der Geburt zugeschrie-
ben. Sie ist mit allem, was man sein kann, eine Frau. 

(Prof. Dr. Daniel Zerbin [AfD]: Ist sie nicht!) 

Machen wir es jetzt an den Geschlechtsteilen fest? 
Machen wir das an den Hormonen fest? Es gibt Bio-
logieprofessor*innen, die ihre eigenen Studierenden 
ihr biologisches Geschlecht nicht ermitteln lassen, 
weil es so viele Geschlechtsmarker gibt, die ganz un-
terschiedlich abweichen können – aus Angst davor, 
dass die Studis ein falsches Bild über sich bekommen 
oder etwas anderes herauskommt, als sie denken. 

Also, woran machen wir das jetzt fest? Ich würde sa-
gen: Frau Khelif ist als Frau geboren. Sie ist eine 
Frau. Sie ist im Frauensport angetreten. Fertig. Die 
andere Teilnehmerin hat fair verloren. Damit sollte es 
eigentlich beendet sein. 

Ich finde es unsäglich, diese Debatte hier in diesem 
Haus auf die Art und Weise zu führen. Das gehört 
sich nicht. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Bostancıeri. – Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Wir sind am Schluss der Aus-
sprache. 

Ich lasse nun abstimmen. Die antragstellende Frak-
tion der AfD hat direkte Abstimmung beantragt. Wir 
kommen somit zur Abstimmung über den Inhalt des 
Antrages Drucksache 18/11316. Wer stimmt dem An-
trag zu? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer stimmt dage-
gen? – Das sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, CDU und FDP. Wer enthält sich? – 
Niemand. Damit ist der Antrag Drucksache 
18/11316 abgelehnt. 
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Wir kommen zu: 

6 Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags 
zum Haushaltsplan des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2024 (Nach-
tragshaushaltsgesetz 2024 – NHHG 2024) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/9900 

Beschlussempfehlung 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 18/11336 

zweite Lesung 

Änderungsanträge 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/11424 
Drucksache 18/11425 
Drucksache 18/11426 

dritte Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kollegen 
Baer von der SPD-Fraktion das Wort. 

Alexander Baer*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir haben in diesem Jahr 2024 
mehrere wahrlich spektakuläre Fehltritte des Finanz-
ministers zum Landeshaushalt erlebt. Das Haus-
haltsloch ist bereits im Mai durch einen Pressebericht 
bekannt geworden. Dann kam eine Aktuelle Stunde, 
dann eine Sondersitzung des Landtags und schließ-
lich eine Sondersitzung des Finanzausschusses. Wir 
als Opposition mussten beinahe aufdringlich werden, 
um Licht in dieses Dunkel zu bringen und die erkenn-
baren Missstände zu ordnen. 

Im Sommer dann lag der Nachtragshaushalt vor, um 
die Löcher zu stopfen, die aufgrund äußerer Um-
stände – Stichwort „schwache Konjunktur“ – sowie 
auch aufgrund verschlechterter Vorausplanung ent-
standen sind. Nachdem Schwarz-Grün diesen 
Schritt zunächst weit von sich gewiesen, ja nahezu 
verteufelt hat, wurde im Nachtragshaushalt doch 
noch der Notausgang aus der Schuldenbremse ge-
nutzt: die Konjunkturkomponente. 

In der Sachverständigenanhörung wurde indes kri-
tisch gesehen, dass nicht von vorneherein eine Kon-
junkturkomponente eingeplant wurde. Nun wurde im 
Nachhinein versucht, dies zu korrigieren, was vorher 
sträflich versäumt wurde. 

Wir sehen aber auch, dass ausschließlich akute Lö-
cher gestopft oder politische Schnellschüsse vorbe-
reitet wurden. Investitionen in die Zukunft? Fehlan-
zeige. Dabei fordern Expertinnen und Experten be-
reits seit geraumer Zeit zwei Dinge: mehr langfristige 

Investitionen in die Zukunftsfähigkeit unseres Landes 
sowie unserer Gesellschaft und eine grundlegende 
Reform der Schuldenbremse, um dies überhaupt er-
möglichen zu können. 

Dass die Schuldenbremse in der jetzigen Form über-
holt ist, sagen sogar sehr konservative Stimmen. 
Wer das noch nicht verstanden hat, ist ein Narr. Ins-
besondere Maßnahmen, um langfristige Investitio-
nen von der Schuldenbremse auszunehmen, sind 
derzeit für eine Reform im Gespräch.  

Für den Nachtragshaushalt indes nutzt uns dies jetzt 
wenig. Wir stellen fest, dass es gerade reicht, um 
nicht am langen Arm zu verhungern. 

Wir haben immer gesagt: Über die Selbstbewirt-
schaftungsmittel besitzen wir ein Sparbuch. – Und 
wir haben gesagt: Wir wollen daran, bevor neue 
Schulden aufgenommen werden. – Die Existenz die-
ses Sparbuchs haben Sie immer bestritten. Das hat 
der Ministerpräsident in seiner Pressekonferenz ein-
drucksvoll bewiesen. Vor diesem Hintergrund kann 
ich nur noch mit dem Kopf schütteln, wenn der Herr 
Ministerpräsident plötzlich, so wie gestern, in der 
Presse erklärt, dass Schulden auch getilgt werden 
müssen. 

Gerne erkläre ich Ihnen also – wenn Sie wollen, auch 
für Drittklässler –, dass man keine Zinsen und Til-
gung zahlen muss, wenn man vorhandene Guthaben 
nutzt, bevor man Schulden aufnimmt. 

(Beifall von der SPD, Ralf Witzel [FDP] und 
Angela Freimuth [FDP]) 

Gestern lese ich in der RP auch noch, dass uns Marco 
Schmitz von der CDU vorwirft, den Sparstrumpf plün-
dern zu wollen. Er hat es mittlerweile also erkannt – 
ja, es gibt einen Sparstrumpf –, und er hat völlig 
recht. Wir wollen da ran, bevor Sie das Land in neue 
Schulden stürzen und zusätzlich auch noch den so-
zialen Bereich kaputtsparen. 

(Beifall von der SPD) 

Ran an den Strumpf! Das sind Sie dem Land und den 
Menschen, die da draußen demonstrieren, schuldig. 

Wir bedauern sehr, dass die Regierungsfraktionen 
unseren Änderungsantrag im Ausschuss abgelehnt 
haben, um 180 Millionen Euro aus dem Sonderver-
mögen „Krisenbewältigung“ für ein Kita-Rettungspa-
ket einzusetzen. Damit hat Schwarz-Grün eine wich-
tige Chance vertan, den Kitas zu helfen und gegen 
den eklatanten Personalmangel vorzugehen. Das 
werden Ihnen die Eltern und die Kinder dieses Lan-
des nicht danken, besonders in der Erkältungszeit, in 
der die Personaldecke entsprechend gering ist. 

(Beifall von der SPD) 

Der Ursprungshaushalt, der einen äußerst geringen 
Umsatzausfall nicht kompensieren konnte, war 
schon eine völlige Fehlplanung. Und nun – darin sind 
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wir uns mit der FDP völlig einig – können Sie keinem 
guten Kaufmann erklären, wieso Sie die Konjunktur-
komponente in diesem Nachtragshaushalt einsetzen 
und Schulden aufnehmen, obwohl ein riesiger Schat-
tenhaushalt dafür verwendet werden könnte. 

Mehr noch: Im Ausschuss wusste die Landesregie-
rung keine Antwort auf einfachste Fragen, ge-
schweige denn, wo welches Sparbuch liegt, wie und 
mit welchen Zeiten es verfügbar ist. – Das ist eine 
Katastrophe. So kann man das nicht machen. Das ist 
finanzpolitischer Pfusch. Deswegen werden wir den 
Nachtragshaushalt entsprechend ablehnen. – 
Danke. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Baer. – Für die Fraktion der CDU spricht 
jetzt der Abgeordnete Lehne. 

Olaf Lehne (CDU): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Gut, dass ich nach Herrn 
Baer spreche, um erst einmal festzuhalten, wer ein 
Narr ist: Ein Narr ist, wer Schulden macht und alles 
mit Schulden finanziert. 

Sie haben schon eine gewisse Realitätsferne. 

(Lachen von Christian Dahm [SPD]) 

Das zeigt sich auch daran, dass Sie sich die FDP zu 
eigen machen und sagen, Sie seien mit denen in vie-
len Punkten einer Meinung. In einem Punkt sind Sie 
mit Sicherheit nicht einer Meinung. Das ist nämlich 
das Schuldenmachen. Die FDP will keine Schulden 
machen. Ich spreche aber hier nicht für die FDP. 

(Beifall von der CDU – Stefan Zimkeit [SPD]: 
Sie machen aber Schulden!) 

Die aktuelle finanzpolitische Lage ist Ihnen hinläng-
lich bekannt. Ebenso ist Ihnen bekannt, dass bereits 
die Beratungen für den Landeshaushalt 2024 eine 
enorme Kraftanstrengung waren. Gemeinsam haben 
wir es geschafft, unter besonders herausfordernden 
Bedingungen das Beste für die Menschen in unse-
rem Land herauszuholen. 

Angesichts der anhaltend schwachen Wirtschaftsent-
wicklung in Deutschland und der negativen Prognose 
der Bundesregierung sind Haushaltsanpassungen 
dennoch erforderlich. Wie bereits erwähnt: Wir alle 
kennen die aktuelle finanzpolitische Lage und die da-
mit verbundenen Herausforderungen für den Lan-
deshaushalt. Daher möchte ich nachfolgend lediglich 
auf einige wesentliche Punkte in Bezug auf den dies-
jährigen Nachtragshaushalt eingehen. 

Das Messerattentat von Solingen hat uns auf grau-
same Art und Weise vor Augen geführt, welch signi-
fikante Bedeutung den Bereichen der inneren Sicher-
heit, der Migration sowie der Prävention zukommt. 

Mit dem Maßnahmenpaket der Landesregierung 
stärken wir genau diese Bereiche. Hierzu sieht der 
Nachtragshaushalt 2024 Mittel in Millionenhöhe vor. 
Damit reagieren wir unmittelbar auf die tragischen Er-
eignisse in Solingen 

(Christian Dahm [SPD]: Hat niemand kriti-
siert!) 

und tragen mit der Umsetzung erster Maßnahmen 
aus dem Sicherheitspaket dazu bei, zukünftige Ge-
fährdungslagen frühzeitig zu erkennen und möglichst 
zu vermeiden. 

Erschwerend kommt der erhebliche Rückgang der 
Steuereinnahmen hinzu. Der Herbststeuerschätzung 
2024 zufolge muss Nordrhein-Westfalen allein im 
kommenden Jahr mit Steuermindereinnahmen von 
rund 1,3 Milliarden Euro rechnen. Dies bedeutet: we-
niger Mittel für wichtige Projekte. – Das alles vergisst 
die SPD. 

Die Ursachen dieser Krisen sind vielfältig. Neben den 
Folgen der Pandemie und geopolitischen Unsicher-
heiten fehlt es an einer nachhaltigen Wachstumsstra-
tegie auf Bundesebene. Die Bundesregierung hat 
sich bisher auf kurzfristige Maßnahmen und teure 
Konjunkturprogramme beschränkt, ohne eine lang-
fristige Perspektive zu bieten. 

Die Kosten dieser Programme belasten Länder und 
Kommunen, während die Wirkung fraglich bleibt. Al-
lein die steuerlichen Entlastungsmaßnahmen, die 
dauerhafte Mehrausgaben für Wohngeld-Plus und 
das Deutschlandticket bedeuten für das Land Mehr-
kosten in einem Umfang von höre und staune 4 Mil-
liarden Euro jährlich. 

(Christian Dahm [SPD]: Hat niemand kriti-
siert!) 

Doch lassen wir uns davon nicht entmutigen. Wir set-
zen klare Prioritäten und nutzen die vorhandenen 
Mittel verantwortungsvoll und zielgerichtet. Eine die-
ser Prioritäten ist und bleibt die Bildung unserer Kin-
der, die die Zukunftsfähigkeit unseres Landes nach-
haltig sichert. 

Mit dem Nachtragshaushalt greifen wir erstmals auf 
die in der Schuldenbremse verankerte Konjunktur-
komponente zurück. Damit sind wir im bundesweiten 
Vergleich nicht allein. Neben dem Bund machen 13 
der 16 Bundesländer von dieser Möglichkeit Ge-
brauch.  

Damit möchte ich nicht zum Ausdruck bringen, dass 
wir die Konjunkturkomponente leichtfertig in An-
spruch nehmen. Genau das Gegenteil ist der Fall: 
Nur durch die Inanspruchnahme der Konjunkturkom-
ponente gelingt es, harte Einschnitte in zentralen Be-
reichen zu vermeiden. So ermöglicht der Nachtrags-
haushalt eine entschlossene Reaktion auf verän-
derte Rahmenbedingungen und notwendige Anpas-
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sungen, um die Handlungsfähigkeit Nordrhein-West-
falens zu gewährleisten.  

Aus den genannten Gründen werbe ich für die Zu-
stimmung zu dem Ihnen vorliegenden Nachtrags-
haushalt 2024. – Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der CDU und Simon Rock [GRÜNE]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lehne. – Für die Fraktion der FDP 
spricht jetzt der Abgeordnete Witzel. 

Ralf Witzel*) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Bei der Einbringung die-
ses Nachtragshaushalts hat die schwarz-grüne Lan-
desregierung bereits die Aufnahme neuer Schulden 
in Höhe von beachtlichen 2 Milliarden Euro für das 
laufende Jahr geplant. Doch damit nicht genug: In Ih-
rer Beschlussempfehlung für die heutige Verabschie-
dung des Nachtragshaushalts wollen die Fraktionen 
von CDU und Grünen noch mehr Schulden machen 
und haben die Kreditaufnahme noch einmal auf fast 
2,3 Milliarden Euro erhöht.  

Damit steht zum ersten Mal seit Einführung der 
Schuldenbremse keine schwarze Null mehr unter 
dem Kernhaushalt des Landes. Dieser Nachtrags-
haushalt ist daher ein Offenbarungseid.  

Herr Finanzminister, Sie beschweren sich gerne über 
vermeintlich wegbrechende Steuereinnahmen. Die-
sen Eindruck haben Sie noch vor einer Woche mit 
Ihrem Statement zur aktuellen Steuerschätzung ge-
weckt. Sie sagen, der Landeshaushalt müsse auf-
grund von fehlendem Wirtschaftswachstum und der 
Steuergesetze im Bund mit weniger Steuereinnah-
men auskommen. 

Interessanter als das, was Sie sagen, ist aber das, 
was Sie nicht sagen. Sie haben nämlich in Nord-
rhein-Westfalen weiterhin stark steigende Steuerein-
nahmen; sie steigen weiter, nur eben nicht mehr 
ganz so stark, wie Ihrerseits erhofft.  

Wenn die Wirtschaftslage in Nordrhein-Westfalen so 
schlecht ist, frage ich Sie: Was machen Sie in Nord-
rhein-Westfalen eigentlich dagegen? Ich teile Ihre 
Kritik an der verträumten grünen Wirtschaftspolitik in 
Land und Bund, aber wo bleibt dann Ihre Kritik an der 
gescheiterten grünen Wirtschaftsministerin? Welche 
Maßnahmen zur wirtschaftlichen Entfesselung schla-
gen Sie als Finanzminister im Kabinett vor? Wo blei-
ben Ihre Initiativen zur Absenkung der Grunderwerb-
steuer, um die Baukonjunktur wieder in Gang zu set-
zen?  

Ich sage Ihnen: Nichtstun ist Machtmissbrauch; es 
geht schließlich um unser Land.  

(Beifall von der FDP) 

Sie beschweren sich gerne, Herr Finanzminister, 
über angebliche Steuergeschenke des Bundes. 
Dann schauen wir einmal genauer hin. Dabei ist 
zweierlei richtig: Wenn der Bund die eiskalte Pro-
gression verhindert, ist das kein Steuergeschenk, 
sondern der Verzicht auf eine ansonsten stattfin-
dende Steuererhöhung. Außerdem bejammern Sie 
damit Maßnahmen, denen Sie selbst als Landesre-
gierung im Bundesrat zugestimmt haben. Ihre Kroko-
dilstränen sind also nicht glaubwürdig.  

(Beifall von der FDP) 

Als Serviceopposition machen wir Ihnen aber natür-
lich heute auch einmal mehr ein Angebot. Wenn 
CDU und Grüne sich nicht in der Lage sehen, durch 
strukturelle Einsparungen und Haushaltskonsolidie-
rung für einen ausgeglichenen Haushalt zu sorgen, 
dann vermeiden Sie zumindest Neuverschuldung 
dadurch, dass Sie die Schatztruhen nutzen, die vor-
handen sind, weil die Vorgängerregierung Ihnen 
diese prall gefüllt mit 8,5 Milliarden Euro zur neuen 
Wahlperiode hinterlassen hat.  

Sie wissen selber: Sie müssen keinen einzigen Cent 
neue Schulden aufnehmen, wenn Sie die vorhande-
nen disponiblen Milliardenbeträge einsetzen, um 
Neuverschuldung zu vermeiden. Stimmen Sie daher 
gleich unseren Änderungsanträgen zu. Sie müssen 
nicht einmal alle Selbstbewirtschaftungsmittel einset-
zen, sondern nur einen Teil davon und behalten so-
mit noch genügend Spielgeld für Ihre zukünftigen 
Pläne als Koalition.  

Leider verbreitet der Ministerpräsident Falschaussa-
gen zur Haushaltslage am heutigen Tag. In der heu-
tigen Neuen Westfälischen wird er wie folgt zitiert:  

„Da ist kein Sack Geld, den wir noch nehmen kön-
nen und nur nicht wollen. Wenn da wirklich noch 
Geld wäre, würde ich nicht neue Schulden auf-
nehmen.“ 

Wir gehen davon aus, dass der Ministerpräsident 
gleich unseren Änderungsanträgen zustimmt und 
auch Sie, Herr Finanzminister, dazu ermuntert. Denn 
Sie wissen genau: Hier in diesem Land stehen Milli-
ardenbeträge an Selbstbewirtschaftungsmitteln zur 
Verfügung, über die der Landtag noch nicht entschie-
den hat. Herr Finanzminister, es ist Ihre Verantwor-
tung, für die Regierung die Falschaussagen des Re-
gierungschefs gleich zu korrigieren.  

(Beifall von Angela Freimuth [FDP]) 

Herr Finanzminister, Sie verweisen gerne auf die un-
zureichende Wirtschaftspolitik der Ampel im Bund. 
Ihre Analyse ist richtig. Ihre Kritik teilen wir daran, da 
die nötigen Maßnahmen für mehr Wirtschaftsdyna-
mik, Wohlstand und Wachstum keine Mehrheit in der 
Bundespolitik finden.  

Wie Sie wissen, existiert diese Koalition nicht mehr. 
Wir sind sehr gespannt, wie Ihr zukünftiges Narrativ 
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aussieht. Das mit der Ampel können Sie nicht länger 
bemühen, um vom eigenen Handlungsdefizit abzu-
lenken.  

(Beifall von Christian Dahm [SPD]) 

Wir als FDP-Landtagsfraktion sagen ganz klar – und 
für uns ist das eine Frage der Überzeugung –: Neu-
verschuldung ist kein gutes Mittel der Politik. Betrei-
ben Sie echte Konsolidierung ohne Neuverschul-
dung und ohne Steuererhöhung. Priorisieren Sie Auf-
gaben richtig, dann hat dieses Land auch finanzpoli-
tisch wieder eine Zukunft. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP und Dr. Hartmut Beucker 
[AfD]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke, Herr 
Kollege Witzel. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt der Abgeordnete Rock. 

Simon Rock (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Direkt nach 
dem Kollegen Witzel zu sprechen, bietet die Chance, 
die eine oder andere Aussage, die er gerade getätigt 
hat, noch mal einzuordnen und geradezurücken.  

Er sprach gerade davon, Neuverschuldung zu ver-
meiden. Dann will ich der Vollständigkeit halber da-
rauf hinweisen, dass es seit Einführung der Schul-
denbremse im Jahr 2020 weder im Bund noch in 
Nordrhein-Westfalen in keinem einzigen Jahr mit 
FDP-Regierungsbeteiligung gelungen ist, die Neu-
verschuldung auf null zu setzen und einen einzigen 
Haushalt ohne neue Schulden aufzustellen.  

Wenn Sie jetzt davon sprechen, Neuverschuldung 
sei so schlimm, dann zeigen vier Finger auf Sie zu-
rück; das gehört zur Wahrheit dazu.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Es ist richtig, dass der Nachtragshaushalt 2024 erst-
mals die Nutzung der Konjunkturkomponente vor-
sieht. Der Kollege Lehne hat eben schon richtig ein-
geordnet, dass das in den allermeisten Bundeslän-
dern der Fall und im Übrigen auch im Bund eine 
Selbstverständlichkeit ist.  

In der ersten Lesung und auch heute gab es viel Kri-
tik; das sei irgendein mysteriöser Haushaltstrick. Wir 
haben aber schon damals darauf hingewiesen, und 
es bleibt auch richtig, dass das kein Trick ist, sondern 
expliziter Teil der Schuldenbremse, wie sie von CDU 
und – man höre und staune – FDP seit 2019 in der 
Landeshaushaltsordnung gesetzlich verankert ist.  

Wir nutzen diese Konjunkturkomponente nicht aus 
Spaß, sondern weil die Rahmenbedingungen für den 
Haushaltsvollzug äußerst schwierig sind. Sie sind 
viel schwieriger, als wir das bei der Haushaltsaufstel-
lung im Dezember 2023 noch gedacht haben, weil 

sich die Steuereinnahmen leider schlechter entwi-
ckelt haben als erwartet, und zwar noch schlechter, 
als wir das selbst im Mai dieses Jahres noch ange-
nommen haben.  

Hinzu kommen in der Tat die bundespolitischen Ent-
scheidungen aus den Vorjahren, die den Landes-
haushalt strukturell belasten. Wir werden abwarten, 
wie sich das weiterentwickelt und ob die Vorhaben, 
die die Haushalte für die nächsten Jahre noch weiter 
belasteten, falls sie so umgesetzt würden, auch so 
kommen.  

Die Lösungen in dieser angespannten Haushaltslage 
sind selbstverständlich Einsparungen in allen Res-
sorts und eine Ideologiefreie Anwendung der Rah-
menbedingungen, die die Schuldenbremse liefert.  

Selbst Ihr Parteivorsitzender Christian Lindner, der 
von Olaf Scholz deshalb gefeuert wurde, weil ihm 
Parteipolitik und Ideologie offensichtlich wichtiger 
sind als das Wohl des Landes, hat Jahr für Jahr 
Schulden in Milliardenhöhe durch die Konjunktur-
komponente eingeplant und genutzt. Es gehört zur 
Wahrheit, das zu erwähnen.  

(Beifall von den GRÜNEN und von Klaus Han-
sen [CDU] – Ralf Witzel [FDP]: Er hat aber 
auch keine Milliarden an Selbstbewirtschaf-
tungsmitteln herumliegen!) 

– Auf die Selbstwilligkeitsmittel komme ich gleich 
noch zu sprechen, Herr Kollege.  

Diese angespannte Lage haben führende Ökono-
men sowohl von der Arbeitnehmer- als auch von der 
Arbeitgeberseite in seltener Einigkeit beschrieben. 
Wichtig ist an dieser Stelle die Feststellung des 
Sachverständigen Herrn Boysen-Hogrefe in der An-
hörung. Sie haben gerade Gegenteiliges insinuiert. 
Aber aufgrund der Symmetrie der Nutzung der Kon-
junkturkomponente gibt es keine wesentliche struk-
turelle, zusätzliche Verschuldung.  

(Ralf Witzel [FDP]: Doch! Natürlich!) 

Auch der Landesrechnungshof beschreibt die Kredit-
aufnahme als zulässig und selbstverständlich im Ein-
klang mit den geltenden Bestimmungen der Landes-
haushaltsordnung stehend. 

(Christian Dahm [SPD]: Das war doch gar 
nicht die Frage! Das hat niemand infrage ge-
stellt!) 

Insbesondere Herr Witzel erweckt den Eindruck, die 
Schuldenaufnahme sei nicht notwendig, da Milliar-
den Euro ungenutzter Selbstbewirtschaftungsmittel 
in den Kassen der Ministerien lägen.  

(Ralf Witzel [FDP]: So ist es!) 

– Das wäre schön; es ist aber nicht so.  

(Stefan Zimkeit [SPD]: Natürlich ist es so!) 
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Fangen wir mit dem Faktencheck an. Ein großer Teil 
der frei verfügbaren Selbstbewirtschaftungsmittel 
wird bereits für Einsparungen verwendet. Ohne die-
sen wären noch größere Einschnitte im Haushalt 
2025 notwendig.  

(Stefan Zimkeit [SPD]: Wie viele sind das denn 
2024?) 

Die verbleibenden Selbstbewirtschaftungsmittel wer-
den alle für einen bestimmten Zweck bereitgestellt. 
Nur für diesen Zweck, beispielsweise zur Kofinanzie-
rung von EU-Mitteln oder zur Wirtschaftsförderung, 
dürfen sie genutzt werden.  

Ich habe zur Kenntnis genommen, dass die FDP kurz 
vor knapp noch mit einem Änderungsantrag um die 
Ecke gekommen ist und vorgeschlagen hat, 2,3 Mil-
liarden Euro Selbstbewirtschaftungsmittel in den 
Haushalt zurückzuführen.  

(Ralf Witzel [FDP]: Das haben wir Ihnen ge-
genüber in der letzten Woche angekündigt!) 

Ich wäre bereit, mit Ihnen ernsthaft darüber zu reden, 
wenn Sie die Begründung nicht mit einem Zweizeiler 
abgetan hätten, sondern titelscharf gesagt hätten, 
welche Selbstbewirtschaftungsmittel Sie zurückfüh-
ren wollen. Sie drücken sich um diese Diskussion, 
weil Sie genau wissen, dass das im Detail nicht so 
einfach ist, wie Sie das hier populistisch öffentlich 
darstellen.  

(Ralf Witzel [FDP]: Unverschämtheit! – Chris-
tian Dahm [SPD]: Wir bekommen ja keine Ant-
worten!) 

– Natürlich haben Sie Antworten bekommen. Wir 
sprechen doch gleich über die Antwort auf die Große 
Anfrage. Auf mehreren Hundert Seiten haben Sie 
sehr detailliert die Antwort bekommen, wie die aktu-
ellen Stände der Selbstbewirtschaftungsmittel sind.  

(Ralf Witzel [FDP]: Teilweise!) 

Jetzt behaupten Sie doch nicht, Sie würden keine 
Antwort bekommen. Das ist doch vollkommener 
Quatsch. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – Ralf 
Witzel [FDP]: Es geht nicht nur um Quantitä-
ten, Herr Kollege! – Zuruf von Stefan Zimkeit 
[SPD]) 

Meine Redezeit neigt sich leider dem Ende zu.  

Wir setzen auf pragmatische Politik und machen in-
nerhalb der gegebenen Rahmenbedingungen das 
Nötige und Gute. Ich freue mich auf die Zustimmung 
zum Gesetzentwurf.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Kollege Rock. – Für die Fraktion der AfD spricht 
jetzt der Abgeordnete Dr. Beucker. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Damen, geehrte Herren! Die Frak-
tion der AfD wird diesen Nachtragshaushalt ableh-
nen. Dieser sieht eine nicht unbeträchtliche Neuver-
schuldung vor. Begründet wird das mit der schlech-
ten Konjunktur. Die wird sich aber auf absehbare Zeit 
nicht verbessern, und wir erkennen keinen Plan der 
Landesregierung, wie wir aus der dauerhaften Schul-
denmacherei herauskommen.  

Die schlechte Konjunktur liegt an einer historisch 
schlechten Energie-, Wirtschafts- und Migrationspo-
litik der gescheiterten Bundesregierung. Allerdings 
regiert die Restampel in Gestalt von Bündnis 90/Die 
Grünen auch in NRW mit und ist eifrig dabei, unbe-
lehrbar die fatalen Regierungsfehler aus Berlin auch 
hier durchzubuchstabieren. Die Folge ist eine 
schlechte Konjunktur, die man mit Schulden kurieren 
will.  

Man kann sich aber schlecht auf die Konjunkturkom-
ponente berufen, wenn die von den Altparteien zu 
verantwortende ökonomische Misere ein Dauerzu-
stand ist. Wir befinden uns nicht in einem üblichen 
konjunkturellen Abschwung. Das hat nichts mehr mit 
Konjunktur zu tun, sondern läuft auf Abstieg und Ver-
armung hinaus. Wir machen seit dem Jahr 2020 im-
mer wieder neue Schulden mit immer neuen Ausre-
den. Das kann auf Dauer nicht gut gehen.  

Es ist in konjunkturell schwierigen Zeiten sicherlich 
sinnvoll, Einnahmeeinbrüche bei den Steuern bis zu 
einem gewissen Punkt durch Schulden auszuglei-
chen. Wir fordern allerdings die Nutzung weiterer 
Möglichkeiten, zum Beispiel die Verwendung vor-
handener freier Mittel. Das tut die Landesregierung 
kaum, und sie stellt auch nicht die notwendige Trans-
parenz über den Umfang der freien Mittel her.  

Wir sehen an Frankreich und seinen Haushaltsprob-
lemen, was es heißt, wenn man auf Dauer allzu frei-
gebig Geld ausgibt. Die Ratingagenturen drohen mit 
Abwertungen, die Finanzmärkte verlangen nach 
noch höheren Zinsen und die Spielräume im Haus-
halt werden immer kleiner. Frankreich hatte mit dem 
Start von Europa einen Schuldenstand wie Deutsch-
land; jetzt ist er wesentlich höher.  

NRW profitiert von seinem guten Rating und der Zu-
gehörigkeit zur Bundesrepublik, wobei das eigene 
Rating eigentlich viel besser sein müsste. Wir haben 
anders als Bayern nicht bei jeder Ratingagentur ein 
Spitzenrating. Das ist das Werk sozialdemokrati-
scher Finanzpolitik in den letzten Jahrzehnten.  

Der Ruf als guter Schuldner ist auf jeder staatlichen 
Ebene zu verteidigen. Die nachfolgenden Generatio-
nen und auch die aktuellen Steuerzahler würden es 
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uns danken. Leider sehen wir aktuell zu geringe Spa-
ranstrengungen und zu wenig Transparenz im Haus-
halt.  

Auch könnte man einfach freie Mittel verwenden – 
sie liegen zum Beispiel bei den Hochschulen –, wie 
es der Landesrechnungshof vorgeschlagen hat. Die 
Landesregierung könnte wesentlich mehr freie 
Selbstbewirtschaftungsmittel für den Haushaltsaus-
gleich verwenden. Jedoch scheitert sie schon daran, 
festzustellen, wie viele freie Mittel es wo gibt. In die-
sem Zusammenhang werden wir den Änderungsan-
trägen der FDP zustimmen.  

Allerdings sind das alles nur Beträge, die man einmal 
verwenden kann. Wir haben ein dauerhaftes Finanz-
problem, und uns fehlt der Plan der Landesregie-
rung, wie ich bereits sagte, wie man es gelöst be-
kommt. Es gab eine Anhörung zu diesem Haushalt, 
und wir sehen uns in diesen Aussagen, gerade mit 
Blick auf die Tragfähigkeit der Staatsfinanzen, durch 
den Landesrechnungshof, durch Professor Potrafke 
vom ifo-Institut und den Bund der Steuerzahler be-
stätigt. Die Zinslasten steigen massiv bei immer 
mehr Schulden. Wir sollten uns kein Beispiel an der 
traditionellen italienischen und französischen Haus-
haltsführung nehmen. Den von den Koalitionsfraktio-
nen propagierten Anstieg im Personalbereich der 
Justiz begrüßen wir allerdings. Das haben wir in der 
Vergangenheit immer wieder gefordert, und den AfD-
Vorschlägen hätten Sie eigentlich längst schon fol-
gen können.  

Wir sehen haushaltstechnisch zwar noch nicht in den 
Abgrund, aber einer sehr schweren Zukunft entge-
gen. Die schwarz-grüne Regierung kann zwar versu-
chen, weiter fleißig Schulden im Rahmen der soge-
nannten Konjunkturkomponente zu machen, aber 
die Finanzmärkte werden den Weg nicht auf ewig 
mitgehen. Allen, die sagen, wir bräuchten eine Re-
form der Schuldenbremse, also noch mehr Verschul-
dung, sei gesagt: Geordnete Finanzen sind die 
Grundlage für die Bewahrung von Demokratie und 
Freiheit. Die Weimarer Republik ist auch an zerrütte-
ten Finanzen gescheitert. – Danke für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke, Herr Ab-
geordneter Dr. Beucker. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Minister Dr. Optendrenk. 

Dr. Marcus Optendrenk, Minister der Finanzen: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir setzen mit dem Nachtragshaushalt 
2024 in einer sich leider konjunkturell und strukturell 
verschlechternden Zeit das richtige Signal für ein si-
cheres, gerechtes, wirtschaftlich starkes und zu-
kunftsfestes Nordrhein-Westfalen.  

Dieser Nachtragshaushalt ist notwendig geworden, 
weil sich die Rahmenbedingungen – das wissen Sie 
alle, und das erleben wir alle auch jeden Tag – im 
Laufe dieses Jahres entgegen den Erwartungen, die 
wir noch Anfang des Jahres gemeinsam hatten, ver-
schlechtert haben. Uns allen ist vorausgesagt wor-
den, dass nach einem schwächeren ersten Halbjahr 
das zweite deutlich besser werde. Das war auch die 
Grundlage der Steuerschätzung vom Mai 2024. Die 
war allerdings schon schwächer als die Steuerschät-
zung vom Oktober 2023.  

Zum zweiten Mal hintereinander haben wir deutlich 
sinkende Einnahmeerwartungen, und das, obwohl 
wir – Herr Kollege Witzel, das haben Sie natürlich 
wieder fröhlich verschwiegen – allein aufgrund der In-
flationsrate der letzten Jahre strukturell höhere Aus-
gaben haben müssen.  

(Christian Dahm [SPD]: Das wussten Sie 
doch!) 

Sie haben auch zugestimmt, dass wir den Tarifab-
schluss eins zu eins übertragen haben. Es ist auch 
eine Folge der Anpassung an die Inflation in der Ver-
gangenheit, dass wir den Beschäftigten diesen Infla-
tionsausgleich bezahlen. Das findet allerdings nicht 
im luftleeren Raum statt, sondern hat konkrete Aus-
wirkungen auf die Stellen, an denen wir noch konso-
lidieren könnten, weil wir sagen, wir hätten feste Aus-
gabenblöcke, dass wir zum Beispiel unser Personal 
anständig bezahlen und bei Investitionen nicht kür-
zen wollen oder dass wir in den Strukturen Verände-
rungen vornehmen wollen. Aber die können wir nur 
auf der Zeitachse verändern, jedenfalls nicht so, dass 
eine konjunkturelle Entwicklung, die ganz erkennbar 
nicht aus Nordrhein-Westfalen kommt, sondern eine 
massive Abschwächung in der Größenordnung von 
1,3 Milliarden Euro im Haushalt 2024 bringt, mal 
eben ausgeglichen werden kann.  

Das hängt im Wesentlichen damit zusammen, dass, 
anders als der Bund, Kommunen und Länder haupt-
sächlich Verwaltungshaushalte haben, in denen die 
Mobilität dessen, was sie verändern können, einfach 
naturgemäß viel geringer ist. Unter dem Gesichts-
punkt haben wir, Länder und Kommunen, einfach 
schwierige Rahmenbedingungen. Deshalb haben 
alle das gleiche Problem, dass sie die konjunkturel-
len Entwicklungen nicht einfach darüber abpuffern 
können, irgendeine Struktur zu verändern. 

Darum bleibe ich dabei – und es ist richtig, was die 
Koalitionsfraktionen gesagt haben –: Wir werden 
nicht anders können, als die Konjunkturkomponente 
innerhalb der Schuldenbremse dazu zu nutzen, die 
Kreditaufnahme zu tätigen, die erforderlich ist – aber 
auch nur die, die erforderlich ist –, um das auszuglei-
chen.  

Ich würde mich sehr freuen, wenn es uns gelänge, 
dass wir deutlich weniger Schulden im Vollzug des 
Haushalts 2024 machen müssten, als die Kredit-
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ermächtigung hoch ist, die uns das Parlament gleich 
geben wird. Das habe ich von Anfang an gesagt, und 
das gilt immer; denn Schulden zu machen bedeutet 
auf der anderen Seite, die Zins- und Tilgungslasten 
in die Zukunft vorzutragen. Das wollen wir an dieser 
Stelle möglichst vermeiden.  

(Ralf Witzel [FDP]: So ist es!) 

Noch einmal: Wir werden nur so viele Kredite aufneh-
men, wie sie erforderlich sind, um den Haushaltsaus-
gleich in dieser Situation sicherzustellen.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – 
Christian Dahm [SPD]: Dann brauchen Sie ja 
keine! Dann brauchen Sie keine Kredite auf-
zunehmen!) 

Deshalb finden Sie in den Änderungsanträgen der 
Koalitionsfraktionen nicht das, was Sie möglicher-
weise an anderer Stelle schon einmal behauptet ha-
ben: Da würde versucht, noch irgendetwas Schönes 
für die Koalition zu tun. – Wir tun das Notwendige.  

(Stefan Zimkeit [SPD]: Das Notwendige ist die 
Rücknahme der Sozialkürzungen!) 

Wir stellen uns der staatspolitischen Verantwortung, 
die wir haben; wir stellen uns der Verantwortung für 
die Bürgerinnen und Bürger. Das Chaos, das in Ber-
lin jetzt stattfindet, wiederholen wir nicht in Nordrhein-
Westfalen.  

(Beifall von der CDU) 

Ein letzter Punkt zu dem, was wir strukturell tun. Das 
Kabinett hat gestern eines der größten Bürokratieab-
baupakete in der Geschichte des Landes Nordrhein-
Westfalen beschlossen. Das ist veröffentlicht; das 
werden wir jetzt auch umsetzen. Wir wollen struktu-
rell an die Erkenntnisse aus vielen Erfahrungen der 
Vergangenheit anknüpfen. Wir können im Bereich 
von Planungs- und Genehmigungsverfahren sowie 
Digitalisierung einfach schneller etwas umsetzen. Es 
wäre schön, wenn der Bund so schnell vorangegan-
gen wäre, wie er in seinem damaligen Koalitionsver-
trag angekündigt hat. Wir machen es trotzdem; wir 
machen Strukturveränderungen. Sie wissen aus der 
Finanzverwaltung in Nordrhein-Westfalen, dass wir 
zum Glück gemeinsam Strukturen zukunftsfest ma-
chen.  

Wir gehen auch das Paket „Sicherheit“ in der Folge 
des Anschlags von Solingen, aber nicht nur deshalb, 
an. Die ersten Maßnahmen finden sich, wie ange-
kündigt, hier im Nachtrag. In der Ergänzungsvorlage, 
die Ihnen morgen im Laufe des Tages zugehen wird, 
werden Sie alle weiteren Maßnahmen aus der Um-
setzung des Sicherheitspakets finden, wie Ihnen das 
der Ministerpräsident in einer Unterrichtung ange-
kündigt hat.  

Ein letzter Gedanke zu SB-Mitteln. Es ist schön, 
wenn Sie den Eindruck vermitteln, das sei irgendeine 
Spardose. Aber erstens haben die allermeisten SB-

Mittel ihren Ursprung darin, dass das Parlament der 
Regierung solche Mittel zur Selbstbewirtschaftung 
zugewiesen hat. Zum Zweiten enthält der Stamm-
haushalt 2024 bereits eine Rückführung von 860 Mil-
lionen Euro solcher Selbstbewirtschaftungsmittel, 
weil sie, obwohl sie zum Teil verplant sind, aus unse-
rer Sicht rückgeführt werden sollten, weil die Priorität 
darin bestand, nicht unnötig neue Schulden aufzu-
nehmen.  

Auf der anderen Seite gibt es auch strukturell in Pro-
jekten verplante Mittel, übrigens auch durch Minister 
Ihrer Partei verplante Projekte. Das dann umzupla-
nen und zu sagen: „Die machen wir nicht“ … Dafür 
brauchen die Ressorts Zeit; das muss man ihnen zu-
billigen.  

Sie wissen aber, dass im Haushaltsentwurf 2025 
eine Rückführung von 2,5 Milliarden Euro an Selbst-
bewirtschaftungsmitteln steht. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Da die Ressorts die Gelegenheit zu dieser Umpla-
nung haben müssen und weil wir nicht mutwillig die 
Kofinanzierung von EU und Bund gefährden wollen, 
müssen wir das ein bisschen sorgfältiger machen, 
als Sie das mit diesem Änderungsantrag gemacht 
haben. 

Ich kann dem Parlament nur die Frage stellen: Wenn 
Sie das denn beschließen wollten, was Sie als FDP 
beantragt haben, bei welchen Titeln wollen Sie denn 
die Rückführung machen? Wir haben Ihnen auf 
1.000 Seiten beantwortet, was wir aus dem Bereich 
Selbstbewirtschaftungsmittel wissen. 

Wir haben Ihnen Listen gegeben, bei welchen Titel-
gruppen entsprechende Selbstbewirtschaftungsmit-
tel ausgebracht sind. Sie machen es sich aber ein 
bisschen zu leicht. Sie stellen einen Antrag, in dem 
Sie sagen, die Gesamtsumme solle zurückgeführt 
werden. Das ist nach meiner Wahrnehmung nicht 
umsetzbar. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP])  

Selbst dann, wenn Sie es beschlössen, wüssten wir 
als Regierung nicht, an welchen Stellen Sie das denn 
wollen. Denn es verbleiben noch Selbstbewirtschaf-
tungsmittel, um EU- und Kofinanzierung von Bunde-
sprogrammen zu machen. Wenn wir die nicht kofi-
nanzieren, dann möchte ich sehen, was für Vorstel-
lungen Ihre Fachkollegen aus der FDP anschließend 
hier im Plenarsaal aufführen. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Da bin ich aber ge-
spannt!) 

Ich rate dazu, den Änderungsanträgen der Koaliti-
onsfraktionen und dem Nachtragshaushalt zuzustim-
men, und wünsche uns eine gute weitere Beratung 
gleich zu anderen Tagesordnungspunkten. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister. Ihrer Aufmerksamkeit ist es nicht ent-
gangen, dass eine Kurzintervention von dem Abge-
ordneten Witzel angemeldet wurde, dem ich jetzt das 
Wort erteile. Bitte schön. 

Ralf Witzel*) (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Herr Minister, Ihre Ausführungen erfordern einige 
Richtigstellungen: Ich habe in dieser Debatte nie-
manden gehört, der Einschnitte bei der Tarifpolitik 
des Landes gefordert hätte. Ich habe auch nieman-
den gehört, der dazu geraten hat, pauschal kofinan-
zierte Projekte mit gebundenen Selbstbewirtschaf-
tungsmitteln nicht mehr zu vollziehen. 

Sondern ich habe Sie auf eine Wortlautäußerung an-
gesprochen, die – wenn die Neue Westfälische kor-
rekt berichtet – Ihren Ministerpräsidenten betrifft. In 
dieser sagt er am heutigen Tag: 

„Da ist kein Sack Geld, den wir noch nehmen kön-
nen und nur nicht wollen. Wenn da wirklich noch 
Geld wäre, würde ich nicht neue Schulden auf-
nehmen.“ 

Sie selbst schlagen doch dem Parlament vor, im De-
zember die Rückführung von mehreren Milliarden 
Euro Selbstbewirtschaftungsmitteln in den Haushalt 
2025 vorzuschlagen. Also wissen Sie doch, dass es 
in dieser Größenordnung Mittel gibt, die Sie jetzt ein-
setzen können. Es wäre Ihre Aufgabe, bevor Sie 
neue Schulden machen, erst einmal vorhandene 
Selbstbewirtschaftungsmittel einzusetzen. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
das war eine Minute. Herzlichen Dank. – Herr Minis-
ter, Sie haben jetzt die Gelegenheit, zu erwidern.  

Dr. Marcus Optendrenk, Minister der Finanzen: 
Verehrter Kollege Witzel, wir haben über die Frage 
schon an vielen Stellen mehrfach gesprochen. Ich 
habe das Gefühl, dass wir hier im Murmeltiermodus 
sind. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Sie glauben offenbar immer noch, dass dann, wenn 
Sie etwas hundertmal wiederholen, es beim hundert-
ersten Mal richtiger wird. 

Der entscheidende Punkt ist: Ein Nachtragshaushalt 
kann an dieser Stelle die Veränderungen kompensie-
ren – das sind die Änderungsanträge der Koalitions-
fraktionen –, die unterwegs aufgetreten sind. Sie ge-
winnen aber nichts daraus, wenn Sie einen schon in 
der Beratung befindlichen, bereits mit einer Anhö-
rung versehenen Haushalt 2025 jetzt auf der einen 
Seite entfrachten und auf der anderen Seite eine Be-
frachtung vornehmen. 

Ich möchte von Ihnen gerne einmal Folgendes wis-
sen: Wenn die konjunkturelle Entwicklung aufgrund 
der gescheiterten Politik der von Ihnen mitgetrage-
nen Bundesregierung auch im nächsten Jahr so be-
scheiden verläuft, wie das prognostiziert ist, mit wel-
chen Einschnitten wollen Sie denn im nächsten Jahr, 
die dann nicht mehr zur Verfügung stehenden 
Selbstbewirtschaftungsmittel … 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Minister, 
auch Sie haben nur eine Minute zur Erwiderung. 

Dr. Marcus Optendrenk, Minister der Finanzen: … in 
Höhe von 2,5 Milliarden Euro einsparen? Wenn Sie 
das ernsthaft vertreten, dann erwarte ich von Ihnen 
Einsparvorschläge in Höhe von 2,5 Milliarden Euro 
für nächstes Jahr, ansonsten ist das hier eine Nebel-
kerze. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister. Gestatten Sie mir den freundlichen 
Hinweis, dass es bei der Kurzintervention anders als 
bei den Reden ist. Da haben Sie nur eine Minute. 

(Dr. Marcus Optendrenk, Minister der Finan-
zen: Aber er hat auch überzogen! – Heiterkeit 
von allen Fraktionen) 

– Ja, um 2 Sekunden. Wir stoppen mit. Wir achten 
darauf. Wir haben auch jetzt mitgestoppt und festge-
stellt, dass Sie Ihre Redezeit um eine Minute und vier 
Sekunden überzogen haben, was Ihnen zusteht. Das 
steht jetzt aber auch allen anderen Fraktionen zu. 
Davon macht der Kollege Dahm der SPD-Fraktion 
Gebrauch. 

(Widerspruch von CDU und Grünen) 

Ein großer Aufschrei. Also nicht nur die Redezeit, 
Herr Kollege, die Ihnen angezeigt wird, … 

(Christian Dahm [SPD]: Ich freue mich über 
die große Freude. – Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren!) 

Ich habe noch gar nicht das Wort erteilt. 

(Heiterkeit von allen Fraktionen) 

Nicht nur die Redezeit, die Ihnen angezeigt wird, son-
dern die Uhr läuft weiter und ich sage Ihnen dann, 
wenn es langsam zum Schluss kommt. – Herr Kol-
lege Dahm, jetzt dürfen Sie. 

Christian Dahm (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Es gibt mir die Gelegenheit, 
noch einmal auf den ein oder anderen Punkt einzu-
gehen, insbesondere nach den Reden der regie-
rungstragenden Koalitionen. 
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Ich sage ganz deutlich: Wir haben nichts gegen die 
Nutzung der Konjunkturkomponente. Das haben wir 
immer wieder gesagt. Wir haben auch nichts gegen 
die Finanzierung einzelner Maßnahmen. Das ist 
durchaus sinnvoll. Der Finanzierung des Unterhalts-
vorschusses, des Wohngeldes, des Wohngeld-Plus 
und auch der Maßnahmen der Finanzierung des Si-
cherheitspaketes – all den Dingen haben wir zuge-
stimmt, das sage ich in aller Deutlichkeit. Das werden 
wir auch weiterhin im Sinne der Sicherheit dieses 
Landes tun. 

Wenn Sie sich als kommunalfreundlich hinstellen – 
die Kommunalministerin hat eben den Kopf geschüt-
telt –, dann sage ich: Wenn Sie die Konjunkturkom-
ponente nehmen oder wenn Sie schon Schulden auf-
nehmen, dann hätten Sie auch die Möglichkeit ge-
habt, den Kommunen Mittel aus dem Landeshaus-
halt zur Verfügung zu stellen. 

(Beifall von der SPD) 

Das haben die Sachverständigen sehr deutlich for-
muliert. Das Land hat die Möglichkeit, die Konjunk-
turkomponente zu nutzen, die Städte und Gemein-
den nicht. Das wäre kommunalfreundlich gewesen, 
das hätten Sie machen können. 

Der zweite Aspekt, den ich nennen möchte – Sie 
sprechen die Schuldenaufnahme an –, ist: Eine 
Schuldenaufnahme ist nicht nötig. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Das ist heute herauszustellen: Eine Schuldenauf-
nahme ist nicht nötig, Herr Minister. Solange Sie über 
sieben Milliarden Euro Selbstbewirtschaftungsmittel 
verfügen – über Mittel, die nicht vertraglich und pla-
nerisch gebunden sind, sondern die Sie zur freien 
Verfügung haben –, können Sie diese nutzen, ohne 
neue Schulden aufzunehmen.  

Mein Eindruck ist: Sie schaffen sich hier einen Repti-
lienfonds für die nächsten Jahre, um diesen für poli-
tische Vorhaben Ihrer Koalition zu nutzen und diese 
Beinfreiheit auszunutzen. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
jetzt ist die Redezeit vorbei. 

Christian Dahm (SPD): Daher mein Appell: Herr Mi-
nister, meine Damen und Herren, nehmen Sie end-
lich diese sozialkalten Kürzungen zurück. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege … 

Christian Dahm (SPD): Sagen Sie das den Men-
schen, die da draußen demonstrieren. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von der FDP)  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herzlichen 
Dank, Herr Kollege Dahm. – Auch Kollege Witzel 
nimmt noch den Bonus in Anspruch und hat für die 
FDP-Fraktion noch einmal das Wort.  

Ralf Witzel*) (FDP): Herr Finanzminister, wir haben 
Ihnen nicht vorgeworfen, dass Sie an dieser Stelle 
etwas rechtlich Verbotenes tun; das ist mir wichtig. 
Verklagen tun wir Sie für andere Haushalte an ande-
rer Stelle.  

(Lachen von der CDU) 

Wir werfen Ihnen aber vor, dass Sie die Öffentlichkeit 
täuschen und dass Ihr Ministerpräsident – Sie haben, 
obwohl ich Sie zweimal darauf angesprochen habe, 
dazu nicht Stellung bezogen – den Eindruck erweckt, 
er sei gezwungen, für diesen Nachtragshaushalt 
neue Schulden zu machen, weil das alternativlos sei.  

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Sie wissen, dass es nicht so ist, weil Sie selbst für die 
Zukunft in Milliarden-Größenordnung Selbstbewirt-
schaftungsmittel identifizieren, die Sie noch nutzen 
wollen. Das ist unehrlich. Wir sagen: Erst einmal nut-
zen wir vorhandene Mittel, um Neuverschuldung zu 
vermeiden, und dann bemühen wir uns um Lösun-
gen in der Zukunft.  

So oft, wie Sie auf die Ampel eingedroschen haben, 
kann ich nur sagen: Wenn Sie sich denn so sicher 
sind, dass in ein paar Wochen Friedrich Merz neuer 
Bundeskanzler ist, bin ich sehr gespannt, wie Ihr 
neues Narrativ aussieht, wenn es in Nordrhein-West-
falen in der Wirtschafts- und Finanzpolitik nicht funk-
tioniert.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Die Redezeit ist 
auch bei Ihnen jetzt beendet. Vielen Dank, Herr Kol-
lege Witzel.  

(Zuruf von Hendrik Schmitz [CDU] – Stefan 
Zimkeit [SPD]: Dann kandidieren Sie doch für 
den Bundestag, wenn Sie nur darüber reden 
wollen!) 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Somit 
sind wir am Ende der Aussprache und kommen nun 
zu diversen Abstimmungen.  

Wir stimmen erstens über den Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP Drucksache 18/11424 ab. Wer 
stimmt diesem Änderungsantrag zu? – Das sind die 
Fraktionen von SPD, FDP und AfD. Wer stimmt 
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dagegen? – Das sind die Fraktionen von Bündnis 90/Die 
Grünen und CDU. Wer enthält sich? – Niemand. Da-
mit ist der Änderungsantrag Drucksache 18/11424 
abgelehnt.  

Wir stimmen zweitens über den Änderungsantrag 
der Fraktion der FDP Drucksache 18/11425 ab. Wer 
stimmt diesem Änderungsantrag zu? – Das sind die 
Fraktionen von SPD, FDP und AfD. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind die Fraktionen von Bündnis 90/Die 
Grünen und CDU. Wer enthält sich? – Niemand. Da-
mit ist auch dieser Änderungsantrag Drucksache 
18/11425 abgelehnt.  

Wir stimmen drittens über den Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP Drucksache 18/11426 ab. Wer 
stimmt diesem Änderungsantrag zu? – Das sind die 
Fraktionen von SPD, FDP und AfD. Wer stimmt dage-
gen? – Das sind die Fraktionen von Bündnis 90/Die 
Grünen und CDU. Wer enthält sich? – Niemand. Da-
mit ist der Änderungsantrag Drucksache 18/11426 
abgelehnt.  

Wir stimmen viertens über den Gesetzentwurf Druck-
sache 18/9900 in der zweiten von drei Lesungen ab. 
Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt, den 
Gesetzentwurf Drucksache 18/9900 mit den in seiner 
Beschlussempfehlung näher bezeichneten Änderun-
gen anzunehmen. Wir kommen somit zur Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung Drucksache 
18/11336 und nicht über den Gesetzentwurf selbst. 
Wer stimmt dieser Beschlussempfehlung zu? – Das 
sind die Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und 
CDU. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktio-
nen von SPD, FDP und AfD. Wer enthält sich? – Nie-
mand. Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
18/9900 in der Fassung der Beschlüsse in zweiter 
Lesung angenommen.  

Ich rufe die dritte Lesung zum Gesetzentwurf der 
Landesregierung Drucksache 18/9900 in der Fas-
sung nach der zweiten Lesung auf. Die Fraktionen 
haben sich darauf verständigt, die in § 78 Abs. 1 un-
serer Geschäftsordnung vorgeschriebene dritte Le-
sung unmittelbar anschließend durchzuführen. – Ich 
sehe keinen Widerspruch; dann verfahren wir so.  

Da eine Aussprache in dritter Lesung nicht vorgese-
hen ist, kommen wir unmittelbar zur Abstimmung. Es 
gilt weiterhin die Beschlussempfehlung des Haus-
halts- und Finanzausschusses, die dieser ausdrück-
lich zur zweiten und dritten Lesung abgegeben hat. 
Weiterhin empfiehlt uns der Ausschuss, den Gesetz-
entwurf Drucksache 18/9900 mit den in seiner Be-
schlussempfehlung näher bezeichneten Änderun-
gen anzunehmen.  

Wir kommen daher zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf in der Fassung nach der zweiten Le-
sung. Hierbei handelt es sich um die Schlussabstim-
mung gemäß § 78 Abs. 3 unserer Geschäftsord-
nung. Wer stimmt dem Gesetzentwurf zu? – Das sind 
die Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und CDU. 

Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen von 
SPD, FDP und AfD. Wer enthält sich? – Niemand. 
Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 18/9990 
angenommen und verabschiedet.  

Ich rufe auf:  

7 Lebenssituation von Menschen mit Behinde-
rung in Nordrhein-Westfalen 

Große Anfrage 26 
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/9135 

Antwort 
der Landesregierung 
Drucksache 18/10832 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die SPD-
Fraktion der Abgeordneten Gosewinkel das Wort.  

Silvia Gosewinkel (SPD): Herzlichen Dank. – Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! 

(Zahlreiche Abgeordnete verlassen den Ple-
narsaal.) 

– Sie können gerne bleiben. Es geht um Teilhabe; 
das betrifft jeden.  

Die Menschen mit Behinderung in unserem Land 
sind meiner Fraktion sehr wichtig; deshalb haben wir 
eine Große Anfrage dazu gestellt. Ich möchte mit den 
Worten des früheren Bundespräsidenten Richard 
von Weizsäcker einleiten; er betonte einst: „Es ist 
normal, verschieden zu sein.“ Vielfalt gehört eben zu 
uns Menschen und muss respektiert werden.  

Doch welchen Raum für Vielfalt bietet die Landesre-
gierung Menschen mit Behinderung aktuell? Wenn 
das Verschiedensein unseren Körper, den Geist, die 
Seele betrifft, braucht es vom heilpädagogischen 
Kita-Platz über das gemeinsame Lernen in der 
Schule bis hin zu den barrierefreien Wohnformen, 
dem inklusiven Arbeitsmarkt und Mobilität auch 
leichte Sprache in unserem Alltag oder die Partizipa-
tion aller, die das betrifft. Es sind eben nicht die Men-
schen, die behindern, sondern unsere Strukturen.  

(Beifall von der SPD) 

Für meine Fraktion kann ich sagen: Die gleichbe-
rechtigte Teilhabe aller in unserer Gesellschaft ist un-
ser Ziel. Doch wir mussten feststellen: Mit den Ant-
worten auf 1.600 Seiten liegen das in NRW noch in 
weiter Ferne. Wir haben mit der Anfrage den Status 
quo der Landesregierung abgefragt, denn wir wollten 
wissen, wie es um die Umsetzung der Vereinbarung 
zur UN-Behindertenrechtskonvention steht. Insge-
samt zehn Kapitel sind viel zu viel, um das in der kur-
zen Redezeit hier auszurollen. Doch ich möchte be-
tonen: In NRW leben 2,3 Millionen Menschen mit 
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Schwerbehinderung. Das ist eine bedeutende Zahl, 
und wir reden hier bei Weitem nicht über eine Rand-
gruppe.  

Ich schätze, die Redner der regierungstragenden 
Fraktionen gehen gleich auf den landesweiten Akti-
onsplan Inklusion ein. Dazu haben wir in der Antwort 
auch viel gelesen. Schön, Papier ist geduldig, doch 
der aktuelle Haushaltsentwurf zeigt viele Kürzungen 
zu genau den in der Antwort erwähnten Maßnah-
men. 

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Wo denn?) 

– Einige, zum Beispiel beim inklusiven Arbeitsmarkt. 
Außerdem fehlt es an der konsequenten Nachverfol-
gung der Maßnahmen. Das heißt im Klartext: Die 
Landesregierung sieht hier keinen Handlungsbedarf, 
obwohl die Sachlage deutlich von den Beschlüssen 
der UN-Behindertenrechtskonvention entfernt ist.  

(Zuruf von Karl-Josef Laumann, Minister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales)  

Die Leiterin des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte schilderte erst kürzlich bei uns im Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales, dass es hier um 
eine Haltung geht; Disability Mainstreaming sei wich-
tig. 

Doch von der Einbeziehung von Menschen mit Be-
hinderung sind wir weit entfernt – erst recht, wenn die 
Gelder für die Maßnahmen und Projekte, die im 
Haushalt stehen, zur Kürzung anstehen oder sie 
nicht fortgesetzt werden, Herr Minister; Projekte lau-
fen ja immer nur eine bestimmte Zeit. 

Ich möchte beispielhaft auf einzelne Lebensbereiche 
eingehen: 

Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosenquote von Menschen 
mit Behinderung ist doppelt so hoch wie die Gesamt-
quote. Programme wie „Integration unternehmen!“ 
bieten zwar eine Chance. Allerdings ist das nicht 
nachhaltig. Wir wünschen hier einfach eine langfris-
tige Perspektive, die die Arbeitgeber und die Arbeit-
nehmer mitnimmt. 

Bildung. In den Kitas und den Schulen fehlen oft spe-
zialisierte Maßnahmen und eben auch Personal. Die 
Umsetzung des Gemeinsamen Lernens ist unzu-
reichend. Es fehlt an Ressourcen für inklusiven Un-
terricht. Wir benötigen hier eine ganz klare Finanzie-
rungsstrategie, um nachhaltig die Teilhabe der Schü-
lerinnen und Schüler zu ermöglichen. 

Gesundheitsversorgung. Die Barrierefreiheit im Ge-
sundheitssystem wird zwar verbessert, und struktu-
relle Anpassungen erfolgen, allerdings nur langsam. 
Es ist wichtig, dass es auch einen Zugang gibt. Allein 
die Kenntnisse über barrierefreie Arztpraxen stellen 
oft die erste Hürde dar. 

Wohnen und Mobilität. Der Mangel an barrierefreiem 
Wohnraum und die langsame Modernisierung des 
öffentlichen Nahverkehrs erschweren die gesell-
schaftliche Teilhabe zusätzlich. Hier muss der Aus-
bau schneller gehen. 

Gewalt gegen Menschen mit Behinderung. Das ist 
aus meiner Sicht ein wichtiges Thema. Die Erfas-
sung ist wahrscheinlich einer Dunkelziffer unterle-
gen. Hier muss klarer nachgefasst werden. Außer-
dem müssen wir Schutzkonzepte entwickeln, die das 
Ganze auch sicherstellen und regelmäßig überprüft 
werden. 

Politische Partizipation. Es heißt immer so schön: Mit 
uns, nicht ohne uns. – Der Zugang zu politischen 
Prozessen ist für Menschen mit Behinderung nach 
wie vor eingeschränkt. Es fehlen barrierefreie Infor-
mationsangebote und die regelmäßige Einbeziehung 
des Landesbehindertenbeirates in politische Ent-
scheidungen. 

Die Inklusion von Menschen mit Behinderung ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Wir müssen alle 
Barrieren abbauen und sicherstellen, dass alle Men-
schen gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben 
teilhaben können. Nur so haben wir eine inklusive 
Gesellschaft, die ihren Namen verdient. Dafür steht 
meine Fraktion. 

Dadurch, dass gerade 32.000 Menschen hier auf den 
Rheinwiesen auf die Straße gehen, wird meines Er-
achtens sehr deutlich, dass es uns am Ende wahr-
scheinlich mehr kosten wird als das, was jetzt einge-
spart wird. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kollegin 
Gosewinkel. – Für die CDU spricht ihr Abgeordneter 
Herr Hagemeier. 

Daniel Hagemeier (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktion! Inklusion hat zum Ziel, dass 
alle Menschen, Menschen mit und Menschen ohne 
Behinderung, in unserem Land gleichberechtigt zu-
sammenleben können. Der Verwirklichung genau 
dieses Ziels fühlen sich die Zukunftskoalition von 
CDU und Grünen und die von ihr getragene Landes-
regierung verpflichtet. 

Seit dem Jahr 2009 ist die Behindertenrechtskonven-
tion der Vereinten Nationen in Deutschland in Kraft. 
Seither arbeiten wir in Nordrhein-Westfalen fortwäh-
rend an der Verwirklichung einer immer inklusiveren 
Gesellschaft. 

Worum geht es dabei? Es geht um die Achtung von 
Menschenwürde und Autonomie, es geht um gesell-
schaftliche Teilhabe und die Einbeziehung in Ent-
scheidungsprozesse, es geht um die Achtung von 
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Unterschiedlichkeit, und es geht um Chancengleich-
heit.  

Wir in Nordrhein-Westfalen sind dabei politisch und 
gesellschaftlich weit gekommen. Es bleibt allerdings 
weiterhin viel zu tun. 

Das geht auch aus den Antworten der Landesregie-
rung zu der in Rede stehenden Großen Anfrage her-
vor. Mein Dank gilt deshalb zunächst und vor allem 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des MAGS, 
die ihrerseits sehr fundiert auf die gestellten Fragen 
geantwortet haben. 

Die Antworten zeigen auch: Wir stehen in unserem 
Land weiter vor Herausforderungen, denen wir uns 
mit Nachdruck widmen müssen. – Mein weiterer 
Dank gilt deshalb allen, die genau daran mitwirken, 
hier im politischen Raum genau wie in der Praxis vor 
Ort. 

Ja, wir wissen: Nordrhein-Westfalen verfügt über 
eine Vielzahl von Instrumenten und Institutionen, die 
uns Tag für Tag dabei helfen, unser Land und unsere 
Gesellschaft noch inklusiver zu machen. Ich nenne 
hier beispielhaft unseren Aktionsplan „Eine Gesell-
schaft für alle – NRW inklusiv“, die Inklusionsgrund-
sätze und das Behindertengleichstellungsgesetz, 
aber auch den Inklusionsbeirat, die Monitoring-Stelle 
UN-Behindertenrechtskonvention, die Sozialstiftung 
NRW, unsere Inklusionsoffensive, die Landesinitia-
tive Gewaltschutz und den Inklusionspreis NRW. 

CDU und Grüne haben sich gemeinsam mit der Lan-
desregierung vorgenommen, die Lebenssituation 
von Menschen mit Behinderung in NRW weiter zu 
verbessern. Ich nenne hierfür gerne einige Beispiele. 

Erstens. Rund 53.000 Menschen mit Schwerbehin-
derung sind in NRW ohne Arbeit. Es ist deshalb gut, 
dass wir auch im Jahre 2025 die Aktion „100 zusätz-
liche Ausbildungsplätze“ fortsetzen und dass wir un-
sere Fokussierung auch in den kommenden Jahren 
genau auf den Bereich legen werden, mehr Men-
schen mit Behinderung in den ersten Arbeitsmarkt zu 
bringen. Hier sind allerdings auch draußen in der 
Wirtschaft die Unternehmen gefordert. 

Zweitens. KAoA-STAR wird im Rahmen der Landes-
initiative „Kein Abschluss ohne Anschluss“ weiterent-
wickelt. Auch das ist aus meiner Sicht ein wichtiger 
Schritt. 

Drittens. Mit der Agentur Barrierefrei stellt das Land 
ein breitgefächertes Angebot zur Verwirklichung von 
mehr Barrierefreiheit zur Verfügung. 

Viertens. Die Finanzierung der Kompetenzzentren 
Selbstbestimmt Leben bleibt wesentlicher Bestand-
teil der Förderung von Maßnahmen für Menschen mit 
Behinderung. 

Fünftens. Wir werden, wenn auch teilweise im redu-
zierten Umfang, die Geschäftsstelle des Behinder-
ten- und Rehabilitationssportverbandes NRW, den 

Gehörlosen-Sportverband sowie die Geschäftsstelle 
von Special Olympics Deutschland in Nordrhein-
Westfalen finanziell weiter unterstützen. Außerdem 
erhält das Netzwerk Frauen und Mädchen mit Behin-
derung/chronischer Erkrankung NRW weiterhin För-
dermittel. 

Meine Damen und Herren, für das kommende Jahr 
erwarten wir den nächsten Sachstandsbericht für 
den Landesaktionsplan „NRW inklusiv“. Meine Frak-
tion wird sich schon im Januar im Rahmen eines 
Werkstattgesprächs mit dem Thema „Integration in 
den ersten Arbeitsmarkt für Menschen mit Behinde-
rung“ befassen. 

Ich bin froh, dass es Anzeichen dafür gibt, dass trotz 
wirtschaftlich schwieriger Zeit Mittel für Ausbildungs-
förderung und eine Stärkung der korrespondieren-
den Strukturen zur Verfügung gestellt werden kön-
nen. 

Die Zukunftskoalition von CDU und Grünen wird ihre 
Arbeit für die Verbesserung der Lebenssituation von 
Menschen mit Behinderung in Nordrhein-Westfalen 
weiterhin fortsetzen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Kollege Hage-
meier. – Für Bündnis 90/Die Grünen spricht ihr Ab-
geordneter Herr Sonne.  

Dennis Sonne (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokrati-
schen Fraktionen! Ich bin der SPD persönlich sehr 
dankbar, dass sie diese Große Anfrage zur Lebens-
situation von Menschen mit Behinderung gestellt hat. 
Dem Thema gebührt die Aufmerksamkeit der Politik 
und der Abgeordneten dieses Hauses. 

30 Jahre ist es jetzt her, dass Art. 3 des Grundgeset-
zes um die besonderen Rechte der Menschen mit 
Behinderung ergänzt wurde. Ich frage mich auch: 
Hat sich genug getan? Werden wir dem Grundgesetz 
gerecht? Die Reihe von Fragen, die die SPD in die-
ser Großen Anfrage gestellt hat, liest sich wie das 
Themenheft meiner täglichen Arbeit als Abgeordne-
ter, als Aktivist und als Betroffener. Die vielen Fragen 
zeigen: Die Große Anfrage bezieht sich auf eine 
große Aufgabe. 

Das, was uns vor 30 Jahren in das Grundgesetz ge-
schrieben wurde, war von Anfang an ein Longplayer. 
Es ist gut, dass wir durch die Große Anfrage der SPD 
einen Überblick zur Lebenssituation von behinderten 
Menschen bekommen. Es ist gut, das Thema anzu-
sprechen und in die Öffentlichkeit zu tragen. 

Vor 15 Jahren wurde diese große Aufgabe schon 
durch die UN-Behindertenrechtskonvention, die UN-
BRK, sortiert. Der Aufgabe wurde damit eine Leitlinie, 
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ein konkreter Rahmen gegeben. In Nordrhein-West-
falen hat das Deutsche Institut für Menschenrechte 
die Aufgabe bekommen, die Umsetzung der UN-
BRK zu begleiten und zu überwachen. Damit hat 
NRW als erstes Bundesland eine unabhängige Mo-
nitoringstelle eingerichtet. 

Regelmäßig berichtet außerdem die Landesregie-
rung dem Landtag zum Stand der Umsetzung der 
UN-BRK. Für Herbst 2025 ist die Veröffentlichung 
des zweiten Teilhabeberichts vorgesehen. Das alles 
steht auch in der Antwort der Landesregierung auf 
die Große Anfrage. 

In die Runde zu winken und zu sagen: „Ich muss nur 
noch kurz die Welt retten“, wäre Augenwischerei. 
Man sieht an den Berichten der Landesregierung und 
des Instituts für Menschenrechte: Es gibt noch un-
glaublich viel zu tun. Die Inklusion an Schulen muss 
besser laufen. Wir müssen endlich die Sonderwelten 
für behinderte Menschen reduzieren, sie abschaffen, 
um Inklusion wirklich zu leben. 

Inklusion auf dem ersten Arbeitsmarkt hat durch die 
Zukunftskoalition und die Landesregierung seit die-
sem Jahr einen ordentlichen Aufschwung, aber ge-
rade angesichts des Arbeitskräftemangels und des 
Fachkräftemangels hätte das viel früher viel mehr 
Rückenwind vertragen können. 

(Beifall von den GRÜNEN und Wilhelm Korth 
[CDU] – Thorsten Klute [SPD]: Welche Zu-
kunftskoalition?) 

Aber das sind komplexe Prozesse mit Beharrungs-
kräften bei vielen Akteurinnen. Wir brauchen eine 
größere Verankerung der Inklusionsbeiräte in den 
Kommunen, mehr Partizipation für Menschen mit Be-
hinderung, denn Beteiligung findet vor Ort statt. 

Als Betroffener und als Aktivist bin ich oft sehr unzu-
frieden mit der Situation. Das höre ich auch von vie-
len Organisationen, von Verbänden und anderen Ak-
tivisten, mit denen ich in Kontakt stehe. 

Im letzten Jahr hat sich das Bündnis „GO NRW“ ge-
gründet, welches aus Verbänden für und von Men-
schen mit Behinderung in NRW besteht, um das 
Thema „Partizipation“ voranzutreiben. 

Politische und gesellschaftliche Änderungen brau-
chen ihre Zeit und Mehrheiten und logischerweise 
auch die entsprechenden finanziellen Mittel. Aus 
dem Landtag heraus müssen wir den Betroffenen sa-
gen: Ihr seid nicht allein, hinter euch stehen 18 Milli-
onen. 

Ich habe es nun öfter betont: Ich bin dankbar für die 
Anfrage der SPD. Nicht dankbar bin ich für die Reak-
tion Ihrerseits auf die Große Anfrage zur Lebenssitu-
ation von Menschen mit Behinderung. Teils gibt es 
Handlungsbedarf, der danach schreit, konkret ange-
gangen zu werden. Privat merke ich das in meinem 
Leben jeden Tag. Wenn Sie allerdings nur die Pro-

bleme in den Vordergrund stellen und nicht selbst 
versuchen, nach möglichen Lösungen zu suchen, 
wird das dem Thema nicht gerecht. Opposition heißt 
nicht, dass konstruktive Vorschläge verboten sind. 

(Zuruf von Silvia Gosewinkel [SPD]) 

Das wäre übrigens auch in den Haushaltsberatun-
gen angebracht. Auch eine Opposition kann einer-
seits Investitionen fordern und andererseits vorschla-
gen, wo das Geld eingespart werden kann. 

Ich stehe in regelmäßigem Kontakt zum Institut für 
Menschenrechte, und von dort haben wir neben vie-
len Konfliktpunkten auch Lob bekommen. Im Länder-
vergleich stehen wir solide da. Wir haben in NRW 
das Inklusionsstärkungsgesetz verabschiedet. Wir 
haben das Behindertengleichstellungsgesetz aktua-
lisiert. Wir haben den Aktionsplan „NRW inklusiv“ mit 
über 200 Maßnahmen, begleitet vom Inklusionsbei-
rat. Die Eingliederungshilfe wurde über das BTHG, 
also das Bundesteilhabegesetz, reformiert und stellt 
eine hohe Qualität der Versorgung im Bundesver-
gleich sicher. Es gibt die Inklusionsinitiative NRW. 
Sie unterstützt die berufliche Inklusion, um Men-
schen mit Behinderung besser in den Arbeitsmarkt 
zu inkludieren. 

Neulich war ich übrigens bei einer tollen Veranstal-
tung, einer Auftaktveranstaltung der Kampagne „In-
klusion Münsterland“, die mir wirklich Mut gemacht 
hat, dass sich auch vor Ort etwas ändert und es vor-
wärtsgeht. 

Es ist also unangebracht zu sagen „Zeit, dass sich 
was dreht“, nur weil es nicht mehr gewünscht ist, 
dass CDU und Grüne dieses Lied singen, 

(Heiterkeit von Silvia Gosewinkel [SPD]) 

sondern auch, weil wir schon angefangen haben und 
weiter dabei sind, Dinge zu bewegen. Wir haben 
schon viel erreicht, wir sind auf dem richtigen Weg. 
Und es ist noch unglaublich viel zu tun. – Vielen herz-
lichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Kollege 
Sonne. – Für die FDP spricht die Abgeordnete Frau 
Schneider. 

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Das war eben ein span-
nender Redebeitrag. Ich frage mich, warum wir diese 
Debatte brauchen oder was mir der Blick in die Ant-
wort auf die Große Anfrage gesagt hat. Natürlich ist 
für Menschen mit Behinderung schon einiges pas-
siert. Es wäre schlimm, wenn es nicht so wäre. Aber 
Fakt ist doch, dass wir noch vor Herausforderungen 
stehen, die wir alle lösen müssen. 
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(Beifall von der FDP, Silvia Gosewinkel [SPD], 
Thorsten Klute [SPD] und Alexander Baer 
[SPD]) 

Menschen mit Behinderung wollen so selbstbe-
stimmt wie möglich leben und gesellschaftliche Teil-
habe in allen Bereichen erreichen, eben genauso wie 
Menschen ohne Behinderung. Teilhabe bedeutet in 
dieser Hinsicht aber mehr, als nur dabei zu sein; viel-
mehr geht es um die Möglichkeit, aktiv mitgestalten 
zu können. Wir wollen deswegen Barrieren für Teil-
habe in allen Lebensbereichen abbauen. Das um-
fasst nicht nur die physische Barrierefreiheit, sondern 
auch darüber hinausgehende Hürden für Teilhabe. 

Das Recht aller Menschen auf Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben ist zum Glück mittlerweile Kon-
sens. Dieses Recht ist inzwischen fester Bestandteil 
unserer Rechtsordnung. Doch bis zu diesem An-
spruch war es ein langer Weg. Vielfach herrschte 
lange Zeit ein Fürsorgesystem vor, in dem Betreuung 
und Versorgung im Vordergrund standen. 

Vor 15 Jahren trat dann die UN-Behindertenrechts-
konvention in Kraft. Das Selbstverständnis von Men-
schen mit Behinderung hat sich seitdem grundlegend 
gewandelt. Behinderung wird als Aspekt menschli-
cher Vielfalt verstanden und will auch so gelebt wer-
den – in der Schule, beim Sport, in der Mobilität oder 
am Arbeitsplatz. 

Trotz aller Fortschritte ist aber in allen Lebensberei-
chen noch sehr viel zu tun. Die Große Anfrage der 
SPD zeigt deutlich: Bestehende Hürden für bessere 
Teilhabe und Chancengerechtigkeit sind noch längst 
nicht beseitigt.  

(Beifall von Thorsten Klute [SPD]) 

Dies fängt mit den Bildungschancen an. Ein Fünftel 
der Schülerinnen und Schüler mit Behinderung ver-
ließ die nordrhein-westfälischen Schulen im vergan-
genen Sommer ohne Abschluss.  

Bei allen Schülern liegt diese Quote nur bei gut 2 %. 
Und nur gut 1 % der Jugendlichen mit Behinderung 
erreicht das Abitur.  

Wir wollen daher sowohl das gemeinsame Lernen an 
unseren Regelschulen als auch unsere hochprofes-
sionellen Förderschulen gleichberechtigt mit ausrei-
chend Personal, Sachausstattung und Qualitätsstan-
dards für inklusive Bildung stärken.  

(Beifall von der FDP) 

In dieser Hinsicht ist es auch nicht akzeptabel, dass 
von über 25.000 vorgesehenen Stellen für Sonder-
pädagoginnen und -pädagogen über 2.000 im Schul-
jahr 2023/2024 nicht besetzt waren.  

Auch im Studium müssen wir noch weitere Hürden 
beseitigen. Mit Blick auf den zunehmenden Anteil di-
gitaler Lehr- und Lernformate sollten digitale Assis-
tenzsysteme sowie die digitale Aufarbeitung von 

Lehr- und Klausurmaterialien bzw. deren Umwand-
lung in Brailleschrift ausgebaut werden. 

(Beifall von der FDP) 

Für viele Menschen mit Behinderung ist es auch 
heute noch keine Selbstverständlichkeit, einen Ar-
beitsplatz auf dem ersten Arbeitsmarkt zu finden und 
für sich selbst sorgen zu können. Das ist ein Punkt, 
der mir als Liberaler ganz besonders wichtig ist.  

In Nordrhein-Westfalen gibt es rund 4.150 Arbeits-
plätze für Menschen mit Behinderung in Inklusions-
betrieben. Hingegen sind noch immer knapp 72.000 
Menschen im Arbeitsbereich der Werkstätten tätig. 
Die jährlichen Übergänge von Menschen mit Behin-
derung aus den Werkstätten in den ersten Arbeits-
markt schwanken zwischen 150 und 270. Eine echte 
Inklusion im Arbeitsmarkt ist da noch weit entfernt.  

Gerade in dieser Lage will die Landesregierung die 
Förderung von Investitionen in Arbeitsplätze in Inklu-
sionsunternehmen im kommenden Jahr auslaufen 
lassen – ein absolutes Unding, sehr geehrte Damen 
und Herren. 

(Beifall von der FDP und Dr. Bastian Hart-
mann [SPD]) 

Zur Stärkung der Teilhabe an Arbeit brauchen wir 
vielmehr innovative, praktikable und betriebsnahe 
Lösungen. Viele Menschen mit einer schweren Be-
hinderung sind gut ausgebildet und für den Arbeits-
markt unverzichtbar, gerade in Zeiten des Fachkräf-
temangels. Die Aufklärungsarbeit gegenüber Arbeit-
geberinnen und Arbeitgebern muss intensiviert wer-
den. Wir wollen dabei auch das Budget für Arbeit ver-
stärkt nutzen und die Angebote für Arbeitsassisten-
zen erweitern. Insbesondere müssen Kooperationen 
zwischen Werkstätten und Unternehmen ausgebaut 
werden, um den Übergang aus der Werkstatt in den 
Arbeitsmarkt zu erleichtern. Es gibt also noch genug 
zu tun.  

Demgegenüber sind die Leistungen des Landes zur 
Stärkung der Inklusion verschwindend gering und mit 
den Kürzungen im Haushaltsentwurf für 2025 nur 
noch Ausgaben in Höhe von knapp 20 Millionen Euro 
vorgesehen. Schwarz-Grün spart also massiv auf 
Kosten der Menschen mit Behinderung. Das ist trau-
rig, das ist beschämend. – Ich danke Ihnen fürs Zu-
hören.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Schneider. – 
Für die AfD spricht ihre Abgeordnete Frau Seli-Zach-
arias. 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
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Wir sprechen heute über die Lebenssituation von 
Menschen mit Behinderung. Die umfangreiche Ant-
wort des Ministeriums auf die Große Anfrage der 
SPD umfasst knapp 1.500 Seiten. Auf diesen 1.500 
Seiten mag zwar viel die Rede von Inklusion, Vielfalt, 
Respekt und gesellschaftlicher Teilhabe sein, aber 
ein wesentlicher Aspekt der Lebenssituation von 
Menschen mit Behinderung wird sowohl in der Gro-
ßen Anfrage selbst als auch in der Antwort ausge-
klammert. Genau diesem Punkt möchte ich mich 
heute gerne widmen.  

Ich meine, insgesamt kommt in der Debatte, die ei-
gentlich im gesamten Bundesgebiet gerne auf Basis 
dieser Worthülsen geführt wird, etwas ganz Wesent-
liches zu kurz. Das ist die Lebensleistung der Eltern 
und der Familien, die eine wesentliche Rolle in der 
Pflege dieses Kindes spielen – nicht nur des Kindes, 
sondern auch des Familienangehörigen, des Enkel-
kindes, wie auch immer die Konstellation sein mag. 
Diese Menschen kommen immer wieder schlichtweg 
zu kurz. 

Eine Geschichte, die mich persönlich erst kürzlich er-
reicht hat und mich tief betroffen gemacht hat, 
möchte ich hier kurz wiedergeben. Ich hoffe, dass 
viele von uns daheim gesunde Kinder und Familien-
angehörige haben. Ich glaube, wir alle können uns 
das kaum vorstellen, was es bedeutet, wenn man 
das eigene Leben praktisch aufopfern muss, um das 
schwerstbehinderte Kind sein gesamtes Leben zu 
pflegen.  

Es geht in diesem Fall um Zwillinge, die bei der Ge-
burt unterversorgt waren. Das eine Kind kam 
schwerstbehindert zur Welt. Das andere Kind war 
Gott sei Dank kognitiv in Ordnung, aber die Beine 
mussten amputiert werden, es leidet an Spastik usw.  

Dann erzählten mir die Eltern, was sie in einem so 
reichen Land wie Deutschland unter anderem meis-
tern müssen, als sei das alles nach 45 Jahren nicht 
schon genug. Das schwerstbehinderte Kind ist 45 
Jahre alt. Die Mutter wiegt noch weniger als ich; bei 
einem 45-jährigen Kind kann man sich vorstellen, wie 
alt sie etwa ist. Das Kind muss gedreht und gewa-
schen werden. Was diese Eltern an Kraft und positi-
ver Lebensenergie in die Pflege ihres schwerstbehin-
derten Kindes gesteckt haben, das niemals diese Le-
benserwartung hatte und heute 45 Jahre alt ist, finde 
ich schon einmal bemerkenswert.  

Am meisten traf mich aber, dass der Vater von einem 
Streit mit der Krankenkasse erzählte. Als die Eltern 
bei der Krankenkasse nach einer größeren Pampers 
für das Kind gefragt hatten, erhielten sie ernsthaft 
von der Krankenkasse die Auflage, mehrfach die 
Pampers mit Urin zu wiegen, um der Krankenkasse 
authentisch darlegen zu können, warum sie eine an-
dere Pampersgröße brauchen. Das muss man sich 
mal vorstellen – mitten in Deutschland.  

Das ist ein kleines Beispiel von vielen Lebensrealitä-
ten, mit denen Eltern zu tun haben, die daheim 
schwerstbehinderte Kinder pflegen müssen. Wenn 
ich so etwas höre, macht mich das nicht nur fas-
sungslos, sondern wütend, weil dieses Land für alles 
Mögliche Geld hat. Ich habe es für unmöglich gehal-
ten und erst mal gedacht, diese Geschichte kann 
doch gar nicht stimmen. Über Umwege habe ich 
dann noch von einem zweiten Beispiel erfahren. 

Jetzt werden einige meinen, darum geht es doch jetzt 
gar nicht, das sind Angelegenheiten von Kranken-
kassen usw. Nein, genau um so etwas geht es. Mir 
ist es heute auch ein besonderes Anliegen, wenn wir 
über das Thema „Lebenssituation von Menschen mit 
Behinderung“ sprechen, dass wir bitte niemals außer 
Acht lassen, was die Familienangehörigen ein Leben 
lang leisten.  

Damit komme ich zum nächsten Punkt. 

Präsident André Kuper: Frau Seli-Zacharias, ich 
muss Sie unterbrechen, weil es aus den Reihen der 
SPD den Wunsch nach einer Zwischenfrage gibt. 
Lassen Sie die Zwischenfrage von Herrn Klute zu? 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): Ja, natürlich. 

Thorsten Klute (SPD): Vielen Dank, Frau Seli-Zach-
arias, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Ich 
möchte Sie mit zwei Aussprüchen von führenden Mit-
gliedern Ihrer Partei konfrontieren und Sie fragen, 
wie Sie dazu vor dem Hintergrund Ihrer Ausführun-
gen stehen. 

Zum einen hat Ihr Spitzenkandidat bei der Europa-
wahl die „tagesschau in Einfacher Sprache“ als 
Nachrichten für Idioten bezeichnet. Zum anderen hat 
der Ihnen sicherlich gut bekannte Herr Höcke aus 
Thüringen die Inklusionspolitik als Irrweg bezeichnet. 

Wie stehen Sie zu diesen beiden Aussprüchen und 
Ausbrüchen von führenden Mitgliedern Ihrer Partei 
vor dem Hintergrund Ihrer emotionalen Worte in 
Richtung der Leistungen von Eltern von Menschen 
mit Behinderung? 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): Vielen Dank für die 
Zwischenfrage, Herr Klute. – Ich kann Ihnen ganz 
deutlich sagen, dass ich die Inklusion in der Form, 
wie wir sie immer wieder auch in diesem Plenarsaal 
debattieren, ebenfalls als Irrweg bezeichne. Das 
sage ich ganz offen und ehrlich, und ich möchte 
Ihnen die konkreten Gründe dafür darlegen. 

Wenn Sie mir gelauscht hätten, dann hätten Sie viel-
leicht den Kernpunkt meiner Rede verstanden. Wort-
hülsen bringen uns nicht sonderlich viel, wenn wir 
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über Vielfalt, Respekt und gesellschaftliche Teilhabe 
sprechen, während die betroffenen Eltern, die ihr ei-
genes Leben opfern, in diesem Land bzw. in unse-
rem Bundesland am Ende des Tages mit irrsinnigen 
Dingen konfrontiert werden. Sprechen Sie einmal mit 
den Menschen, die zu Hause die entsprechenden 
Aufgaben zu bewältigen haben. Sie werden feststel-
len, dass ihnen diese Worthülsen am Ende des Ta-
ges egal sind. 

Ich bin die Letzte, die auch nur im Ansatz dagegen-
stimmen würde, wenn es darum geht, rollstuhlge-
recht oder vor allem in der Schule auf eine vernünf-
tige Infrastruktur zu bauen. Wer könnte da dagegen 
sein? 

(Thorsten Klute [SPD]: Was ist mit „Nachrich-
ten für Idioten“, Maximilian Krah?) 

Es geht um die zentrale Frage, wo die heutige De-
batte rund um die Inklusion gelandet ist. Man muss 
ehrlich sagen, dass sie teilweise völlig weltfremd und 
an der Lebensrealität der Menschen mit Hilfebedarf 
und mit Behinderung vorbei geführt wird. Wir haben 
in unseren eigenen Reihen selbst Mitglieder mit In-
klusionsbedarf, die berichten, dass die Debatten, wie 
sie die Regierungsparteien teilweise im Überfluss 
führen, überhaupt nicht auf ihre Lebensrealität zutref-
fen. 

Deswegen möchte ich gerne weiter ausführen. Wenn 
wir über Lebensrealität sprechen, dann sollten wir 
noch einen weiteren Aspekt ansprechen: die Verhin-
derungspflege. Fragen Sie die Betroffenen doch ein-
mal, wie leicht es in Nordrhein-Westfalen ist, die Ver-
hinderungspflege in Anspruch zu nehmen und ob 
man überhaupt etwas Passendes findet. Ich denke, 
da wird mir der Minister sicherlich recht geben. Das 
ist natürlich nicht nur dem Minister anzukreiden, um 
Gottes willen, das ist eine größere Geschichte. 

Fakt ist jedoch, dass wir, wenn wir den betroffenen 
Menschen ernsthaft helfen wollen, die irrsinnigen 
Auflagen für diese Gruppe, die keinen Nerv hat, sich 
mit dem Wiegen von Pampers zu beschäftigen, völlig 
abschaffen müssten. Außerdem müssten wir als Ge-
sellschaft endlich einmal anerkennen, dass es eine 
wahre Inklusion wäre, den Eltern eine vernünftige 
Verhinderungspflege an die Hand zu geben, damit 
sie einmal zwei Wochen lang aufatmen und im Leben 
vielleicht noch etwas wie Genuss verspüren können. 

Präsident André Kuper: Frau Seli-Zacharias! 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): Das wäre der echte 
Respekt gegenüber diesen Menschen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Es gab den Wunsch nach 
einer weiteren Zwischenfrage aus den Reihen der 
SPD. 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): Aber selbstverständ-
lich. 

Präsident André Kuper: Frau Gosewinkel. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Herzlichen Dank, Herr 
Präsident. – Danke, dass Sie die Zwischenfrage zu-
lassen. 

Mein Kollege Thorsten Klute hat gerade erwähnt, 
dass Maximilian Krah, ein Kollege von Ihnen, mit 
dem Sie hier letzte Woche im Austausch standen – 
ich denke, Sie kennen sich –, die „tagesschau in Ein-
facher Sprache“ in den sozialen Medien als „Nach-
richten für Idioten“ betitelt hat. Wie stehen Sie per-
sönlich dazu? 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): Verehrte Kollegen der 
SPD, Sie können gerne Dutzende aus dem Kontext 
herausgerissene Zitate heraussuchen. 

(Thorsten Klute [SPD]: Das ist nicht aus dem 
Kontext heraus! – Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]: Wollen Sie die Kollegin der Lüge 
bezichtigen?) 

Ich habe Ihnen gerade zwei einfache Beispiele aus 
der realen Lebenssituation von Menschen darge-
stellt, und ich verstehe, ehrlich gesagt, nicht, warum 
Sie mit solchen Zitaten um die Ecke kommen. 

(Zuruf: Die Frage war sehr einfach! – Weitere 
Zurufe von Silvia Gosewinkel [SPD] und 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Ich stehe doch gerade vor Ihnen, und wir debattieren 
über die Sache. Vielleicht messen Sie einfach mich 
an meinen dargelegten Worten. Wenn Ihnen diese 
im Ansatz etwas bedeuten würden, 

(Zurufe von Silvia Gosewinkel [SPD] und Mar-
kus Wagner [AfD]) 

dann würden Sie das vielleicht mitnehmen und als 
große Oppositionsfraktion daran arbeiten, dass wir 
uns mit diesen Fakten auseinandersetzen. 

Warum missbrauchen Sie diese Debatte für partei-
politisches Geplänkel? Ich würde mich schämen, mit 
solchen Zitaten um die Ecke zu kommen. Dafür ist 
das Thema schlichtweg zu wichtig. Für mich ist das, 
ehrlich gesagt, nur ein Armutszeugnis. – Danke. 

(Beifall von der AfD – Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]: Eine menschenverachtende Hetze-
rei ist das!) 
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Präsident André Kuper: Danke, Frau Seli-Zacha-
rias. – Für die Landesregierung spricht Herr Minister 
Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte als Mi-
nister sagen, dass die SPD mit dieser Großen An-
frage einen wichtigen Punkt in der inklusionspoliti-
schen Debatte gesetzt hat. 

(Beifall von der SPD) 

Die Beantwortung der 205 Fragen wird der Debatte 
über die Frage der Inklusion eine neue Schubkraft 
verleihen. Wenn man an dem Ziel der Inklusion fest-
halten will, ist die Voraussetzung, dass sich etwas 
bewegt. Deswegen ist es gut, dass wir das heute be-
sprechen. 

Aus den Antworten auf die Große Anfrage geht her-
vor, dass wir in Nordrhein-Westfalen sehr viele Ak-
teure haben, die sich sehr um die Inklusion küm-
mern. Unsere Landschaftsverbände, die die großen 
Träger der Eingliederungshilfe sind, setzen sehr gute 
Akzente, ebenso viele Trägerinnen und Träger von 
Einrichtungen rund um die Behindertenhilfe und sehr 
viele Selbsthilfegruppen. Es ist eine sehr bunte Schar 
von Akteuren, die sich teilweise seit Jahren enga-
giert.  

Machen wir mal einen Strich drunter und denken in-
klusionspolitisch ein bisschen weiter zurück: Wir ha-
ben in den vielen Jahren viele Fortschritte in diesem 
Bereich erzielt. Ich freue mich darüber, dass wir in 
dieser Debatte auch sagen können, dass wir, was 
den Stand von Inklusion und den Stand der Qualität 
der Einrichtungen angeht, in Nordrhein-Westfalen 
auch im Vergleich mit den anderen Bundesländern 
einen sehr guten Standard haben. Dies finden Sie, 
was die Einrichtungen für Menschen mit Behinde-
rung betrifft, nicht in allen Regionen der Bundesre-
publik Deutschland vor.  

Es ist wichtig, dass wir weiterhin dranbleiben und In-
klusion und Barrierefreiheit – die Barrierefreiheit ist 
eine sehr umfängliche Geschichte, vor allen Dingen 
heute in der digitalisierten Welt – im Auge haben. 
Denn wenn Menschen von Informationen, von Mög-
lichkeiten der Begegnung ausgeschlossen sind, ist 
dies nicht zu akzeptieren. Wir müssen diese Dinge 
lösen.  

Wir haben in Nordrhein-Westfalen – das will ich auch 
sagen – die gute Tradition, dass wir Behindertenpo-
litik, wenn es irgend geht, in parteipolitischem Kon-
sens machen und gemeinsame Anstrengungen in 
diesem Bereich unternehmen: für mehr Gewalt-
schutz in den Einrichtungen, für Barrierefreiheit, für 
Partizipation und natürlich immer mit dem großen 
Ziel, den Menschen große Teilhabemöglichkeiten 
einzuräumen.  

Eine abschließende Bemerkung zum Staatenbericht 
über die Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention: Dieser zeichnet auch in diesem Bereich 
durchaus ein Bild vom Stand der Inklusion in 
Deutschland. Uns trifft vor allen Dingen die Kritik, 
dass wir sehr viele Sondereinrichtungen haben. Des-
wegen möchte ich gerne noch etwas dazu sagen, 
wie ich über dieses Thema denke und wie wir es viel-
leicht einordnen können.  

Vorweg: Ich bin mit den Übergangsquoten aus den 
Behindertenwerkstätten in den ersten Arbeitsmarkt 
nicht zufrieden. Da könnte mehr passieren. Trotzdem 
möchte ich sehr großen Wert darauf legen – davon 
bin ich wirklich zutiefst überzeugt –, dass die Behin-
dertenwerkstätten für viele Menschen ein guter Ort 
sind, und ich bin froh, dass wir sie haben. Es ist im-
mer eine Abwägung zwischen Flexibilität und Sicher-
heit.  

(Beifall von der CDU, der SPD und der AfD) 

Wenn ich mit Eltern rede, die ein behindertes Kind 
haben – Kind bleibt man ja immer, egal wie alt man 
ist –, fragen diese häufig: Was passiert mit meiner 
Tochter, mit meinem Sohn, wenn wir mal nicht mehr 
leben? Wer passt auf sie auf? – Ich bin wirklich froh, 
dass wir wissen, dass wir Einrichtungen haben, auf 
die Eltern sich auch dann verlassen können, wenn 
sie nicht mehr da sind.  

(Thorsten Klute [SPD]: So ist das!) 

Gott sei Dank haben behinderte Menschen heute Le-
benserwartungen wie andere Menschen. Deshalb 
müssen wir eben abwägen.  

Natürlich bin ich dafür, dass die Menschen in eigenen 
Wohnungen leben und wir sie durch Betreuung un-
terstützen, damit sie dies können. Aber ich sage 
Ihnen ganz offen: Es kann auch gute Gründe dafür 
geben, in eine besondere Wohnform einzuziehen, 
dass dies die richtige Lösung ist. Ich meine, dass wir 
den Menschen die Wahlfreiheit für das eine oder für 
das andere lassen sollten, genau wie alte Menschen 
sich entscheiden, ob sie, wenn es geht, zu Hause in 
ihren Wohnungen bleiben oder in eine Pflegeeinrich-
tung ziehen. Auch das ist eine Entscheidung, die wir 
akzeptieren, und für beide Entscheidungen gibt es 
gute Gründe.  

Ich bin daher der Meinung, dass wir beides brau-
chen. Wir brauchen Sondereinrichtungen, wir brau-
chen aber auch die Inklusion zum Beispiel in anderen 
Wohnformen; ich bleibe jetzt beim Beispiel des Woh-
nens. Mir ist wichtig, dass wir dies nicht nur theore-
tisch sehen, sondern ganz praktisch.  

Ich mache schon seit vielen Jahren Behindertenpoli-
tik, seit Anfang der 90er-Jahre. Wenn man viele El-
tern von behinderten Menschen kennt, sieht man 
manchen an, dass sie nach Jahren des Kampfes mit 
unseren Behörden müde sind. Sie sagen: Ich muss 
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immer kämpfen, kämpfen, kämpfen. Am Ende kriege 
ich es, aber es geht nichts von selbst.  

Diese Problematik ärgert mich. Manchmal hat man 
den Eindruck, der eine schiebt es auf den anderen, 
und es wäre besser, wenn es untereinander geregelt 
würde, nicht auf den Knochen dieser Leute. Das ken-
nen Sie alle wahrscheinlich aus den Sprechstunden 
mit diesen Menschen. Trotzdem haben wir es bis 
heute nicht in den Griff gekriegt. Das gehört zur Ehr-
lichkeit in einer solchen Debatte dazu. – Schönen 
Dank.  

(Beifall von der CDU, der AfD und Dennis 
Sonne [GRÜNE]) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister. – 
Es wurde aus den Reihen der SPD eine Kurzinter-
vention angemeldet. Die Abgeordnete Frau Gose-
winkel hat das Wort.  

Silvia Gosewinkel (SPD): Herzlichen Dank, Herr 
Präsident. – Herr Minister, vielen Dank, dass Sie be-
tont haben, wie wichtig Ihnen das Thema ist. Genau 
deshalb haben wir eine so umfangreiche Große An-
frage eingereicht.  

Zu dem Zeitpunkt kannten wir den Haushalt noch 
nicht. Die Große Anfrage ist im Mai eingereicht wor-
den. Ich habe es gerade beschrieben: Uns ging es 
um den Status quo, also darum, was jetzt im Land los 
ist. Und wie geht es weiter? Das ist auch der Punkt.  

Ich hatte die Haushaltskürzungen angesprochen. Of-
fenkundig kennen Sie Ihren eigenen Haushalt nicht. 
Ich zitiere nun Einzelheiten, die wir natürlich auch 
noch in den Beratungen anmahnen bzw. ansprechen 
werden.  

Erstens werden im aktuellen Entwurf die Maßnah-
men nach dem Inklusionsstärkungsgesetz um 
650.000 Euro gekürzt. 

Zweitens werden die Inklusionsoffensive und die 
Landesinitiative Gewaltschutz um 2,5 Millionen Euro 
gekürzt. 

Drittens wird die Förderung von Maßnahmen zur be-
ruflichen Inklusion von Menschen mit Behinderung 
um 2,2 Millionen Euro gekürzt. Das ist ein Batzen. 

Sie haben gerade auch betont, man müsse eine 
Wahlfreiheit möglich machen. Das ist funktioniert 
aber nur, wenn die Menschen überhaupt die Wahl 
haben und wenn es auch eine Beratung dafür gibt. 
Dafür stehen wir als SPD. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Kollegin. – 
Zur Beantwortung hat Herr Minister Laumann das 
Wort.  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Die Kürzung um 2 Millionen Euro 
im Bereich „Inklusion am Arbeitsmarkt“ betraf ja im 
Wesentlichen die Förderung der Inklusionsunterneh-
men. Es ist eine Änderungsmitteilung der Landesre-
gierung an das Parlament gegangen, dass wir dies 
im Haushalt korrigiert haben. Damit kann ich mit Fug 
und Recht sagen, dass wir in diesem Bereich bei den 
verausgabten Mitteln aus diesem Jahr gegenüber 
den Mitteln im Behindertenbereich, die im nächsten 
Jahr zur Verfügung stehen, keine Kürzungen haben. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Minister. – 
Ich schaue ins Rund und sehe keine weiteren Wort-
meldungen. Ich schließe daher die Aussprache. 

Da mir keine weiteren Wortmeldungen mehr vorlie-
gen, stelle ich fest, dass damit die Beratung über die 
Große Anfrage 26 der Fraktion der SPD abgeschlos-
sen ist.  

Ich rufe auf:  

8 Entwicklung, Bestände und Disponibilität der 
Selbstbewirtschaftungsmittel 

Große Anfrage 27 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/9437 

Antwort 
der Landesregierung 
Drucksache 18/10742 

Ich eröffne die Aussprache. Für die FDP hat als Ers-
ter ihr Abgeordneter Herr Wedel das Wort. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach den Feststellungen des Landes-
rechnungshofes haben die Selbstbewirtschaftungs-
mittel, die in der Spitze im Jahr 2023 einen Bestand 
von 8,5 Milliarden Euro aufwiesen, mittlerweile den 
Charakter von Dauerfonds angenommen. Für den 
Landtag sind die Kenntnisse über noch ausstehende 
Selbstbewirtschaftungsmittel von Bedeutung, damit 
er seine Budget- und Kontrollrechte fundiert wahr-
nehmen kann.  

Selbstbewirtschaftungsmittel stehen nach ihrer Zu-
weisung zeitlich unbegrenzt zur Verfügung und wer-
den in den auf ihre Zuweisung zur Selbstbewirtschaf-
tung folgenden Haushaltsrechnungen nicht mehr 
aufgeführt, sodass es dem Parlament nicht ohne 
Weiteres möglich ist, die Entwicklung der Bestände 
nachzuverfolgen.  

Dieses Informationsdefizit schließt die Große An-
frage 27 der FDP-Fraktion zu der Entwicklung, den 
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Beständen und der Disponibilität der Selbstbewirt-
schaftungsmittel, und zwar für alle uns im Mai 2024 
bekannten Selbstbewirtschaftungsmittelkonten. 
Ohne die abgefragten Daten wäre eine fundierte Be-
urteilung, inwieweit Mittelbedarfe bei einer Zusam-
menschau der Veranschlagungen in Titeln des 
Haushaltsentwurfs 2025 sowie der in den korrespon-
dierenden Selbstbewirtschaftungsmittelkonten vor-
handenen Mittel gedeckt sind bzw. in welcher Höhe 
Selbstbewirtschaftungsmittel in den Einzelplan 20 
rückübertragen werden können, nicht möglich.  

Allen Befürchtungen zum Trotz – ich musste vor der 
Zulassung der Großen Anfrage drei Wochen mit der 
Landtagsverwaltung verhandeln – war die Beantwor-
tung der Großen Anfrage für die Landesregierung 
zwar mit einem gewissen Arbeitsaufwand verbun-
den, aber durchaus handhabbar.  

Mit der Antwort auf die Große Anfrage hat der Land-
tag eine wichtige Arbeitsgrundlage für die Beratun-
gen des Haushaltsentwurfs 2025 erhalten, die breite 
Verwendung findet. Die übermittelten Daten spielen 
in den Beratungen des Haushalts- und Finanzaus-
schusses und auch in denen der Fachausschüsse 
eine erhebliche Rolle.  

Nicht nur die FDP-Fraktion, sondern auch die SPD-
Fraktion hat die Daten intern umfassend aufgearbei-
tet. Der Landesrechnungshof hat sich ebenfalls in 
seinen Stellungnahmen zum Nachtragshaushaltsge-
setz 2024 und zum Haushaltsgesetz 2025 jeweils auf 
die Antwort auf die Große Anfrage 27 bezogen. 

In der Zusammenschau mit den 2025 beabsichtigten 
Rückübertragungen aus den einzelnen Selbstbewirt-
schaftungsmittelkonten, zu deren Herausgabe wir 
den Minister der Finanzen mit einigen guten rechtli-
chen Argumenten dann doch noch bewegen konn-
ten, ergibt sich ein dem Haushaltsplan vergleichba-
res Bild, welche Selbstbewirtschaftungsmittel für die 
einzelnen Zwecke und in welcher Höhe sie zur Rück-
übertragung in den Haushalt zur Verfügung stehen.  

Konkret: Komplett ohne rechtliche Bindungen sind 
dies auch nach den zusätzlichen 135 Millionen Euro, 
die mit dem Nachtragshaushalt 2024 rücküberführt 
werden sollen, auf jeden Fall noch über 500 Millionen 
Euro. Da allerdings das Ministerium der Finanzen 
selbst in dem Aufstellungserlass vom 25. März 2024 
bei der Bemessung der 2025 in den Haushalt rückzu-
übertragenden Selbstbewirtschaftungsmittel rechtli-
che Bindungen außer Betracht gelassen und die 
Landesregierung zudem zutreffend darauf hingewie-
sen hat, dass die betroffenen Mittel im Zweifel neu zu 
veranschlagen sind, ist von einem weitaus höheren 
Potenzial für die Rückübertragung auszugehen, mit 
dem beispielsweise neue Schulden zum aktuellen 
Zeitpunkt vermieden werden könnten. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Stattdessen will Schwarz-Grün Selbstbewirtschaf-
tungsmittel zurückhalten, um damit möglichst lange 
das strukturelle Defizit des Landeshaushalts zu ka-
schieren.  

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Mithilfe der neu gewonnenen Transparenz lassen 
sich auch schwarz-grüne Nebelkerzen besser identi-
fizieren. Wenn beispielsweise noch im Februar bei 
der Verabschiedung des Gesetzes zur Abschaffung 
der Straßenausbaubeiträge argumentiert wird, dass 
die angesparten Selbstbewirtschaftungsmittel nicht 
für einen von SPD und FDP beantragten Härtefall-
fonds eingesetzt werden könnten, weil sie für die zwi-
schen 2018 und 2023 beschlossenen Maßnahmen 
gebraucht würden, mutet es schon befremdlich an, 
wenn 2025 nun 66 Millionen Euro davon in den 
Haushalt rückübertragen werden.  

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Zudem hat die Antwort auf die Große Anfrage aufge-
deckt, dass die Landesregierung entgegen § 15 
Abs. 2 Satz 3 der Landeshaushaltsordnung die aus 
den Selbstbewirtschaftungsmitteln generierten Zins-
einnahmen dem allgemeinen Haushalt zuführt. Aber 
davon gleich mehr in der Fragestunde.  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, im nächsten Jahr wird 
eine die Haushaltsberatungen 2026 vorbereitende 
Anfrage zu den Selbstbewirtschaftungsmitteln ver-
mutlich etwas schmaler ausfallen können. Die in die-
sem Jahr erreichte Transparenz über die Selbstbe-
wirtschaftungsmittel wird die FDP-Fraktion aber in je-
dem Fall wieder einfordern. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Wedel. – Für 
die CDU spricht ihr Abgeordneter Herr Berger. 

Christian Berger (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 
heute den Tag der Großen Anfragen. Jetzt sprechen 
wir über einen Stapel Papier von 6,5 cm Dicke, mehr 
als 1.000 Seiten. Das sind die Antworten auf die An-
frage 27 der FDP. Auf viele Fragen zu Selbstbewirt-
schaftungsmitteln gab es in der Vergangenheit auch 
schon viele konkrete Antworten seitens der Landes-
regierung.  

Nun werden in weiteren Hunderten Fragen Details 
angefordert, die Transparenz erzeugen sollen. Ich 
bin jetzt zweieinhalb Jahre als Abgeordneter im 
Landtag und war vorher 25 Jahre in der Wirtschaft 
unterwegs. Vielleicht habe ich deswegen einen et-
was anderen Blick auf die Dinge, aber das sollte der 
FDP ja auch nicht ganz fremd sein.  
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Wenn ich über 1.000 Seiten Antworten produzieren 
lasse, muss ich mir auch die Frage gefallen lassen: 
Was machen wir denn jetzt mit diesen vielen trans-
parenten Informationen? Darauf haben Sie, Herr We-
del, keine wirkliche Antwort gegeben. Herr Wedel, 
Sie vermuten da nur.  

Eigentlich könnte meine Rede hier zu Ende sein. 
Denn Sie haben Hunderte Fragen gestellt, wir haben 
Hunderte Fragen beantwortet – fertig. Aber lassen 
Sie es mich noch einmal klarstellen. Seit Monaten 
gibt es unzählige Kleine Anfragen, Fragen in den 
Ausschüssen, Berichtswünsche und vieles mehr – 
alle zu dem gleichen Thema. Eines haben alle Fra-
gen aber gemeinsam, und zwar klare Antworten sei-
tens des Finanzministeriums, keinerlei Deutereien, 
sondern klare Aussagen.  

Offenbar ist Herrn Wedel auch entgangen, dass 
frühere FDP-Landesminister wie Pinkwart und 
Stamp sehr gut über Selbstbewirtschaftungsmittel 
Bescheid wussten und dieses Instrument häufig ge-
nutzt haben. Aber damals wie heute ist es der Haus-
haltsgesetzgeber, der im Rahmen der Haushaltsbe-
ratungen über Selbstbewirtschaftungsmittel ent-
scheidet. Damals wie heute haben Selbstbewirt-
schaftungsmittel ihre Herkunft in einer bestimmten 
Titelposition des Haushalts. Ich erinnere immer wie-
der gern daran. 

Selbstbewirtschaftungsmittel sind in § 15 Abs. 2 der 
Landeshaushaltsordnung geregelt. Allein im Haus-
haltsentwurf 2025 finde ich über 220 Vermerke zu 
Selbstbewirtschaftungsmitteln und deren konkreter 
Regelung. Im Entwurf des Haushaltsgesetzes für das 
Jahr 2025 gibt es sogar die Anlage 6, eine detaillierte 
Übersicht über die nicht verbrauchten Selbstbewirt-
schaftungsmittel zum Stichtag 31.12.2023. Wie klar 
und ausführlich müssen die Informationen sein, da-
mit Sie, Herr Wedel und auch Kollege Witzel, zufrie-
den sind?  

Ich glaube allmählich, das Thema wird bei der FDP-
Landtagsfraktion in der Abteilung „M und M“ geführt: 
Märchen und Mythen. Das Ganze erinnert mich an 
die Jagd nach dem Heiligen Gral.  

(Ralf Witzel [FDP]: Unverschämt!) 

An dieser Jagd beteiligen sich übrigens auch die Kol-
leginnen und Kollegen der SPD.  

(Ralf Witzel [FDP]: Es ist Ihr Verschleierungs- 
und Verschiebebahnhof! – Zuruf von René 
Schneider [SPD]) 

Man spricht von Milliarden, die irgendwo zu finden 
seien. Man müsse sie nur suchen und finden oder, 
wie in unserem Fall, viele Fragen danach stellen.  

(Ralf Witzel [FDP]: Sie machen ja nichts von 
sich aus transparent!) 

Diesen Popanz erleben wir nun seit Wochen. Das ist 
nicht nur Unsinn, sondern wird auch der Ernsthaf-
tigkeit der Situation nicht gerecht.  

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Diese verunglückte Bundesregierung hat uns eine 
jährliche Belastung in Höhe von 4 Milliarden Euro vor 
die Füße geschmissen. 

(Zurufe von Stefan Zimkeit [SPD] und Ralf Wit-
zel [FDP] – Widerspruch von Mehrdad Mosto-
fizadeh [GRÜNE]) 

Als Bonus haben wir eine Wirtschaft, die eingebro-
chen ist. Wir kennen aktuell nur Steuerschätzungen, 
die in eine Richtung gehen, und zwar nach unten.  

Mit diesen Rahmenbedingungen setzt sich die 
schwarz-grüne Landesregierung sehr konstruktiv 
und ergebnisorientiert auseinander. 

(Ralf Witzel [FDP]: Sie übernehmen das eins 
zu eins!) 

Das würde ich mir auch von der Opposition wün-
schen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Ich halte fest: Es wurde jederzeit großmögliche 
Transparenz gewährleistet. Mit dem Haushaltsjahr 
2025 wird man diese Transparenz noch einmal ver-
bessern. Die bessere Darstellung im Haushaltsplan 
wurde nicht nur zugesagt, sondern im Haushaltsplan 
2025 nachweisbar bereits umgesetzt. 

Ich danke an dieser Stelle den Mitarbeitern des Fi-
nanzministeriums. Das war wirkliche Fleißarbeit und 
hat viele Wochen Arbeit gekostet. Danke dafür. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, danke fürs Zuhören. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Berger. – Für 
die SPD spricht ihr Abgeordneter Herr Baer. 

Alexander Baer*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Lieber Herr Berger, ich glaube, 
wir waren letzte Woche nicht in derselben Aus-
schusssitzung, aber sei es drum. 

Manchmal tut es gut, einen Schritt zurückzutreten 
und aus der Distanz auf die eigene Arbeit zu blicken. 
Wir als erfahrene Politikerinnen und Politiker haben 
routinierte Denkweisen, die vielleicht im täglichen Le-
ben anderer nicht unbedingt eine Rolle spielen. Dazu 
zählt auch ein jeweils streng auf ein Jahr beschränk-
ter Blick in Bezug auf die Verwendung von Geldern. 

Vielleicht fragen sich einige Menschen, warum es so 
schwer ist, sich diesen konzentrierten Blick zu gön-
nen, und warum immer im Dezember ein Fieber 
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ausbricht, Gelder auszugeben. Wieso geben die das 
nicht einfach im Januar oder später aus? 

Die Antwort lautet: Die Beschränkung auf die Jähr-
lichkeit und Jährigkeit ist ein Haushaltsgrundsatz, der 
Verfassungsrang hat. Das ist auch gut so. Das si-
chert die parlamentarische Kontrolle und bildet quasi 
die Grundlage für das Königsrecht des Parlaments, 
das Budgetrecht. 

Das müssen wir in den Fokus zurückholen, wenn wir 
über die Selbstbewirtschaftungsmittel in den Res-
sorts der Landesregierung diskutieren, denn dies 
sind Mittel, die die Ministerien eigenständig und ohne 
unmittelbare parlamentarische Kontrolle bewirtschaf-
ten können. Diese Mittel sind nur in engen verfas-
sungsrechtlichen Grenzen erlaubt, da sie die Trans-
parenz – das haben wir gehört – und die Kontrolle 
des Haushalts schwächen. Sie sind nur als Aus-
nahme, nicht als Regel vorgesehen. 

Doch beim Blick auf die Zahlen in Nordrhein-Westfa-
len wird eine besorgniserregende Entwicklung deut-
lich. Noch zu Beginn des Jahres 2013 beliefen sich 
die Selbstbewirtschaftungsmittel im Landeshaushalt 
auf 200 Millionen Euro. Bis 2018 stiegen sie auf 1 Mil-
liarde Euro, 2021 auf 4,3 Milliarden Euro, Anfang 
2023 schließlich auf 8,6 Milliarden Euro. Das ent-
spricht einem Anteil von 9,1 % am Landeshaushalt. 

Dieser erhebliche Betrag entzieht sich der Kontrolle 
des Landtags und wird stattdessen in ministerielle 
Fonds ausgelagert – ein Vorgehen, das weder trans-
parent noch verfassungsmäßig tragbar ist. 

(Beifall von der SPD und Dirk Wedel [FDP]) 

Nur zum Vergleich: Auf Bundesebene lag der Anteil 
der Selbstbewirtschaftungsmittel – der Bund wurde 
ja eben zitiert – Ende 2022 bei etwa 1,1 % des Ge-
samthaushalts. Das dürfte einem zu denken geben, 
vor allem weil Sie alle immer gerne auf Berlin verwei-
sen. Das sollten wir hier auch tun. 

Alles deutet darauf hin, dass Nordrhein-Westfalen ei-
nen weitaus größeren Teil des Haushalts in die 
Selbstbewirtschaftungsmittel steckt, als verfassungs-
rechtlich vertretbar ist. Es steht zu vermuten, dass 
fast ein Zehntel der Haushaltsmittel nicht durch das 
Parlament kontrolliert wird. 

Nun ist das Interesse an Flexibilität in der Haushalts-
führung durchaus nachvollziehbar, doch gibt es auch 
andere Wege, diese Flexibilität zu erreichen, ohne 
unsere haushalterischen Rechte und Prinzipien zu 
gefährden. Ein Beispiel ist die Übertragbarkeit von 
Haushaltsmitteln, wodurch ungenutzte Mittel in das 
nächste Jahr mitgenommen werden können. 

Die Große Anfrage und die Antwort betonen noch 
einmal, wie gravierend das Problem wirklich ist. Es 
gibt einen riesigen Sparstrumpf, dessen Inhalt nicht 
mal die Landesregierung so richtig kennt. Der Kol-
lege Marco Schmitz von der CDU – er ist jetzt leider 

nicht hier – hat es gestern in der Presse selbst als 
Sparstrumpf bezeichnet. 

Jegliche Struktur in der Übersicht fehlt. Die derzeitige 
Praxis in Nordrhein-Westfalen geht offensichtlich 
weit über das hinaus, was wir verfassungsrechtlich 
akzeptabel finden. Schlimmer noch: Vergleicht man 
die gelieferten Zahlen mit dem Haushaltsentwurf für 
2025, tauchen Differenzen auf, die bisher niemand 
erklären konnte. Bei einem der Ressorts wurden mitt-
lerweile sogar Fehler in der Beantwortung der Gro-
ßen Anfrage eingeräumt. Das hat Herr Berger aber 
wahrscheinlich nicht gehört. 

Dies alles finde ich unverantwortlich. Die Haushalts-
führung unseres Landes muss nicht nur im Sinne der 
Verfassung, sondern auch im Interesse aller Bürge-
rinnen und Bürger nachvollziehbar gestaltet sein. Da-
her appelliere ich an die Verantwortlichen, den Ein-
satz von Selbstbewirtschaftungsmitteln auf ein ver-
fassungskonformes Maß zu reduzieren und die not-
wendigen Schritte im Haushaltsplan umzusetzen. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD und Dirk Wedel [FDP]) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Kollege 
Baer. – Für Bündnis 90/Die Grünen spricht der Ab-
geordnete Herr Rock. 

Simon Rock (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eines muss 
man der FDP-Fraktion lassen: Selten hat eine Große 
Anfrage ihren Namen so verdient wie diese Große 
Anfrage mit über 400 Seiten. An der Stelle gebührt 
dem Finanzministerium für die viele Arbeit großer 
Dank. Die Antwort ist mehr als dreimal so lang. Ich 
kann mir vorstellen, dass da sicherlich die eine oder 
andere Personalstunde reingeflossen ist, um diesen 
umfangreichen Fragenkatalog abzuarbeiten.  

Dann ist es wünschenswert, dass wir die Ergebnisse 
dieser umfangreichen Antwort tatsächlich zur Kennt-
nis nehmen. Ich bin mir ausweislich der bisherigen 
Debatte aber nicht sicher, ob das passiert. 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Es ist erst zwei Tagesordnungspunkte her, dass die 
Oppositionsfraktionen im Kontext der Debatte des 
Nachtragshaushalts behauptet haben, in den Kellern 
in den Ministerien lägen ungenutzte Milliarden Euro 
bereit, die der Haushaltsgesetzgeber einfach nur ein-
sammeln müsste, um Haushaltslöcher zu stopfen. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Da muss man sich einmal die Antwort auf die Frage I.10. 
Ihres Fragenkatalogs anschauen. Der Antwort ist 
nämlich zu entnehmen, dass das zentrale Controlling 
der Selbstbewirtschaftungsmittel über die Haushalts-
abteilung des Finanzministeriums läuft. Genau das 
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ist aus meiner Sicht auch richtig. In der aktuellen 
Haushaltslage habe ich überhaupt keinen Zweifel, 
dass das Finanzministerium anregen würde, unge-
nutzte und nicht notwendige Selbstbewirtschaftungs-
mittel ohne erkennbare Bindung zurückzuführen.  

Genau das passiert auch im Rahmen der Haushalts-
aufstellung 2025. Das entspricht übrigens genau der 
Forderung der SPD-Fraktion, die sie gerade ange-
sprochen hat, nämlich sie zurückzuführen. Genau 
das passiert, und zwar in relativ großem Umfang. 
Das ist auch richtig, um noch größere Einschnitte, 
unter anderem im sozialen Bereich, verhindern zu 
können. 

Mit Blick auf die verbleibenden Selbstbewirtschaf-
tungsmittel müssen wir uns ein Stück weit ehrlich ma-
chen. Das zeigt auch die sinnvolle Verwendung die-
ser Selbstbewirtschaftungsmittel. Wenn wir die näm-
lich noch weiter zurückfahren würden, könnten wir 
sie zum großen Teil für den nächsten Haushalt gleich 
wieder bereitstellen. Denn sie werden offensichtlich 
gebraucht. 

Ich nehme ein Beispiel für den Einzelplan 14, das 
Wirtschaftsministerium. Das ist auch der Einzelplan 
mit dem höchsten Anteil an Selbstbewirtschaftungs-
mitteln. Insofern ist das Beispiel nicht willkürlich ge-
wählt. Da liegen zum 30.06.2024 immerhin 417 Milli-
onen Euro an Selbstbewirtschaftungsmitteln, um die 
Finanzierung der Coronawirtschaftshilfen zu sichern. 
Diese sind vollständig gebunden, sind vollständig 
Bundesmittel. Es ist ganz viel, aber sicherlich kein 
Sparstrumpf oder keine Spardose.  

Weitere 314 Millionen Euro an Selbstbewirtschaf-
tungsmitteln sind zur Kofinanzierung der Investitions-
mittel aus dem Investitionsgesetz Kohleregion vorge-
sehen, sind also für den Strukturwandel gebunden. 

Der größte Bestand in dem Einzelplan des Wirt-
schaftsministeriums sind 743 Millionen Euro zur 
überjährigen Finanzierung von Förderprojekten im 
Bereich Breitband. Hier wird eindrücklich beschrie-
ben, dass es oft zu Verzögerungen kommt und die 
Mittel nicht innerhalb eines Jahres verausgabt wer-
den können, aber die Mittel natürlich früher oder spä-
ter verausgabt werden. Insofern sind die Selbstbe-
wirtschaftungsmittel hier total sinnvoll angelegt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Opposition, ich 
habe bewusst den größten Posten des Einzelplans 
14 ausgesucht, der insgesamt auch die meisten SB-
Mittel vorhält.  

Bundesmittel für Coronawirtschaftshilfen, Kofinan-
zierungsmittel für die Kohleregion oder Breitbandför-
derung – ernst gemeinte Frage an Sie: Wollen Sie 
hier wirklich den Rotstift ansetzen? Wollen Sie hier 
streichen? Ich finde, die Frage muss mitbeantwortet 
werden. Wenn Sie fordern, wir müssten die Selbst-
bewirtschaftungsmittel zurückführen, dann müssen 

Sie auch sagen, wo genau Sie die zurückführen wol-
len.  

Diese Antwort bleiben Sie leider schuldig. Sie sind 
sie auch in dieser Debatte schuldig geblieben.  

Insoweit hoffe ich, dass die Antwort auf diese Große 
Anfrage zur Versachlichung der Debatte um die 
Selbstbewirtschaftungsmittel beiträgt. Ansonsten 
wäre die viele Arbeit des Finanzministeriums und der 
vielen engagierten Kolleginnen und Kollegen da voll-
kommen umsonst gewesen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der AfD hat nun Herr Dr. Beucker das 
Wort. Bitte sehr. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Damen! Geehrte Herren! Zunächst 
einmal möchte auch ich mich für die Arbeit der Mitar-
beiter im Finanzministerium bedanken. Sie haben 
eine hilfreiche Übersicht über die reale Lage bei den 
Selbstbewirtschaftungsmitteln im Landeshaushalt 
als Grundlage für unsere Diskussion geschaffen.  

Allerdings kann man die Diskussion über die Selbst-
bewirtschaftungsmittel auch ganz einfach verkürzen, 
ehe man hier eine Debatte aufmacht, was denn das 
verfassungsgemäße Maß in der Höhe der Selbstbe-
wirtschaftungsmittel ist, worauf Kollege Baer gar 
nicht so unzutreffend hingewiesen hat. 

Die Selbstbewirtschaftungsmittel in Nordrhein-West-
falen gehören ganz einfach abgeschafft. Das ist 
schon in anderen Bundesländern so. Diese Mittel er-
scheinen nämlich als ein Instrument, das einer wun-
derbaren Spardose von Landesregierungen gleich-
kommt. Wenn nämlich der Landtag den Ministerien 
Mittel zuweist, die erst in Zukunft ausgegeben wer-
den sollen, gibt er die Kontrolle darüber aus der 
Hand, was damit zunächst geschieht. Diese Mittel 
verschwinden quasi aus der parlamentarischen 
Wahrnehmung – unabhängig davon, ob sie noch vor-
handen sind oder nicht.  

Und die Höhe der Mittel ist nicht erst seit gestern 
massiv gestiegen. Sie lagen 2013 noch im dreistelli-
gen Millionenbereich, aktuell stehen wir bei über 7 Mil-
liarden Euro, an die 8 Milliarden Euro, und man ver-
einnahmt schon fleißig weiter. Auch kann einem kei-
ner genau sagen, wie viele von den Mitteln eigentlich 
frei verfügbar wären.  

Das hat die FDP in ihrer Regierungszeit auch ganz 
wunderbar toleriert und damit zu verantworten. Sie 
hätten dem Finanzministerium jetzt viel Arbeit erspa-
ren können, wenn Sie, Kollegen von der FDP, auf 
eine Abschaffung dieses Werkzeugs schon bestan-
den hätten. 
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In Bayern und Baden-Württemberg gibt es das In-
strument der Selbstbewirtschaftungsmittel überhaupt 
nicht mehr. Warum ist das so? Dazu kann ich Ihnen 
die Stellungnahme 18/1434 von Herrn Professor Dr. 
Rossi nur ans Herz legen. Ich zitiere: 

„Im Einzelnen kollidiert die Selbstbewirtschaftung 
mit  

 dem Grundsatz der Jährlichkeit 

 dem Grundsatz der Haushaltseinheit 

 dem Bruttoprinzip 

 dem Gesamtdeckungsgrundsatz  

 sowie mit Steuerungsmöglichkeiten 
des Ministeriums der Finanzen.  

Darüber hinaus setzt die Selbstbewirtschaftung 
Fehlanreize für die Haushaltsaufstellung. Sie ver-
führt dazu, entgegen dem Grundsatz der kassen-
mäßigen Fälligkeit auch solche Mittel zur Selbst-
bewirtschaftung zu veranschlagen, die im Pla-
nungsjahr voraussichtlich gar nicht kassenwirk-
sam werden.“  

Wenn das so ist, hätte die FDP doch in ihrer Regie-
rungszeit die Selbstbewirtschaftung dringend ab-
schaffen müssen. Das wäre doch wissenschaftlich 
hervorragend untermauert gewesen.  

Für uns steht fest, dass unterschiedliche Finanzmi-
nister von SPD wie CDU sich hier eine Sparkasse 
aufgebaut haben. Fest steht allerdings auch, dass 
diese Summen angesichts der ernsten Lage nicht 
allzu lange weiterhelfen werden. Darüber haben wir 
heute schon im Rahmen des Nachtragshaushaltes 
gesprochen. 

Aber das Vorgehen hebelt das Budgetrecht des Par-
laments aus. Darum müssen die Selbstbewirtschaf-
tungsmittel abgeschafft werden. Da spielt es auch 
keine Rolle, wann welcher Erlass dazu stattgefunden 
hat. Das ist sicherlich durchaus interessant, aber 
letztlich Klein-Klein. 

Selbstbewirtschaftungsmittel untergraben die 
Budgethoheit dieses Landtags. Sie sind in einem ho-
hen Maße intransparent. Deswegen gehören sie ab-
geschafft.  

Lassen Sie uns die Mittel jetzt nutzen, um die Neu-
verschuldung im kommenden Jahr niedrig zu halten. 
Sie sollten nicht dazu da sein, dass Finanzminister 
zum Ende der Legislaturperiode noch irgendwelche 
Wahlgeschenke finanzieren können. 

Eigentlich hätte diese Große Anfrage gar nicht nötig 
sein müssen, weil es Selbstbewirtschaftungsmittel 
eigentlich gar nicht geben müsste. 

Die vorliegende Antwort des Ministeriums umfasst 
über 1.000 Seiten; wieder ein wunderbares Beispiel, 
wie Verwaltung geschaffen und eigentlich sinnlos be-
schäftigt wird. Wir möchten nicht wissen, wie viele 
Mannstunden in die Beantwortung geflossen sind. 

Erst nicht abschaffen, dann solche Anfragen stellen – 
das sind zwei Unglücke. Ich zitiere dazu Friedrich 
Schiller, „Wallenstein“, „Die Piccolomini“, Akt 5: 

„Das eben ist der Fluch der bösen Tat, 
daß sie, fortzeugend, immer Böses muss gebä-
ren.“ 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Für die Landesre-
gierung hat jetzt Minister Dr. Marcus Optendrenk das 
Wort. – Bitte sehr. 

Dr. Marcus Optendrenk, Minister der Finanzen: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 
wurde schon gesagt: Auf über 1.000 Seiten wurden 
alle Fragen der FDP-Fraktion umfassend beantwor-
tet. Es zeigt sich einmal wieder, dass Selbstbewirt-
schaftungsmittel eine von mehreren rechtlich ein-
wandfreien Nutzungsarten von Haushaltsmitteln 
sind, über die der Haushaltsgesetzgeber in der Art 
und Weise ihrer Nutzung allerdings selbst entschei-
den muss und soll. 

Die allermeisten dieser Selbstbewirtschaftungsmittel 
sind den Ressorts in der Coronapandemie durch 
konkrete Beschlüsse des Haushalts- und Finanzaus-
schusses zugewiesen worden; übrigens nicht dem 
Minister der Finanzen, auch nicht meinem Vorgän-
ger. So ist es zum Beispiel mit der Kofinanzierung der 
Breitband- und Gigabit-Ausbaustrategie oder mit der 
Kita-Förderung der Kommunen geschehen. Die da-
maligen Fachminister waren sehr froh, dass sie eine 
entsprechende Zuweisung bekommen haben. Sie 
gehören der gleichen Partei wie die heutigen Fragen-
steller an. 

Die konkreten Regelungen zu den Selbstbewirt-
schaftungsmitteln sind von meinem Vorgänger erst-
mals im Dezember 2019 in einen Aufstellungserlass 
der Landesregierung für den Haushalt 2021 aufge-
nommen worden. Wir haben uns im Haushalts- und 
Finanzausschuss darauf verständigt, dass wir zur 
Steigerung der Transparenz der Darstellung fortan, 
ab dem Haushaltsentwurf 2025, die eben schon an-
gesprochene Anlage 6 beifügen. 

Parallel zu dem anderen Prinzip der Durchbrechung 
des Jährlichkeitsprinzips, nämlich der Verpflich-
tungsermächtigung, bei dem es diese Aufstellungen 
seit vielen Jahren gibt, finden Sie nunmehr auch die 
Aufstellung über die Selbstwirtbewirtschaftungsmit-
tel. Insofern ist es eine sinnvolle Parallelität, denn in 
beiden Fällen – bei der Verpflichtungsermächtigung 
wie bei den Selbstbewirtschaftungsmitteln – geht es 
darum, eine überjährige Verfügbarkeit und Planungs-
sicherheit für größere Projekte und für in dem Ablauf 
nicht genau planbare Projekte sicherzustellen. 
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Trotzdem sind wir uns, glaube ich, einig – das haben 
wir in den Haushaltsberatungen und an anderen 
Stellen im Haushalts- und Finanzausschuss und 
auch hier im Plenum mehrfach gesagt –, dass wir 
uns darum bemühen wollen, all diese Mittel sehr ver-
antwortungsvoll und nicht ausufernd in Anspruch zu 
nehmen. Das bedingt auch, dass das Parlament der 
Landesregierung nur im Ausnahmefall Mittel zur 
Selbstbewirtschaftung zuweist – anders als in der 
Vergangenheit. 

Insofern sind wir uns durchaus einig, dass man die 
rechtlich zulässigen Dinge mit Augenmaß nutzen 
soll. 

Übrigens: Wenn andere Bundesländer anders und 
zum Teil sehr viel flexibler verfahren, dann muss man 
jenseits der Frage der Selbstbewirtschaftungsmittel 
vielleicht auch mal schauen, was deren Handlungs-
spielräume sind. Die Glättung von Ausgabepfaden in 
fast allen anderen Bundesländern erfolgt nicht über 
Einsparungen struktureller Art, sondern aus Rückla-
gen, die in den letzten 20 Jahren durch Kreditaufnah-
men gebildet wurden. 

Seit 2003 existiert in Nordrhein-Westfalen ein Verfas-
sungsgerichtsurteil, von dem ich glaube, dass es 
richtig ist: Eine Bildung von Rücklagen aus Krediter-
mächtigungen des Landtags ist grundsätzlich nicht 
zulässig, wenn diese Rücklagen quasi schuldenfi-
nanziert sind. – Wir sind uns darin einig, dass das 
unzulässig ist. 

Das hat aber auch zur Folge, dass andere Länder 
jetzt aus irgendwann einmal kreditfinanzierten Rück-
lagen eine Glättung ihrer Ausgabenpfade in Milliar-
denhöhe vornehmen können. Dann fragen sich im-
mer alle, warum das in Nordrhein-Westfalen nicht 
geht. Weil wir das einzige Bundesland sind, bei dem 
eine solche Bildung von kreditfinanzierten Rücklagen 
seit 20 Jahren unzulässig ist, nicht praktiziert wird 
und damit eben auch zur Glättung nicht zur Verfü-
gung steht. Das ist die Kehrseite der Medaille. Neben 
Verpflichtungsermächtigungen und Selbstbewirt-
schaftungsmitteln verfügen andere über dieses In-
strument.  

Ich sage ausdrücklich: Ich glaube nicht, dass es klug 
ist, dieses Instrument zu besitzen. Insofern beklage 
ich das nicht. Sie fragen, warum es in anderen Län-
dern leichter ist und warum andere mit leichter Hand 
Selbstbewirtschaftungsmittel in der Landeshaus-
haltsordnung abschaffen können. Wenn Sie über 
kreditfinanzierte Rücklagen in Milliardenhöhe verfü-
gen, dann fällt es Ihnen nicht so schwer, im Haus-
haltsvollzug anschließend noch mal Geld zuzuset-
zen oder im Nachtragshaushalt eine Finanzierung 
aus Rücklagen durchzuführen. 

Die sagen auch nicht alle dazu, dass es kreditfinan-
zierte Rücklagen sind. Es gibt natürlich auch Haus-
haltsüberschüsse bei denen, die über viele Jahre gut 

gewirtschaftet haben. Diese gönnen wir denen herz-
lich.  

So viel als Exkurs. 

Dann möchte ich Ihnen noch einen Punkt nennen, da 
wir die Diskussion über Selbstbewirtschaftungsmittel 
im Ausschuss mit der Zielrichtung der Kanalisierung 
intensiv geführt haben. Sie werden von uns im Haus-
haltsgesetz 2025 mit der Ergänzungsvorlage morgen 
den Vorschlag bekommen, dass der § 15 der Lan-
deshaushaltsordnung um einen Abs. 3 entsprechend 
geändert wird, dass die Nutzung von Selbstbewirt-
schaftungsmitteln künftig für die gleiche jeweilige 
Zweckbestimmung über das Haushaltsjahr hinaus 
nur noch bis zum Ende des auf die Bildung folgenden 
drittnächsten Haushaltsjahres möglich sein soll. 

Ein Beispiel: Konkret bedeutet das, dass bis zum 
31. Dezember 2024 nicht verausgabte Selbstbewirt-
schaftungsmittel grundsätzlich nur noch bis zum 
31.12.2028 zur Verfügung stünden. Wir müssten na-
türlich trotzdem die Ausnahmen, die bei den Bundes- 
und EU-Finanzierungen eine Rolle spielen – sowohl 
die von Dritten kommenden gebundenen Mittel als 
auch die Frage nach der Kofinanzierung –, parla-
mentarisch beraten, sodass wir entsprechende Aus-
gaben nicht verfallen lassen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Da 
mir keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, 
schließe ich die Aussprache und stelle fest, dass da-
mit die Beratung über die Große Anfrage 27 der Frak-
tion der FDP abgeschlossen ist.  

Wir kommen zu:  

9 Jede Rasse hat Klasse – Kriminalisierung von 
Hunden endlich beenden! Es braucht dringend 
eine Reform des Landeshundegesetzes 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/11321 

Ich öffne die Aussprache. Für die antragstellende 
Fraktion hat Frau Seli-Zacharias das Wort. – Bitte 
sehr. 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Friedrich der Große sagte einst:  

„Hunde haben alle guten Eigenschaften des Men-
schen, ohne gleichzeitig ihre Fehler zu besitzen.“  

Hunde sind mehr als nur Haustiere. Sie sind alltägli-
che Begleiter. Sie schenken unzähligen Menschen 
jeden Tag aufs Neue Freude. Sie sorgen dafür, dass 
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Menschen vor die Tür gehen und sich bewegen. Sie 
sind für viele ein seelischer Halt, ein echter Freund, 
Teil ihrer Familie. Als Blindenhunde, Jagdhunde, 
Such- und Rettungshunde sowie Drogen- und Spür-
hunde erfüllen sie außerdem wichtige Aufgaben für 
unsere Gesellschaft. 

Dennoch besitzen wir in Nordrhein-Westfalen mit 
dem Landeshundegesetz ein mehr als 20 Jahre altes 
Regelwerk, das systematisch Hundehalter und ein-
zelne Hunderassen diskriminiert, indem es zwischen 
vermeintlich gefährlichen und ungefährlichen Ras-
sen unterscheidet. Das geht auf einen sehr tragi-
schen Fall aus Hamburg zurück. Und dennoch müs-
sen wir heute darüber sprechen.  

Für eine Unterteilung in gefährliche und ungefährli-
che Hunde anhand ihrer Rassezugehörigkeit existiert 
nämlich keinerlei wissenschaftliche Evidenz. Im Ge-
genteil, die Forschung ist sich eigentlich einig: Ent-
scheidend ist das Ende der Leine.  

Man gaukelt mit dieser Rasseliste der Bevölkerung 
hier etwas wie Sicherheit vor, wir würden dafür sor-
gen, dass kein Hund mehr beißt. Dabei ist das 
schlichtweg nichts anderes, als den Bürger zu ver-
schaukeln.  

Dieses Faktum findet seine Bestätigung schon in der 
Tatsache, dass die 13 Bundesländer, die über eine 
Rasseliste verfügen, völlig unterschiedliche Rassen 
als gefährlich aufführen. Darüber hinaus werden die 
neu in Deutschland zu findenden Rassen wie der 
Cane Corso oder der Kangal gar nicht auf solchen 
Listen geführt.  

Aus eigener Erfahrung kann ich Ihnen sagen, dass 
mein zum damaligen Zeitpunkt fünf Monate alter 
Cane Corso, mein Ray, einen so ausgeprägten 
Schutzinstinkt hatte, dass ich als Halterin sofort 
wusste: Ich muss dafür sorgen, dass mein Hund ver-
nünftig erzogen wird, sonst könnte er zu einer Gefahr 
werden. – Mein Hund steht nicht auf der Rasseliste, 
aber ob ein Cane Corso oder ein Pitbull sich fest-
beißt, macht keinen Unterschied. Ich würde Ihnen 
sogar eher empfehlen, dass der Pitbull zubeißt als 
mein Cane Corso.  

Fakt ist, dass wir auf Basis unserer Großen Anfrage 
inzwischen Daten und Fakten zu der sogenannten 
Rasseliste vorliegen haben.  

Die vom Umweltministerium in der jährlichen Lan-
deshundestatistik erhobenen Zahlen bestätigen die 
Erkenntnisse der Forschung. In der Landeshunde-
statistik von 2022 etwa weist der Dogo Canario bei 
Beißvorfällen mit Verletzungen bei Menschen einen 
Wert von 2,5 pro 100 auf, während der Wert bei den 
als gefährlich geltenden Rassen Pitbull Terrier bei 
etwa 0,5 und Bull Terrier bei sogar 0,0 liegt. Im 
Durchschnitt liegt der Wert für all diese Arten und 
Kreuzungen bei 0,2.  

Wie einfach die Lösung sein kann, haben uns Nie-
dersachsen, Schleswig-Holstein, Thüringen und 
jüngst auch Brandenburg vorgemacht. Dort existiert 
keine Rasseliste mehr. Hunde, die auffälliges Verhal-
ten zeigen, können durch eine Einzelfallprüfung zu 
gefährlichen Exemplaren erklärt und mit Auflagen in 
der Haltung versehen werden.  

Ich sage Ihnen jetzt einmal mit Blick auf Gelsenkir-
chen, dass ich oft beobachte, dass beispielsweise 
der türkische Kangal in einer 50-m²-Wohnung gehal-
ten wird. Dass der Hund irgendwann durchdreht, ist 
selbsterklärend, aber dafür kann ich nicht den Hund 
verantwortlich machen, dafür muss ich den Halter 
verantwortlich machen. 

Das ist übrigens etwas, was gerade zunehmend pas-
siert: eine Haltung, die dem Hund nicht gerecht wird. 
Dann ist es typisch, dass es bei Hunden Ausfälle gibt. 
Das wird gerne außer Acht gelassen.  

Der Vorteil unserer Ihnen hier heute vorgestellten Lö-
sung ist: Problematische Hunde werden aus dem 
Verkehr gezogen, und Besitzer friedlicher Vertreter – 
das ist die Mehrheit – werden nicht unnötig diskrimi-
niert und belastet. Diese Regelungen bestehen seit 
Jahren und Jahrzehnten und haben nicht zu einer Er-
höhung der Beißvorfälle in den soeben genannten 
Bundesländern geführt.  

Das ist heute auch ein persönliches Anliegen, und ich 
bedanke mich ganz herzlich bei meiner Fraktion, 
dass ich diesen Antrag einbringen darf. Wir alle wis-
sen, was sogenannte Kampfhunde ins Tierheim 
kommen.  

Deswegen sage ich an dieser Stelle: Lassen Sie uns 
die Diskriminierung dieser sogenannten Rasse-
hunde endlich beenden! Jede Rasse hat Klasse; es 
geht immer um das Ende der Leine. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Der 
Kollege Klaus Hansen hat jetzt das Wort für die Frak-
tion der CDU. 

Klaus Hansen*) (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Zu-
nächst einmal möchte ich sagen, dass in diesem uns 
vorliegenden Antrag insgesamt genau zwei richtige 
Sätze stehen.  

Der erste lautet:  

„Die Hundehaltung erfreut sich in Nordrhein-
Westfalen großer Beliebtheit.“ 

Dagegen gibt es nichts einzuwenden.  

Der zweite lautet:  
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„Der Gesetzgeber hat in NRW […] mit dem Lan-
deshundegesetz eine umfassende rechtliche Re-
gelung der Hundehaltung vorgenommen.“  

Das ist komplett richtig.  

Damit ist eigentlich alles gesagt, und die Geschichte 
ist zu Ende erzählt. Aber es gibt ja noch die Behaup-
tungen und diesen überflüssigen Antrag.  

Erst einmal bleibt festzuhalten, dass in Nordrhein-
Westfalen in Sachen „Hundehaltung“ nicht die Vete-
rinärämter, sondern die Ordnungsämter der Städte 
und Gemeinden zuständig sind. Genau hier werden 
im Endeffekt die Entscheidungen getroffen.  

Für weitergreifende Entscheidungen werden dann in 
Einzelfällen Fachleute der Veterinärämter hinzuge-
zogen, sei es, um Verhalten der einzelnen Tiere ein-
zuschätzen, oder um Phänotypen zu bestimmen. 
Diese Einschätzungen der Fachleute sind dann 
Grundlage für weitere Entscheidungen der zuständi-
gen Behörden, der Ordnungsämter.  

Die in Nordrhein-Westfalen geltende Hundeliste ist 
sinnvoll. Sie ist aus gutem Grund aufgestellt worden. 
Dabei geht es nicht um eine Vorverurteilung, sondern 
insgesamt um eine Sensibilisierung für den richtigen 
Umgang mit genau diesen Hunden. Die Forderung 
nach Abschaffung dieser Hundeliste und der Einfüh-
rung einer ausschließlichen Einzelfallregelung, wie 
Sie es hier eben so glanzvoll beschrieben haben, ist 
vollkommen überflüssig, da dieses System der Ein-
zelfallbetrachtung in Nordrhein-Westfalen bereits seit 
Jahrzehnten praktiziert wird, im Sinne von Hund und 
Halter gut läuft und nicht erst eingeführt werden 
muss. Es ist nicht nachvollziehbar, warum Sie ein gut 
funktionierendes System der doppelten Sicherheit 
abschaffen wollen.  

Zudem haben die zuständigen Behörden ein Augen-
merk auf alle auffälligen Hunde, egal, welcher Hun-
derasse diese angehören, und nicht nur auf diejeni-
gen, die auf der sogenannten Rasseliste stehen. Das 
bedeutet, dass alle auffällig gewordenen Hunde vom 
Kangal über den Pitbull bis hin zum Pudel der Nach-
barin unter Beobachtung gestellt und durch unsere 
Kommunen überprüft werden. Wir haben dieses Sys-
tem, und es läuft perfekt.  

Sie führen den Wesenstest für gefährliche Hunde in 
Bayern und Baden-Württemberg als Beispiel für 
Nordrhein-Westfalen an. Die einfachste Recherche 
im Internet hätte Ihnen gezeigt, dass dieser Wesens-
test für Hunde in den Kommunen von Nordrhein-
Westfalen seit Jahren gelebte Realität ist.  

Zudem spielt die von Ihnen in Ihrem Antrag ange-
sprochene Haltung von Wolfshybriden nach Aus-
kunft unserer Behörden in Nordrhein-Westfalen 
überhaupt keine Rolle.  

Die sogenannten neuen Hunderassen hat und wird 
es in NRW immer geben. Auch hier besteht die 

Möglichkeit der Einzelfallbetrachtung, wodurch wir 
auch diese Tiere in Zukunft in den Blick nehmen kön-
nen.  

Die Anschaffung von Hunden zum Beispiel der Ras-
sen „American Staffordshire Terrier“, „Bullterrier“ 
oder ähnlichen Tieren ist in Nordrhein-Westfalen be-
reits bestens geregelt. Diese Tiere dürfen nur ange-
schafft werden – das ist eine Eigenheit in Nordrhein-
Westfalen –, wenn ein sogenanntes öffentliches Inte-
resse besteht.  

Was verstehen wir in diesem Fall unter „öffentliches 
Interesse“? Das heißt konkret, dass nur ein Tier aus 
dem sogenannten Tierschutz oder Tierheim ange-
schafft und übernommen werden darf. Das stellt si-
cher, dass dieses einzelne Tier überprüft wurde und, 
was noch viel wichtiger ist, dass auch der zukünftige 
Halter bekannt ist und überprüft wurde. Erst dann 
kann man in Nordrhein-Westfalen ein Tier dieser 
Rassen übernehmen.  

Ich stelle für Sie ganz deutlich fest: 

Erstens. Es ist gut, dass wir in Nordrhein-Westfalen 
ein Landeshundegesetz haben, und zwar genauso, 
wie es ist.  

Zweitens. Die Evaluationen werden sehr wohl von 
den zuständigen Behörden durchgeführt.  

Drittens. Die Einteilung von Hunden in gefährliche 
und ungefährliche Hunderassen ist nach wie vor 
sinnvoll – das wurde eben schon ausgeführt – und 
sensibilisiert für dieses Thema.  

Viertens. Eine Einzelfallregelung, wie Sie sie für das 
Gesetz fordern, wird seit Jahrzehnten in Nordrhein-
Westfalen praktiziert. Daran gibt es auch nichts her-
umzudoktern; es ist gut, wie es ist.  

Fünftens. Die Behörden haben auch heute schon die 
Möglichkeit, Bußgelder für Ordnungswidrigkeiten zu 
verhängen, wenn es sinnvoll und nötig ist.  

Gerne werden wir Ihnen im Ausschuss mehr von der 
guten gelebten Realität in den Kommunen berichten, 
wenn es um die Anwendung des Landeshundege-
setzes geht.  

Der Überweisung stimmen wir zu. Den Antrag wer-
den wir aber mit Sicherheit ablehnen, weil er nichts 
taugt. –Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Frau Seli-Zacha-
rias hat eine Kurzintervention angemeldet. Sie hat für 
60 Sekunden das Wort, und dann können Sie ant-
worten. – Bitte sehr. 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Sehr geehrter Herr Hansen, ich möchte eine 
Rückfrage stellen. Ich hatte gerade in meiner Rede 
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ausgeführt, dass bestimmte andere Bundesländer 
genau so vorgehen. Ich kann Ihren Ausführungen 
also entnehmen, dass die anderen Bundesländer 
wissenschaftlich völlig daneben agieren und Nord-
rhein-Westfalen alles richtig macht, weil das alles 
wissenschaftlich gedeckt ist. Ist das richtig? Habe ich 
das so richtig verstanden?  

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte. 

Klaus Hansen*) (CDU): Das werden Sie mit Sicher-
heit falsch verstanden haben, aber Sie möchten ja 
auch nur das verstehen, was Sie wollen.  

(Beifall von Arndt Klocke [GRÜNE] – Norwich 
Rüße [GRÜNE]: So ist das!) 

Bleiben Sie ruhig bei Ihrer Meinung; das ist mir voll-
kommen wumpe. 

Ich werde mich mit Ihnen und mit Ihrem Kollegen 
Schalley, der wahrscheinlich mitgeschrieben hat, 
über dieses Thema nicht weiter unterhalten. Dieser 
Antrag ist inhaltslos und am Thema vorbei. Ich unter-
halte mich gerne mit Fachleuten darüber, aber mit Si-
cherheit nicht mit Ihnen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Enxhi Seli-
Zacharias [AfD]) 

Vizepräsident Christof Rasche: Für die Fraktion 
der SPD hat nun der Kollege René Schneider das 
Wort. – Bitte sehr. 

René Schneider*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Antrag wird im Ausschuss gut beraten werden. Be-
dauerlich ist, dass Sie bei den Titeln Ihrer Anträge 
aus Ihrer Gesinnung keinen Hehl machen und eine 
infantile Freude an doppeldeutigen Überschriften ha-
ben. Das ist ein kleines bisschen widerlich. Wir stim-
men der Überweisung zu. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD und Dr. Julia Höller 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Christof Rasche: Für die Fraktion der 
Grünen hat jetzt Kollege Norwich Rüße das Wort. – 
Bitte sehr.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Vielen Dank. – Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Hunde-
gesetz für das Land Nordrhein-Westfalen funktioniert 
seit zwei Jahrzehnten. Sein Vorgänger war die Lan-
deshundeverordnung. Anlässe bzw. Gründe dafür, 
zwei Jahre nach der Verordnung das Gesetz zu er-
lassen, hat es damals genug gegeben.  

Natürlich kann man sich immer wieder Gedanken 
darüber machen, ob man dem einzelnen Hund ge-
recht wird. Ich möchte das aber ein bisschen anders 
aufziehen.  

Ich kann mich gut erinnern: Ich habe während des 
Studiums in Berlin-Neukölln gewohnt und bin häufi-
ger mit meinem Mitbewohner einkaufen gegangen. 
Dabei hat er immer die Straßenseite gewechselt. Ich 
habe überhaupt nicht verstanden, warum er das tut. 
Ich hatte das zwar nicht, aber er hatte panische 
Angst vor Kampfhunden, die damals in Neukölln sehr 
verbreitet waren.  

Wir diskutieren genau das viel zu selten. Wenn die 
Angst der Menschen im öffentlichen Raum, zum Bei-
spiel in Parks oder im Wald, so groß ist, wenn ihnen 
jemand mit seinem Hund entgegenkommt, den er 
nicht im Griff hat, dann sind wir als Gesetzgeber be-
auftragt, den öffentlichen Raum so zu schützen, dass 
sich die Menschen dort angstfrei bewegen können. 
Genau diese Funktion erfüllt das Landeshundege-
setz. 

Ja, das Landeshundegesetz mag nicht perfekt sein, 
aber es hat einen enormen Vorteil. Wir sprechen in 
diesen Zeiten immer über Bürokratieabbau. Sie 
schlagen eine Einzelfallprüfung vor. Eine solche be-
deutet aber immer einen deutlich höheren Aufwand 
für die Behörde als die Arbeit mit abstrakten Gren-
zen. Das ist völlig klar. Deshalb ist genau das der 
richtige Weg.  

Wir können darüber diskutieren, ob wir der Liste noch 
bestimmte Hunderassen hinzufügen. Auf der ande-
ren Seite will ich Ihnen auch sagen – dazu haben Sie 
geschwiegen –: Es gibt die 40/20-Regel, es gibt Ab-
stufungen in dem Gesetz; insofern sind alle erfasst. 
Ich finde zum Beispiel einen Punkt, den das Gesetz 
vorgibt, super: die Haftpflichtversicherung, ein ganz 
wesentlicher Punkt.  

Ich weiß, dass die Frage des Landeshundegesetzes 
auch in Tierschützerkreisen sehr kontrovers diskutiert 
wird. Das ist so. Klar, das kann man auch kontrovers 
diskutieren. 

Ich kann mich gut daran erinnern, als ich das letzte 
Mal darüber mit Tierschützern diskutiert habe. Ich 
habe dazu eine klare Meinung. Ich finde, das Gesetz 
soll so bleiben. An dem Abend bin ich nach Hause 
gekommen und habe Nachrichten geguckt, zufällig 
MDR, Sachsen-Anhalt. Genau an dem Tag war der 
Vorfall in Sachsen-Anhalt, bei dem ein junges Mäd-
chen angegriffen wurde. Ich habe in dem Moment wie-
der gedacht: Das ist genau richtig. Dieses Problem 
ist so groß, und jeder Einzelfall, jeder Angriff ist ein 
Angriff zu viel. Deshalb ist dieses Gesetz gut und soll 
genauso bleiben, wie es ist. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Christof Rasche: Jetzt liegt eine 
Kurzintervention von Frau Seli-Zacharias vor. Bitte 
klinken Sie sich erneut ein. – Bitte sehr. 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): Vielen Dank. – Ich 
glaube, in einem Punkt sind wir uns einig, nämlich in 
der Thematik „Haftpflichtversicherung“. Da können 
wir tatsächlich sagen: Es besteht gar kein Dissens; 
alles super.  

Jetzt ganz kurz. Sie sprachen gerade das Thema 
„Bürokratieabbau“ an. Wer den Antrag richtig ver-
standen hat, versteht vielleicht auch die Logik dahin-
ter, wenn wir nachempfinden, was jemand, der einen 
sogenannten Rassehund oder, wie Sie ihn bezeich-
nen … Für mich gibt es keine Kampfhunde, aber gut, 
darüber kann man sich streiten. 

Fakt ist: Wir wissen eines – und das werden Sie ge-
nauso gut wissen wie ich –, nämlich welche Auflagen 
Menschen erfüllen müssen, die einen sogenannten 
Kampfhund zu Hause führen. Das sind teils sehr ein-
schränkende Maßnahmen mit Spontanbesuchen zu 
Hause. Da werden Leute kriminalisiert, als ob jeder, 
der einen Rottweiler zu Hause hält, eine Kalaschni-
kow zu Hause auf dem Sofa liegen hätte. Das finde 
ich schlichtweg nicht gerecht. 

Wenn Sie sagen, wir würden mehr Bürokratie fordern ... 
Im Gegenteil: Wir wollen diese Bürokratie und die 
Gängelung abbauen, die tagtäglich den Menschen 
begegnen, die solche Hunde zu Hause haben, die al-
les andere als gefährlich sind.  

Noch mal, ich wiederhole es: Wer ernsthaft irgendei-
nen wissenschaftlichen Beweis … 

Vizepräsident Christof Rasche: Die Zeit. 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): … anführen kann, 
dass es gefährliche und ungefährliche Hunde gibt, 
soll ihn mir bitte gerne vorlegen. – Danke schön.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Jetzt kommen wir 
zur Antwort. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Das war eine ganze 
Menge, was Sie dargestellt haben; sehr lang und 
ausführlich. Bei mir ist eines hängengeblieben: „die 
alles andere als gefährlich sind“. Jetzt sage ich Ihnen 
als Halter eines Australian Shepherds: Ich weiß, 
dass diese Rasse sehr anders ist als ein Rottweiler, 
und ich weiß das aufgrund dessen, was ich am An-
fang im Hinblick auf die Begegnung auf der Straße 
geschildert habe. Ob ich jemandem mit einem Aust-
ralian Shepherd entgegenkomme oder mit einem 
Rottweiler, ist ein deutlicher Unterschied.  

Was Sie sagen, belegt für mich nur, wie richtig das 
Landeshundegesetz ist. Wenn ich mit den Menschen 
draußen über dieses Thema spreche, dann merke 
ich, dass die froh sind, dass wir diese Regelung seit 
25 Jahren haben und dass sie funktioniert. Deshalb 
werden wir daran auch nichts ändern.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der FDP hat nun der Kollege Dietmar 
Brockes das Wort. Bitte. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Studien zeigen, dass Hundebisse 
nicht zwingend von gelisteten Rassen ausgehen, 
sondern oft auch von anderen Rassen oder Mischlin-
gen. Eine pauschale Einstufung bietet daher keinen 
ausreichenden Schutz.  

Die Rasselisten fördern Vorurteile gegenüber be-
stimmten Hunderassen und deren Haltern, was zur 
Diskriminierung beitragen kann. Mehrere Studien un-
terstützen das Argument, dass kein direkter Zusam-
menhang zwischen Hunderasse und Aggressivität 
besteht. So haben Untersuchungen am Canine Be-
havioral Assessment & Research Questionnaire, 
kurz: C-BARQ, gezeigt, dass innerhalb einer Rasse 
große Verhaltensunterschiede bestehen können. 
Diese Untersuchung zeigte, dass die individuelle So-
zialisation und Erziehung sowie das Temperament 
des Hundes oft einen größeren Einfluss auf das Ver-
halten haben als die Rassezugehörigkeit alleine.  

Wir Freie Demokraten sprechen uns dafür aus, dass 
Züchter nur körperlich und geistig gesunde Hunde 
verpaaren und die dringend notwendige Sozialisie-
rung im Welpenalter erfolgt. Der erste Kontakt des 
Welpen zum Menschen sollte positiv konnotiert sein. 
Leider gibt es immer noch viele – in Anführungszei-
chen – Züchter, die bei der Aufzucht auf Masse statt 
auf Klasse setzen. Ein großes Problem sind Import-
eure von Welpen aus Welpenfabriken aus dem Aus-
land. Dort werden unter tierschutzwidrigen Bedin-
gungen Rassehunde gezogen und hier in Deutsch-
land für einen niedrigeren Preis als beim heimischen 
Züchter angeboten.  

Momentan muss nach dem Landeshundegesetz ein 
Sachkundenachweis für die Hunde erbracht werden, 
die unter die 40/20-Regelung fallen. Das sind Hunde, 
die entweder höher als 40 cm oder schwerer als 20 
kg sind. Natürlich gilt der Sachkundenachweis auch 
für alle gefährlichen Hunde und Hunde der Rasselis-
ten. Der Sachkundenachweis fragt das grundle-
gende Wissen über Hundehaltung und Sozialverhal-
ten von Hunden ab. Das sind Grundlagen, die jeder 
Hundehalter wissen muss.  

Viele Beißvorfälle, egal ob zwischen Hund und 
Mensch oder zwischen Hund und Hund, rühren 
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daher, dass die Besitzer die Körpersprache der 
Hunde nicht verstehen und nicht lesen können. Die 
allerwenigsten Hunde beißen ohne Vorwarnung zu. 
Mit Augenmerk auf die Hinweise des Hundes könn-
ten viele Vorfälle vermieden werden.  

Bei einer Ablegung des Sachkundenachweises bei 
einem Tierarzt oder einem staatlich anerkannten 
Hundetrainer sollte das Gespräch auch auf die 
Rasse des jeweiligen Hundes, der angeschafft wer-
den soll, gelenkt werden. Insofern sehen wir Hand-
lungsbedarf beim Landeshundegesetz. Aber die Vor-
schläge der AfD gehen in einigen Bereichen deutlich 
in die falsche Richtung. Trotzdem stimmen wir der 
Überweisung zu. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Landesregierung hat nun Ministerin Silke Gori-
ßen das Wort. Bitte sehr. 

Silke Gorißen, Ministerin für Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Der An-
trag zur Reform des Landeshundegesetzes nimmt 
erkennbar Bezug auf die Große Anfrage 18, die die 
AfD-Fraktion Ende vergangenen Jahres eingebracht 
hatte. Im April 2024 wurde diese Große Anfrage um-
fassend beantwortet. Hierbei ist auch ausführlich 
dargelegt worden, weshalb sich die Regelungen des 
Landeshundegesetzes grundsätzlich bewährt ha-
ben. Dies gilt insbesondere für die strenge Regulie-
rung bestimmter Hunderassen.  

Die AfD fordert in ihrem Antrag nun die komplette Ab-
schaffung der Rasselisten. Stattdessen sollen die im 
Einzelfall gefährlichen Hunde reguliert und die Buß-
gelder für Ordnungswidrigkeiten erhöht werden. Als 
zuständige Ministerin sehe ich jedoch keine Veran-
lassung, die in dem Antrag der AfD genannten Regu-
lierungsvorschläge aufzugreifen. 

Aus den Zahlen der Hundestatistik der letzten Jahre 
ergibt sich, dass bei den sogenannten Listenhunden 
die Zahl der Beißvorfälle in Relation zu ihrer verhält-
nismäßig geringen Population im Schnitt höher liegt 
als bei den großen Hunden. 

Der Antrag der AfD-Fraktion enthält zahlreiche Wi-
dersprüchlichkeiten. Bemerkenswert ist etwa, dass 
mit dem Reformvorstoß auf der einen Seite die Ras-
selisten eigentlich abgeschafft werden sollen, auf der 
anderen Seite aber verweisen die Antragsteller auf 
die aus dem Ausland stammenden, in jüngerer Zeit 
vermehrt in Deutschland anzutreffenden Hunderas-
sen Kangal und Cane Corso und wollen diese regle-
mentieren, weil sie diese für besonders problema-
tisch halten. Ja, was denn nun? Rasselisten ja oder 
nein? 

Der in dem Antrag geäußerte Vorwurf, die Landesre-
gierung hätte keine Evaluation des Gesetzes vorge-
nommen, ist zudem falsch. Natürlich hat die seiner-
zeitige Landesregierung im Jahr 2008 nach fünfjähri-
ger Geltungszeit die Evaluation durchgeführt und ei-
nen ausführlichen Bericht erstellt, den sie im Inter-
netangebot des Landtags finden können. Auch da-
nach hat die Landesregierung die Evaluation nun auf 
der Grundlage der Vorgaben des im Antrag zitierten 
Urteils des Bundesverfassungsgerichts fortgeführt. 

Das Bundesverfassungsgericht verlangt in seinem 
Urteil nur die Beobachtung der besonders regulierten 
Rassen. Die NRW-Hundestatistik enthält aber nicht 
nur detaillierte Informationen zu den gesondert regu-
lierten, sondern auch zu einigen weiteren Hunderas-
sen aus dem Bereich der großen Hunde. Diese Zah-
len werden fortlaufend von den Vollzugsbehörden er-
hoben und veröffentlicht. Den Hundestatistiken lie-
gen umfangreiche Abfragen bei den kommunalen 
Ordnungsämtern zugrunde. 

In diesem Jahr sind den Ordnungsämtern bei der Ab-
frage überarbeitete Berichtsbögen zur Verfügung ge-
stellt worden. Die Berichtsbögen sind um einige wei-
tere Hunderassen aus dem Kreis der großen Hunde 
erweitert worden. 

Vizepräsident Christof Rasche: Frau Ministerin, es 
gibt einen Wunsch nach einer Zwischenfrage von 
Frau Seli-Zacharias. 

Silke Gorißen, Ministerin für Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz: Das können wir bitte am Ende mei-
ner Rede machen. 

Vizepräsident Christof Rasche: Können wir ma-
chen.  

Silke Gorißen, Ministerin für Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz: Danke schön, Herr Präsident. – 
Auch werden die Ordnungsbehörden darum gebe-
ten, bei den gemeldeten Beißvorfällen künftig nach 
deren Erheblichkeit zu differenzieren. 

Noch zwei weitere kurze Hinweise zu den Forderun-
gen des Antrags. 

Der erste: Eine Einzelfallregelung für gefährliche 
Hunde haben wir bereits im Gesetz, konkret in § 3 
Abs. 3. Danach wird ein Hund als gefährlich einge-
stuft, wenn dieser beispielsweise einen Menschen 
gebissen hat, sofern dies nicht zur Verteidigung an-
lässlich einer strafbaren Handlung geschah. Einen 
entsprechenden Regulierungsbedarf gibt es damit 
gar nicht. Der Antrag der AfD läuft somit ins Leere.  

Zweiter Hinweis: Der Bußgeldrahmen für die Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten ist schon jetzt sehr 
hoch. Laut § 20 Abs. 3 sind dies bis zu 100.000 Euro. 
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Verstöße gegen das Landeshundegesetz können 
daher bereits jetzt empfindlich bestraft werden. Wir 
leisten also eine gute Evaluationsarbeit. Wenn wir 
diese verbessern können, dann passen wir sie auch 
an. Aktuell besteht daher keine Veranlassung, das 
Landeshundegesetz im Sinne des Antrags der AfD 
zu reformieren. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Dann kommen wir 
jetzt zur Zwischenfrage. Bitte sehr. 

Enxhi Seli-Zacharias*) (AfD): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Sehr geehrte Frau Ministerin, vielen Dank 
für die Zulassung der Zwischenfrage. Kurze Klarstel-
lung: Wir wollen nicht die Erweiterung der Liste. Im 
Gegenteil: Das Beispiel mit dem Kangal und dem 
Cane Corso sollte die Logikprobleme dieser Rasse-
liste darstellen – aber egal. 

Ich komme zu meiner Frage. Auf welcher wissen-
schaftlichen Basis ermitteln Sie, was gefährliche und 
was ungefährliche Hunde sind? Das würde ich gerne 
von Ihnen wissen wollen.  

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr.  

Silke Gorißen, Ministerin für Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz: Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete, ich habe gerade ausge-
führt, dass wir permanent Daten erheben, auch zu 
Beißvorfällen. Wir wissen, wie viele Hunde gemeldet 
sind. Wir wissen somit auch, wie viele Hunde anteilig 
in Beißvorfälle beispielsweise verwickelt sind. Damit 
kann man belegen, von welchen Rassen ein erhöh-
tes Problem ausgeht. Deshalb gibt es die regelmäßi-
gen Abfragen, infolge derer man überprüft, ob es An-
passungen geben muss. 

Sie haben gerade gehört, dass wir aktuell wieder Bö-
gen an die Ordnungsämter versandt haben. Diese 
werden zu neuen Fragen Stellung nehmen, weil wir 
da natürlich auch anpassen müssen, beispielsweise 
hinsichtlich bestimmter Hunderassen, die vielleicht 
vorher noch nicht so in Deutschland gehalten worden 
sind. Das ist also ein atmendes System, das nicht in 
dem Jahr festhängt, in dem man es damals erstellt 
hat, sondern es werden Anpassungen vorgenom-
men. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Wir 
sind am Schluss der Aussprache und kommen zur 
Abstimmung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 18/11321 an den Ausschuss für 

Umwelt, Natur und Verbraucherschutz, Landwirt-
schaft, Forsten und ländliche Räume. Die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung sollen dort in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Wer stimmt dieser Emp-
fehlung zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
GRÜNEN, CDU, FDP und AfD. – Vielen Dank. Die 
Überweisungsempfehlung ist somit angenom-
men.  

Wir kommen zu: 

10 Fragestunde 

Mündliche Anfragen 
Drucksache 18/11392 

Mit der Drucksache 18/11392 liegen Ihnen die münd-
lichen Anfragen 56, 57 und 58 vor. Ich weise darauf 
hin, dass gemäß § 94 Abs. 8 unserer Geschäftsord-
nung die Fragestellerin bzw. der Fragesteller bis zu 
drei Zusatzfragen stellen kann. Nach Beantwortung 
der mündlichen Anfrage kann jedes andere Mitglied 
des Landtags bis zu zwei Zusatzfragen stellen. Diese 
müssen in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Hauptfrage stehen und dürfen jeweils nur eine ein-
zelne, nicht unterteilte Frage enthalten. 

Ich rufe somit die 

Mündliche Anfrage 56 

des Abgeordneten Alexander Vogt  von der SPD-
Fraktion auf. Ich darf vorsorglich darauf hinweisen, 
dass die Landesregierung in eigener Zuständigkeit 
entscheidet, welches Mitglied der Landesregierung 
eine mündliche Anfrage im Plenum beantwortet. Die 
Landesregierung hat angekündigt, dass Ministerin 
Mona Neubauer antworten wird. Sie hat jetzt das 
Wort. Bitte sehr.  

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die beiden 
von Herrn Abgeordneten Vogt gestellten Fragen be-
antworte ich wie folgt. 

Bei der Förderung des Projekts „tkH2Steel“ handelt 
es sich um einen Zuwendungsbescheid des Bundes, 
der vom zuständigen Projektträger PtJ des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz ausge-
stellt wurde.  

Das beihilferechtliche Verfahren mit der EU-Kommis-
sion wurde durch den Bund durchgeführt. Das Land 
Nordrhein-Westfalen beteiligt sich an der Zuwen-
dung mit einem Anteil in Höhe von 30 %. Die EU-
Kommission hat dem Unternehmen thyssenkrupp 
Steel im Wege einer staatlichen Beihilfe einen direk-
ten Zuschuss von bis zu 550 Millionen Euro zur Un-
terstützung bei der Dekarbonisierung seiner Stahl-
produktion und einen an Bedingungen geknüpften 
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Zahlungsmechanismus zur Unterstützung des ra-
schen Übergangs zu erneuerbarem Wasserstoff in 
der Stahlproduktion von bis zu 1,45 Milliarden Euro 
gewährt.  

Nach Auskunft des Bundeswirtschaftsministeriums 
wurde die Förderung in Höhe von 2 Milliarden Euro 
auf Basis einer Finanzierungslückenanalyse be-
stimmt, die Investitions- und Betriebskosten sowie 
Einnahmen zugrunde legt. In der Genehmigung der 
EU-Kommission wird formal eine Trennung zwischen 
dem direkten Zuschuss und die an bestimmte zu-
sätzliche Bedingungen geknüpfte Förderung vorge-
nommen. Beide Förderhöhen leiten sich aber aus der 
Finanzierungslückenanalyse ab und werden daher in 
der nationalen Förderung zusammen, das heißt als 
ein Förderbetrag bezogen auf die jeweils nachgewie-
senen Kosten ausgezahlt.  

Nach Angaben von PtJ ist es möglich, dass auch 
Teile der 1,45 Milliarden Euro oder sogar die Ge-
samtsumme für den Bau der Anlage verwendet wer-
den dürfen. Es gibt also keine starre Aufteilung von 
Fördersummen; jedoch sind die Förderung und die 
Höhe der Förderung insgesamt auf 2 Milliarden Euro 
gedeckelt.  

Zur zweiten Frage hinsichtlich der Anpassung und 
Ausgestaltung von Fördermodalitäten zwischen 
Bund und Land kann ich gerne Folgendes ausführen. 

Am 20. März 2023 haben wir den Landtag über die 
zwischen dem Bund und dem Land NRW abge-
schlossene Verwaltungsvereinbarung zur Förderung 
des Projektes „tkH2Steel“ unterrichtet. Die Verwal-
tungsvereinbarung zielt vornehmlich auf die Förder-
modalitäten ab und regelt deshalb unter anderem die 
Förderhöhe und Aufteilung der Fördersummen unter 
den Fördergebern, also BMWK und MWIKE, sowie 
die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung.  

Wie in der Verwaltungsvereinbarung dargestellt, wa-
ren die darin genannten Fördersummen nur eine 
erste Indikation nach dem damaligen Stand. Die fina-
len Fördersummen sowie die genaue Aufteilung der 
Zuwendung auf die Haushaltsjahre wurden daher im 
Juli 2023 in einer separaten Änderungsvereinbarung 
zu dieser Verwaltungsvereinbarung fixiert. Diese hat 
zum Ziel, die Gesamtförderung in Jahresscheiben 
einzuteilen und die Förderanteile zwischen Bund und 
Land in den Förderjahren gemäß eines 70-30-
Schlüssels aufzuteilen.  

Thyssenkrupp Steel hat anschließend im Februar 
2024 einen Antrag gestellt, wonach die geplanten 
Mittelabrufe für das Projekt „tkH2Steel“ verändert 
werden sollen. Hintergrund seien Verzögerungen 
und Anpassungen im Projektauflauf, insbesondere 
aufgrund von Schallschutzanforderungen, welche 
erst im Laufe des Genehmigungsverfahrens ersicht-
lich wurden.  

Die zusätzlichen Schallschutzmaßnahmen haben 
ein umfassendes Brandschutzkonzept ausgelöst, 
welches wiederum das Anlagengewicht wesentlich 
erhöht. Somit haben sich zum Beispiel neue Anfor-
derungen auch an das Betonfundament ergeben. 
Dem sind BMWK und MWIKE mit dem Abschluss ei-
ner zweiten Änderungsvereinbarung nachgekom-
men. Die Gesamthöhe der Zuwendung hat sich 
dadurch nicht geändert. – Vielen Dank.  

Vizepräsident Christof Rasche: Bevor wir zu den 
Zusatzfragen kommen, erlauben Sie mir kurz eine 
Bemerkung. In all den Jahren, die ich hier erlebt 
habe, war es immer so, dass zunächst die Mitglieder 
des Landtags der antragstellenden Person die erste 
Frage gewährt haben. Jetzt hat sich gerade ein Kol-
lege von der AfD gemeldet.  

(Christian Loose [AfD] macht eine Handbewe-
gung.) 

Wer sitzt auf dem Platz von Frau Philipp?  

(Christian Dahm [SPD]: Frau Philipp höchst-
selbst!) 

– Dann hat Frau Philipp jetzt das Wort.  

Sarah Philipp (SPD): Ganz herzlichen Dank. Dann 
fange ich selbstverständlich gerne an. – Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Frau Ministerin, vielen Dank für 
die Beantwortung der Fragen. Ich will anschließen 
mit einer Frage: Schließen Sie, Frau Ministerin, wei-
tere Zuschüsse zum Bau der Direktreduktionsanlage 
zusätzlich zu den 550 Millionen Euro Baukostenzu-
schuss angesichts der auf der Kippe stehenden 
Pläne des Konzerns zur Verwirklichung des Projek-
tes und angesichts der kolportierten Kostensteige-
rungen aus? 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kollegin, vielen Dank für die Frage. Wir 
haben eine Zusage von bis zu 30 % der Gesamtför-
dersumme in der Zuwendung hinterlegt. Die liegt 
über 550 Millionen Euro bei rund 700 Millionen Euro.  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Herr Loose, bitte sehr. 

Christian Loose*) (AfD): Vielen Dank. – Herr Präsi-
dent! Frau Ministerin – bzw. je nachdem, wer antwor-
ten will –, die Fördersumme von 2 Milliarden Euro 
verteilt sich nach Angaben der Staatssekretärin Frau 
Krebs in der letzten Sitzung des Wirtschaftsaus-
schusses auf Bau und Inbetriebnahme der Anlage. 
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Zuvor hatte die Landesregierung immer erklärt, der 
Bau würde bezuschusst.  

Nun meine konkrete Frage: Wie ist der Anteil der För-
dersumme für die Inbetriebnahme festgelegt worden, 
nachdem die Staatssekretärin ausführte, sie wisse 
nicht, was der Wasserstoff kosten werde, der ja nun 
einen wesentlichen Teil der Kosten des Betriebs der 
Anlage ausmacht? Wie ist also der Anteil der Förder-
summe für die Inbetriebnahme festgelegt worden? – 
Vielen Dank.  

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr.  

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Herr Abgeordneter, in meiner Ausführung zu 
den Fragen des Kollegen der SPD habe ich auf die 
Finanzierungslückenanalyse verwiesen. Diese bietet 
die Grundlage, damit auch zu ermitteln, wie Bau, Be-
trieb und Planung jeweils gefördert werden. 

Vizepräsident Christof Rasche: Kollege Stinka 
stellt jetzt seine erste Zusatzfrage. Bitte. 

André Stinka*) (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Frau Ministerin, Frau Staatssekretärin Krebs konnte 
in der 54. Sitzung des Wirtschaftsausschusses am 
30. Oktober 2024 nicht beziffern, wie die Förder-
summe auf den Baukostenzuschuss und auf einen 
Betriebskostenzuschuss aufgeteilt wird. Wie viel ist 
jeweils vorgesehen, und wie fix ist diese Trennung? 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Lieber Abgeordneter Stinka, wie in der Antwort 
auf die schriftlich eingegangenen Fragen dargestellt, 
gibt es keine starre Zuteilung der Fördermittel in 
Richtung des einen oder des anderen, sondern eine 
Flexibilität. Deswegen kann man nicht fix sagen, 
dass der Betrag X für diesen Zweck ist und der Be-
trag Y für den anderen; denn es gibt durch den För-
derbescheid des Bundes die Möglichkeit, das auch 
flexibel zu handhaben. 

Sicher ist, dass die Gesamtfördersumme 2 Milliarden 
Euro nicht überschreiten wird. Das ist durch den Zu-
wendungsbescheid so auch der Öffentlichkeit, dem 
Unternehmen und allen Beteiligten bekannt. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollege Ganzke. Bitte sehr. 

Hartmut Ganzke (SPD): Und der bedankt sich beim 
Präsidenten für die Wortverteilung. – Sehr geehrte 
Frau Ministerin, was ich Sie fragen möchte, passt ge-
nau zu dem, was Sie gerade erklärt haben. Sie ha-
ben gesagt, man könne nicht genau zwischen Be-
triebskostenzuschuss und anderem Zuschuss unter-
teilen. Das heißt aber, dass die Förderdauer davon 
abhängt, wie schnell die Summe verbraucht ist. Kon-
krete Frage: Wenn das Fördervolumen mit – das 
habe ich gehört – 2 Milliarden Euro endlich ist, ver-
braucht ist, ist dann auch die Förderdauer zu Ende? 
Was zuerst kommt, wird verausgabt, und dann ist 
Schluss? Das ist die konkrete Frage. 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Lieber Abgeordnete Ganzke, vielen Dank für 
diese Frage. Die Gesamtsumme aus dem Förderbe-
scheid haben Sie mit 2 Milliarden Euro richtig be-
schrieben. Wie gesagt, gibt es keine starre Aufteilung 
der Fördersumme, aber eine Beschränkung der 
Höhe. Der Bewilligungszeitraum geht bis 2027. Das 
heißt aber nicht, dass das Projekt danach zu Ende 
ist. Nur der Einsatz der Mittel erfolgt im Bewilligungs-
zeitraum bis 2027. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollege Börner. Bitte. 

Frank Börner (SPD): Herzlichen Dank. – Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Frau Ministerin, kurz 
nach der Übergabe des Förderbescheids kamen ja 
überraschend die Signale und dann auch die klare 
Aussage aus Essen, einen großen Anteil der Mitar-
beiter perspektivisch freizusetzen. Warum konnte 
man bei der Förderung nicht explizit auch den Ar-
beitsplatzerhalt mit abdecken, sodass diese Hiobs-
botschaft vielleicht hätte vermieden werden können? 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Lieber Herr Abgeordneter, die Förderung für 
das Projekt tkH2Steel bezieht sich auf die Direktre-
duktionsanlage. Dazu sind das Land und der Bund, 
den Worten Taten folgen lassend, sehr konkret in die 
Umsetzung der Unterstützung gegangen. Im Zuge 
der Bestimmungen des Förderbescheides legt der 
Bund die Rahmenbedingungen fest. Aus rechtlichen 
Gründen – so begründet es das Bundeswirtschafts-
ministerium – ist eine Festschreibung von Arbeits-
platzkapazitäten in einem Gesamtkonzern damit 
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nicht verknüpfbar. Aber das ist die Förderbestim-
mung des Bundes. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollegin Teschlade. Bitte sehr. 

Lena Teschlade*) (SPD): Vielen Dank. – Frau Minis-
terin, ich habe folgende Frage: Gibt es Gründe dafür, 
dass die Landesregierung in Pressemitteilungen, 
Ausschussvorlagen und Berichten sowie auch 
mündlich im Plenum unerwähnt gelassen hat, dass 
die 2 Milliarden Euro Förderung zum wesentlichen 
Teil keine Förderung des Baus einer Direktredukti-
onsanlage sind, sondern ein Betriebskostenzu-
schuss in einer fernen Zukunft? 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Abgeordnete Teschlade, nein. 

Vizepräsident Christof Rasche: Jetzt folgt Kollege 
Dahm. Bitte. 

Christian Dahm (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Sehr geehrte Frau Ministerin, Sie haben ge-
rade noch einmal sehr ausführlich die flexible Hand-
habung der Fördermittel dargestellt und hier die För-
dermittelkulisse zwischen Bund und Land aufgezeigt. 
Klar ist, dass die Mittel zu zwei Dritteln vom Bund und 
einem Drittel vom Land getragen werden. Können 
Sie uns darlegen, nach welcher Absprache oder Re-
gelung wann, zu welchem Zeitpunkt, Bundes- oder 
Landesmittel eingesetzt werden? 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Lieber Herr Abgeordneter, für die Gesamtförder-
summe wird die Verteilung von 30 % Land und 70 % 
Bund festgelegt. So wird es auch in einer quasi 
Schlussabrechnung darstellbar sein. Beim Abfluss 
der Mittel, der sich ja zum Beispiel an den Baufort-
schritten orientiert, erfolgt die Handhabung je nach-
dem, wer sozusagen die Scheibe gerade bedienen 
kann und bedienen soll – aber da gibt es auch eine 
Flexibilität –, sodass man nicht bei jedem einzelnen 
Mittelabruf sagen kann: 30 % Land, 70 % Bund. 

In der Summe – und das ist das Entscheidende – hal-
ten wir die Zusage, dass wir 30 % der 2 Milliarden 
Euro tragen und der Bund 70 % davon trägt. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Es 
folgt Kollege Bakum. Bitte sehr.  

Rodion Bakum*) (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Sehr geehrte Frau stellvertretende Minister-
präsidentin, war der Landesregierung von Anfang an 
bewusst, dass es zwischen den prognostizierten 
Baukosten für die Direktreduktionsanlage und der 
zur Verfügung gestellten Fördersumme über den kol-
portierten Eigenanteil von thyssenkrupp hinaus ein 
Defizit von mehreren Hundert Millionen Euro gibt? 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Ich habe akustisch nicht folgen können. Könn-
ten Sie die Frage bitte noch einmal stellen? 

Rodion Bakum*) (SPD): Ich wiederhole gerne: War 
der Landesregierung von Anfang an bewusst, dass 
es zwischen den prognostizierten Baukosten für die 
Direktreduktionsanlage und der zur Verfügung ge-
stellten Fördersumme über den kolportierten Eigen-
anteil von thyssenkrupp hinaus ein Defizit von meh-
reren Hundert Millionen Euro gibt? 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Ich habe ein Adjektiv noch 
immer nicht richtig verstanden, aber ich glaube, ich 
weiß, worauf die Frage abzielt. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Lieber Herr Abgeord-
neter, ich antworte deswegen sehr gerne: Nein, na-
türlich nicht. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt folgt Kollegin Busche. Bitte sehr. 

Andrea Busche (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Frau Ministerin, in der Verwaltungsvereinbarung von 
Land und Bund aus dem März 2023 mit der Vorla-
gennummer 18/1042 wird der Projektzeitraum der 
Förderung auf 2022 bis 2027 datiert. In der Presse-
mitteilung der EU-Kommission ist von einer Bezu-
schussung der Kosten in den ersten zehn Jahren des 
Betriebs die Rede. Erst 2037 soll die Anlage vollstän-
dig mit grünem Wasserstoff laufen. Wie lange ist der 
im Förderbescheid festgelegte Zeitraum für die Aus-
zahlung des Betriebskostenzuschusses? 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr. 
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(Mona Neubaur, Ministerin für Wirtschaft, In-
dustrie, Klimaschutz und Energie hält Rück-
sprache.) 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Frau Abgeordnete, wie in einer vorheri-
gen Frage schon dargestellt: Der Bewilligungszeit-
raum bis 2027 ist richtig. Darin sind dann aber auch 
die Betriebskosten für den Folgezeitraum enthalten. 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt Herr Kollege Löcker. Bitte sehr. 

Carsten Löcker*) (SPD): Herzlichen Dank, Herr Prä-
sident. – Werte Frau Ministerin, ich habe noch eine 
Verständnisfrage: Auf wessen Initiative hin wurde die 
Fördersumme in einen Direktzuschuss für die Anlage 
und in Betriebskostenzuschüsse aufgeteilt? 

Vizepräsident Christof Rasche: Bitte sehr. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Lieber Herr Abgeordneter, das war zwischen 
Bund und Europäischer Union. 

Vizepräsident Christof Rasche: Jetzt folgt Kollege 
Obrok. 

Christian Obrok (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Frau Ministerin, Frau Staatssek-
retärin Krebs sagte in der Sitzung des AWIKE am 
30. Oktober, dass sie sich daran erinnern könne, 
dass die Auszahlungsvereinbarungen von Bund und 
Land – Zitat – schon ein paar Mal geändert worden 
sind – Zitatende. Welche konkreten Änderungen sind 
nach der ersten Verwaltungsvereinbarung zwischen 
Bund und Land, die uns hier vorliegt, aus welchen 
Gründen vorgenommen worden? 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Lieber Herr Abgeordneter, dadurch, dass das 
Projekt in der Realität stattfindet, wurde die Verwal-
tungsvereinbarung verändert. Das ist richtig. Die 
wurde in Absprache mit dem Bund jeweils ange-
passt. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Nachfrage kommt von der Abgeordne-
tenkollegin Frau Müller-Witt. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Vielen Dank Frau Prä-
sidentin. – Frau Ministerin, ich möchte direkt an die 
Frage meines Vorfragers anschließen: Welche kon-
kreten Änderungsvereinbarungen oder weiteren Ver-
waltungsvereinbarungen zwischen Bund und Land 
sind bezüglich des Projekts „tkH2Steel“ seit der uns 
vorliegenden Vereinbarung vom März 2023 mit der 
Vorlagennummer 18/1042 konkret getroffen wor-
den? 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Frau Abgeordnete, wie ich eben darge-
stellt habe, hängt die Änderung der Verwaltungsver-
einbarung lediglich damit zusammen, dass sich der 
Zeitpunkt des Mittelabflusses verändert. Das ist die 
inhaltlich substanzielle Änderung in der Verwaltungs-
vereinbarung. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Die nächste Nachfrage kommt von der 
Abgeordnetenkollegin Frau Philipp. 

Sarah Philipp (SPD): Ganz herzlichen Dank, Frau 
Präsidentin. – Sehr geehrte Frau Ministerin, thyssen-
krupp Steel plante ursprünglich den Ersatz mehrerer 
Hochöfen durch Direktreduktionsanlagen. Dies 
scheint jetzt nicht mehr aktuell zu sein. Hat die Lan-
desregierung ein Interesse an der Umrüstung weite-
rer Anlagen bei thyssenkrupp Steel in Duisburg, aber 
auch in anderen Stahlwerken, und will sie diese Maß-
nahmen in ähnlichem Umfang finanziell fördern? 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Abgeordnete Philipp, wir handhaben es 
in der Landesregierung so, dass wir nicht von oben 
verordnen, wer wo an welcher Stelle und auf wel-
chem Weg Transformationsschritte vornimmt, son-
dern unterstützen es – wo immer möglich –, wenn 
sich Unternehmen in Projekten selbst mit Gutachten 
und Analysen auf den Weg machen. So ist es bei 
thyssenkrupp Stahl in Duisburg und auch bei der Zu-
sage von thyssenkrupp in Essen gewesen. 

Das war die Grundlage dafür, zusammen mit dem 
Bund in einen Entscheidungsprozess einzutreten, 
diesen Transformationsprozess der Stahlproduktion 
in Duisburg, in Nordrhein-Westfalen mit einer Förde-
rung zu begleiten. Bezogen auf den Teil der Verein-
barung, dass diese Direktreduktionsanlage nicht nur 
für thyssenkrupp, sondern darüber hinaus auch für 
Anlagenbauer von Direktreduktionsanlagen und für 
diejenigen, die in der Metallverarbeitung in Nord-
rhein-Westfalen und der Republik arbeiten, ein Ge-
winn sein kann, sind wir nach wie vor im Wort und 
halten dieses auch.  



Landtag   13.11.2024 

Nordrhein-Westfalen 78 Plenarprotokoll 18/78 

 

Selbstverständlich ist der Prüfung eines jeden weite-
ren Stahlunternehmens, das sich mit Gutachten und 
Projekten auf den Weg macht, die der Transforma-
tion dienen, um mit Innovationen Stahl CO2-neutral 
zu produzieren, durch die Landesregierung nichts 
entgegenzusetzen. Der Anstoß dafür muss aber aus 
den Unternehmen kommen, und die Möglichkeit rich-
tet sich auch entlang der dafür zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmittel. 

Das Land Nordrhein-Westfalen wird alleine keinen 
Schritt gehen können. Es wird immer einer starken 
Beteiligung der politischen Ebene des Bundes bedür-
fen, wie das die Bundesregierung und die Bundes-
ebene in diesem Fall gewährleistet. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von der Abgeord-
netenkollegin Frau Gosewinkel. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Frau Ministerin, eine Pressemitteilung der 
EU-Kommission nennt anlässlich der Genehmigung 
der Förderung am 20. Juli 2023 bereits die Aufteilung 
der Fördersumme in Höhe von 2 Milliarden Euro in 
550 Millionen Euro an Direktzuschüssen für den Bau 
und in 1,45 Milliarden Euro an Betriebszuschüssen 
für die Differenzkosten für den grünen Wasserstoff. 
Auch das Bundesministerium für Wirtschaft und Kli-
maschutz und das Unternehmen veröffentlichten 
diese Zahlen auf ihren Webseiten. 

Im Ausschuss, im Plenum oder in den Vorlagen des 
Ministeriums hat die Frau Ministerin bzw. deren Haus 
bisher jedoch keinen Betriebskostenzuschuss er-
wähnt und damit den Landtag nicht sachgerecht in-
formiert. Warum arbeitet Ihr Haus so intransparent? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Frau Abgeordnete, wir haben immer 
gesagt, dass wir die Planung, den Bau und den Be-
trieb der Direktreduktionsanlage für thyssenkrupp 
Steel in Duisburg in einer Drittelfinanzierung mit dem 
Bund zusammen unterstützen. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von der Abgeord-
netenkollegin Frau Lüders. 

Nadja Lüders (SPD): Herzlichen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Frau Ministerin, habe ich Sie gerade richtig 
verstanden, dass entgegen der Verwaltungsverein-
barung für den Zeitraum 2022 bis 2027 die Betriebs-

kostenzuschüsse auch über das Jahr 2027 hinaus im 
Rahmen der Drittelförderung durch das Land ge-
währleistet werden können? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Frau Abgeordnete, das ist von Ihnen 
richtig beschrieben. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von der Abgeord-
netenkollegin Frau Siebel. 

Christin Siebel (SPD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Sehr geehrte Frau Ministerin, ein Artikel der 
Rheinischen Post vom 12.09.2024 beziffert die ver-
anschlagten Kosten der Direktreduktionsanlage auf 
3 Milliarden Euro. Wenn der Bund und das Land ei-
nen Direktzuschuss von bis zu 550 Millionen Euro 
geben, sind vom Konzern 2,45 Milliarden Euro zu fi-
nanzieren und nicht, wie zuvor kommuniziert, nur 
1 Milliarde Euro bei einer öffentlichen Förderung für 
den Bau der Anlage in Höhe von 2 Milliarden Euro. 

Inwiefern ist diese Reduzierung der Fördersumme 
für den Bau mit ausschlaggebend für die Revision 
des ganzen Projekts durch thyssenkrupp Steel? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Frau Ministerin, Sie haben das Wort. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Frau Abgeordnete, es gibt keine starre 
Aufteilung der Fördersumme. Die Höhe der Förde-
rung beträgt insgesamt 2 Milliarden Euro. Es gibt 
also keine Reduktion. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Die nächste Wort-
meldung kommt von der Abgeordnetenkollegin Frau 
Andrieshen. 

Nina Andrieshen (SPD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Frau Ministerin, der Betriebskostenzu-
schuss soll die Mehrkosten des grünen Wasserstoffs 
in der Produktion finanzieren. Worauf beziehen sich 
die Mehrkosten? Beziehen sie sich auf den Betrieb 
mit Kohle, mit Erdgas oder mit grauem oder blauem 
Wasserstoff? 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau 
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Präsidentin! Liebe Frau Abgeordnete, ich hatte be-
reits die Finanzierungslückenanalyse erwähnt, die 
dafür die betriebswirtschaftlich gängige und mach-
bare Lösung ist, die zugrunde gelegt werden soll. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von der Abgeord-
netenkollegin Frau Blask. 

Inge Blask (SPD): Herzlichen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Sehr geehrte Frau Ministerin, es könnte auch 
zu Baukostenerhöhungen kommen. Welchen Ein-
fluss hätte eine eventuelle Erhöhung der Baukosten 
auf die Aufteilung der Fördersumme in Höhe von 
2 Milliarden in Direkt- und Betriebskostenzu-
schüsse? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Sie haben das Wort, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Frau Abgeordnete, ich kann nur wieder-
holen, dass es keine starre Aufteilung gibt. Dement-
sprechend ist die Flexibilität vorhanden, um dem zu 
begegnen. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung, und damit seine zweite, 
kommt von dem Abgeordnetenkollegen Herrn 
Stinka. 

André Stinka*) (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Frau Ministerin, ich möchte an die Antwort 
von eben anknüpfen. Zieht die Landesregierung in 
Erwägung, die für Betriebskostenzuschüsse zurück-
gehaltenen Mittel in Direktzuschüsse für den Bau der 
Anlage umzuwandeln, um diesen sicherzustellen? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie können da-
rauf antworten, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Lieber Abgeordneter Stinka, wir halten nichts 
zurück, sondern es gibt einen Abruf der Projektmittel 
durch thyssenkrupp. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Die nächste Wort-
meldung kommt von dem Abgeordnetenkollegen 
Herrn Falszewski. 

Benedikt Falszewski*) (SPD): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. – Sehr geehrte Ministerin, von den 

angeblich bisher geflossenen 500 Millionen Euro an 
Fördergeldern für den Konzern stammt nur ein zwei-
stelliger Millionenbetrag aus NRW, wie Frau Staats-
sekretärin Krebs zuletzt darlegte. Wie hoch ist die 
exakte Summe der Landesmittel, die bisher im Rah-
men der Projektförderung an thyssenkrupp Steel 
ausgezahlt wurde? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Frau Ministerin, Sie dürfen darauf antworten.  

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Lieber Herr Abgeordneter, richtig ist, dass 
durch die Abrufe, die im Zuge des Projektmittelabrufs 
durch thyssenkrupp veranlasst wurden, bereits ein 
hoher zweistelliger Millionenbetrag abgeflossen ist. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von dem Abgeord-
netenkollegen Herrn Ganzke. Wenn ich es richtig 
sehe, ist es seine erste Frage.  

Hartmut Ganzke (SPD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Sehr geehrte Frau Ministerin, ich habe noch 
eine Nachfrage, und zwar zu den exakten Förderbe-
dingungen in dem Projekt tkH2Steel. Ich hoffe, Sie 
können mir das beantworten, ohne irgendwelche Re-
gierungsgeheimnisse zu verraten, obwohl ich natür-
lich auch an diesen Interesse hätte. 

Haben Sie, hat Ihr Ministerium in den Verhandlungen 
zur Ausgestaltung dieser exakten Förderbedingun-
gen in diesem Projekt abweichende Vorstellungen im 
Vergleich zum Wirtschaftsministerium im Bund oder 
zu der EU-Kommission gehabt? Konkret: Gab es wi-
derstreitende Interessen in diesem Bereich in der Ab-
stimmung?  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Ganzke. Es war natürlich Ihre zweite 
und somit letzte Frage. Ich habe mich vorhin vertan; 
Entschuldigung. – Frau Ministerin, Sie dürfen antwor-
ten. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Lieber Herr Abgeordneter, an den konkreten 
Verhandlungen zwischen Bundeswirtschaftsministe-
rium und EU-Kommission, in denen vielleicht so et-
was hätte zutage treten können, waren Kolleginnen 
aus meinem Ministerium nicht beteiligt.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von dem Abgeord-
neten Herrn Dr. Beucker.  
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Dr. Hartmut Beucker (AfD): Danke schön, Frau Prä-
sidentin. – Verehrte Frau Ministerin, mit dem Einstieg 
des tschechischen Investors Křetínský, der lediglich 
Anteile erworben hat, ohne bisher Kapital in das Un-
ternehmen investiert zu haben, wurde der Gewinn-
abführungsvertrag zwischen der Muttergesellschaft 
thyssenkrupp und der Tochtergesellschaft thyssen-
krupp Steel aufgehoben.  

Falls es nun ärgerlicherweise dazu käme, dass die 
Förderung rückabgewickelt werden müsste: Wer 
wäre für die Rückzahlung verantwortlich – die Mut-
tergesellschaft thyssenkrupp oder die Tochtergesell-
schaft thyssenkrupp Steel?  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie dürfen ant-
worten, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Herr Abgeordneter, wenn thyssenkrupp Steel 
nicht leisten kann, tritt die TK-Mutter in Essen ein.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von dem Abgeord-
netenkollegen Herrn Dr. Maelzer.  

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Frau Ministerin, es ist, glaube ich, schon an-
gesprochen worden, dass der Baukostenzuschuss 
der Förderung sich laut EU-Kommission auf 550 Mil-
lionen Euro beläuft. Sie haben jetzt mehrfach erklärt, 
es sei aktuell etwa eine halbe Milliarde Euro für Pla-
nungskosten, Erdarbeiten und die Errichtung des 
Fundaments der Anlage gemäß bisherigem Baufort-
schritt ausgezahlt worden. Das hieße aber, dass da-
mit die Mittel bereits ausgeschöpft wären. Wird es für 
den weiteren Baufortschritt bei der Direktreduktions-
anlage also kein weiteres Geld mehr geben?  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Frau Ministerin, Sie dürfen darauf antworten. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Lieber Herr Abgeordneter, ich muss mich lei-
der wiederholen: Nach Angaben von PtJ – das ist der 
vom BMWK eingesetzte Projektträger – gilt die Aus-
sage, dass es keine starre Aufteilung der Fördersum-
men gibt, aber die Gesamtsumme auf 2 Milliarden 
Euro begrenzt ist.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste und somit seine zweite und letzte Wort-
meldung kommt von dem Abgeordnetenkollegen 
Herrn Dahm.  

Christian Dahm (SPD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Das ist schade. Frau Ministerin, Sie haben 
mehrfach die 70-30-Regelung angeführt. Das habe 
ich so weit verstanden. Sie haben auch sehr deutlich 
gemacht, wie hoch die Gesamtfördersumme ist. 
Gleichwohl ist doch von Nordrhein-Westfalen nur ein 
geringer zweistelliger Millionenbetrag geflossen. 
Dann passt doch das bisherige Verhältnis zum Ge-
samtbetrag überhaupt nicht.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Frau Ministerin, Sie dürfen antworten. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Lieber Herr Abgeordneter, es ist bereits ein 
hoher zweistelliger Millionenbetrag geflossen, nicht 
ein niedriger.  

Entscheidend ist – ich hatte in einer der vorherigen 
Antworten versucht, dies deutlich zu machen –: Am 
Ende steht 30 zu 70 als Aufteilung der Förderung. 
Wie die Fördersummen im Abruf jeweils bedient wer-
den, ob aus dem Bund oder aus dem Land, wird je 
nach Förderabruf entschieden. Am Ende steht fest: 
Die Gesamthöhe des Zuwendungsbescheids des 
Bundes beträgt 2 Milliarden Euro. Das Land Nord-
rhein-Westfalen beteiligt sich mit bis zu einem Drittel 
daran.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn Bakum. 
Es ist auch seine zweite und somit letzte Frage.  

Rodion Bakum*) (SPD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Sehr geehrte Frau stellvertretende Minister-
präsidentin, welche beihilferechtlichen Bedingungen 
stellte die EU-Kommission an die exakte Ausgestal-
tung des Förderbescheids für thyssenkrupp Steel?  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Frau Ministerin, Sie dürfen antworten. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Lieber Herr Abgeordneter, über die exakte 
beihilferechtliche Konditionierung im Förderbescheid 
kann ich Ihnen keine Auskunft erteilen. Ich kann da-
rauf verweisen, dass diese Verhandlungen zwischen 
Bundeswirtschaftsministerium und Kommission 
stattgefunden haben. Zu diesen Fragen ist mit Si-
cherheit bzw. wenn überhaupt das Bundeswirt-
schaftsministerium auskunftsfähig.  
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von dem Abgeord-
netenkollegen Herrn Watermeier.  

Sebastian Watermeier (SPD): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. – Sehr geehrte Frau Ministerin, mit wel-
chen Kosten für den Bau der Direktreduktionsanlage 
bei thyssenkrupp Steel in Duisburg kalkulierten die 
Landesregierung sowie der Konzern bei der Ausstel-
lung des Förderbescheids im Juli des Jahres 2023?  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Frau Ministerin, Sie haben das Wort.  

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Lieber Herr Abgeordneter, was wir in der Zu-
sage zu dieser Förderung betrachtet haben, war, 
dass der notwendige Anteil der Fördergelder, der am 
Ende für dieses Projekt und für das Unternehmen als 
politische Unterstützung gewährt wird, mit den zwei 
Milliarden Euro erreicht ist. Über die detaillierte Ge-
samtsumme kann ich hier zum jetzigen Zeitpunkt 
keine Aussage treffen. Ich habe schlicht und ergrei-
fend die Informationen nicht hier.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von der Abgeord-
netenkollegin Frau Teschlade.  

Lena Teschlade*) (SPD: Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Frau Ministerin, Ministerpräsident Wüst un-
terstrich in der gestrigen Landespressekonferenz 
den Beitrag der öffentlichen Förderung zum Erhalt 
des Stahlstandortes in Duisburg. Nach unseren Er-
kenntnissen ist dies bisher fast ausschließlich ein 
Beitrag des Bundes. Aus welchen Gründen stammt 
die beinahe volle Summe an ausgezahlten Förder-
mitteln für thyssenkrupp Steel aus dem Bundeshaus-
halt und nicht aus den Landesmitteln?  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Abgeordnete Teschlade, der Förderbe-
scheid beschreibt eine Gesamtfördersumme in Höhe 
von zwei Milliarden Euro. Die Aufteilung der Projekt-
mittel beläuft sich auf 70 % Anteil Bund, 30 % Anteil 
Land. Unterm Strich, am Ende wird genau diese Zu-
teilung vom Land Nordrhein-Westfalen sichergestellt 
sein.  

Ich habe in den vorherigen Antworten beschrieben, 
dass wir einen hohen zweistelligen Millionenbetrag 

bereits geleistet haben, indem wir die Fördermittel für 
die Begleichung der Mittelabrufe zur Verfügung ge-
stellt haben. Wir stehen zu unserem Wort. Da hat der 
Ministerpräsident genau das gesagt, was in NRW los 
ist. Wir werden die 30 % von den zwei Milliarden 
Euro zur Verfügung stellen.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von der Abgeord-
netenkollegin Frau Busche. 

Andrea Busche (SPD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Sehr geehrte Ministerin, anknüpfend an meine 
erste Frage möchte ich noch mal nachhaken, warum 
und durch wen der Förderzeitraum für Betriebskos-
ten angepasst wurde. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Frau Ministerin.  

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Vielen Dank, sehr geehrte 
Frau Präsidentin. – Liebe Frau Abgeordnete, wie 
auch schon in den vorherigen Antworten dargelegt, 
gibt es keine Anpassung eines Zeitraums, in dem Be-
triebskosten mit bezahlt werden, sondern wir haben 
von Anfang an gesagt, dass wir für Planung, Bau und 
Betrieb im Rahmen dieser 2 Milliarden die Förderung 
zusagen.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Frage kommt von Herrn Börner. 

Frank Börner (SPD): Herzlichen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Frau Ministerin, wir haben jetzt festgestellt, 
dass Betriebskosten, Baukosten recht flexibel ge-
handhabt werden. Wir haben festgestellt, dass wir 
über steigende Baukosten reden. Da wäre es natür-
lich spannend und interessant, wie hoch aktuell die 
kalkulierten Baukosten insgesamt sein werden.  

Aber meine Frage ist: Vor dem Hintergrund der vie-
len flexiblen Bereiche, wo wir insgesamt 2 Milliarden 
Euro Steuergelder investieren, wäre es nicht viel-
leicht doch klug gewesen, im Sinne der Transparenz 
für die Landesregierung oder eines funktionierenden 
Controllings jemanden von der Landesregierung in 
den Aufsichtsrat zu entsenden oder zumindest da-
rauf zu drängen?  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Frau Ministerin, 
Sie haben das Wort. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Lieber Herr Abgeordneter, die Entscheidung, 
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eine Projektförderung in zugegebenermaßen sehr 
hohem Umfang und von großem Ausmaß zuzusa-
gen, hat die Landesregierung in der Überzeugung 
getätigt, einen Beitrag dazu leisten zu wollen und 
auch zu können, viele, viele Arbeitsplätze im Bereich 
der Stahlproduktion, im Bereich der Metallverarbei-
tung und damit auch für eine Zukunft ohne klima-
schädlichen respektive auf Kohlebasis produzierten 
Stahl aus Duisburg zu erhalten bzw. zu schaffen.  

Wir wissen von Automobilzulieferern, dass es den 
Bedarf gibt, den die großen OEMs melden, einen be-
stimmten Anteil von grünem Stahl mit verbauen zu 
können. Deswegen haben wir es als eine Chance für 
den Industrie-, Metall- und Stahlstandort Nordrhein-
Westfalen betrachtet, dieses Projekt mit zu unterstüt-
zen. 

Diese Projektunterstützung und die Finanzierung 
dessen, mehrfach vorgetragen, unterliegt keiner star-
ren Aufteilung der Milliarden, die zur Verfügung ge-
stellt werden, allerdings einer engen Kontrolle wäh-
rend der Auszahlungsschritte, die thyssenkrupp, je-
weils immer nur in Abrufen, gegenüber dem Zuwen-
dungsgeber tätigt. Damit ist sichergestellt, dass der 
Zweck für den Einsatz der Steuermittel erreicht wird 
und die Mittel dort ankommen, wo sie hin sollen, 
nämlich zur Direktreduktionsanlage in Duisburg und 
nirgendwo anders.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung, somit auch die zweite und 
letzte, kommt von der Abgeordnetenkollegin Frau 
Müller-Witt.  

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. – Ich habe noch eine Nachfrage. Gab es 
bei den Bedingungen, Kriterien zur Auszahlung der 
jeweiligen Fördergelder nach Übermittlung des För-
derbescheids an thyssenkrupp am 26.07.2023 Ver-
änderungen? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Frau Ministerin.  

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Frau Abgeordnete, am Förderbescheid 
wurde nichts geändert.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von der Abgeord-
netenkollegin Frau Kirsch.  

Carolin Kirsch (SPD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Sehr geehrte Frau Ministerin, ich möchte noch 
einmal an das, was mein Kollege Börner gerade 

gefragt hat, anknüpfen. Der tschechische Investor 
Křetínský zahlt laut Analysten für seinen Einstieg bei 
thyssenkrupp Steel 350 bis 400 Millionen Euro. Hier-
für erhielt er 20 % der Anteile. Wir haben Sie bzw. die 
Landesregierung mehrfach aufgefordert, sich auch 
über Unternehmensanteile Einfluss im Unternehmen 
zu sichern, gerade auch angesichts der aktuellen Si-
tuation. Ministerpräsident Wüst hat das bisher abge-
lehnt. Er hat zumindest gestern in der Landespresse-
konferenz gesagt, dass Aufsichtsgremien ohnehin 
von der Geschäftsführung weit entfernte Gremien 
seien.  

Auf der anderen Seite hält das Land zum Beispiel 
beim Duisburger Hafen eine Zweidrittelmehrheit an 
den Anteilen. Daher noch einmal die Frage: Wie 
kann es sein, dass die Landesregierung trotz der 
höchsten Fördersumme in der Geschichte des Lan-
des Nordrhein-Westfalen keinerlei Verantwortung in 
Unternehmen übernehmen und Arbeitsplätze aktiv 
sichern will? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Frau Ministerin, Sie haben das Wort. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Frau Abgeordnete, die Landesregie-
rung hält Wort und hat das unterstützt, was Zehntau-
sende von Stahlarbeitern und Stahlarbeiterinnen in 
den Jahren 2022 und 2023 auf die Straße getragen 
haben, nämlich die Transformation zum grünen Stahl 
in Duisburg Realität werden zu lassen.  

Den Teil, den wir beisteuern konnten, haben wir nicht 
nur im Wort geführt und in Interviews betont. Wir ha-
ben durch eine Entscheidung der Landesregierung 
auch dazu beigetragen, dass zusammen mit dem 
Bund tatsächlich der großen Unterstützung für den 
Stahlstandort Nordrhein-Westfalen im Herzen Euro-
pas und im Bewusstsein der vielen Beschäftigten, die 
auf Grundlage der Produktion von klimaneutralem 
Stahl eine Zukunft für ihren Arbeitsplatz gesehen ha-
ben, Rechnung getragen wird.  

Richtig ist des Weiteren, dass die Mitglieder der Lan-
desregierung selbstverständlich in einem kontinuier-
lichen und engen Austausch mit Vertreterinnen und 
Vertretern von Unternehmen, Zivilgesellschaft und 
Gewerkschaften des Landes Nordrhein-Westfalen 
stehen. So trägt es sich auch im Zusammenspiel mit 
thyssenkrupp, thyssenkrupp Steel und den Gewerk-
schaften zu.  

Die Einflussnahme im Aufsichtsrat würde jede ent-
sandte Person daran binden, im Interesse des Unter-
nehmens zu entscheiden. Das ist nicht das, was von 
Bürgerinnen und Bürgern, von Beschäftigten zu 
Recht erwartet wird, nämlich dass sich Politik für die 
Zukunftsfähigkeit eines Industriestandorts einsetzt 
und die politischen Möglichkeiten dort nutzt, und 



Landtag   13.11.2024 

Nordrhein-Westfalen 83 Plenarprotokoll 18/78 

 

zwar einerseits durch Verbesserung der Standortbe-
dingungen mit den Möglichkeiten der Landesregie-
rung, andererseits durch die deutliche Wiederholung 
von Erwartungshaltungen gegenüber Unternehmen 
und Wirtschaft sowie Solidarität mit Beschäftigten. 

Ich betone die Sozialpartnerschaft als den Wesens-
kern des Selbstverständnisses dieser Landesregie-
rung auch im Zuge der Transformation. Das steht 
aber auf einem anderen Blatt. So setzen wir das in 
Nordrhein-Westfalen um.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von dem Abgeord-
netenkollegen Herrn Obrok. 

Christian Obrok (SPD): Liebe Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Frau Ministerin, mich würde noch mal 
der Modus Operandi bei den Abrechnungen interes-
sieren. Sie haben eben gesagt: Das ist nicht wirklich 
geregelt. – Ich kann mir gar nicht vorstellen, dass 
zwischen Bund und Land nicht geregelt ist, wer 
Rechnungen, wenn sie kommen, bezahlt. Vielleicht 
können Sie das noch mal erläutern. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Herr Abgeordneter, der Modus 
Operandi ist: Wer vom Land Nordrhein-Westfalen ei-
nen Förderbescheid erhält – genauso würde ich das 
für den Fall des Erhalts eines Förderbescheids vom 
Bund betonen –, kann sich darauf verlassen, dass 
die beteiligten Verwaltungsstellen miteinander Ver-
waltungsvereinbarungen treffen. 

Ich habe ausgeführt, dass wir in den Modi Operandi – 
das müsste der richtige lateinische Plural sein – Ver-
waltungsvereinbarungen auch Realitäten anpassen 
können. Das bedeutet: In diesen Auszahlungsschrit-
ten wird nicht immer starr 30/70 festgelegt. Vielmehr 
kann es in den Tranchen mal 30 % Land, 70 % Bund 
oder 40 % Land, 60 % Bund sein. Das alles ist nicht 
dem Zufall überlassen, sondern durch den kontinu-
ierlichen Austausch in Verantwortung für den recht-
mäßigen Einsatz so hoher Steuergelder durch die 
Kolleginnen aus dem Ministerium für Wirtschaft hier 
im Land gewährleistet. Entsprechendes gilt für den 
Bund. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von der Abgeord-
netenkollegin Frau Siebel.  

Christin Siebel (SPD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Sehr geehrte Frau Ministerin, wie hoch ist nach 
Kenntnis der Landesregierung der Eigenanteil, den 
thyssenkrupp zum Bau der Direktreduktionsanlage 
beitragen soll? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Frau Ministerin, Sie haben das Wort. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Frau Abgeordnete, nach meinem 
Kenntnisstand mindestens 1 Milliarde Euro. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung, die zweite und somit die 
letzte Nachfrage, kommt von der Abgeordnetenkolle-
gin Frau Lüders. 

Nadja Lüders (SPD): Herzlichen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Frau Ministerin, ich gehe noch mal auf Ihre 
Antwort auf die Frage meines Kollegen Herrn Obrok 
ein. 

Sie haben gerade gesagt, der Modus Operandi sei 
im Grunde, dass man sich in Abständen unterhält 
und dann irgendwie entscheidet, wer auszahlt, wenn 
ich das so übersetzen kann. Gibt es Vereinbarungen 
zwischen Land und Bund, mit welchem jeweiligen 
Anteil das Land an Fördermaßnahmen durch den 
Bund beteiligt ist? Entscheiden Sie mit oder gibt der 
Bund vor? Es wäre schön, wenn Sie uns den Modus 
Operandi etwas erklären könnten. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Frau Ministerin, Sie haben das Wort. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Abgeordnete Lüders, ich habe mich bei 
der Beantwortung der Frage auf die Verwaltungsver-
einbarungen und die notwendigen Änderungen, die 
vorgenommen wurden, bezogen. In diesen Verwal-
tungsvereinbarungen ist der Anteil aber eben nicht fix 
auf 30/70, sondern quasi für die Tranchen festge-
schrieben. Der Anteil – 40/60 oder 30/70 – ist in der 
Verwaltungsvereinbarung geregelt und orientiert sich 
an den Verfügbarkeiten in den Haushalten. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Nachfrage kommt von der Abgeordne-
tenkollegin Frau Andrieshen. 

Nina Andrieshen (SPD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Sehr geehrte Frau Ministerin, ist die Aus-
zahlung der Betriebskostenzuschüsse an die Bedin-
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gung geknüpft, dass ausschließlich grüner Wasser-
stoff zum Betrieb der Anlage genutzt wird, oder gilt 
dies ab der ersten Beimischung? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Frau Ministerin, 
Sie haben das Wort.  

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Frau Abgeordnete, es gibt einen klaren 
Fahrplan, ab wann nur noch grüner Wasserstoff ein-
gesetzt werden kann. Dementsprechend kann ich 
Ihre Frage positiv beantworten. Ja, es ist geregelt, 
dass ab einem bestimmten Zeitpunkt nur noch grü-
ner Wasserstoff eingesetzt werden darf. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Nachfrage kommt von der Kollegin Frau 
Blask. 

Inge Blask (SPD): Herzlichen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Sehr geehrte Frau Ministerin, Ministerpräsident 
Wüst sagte gestern stolz in der Landespressekonfe-
renz: Unser Commitment steht, und zwar mit Geld. 

Frau Neubaur, wird es angesichts der fraglichen Um-
setzung des Projektes aufgrund von Finanzierungs-
lücken eine Erhöhung der Landesförderung von bis-
her maximal 700 Millionen Euro geben? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Frau Ministerin, 
Sie haben das Wort. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Frau Abgeordnete, uns liegt zum jetzi-
gen Zeitpunkt kein Antrag auf eine Erhöhung der För-
dersumme vor.  

Richtig ist, dass wir Wort halten bei dem Gesamtför-
dervolumen von 2 Milliarden Euro, wobei das Land 
Nordrhein-Westfalen bis zu 30 % Kofinanzierung si-
cherstellt, damit das Projekt und der Projektfortschritt 
für die Direktreduktionsanlage am Stahlstandort Du-
isburg Realität werden können. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Nachfrage kommt von dem Abgeordne-
tenkollegen Herrn Falszewski. 

Benedikt Falszewski*) (SPD): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. – Sehr geehrte Ministerin, Frau Staats-
sekretärin Krebs bemerkte in der Sitzung des AWIKE 
am 30. Oktober 24, dass es – Zitat – grundsätzlich 
nicht unüblich sei, dass bei Förderprojekten in dieser 
Größenordnung Mehrkosten entstehen können.  

Inwieweit war die Landesregierung bei den Verhand-
lungen und der schlussendlichen Ausstellung des 
Förderbescheids auf eventuell anfallende Mehrkos-
ten vorbereitet? Welche Maßnahmen plant die Lan-
desregierung, um den Bau dieser für NRW essenzi-
ellen Direktreduktionsanlage sicherzustellen? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Frau Ministerin, 
Sie haben das Wort. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrter Herr Abgeordneter, wir haben 
einen Zuwendungsbescheid des Bundes, in dem 
eine Gesamtfördersumme in Höhe von 2 Milliarden 
Euro festgeschrieben ist. Ich kann Ihnen dazu sagen: 
Zum jetzigen Zeitpunkt ist kein Antrag auf Unterstüt-
zung bei eventuellen Mehrkosten an Bund oder Land 
herangetragen worden – nach meinem Kenntnis-
stand, Stand heute, nicht. 

Was steht – das ist wichtig und richtig für die Pla-
nungssicherheit für Industrie und Wirtschaft –, ist die 
Zusage der Gesamtförderung von 2 Milliarden Euro 
in der Aufteilung 70 % Bund, 30 % Land für das Pro-
jekt der Direktreduktionsanlage am Stahlstandort Du-
isburg. Das ist sichergestellt. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Nachfrage kommt von dem Abgeordne-
ten Herrn Dr. Beucker. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Danke schön, Frau Vor-
sitzende. – Verehrte Frau Ministerin, falls die Förder-
summe ganz oder teilweise zurückgefordert werden 
müsste, verfügen Sie über Sicherheiten? – Vielen 
Dank. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Herr Abgeordneter, wir gehen im Moment 
nicht davon aus, dass zurückgezahlt werden muss. 
Aber selbstverständlich gibt es für den Fall dann 
Rückzahlungsvereinbarungen und -anforderungen. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von dem Abgeord-
neten Herrn Dr. Maelzer. 

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Frau Ministerin, ich knüpfe da an. Sind denn 
eventuelle Rückzahlungen der Direktzuschüsse zum 
Bau und zur Montage einer Direktreduktionsanlage 
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und der zwei Einschmelzer an einen vollständigen 
Bau und die Inbetriebnahme der Direktreduktionsan-
lage geknüpft? Oder sind sie nur an das Abschließen 
des jeweiligen Bauabschnitts, der finanziert wurde, 
geknüpft? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Sie haben das Wort, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Herr Abgeordneter, die Landesregierung ist 
sich sehr bewusst, mit welch großer Verantwortung 
wir agieren, wenn wir eine Fördersumme von bis zu 
700 Millionen Euro für den Stahlstandort und Metall-
standort Nordrhein-Westfalen in einer Projektförde-
rung zur Verfügung stellen und sicherstellen, dass 
der Anteil des Landes auch getragen wird. 

Sobald es Unregelmäßigkeiten oder Ähnliches ge-
ben sollte, gibt es Rückzahlungsbedingungen, klare 
Anforderungen. In Anbetracht der Verantwortung für 
das durch die Landesregierung zur Verfügung ge-
stellte Steuergeld unserer Bürgerinnen und Bürger 
können Sie sich sicher sein, dass wir mit klaren Be-
dingungen auch im Förderbescheid des Bundes 
Möglichkeiten der Rückzahlung und der Rückzah-
lungsaufforderung bezüglich des Projektes sicher-
stellen. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Nachfrage kommt von dem Abgeordne-
ten Herrn Clemens. 

Carlo Clemens (AfD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Sehr geehrte Frau Ministerin, auch die übrigen 
Hochöfen müssen langfristig durch wasserstoffbe-
triebene Direktreduktionsanlagen ersetzt werden. 
Die IG Metall hat dazu betont – Zitat –: „Hier ist die 
Politik weiterhin in der Pflicht, diesen Jahrhundertum-
bau zu begleiten und auch finanziell zu fördern.“ 

Bei vier weiteren Hochöfen wären das potenziell zu-
sätzliche 8 Milliarden Euro an Förderbedarf. Frau Mi-
nisterin, wie gedenken Sie, diese Mittel aufzubrin-
gen? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Frau Ministerin, 
Sie haben das Wort. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Herr Abgeordneter, Nordrhein-Westfalen als 
starker und attraktiver Industrie- und Wirtschafts-
standort befindet sich auf dem Weg, getrieben von 
dem Wunsch von Beschäftigten, von indizierten Ver-
trägen für Geschäftsführungen bei Erreichen von 

Rohstoffleichtigkeit, Erhöhung der Widerstandsfähig-
keit im internationalen Wettbewerb und auch der Kli-
maneutralität, um genau da mit anzupacken, wo Un-
ternehmen für sich die Entscheidung getroffen ha-
ben, diesen Weg zu beschreiten.  

So ist es im Fall der Direktreduktionsanlage am 
Standort Duisburg erfolgt. Die Direktreduktionsan-
lage und das Projekt „tkH2Steel“ werden mit einer 
Fördersumme von insgesamt 2 Milliarden Euro durch 
Bund und Land in einer Aufteilung von 30 % Land 
und 70 % Bund unterstützt. 

Mein Tipp wäre: einfach mal machen, was wir jetzt 
für die Direktreduktionsanlage beschieden wissen. 
Wir sollten das weiter konzentriert und gut begleiten, 
damit die Beschäftigten in Nordrhein-Westfalen sich 
sicher sein können: Die Landesregierung arbeitet an 
besseren und besten Rahmenbedingungen für Pro-
duktion, aber auch für Forschung und Entwicklung 
der Innovationen im Bereich von Industrie und Wirt-
schaft. 

Schritt für Schritt – in angemessenem Tempo – wird 
die Landesregierung in dem Spannungsfeld der Fol-
gen der Klimakrise auf der einen Seite und der Not-
wendigkeit zur Innovation auf der anderen Seite die 
Dinge bearbeiten, die zu tun sind. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Nachfrage kommt von dem Abgeordne-
tenkollegen Herrn Watermeier. 

Sebastian Watermeier (SPD): Herzlichen Dank, 
Frau Präsidentin. – Sehr geehrte Frau Ministerin 
Neubaur, ab wann rechnet die Landesregierung mit 
einer Auszahlung der Betriebskostenzuschüsse? 

(Mona Neubaur, Ministerin für Wirtschaft, In-
dustrie, Klimaschutz und Energie: Man ver-
steht das hier nicht!) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Könnten Sie Ihre 
Frage noch mal stellen, Herr Watermeier? 

Sebastian Watermeier (SPD): Gerne, Frau Präsi-
dentin. – Ab wann rechnet die Landesregierung mit 
der Auszahlung der Betriebskostenzuschüsse? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Herr Abgeordneter, die Betriebskosten wer-
den immer entlang der Investitionen ausgezahlt. Den 
Bewilligungszeitraum 2022 bis 2027 habe ich mehr-
fach benannt. 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von dem Abgeord-
netenkollegen Herrn Vogt. 

Alexander Vogt (SPD): Frau Ministerin, bevor ich zu 
meiner Frage komme, hätte ich eine Bitte. Bei dieser 
Verwaltungsvereinbarung gibt es anscheinend eine 
sehr große Unübersichtlichkeit, wann wie was durch 
das Land und durch den Bund finanziert wird. Ich 
gehe nicht davon aus, dass das ein Geheimdoku-
ment ist. Sollten darin Anteile beschrieben werden, 
würde ich mich sehr freuen, wenn Sie dem Parla-
ment dieses Dokument zur Verfügung stellen könn-
ten. 

Zu meiner Frage. Sie hatten vorhin und auch gerade 
wieder davon gesprochen – Sie hatten es vielleicht 
akustisch nicht verstanden –, ab wann Betriebskos-
ten gezahlt werden sollten. Sie haben gerade erklärt: 
bis 2027. Insgesamt stehen jetzt also 2 Milliarden 
Euro zur Verfügung. Sie sagen, bis 2027 müsse et-
was ausgezahlt werden, aber dann haben Sie in ei-
ner anderen Antwort davon gesprochen, dass man 
noch bis zu zehn Jahre etwas bezahlen könne. 

Ganz ehrlich: Ich verstehe diesen Zusammenhang 
nicht. Können Sie mir bitte noch mal erklären, bis 
wann was abgerufen werden muss, bis wann welche 
Mittel zur Verfügung stehen und wie sich das mitei-
nander verhält? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Frau Ministerin, Sie haben das Wort. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Zu Ihrer ersten Frage: Ma-
chen Sie sich keine Sorgen, es herrscht kein Chaos. 
Eine Verwaltungsvereinbarung wurde geändert, weil 
sich die Realität geändert hat. Das bedeutet, die Be-
dingungen der Auszahlungen mussten angepasst 
werden, aber die Auszahlung und die Summe blei-
ben dem Grunde nach existent. Es herrscht kein 
Chaos. 

Wir überprüfen wohlwollend, ob wir das zur Verfü-
gung stellen können oder ob sich darin sozusagen 
Betriebsgeheimnisse befinden. Wir sehen eigentlich 
kein Problem, die Verwaltungsvereinbarung zur Ver-
fügung zu stellen. 

Zur zweiten Frage. Die Summe und die Aufteilung fu-
ßen auf einer Finanzierungslückenanalyse. Diese Fi-
nanzierungslückenanalyse beschreibt, wo Investitio-
nen und Betriebskosten eine Finanzierungslücke 
aufweisen. Das erfolgt dann über die Auszahlung in 
den Jahren 2022 bis 2027. Festgeschrieben wird der 
Anteil über die Erkenntnisse aus der Finanzierungs-
lückenanalyse. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. Auch wenn Sie das in eine erste und eine 
zweite Frage aufgeteilt haben, habe ich das eher so 
eingeordnet, dass es eine Frage und eine Bitte wa-
ren, der Sie nachgegangen sind. 

(Sebastian Watermeier [SPD]: Eine Bitte!) 

Die nächste Nachfrage kommt von der Abgeordne-
tenkollegin Frau Bongers. 

Sonja Bongers (SPD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Frau Ministerin, gab es nachträglich zum 20. 
März 2023 – das war der Zeitraum der Vorlage der 
Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Land – 
und vor der Fördergenehmigung durch die EU-
Kommission am 20. Juli 2023 Anpassungen und 
Konkretisierungen der Fördermodalitäten, über die 
die Fraktionen im Landtag nicht informiert wurden? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Frau Abgeordnete, nein. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Die nächste 
Nachfrage kommt von dem Abgeordnetenkollegen 
Herrn Löcker. 

Carsten Löcker*) (SPD): Frau Präsidentin! Werte 
Frau Ministerin, wie ist Ihr … 

(Das Mikrofon fällt aus.) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Entschuldigen 
Sie, ich glaube, ich habe versehentlich Ihr Mikro aus-
geschaltet. 

(Das Mikrofon wird wieder freigeschaltet.) 

Carsten Löcker*) (SPD): Herzlichen Dank, Frau Prä-
sidentin. – Frau Ministerin, wie ist Ihr aktueller Kennt-
nisstand über die Gesamtbaukosten der Reduktions-
anlage? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Herr Abgeordneter, zum jetzi-
gen Zeitpunkt kennen wir die genaue Steigerung der 
Baukosten nicht. Diese werden uns Ende des Jahres 
mitgeteilt, aber zum jetzigen Zeitpunkt kennen wir die 
genauen Baukostensteigerungen nicht.  
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste und somit auch letzte Nachfrage kommt 
von der Abgeordneten Frau Kirsch. 

Carolin Kirsch (SPD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Sehr geehrte Frau Ministerin, ich habe noch 
eine Frage zum Förderbescheid. Kann die Landes-
regierung ausschließen, dass der, wie wir gerade 
feststellen, sehr erklärungsbedürftige Förderbe-
scheid rechtlichen Vorgaben, zum Beispiel denen 
des Beihilferechts, widerspricht?  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Frau Abgeordnete, der Be-
scheid ist genehmigt, unter anderem auch nach bei-
hilferechtlicher Prüfung durch die EU-Kommission. 
Insofern müssen wir davon ausgehen, dass, wenn 
die EU-Kommission genehmigt, die Bedingungen 
auch beihilferechtlich sauber formuliert sind.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung kommt von dem Abgeord-
netenkollegen Herrn Müller.  

Frank Müller (SPD): Vielen Dank, Frau Präsidentin. – 
Frau Ministerin, meine Kollegin Andrieshen hatte 
eine Frage gestellt, von der ich glaube, dass sie nicht 
richtig beantwortet wurde. Ich versuche, das noch 
einmal neu zu formulieren.  

Sie sagten, es gäbe einen fixen Zeitpunkt, ab wann 
grüner Wasserstoff eingesetzt wird. Aber die Frage 
war, ob die Mehrkosten erst bei ausschließlichem 
Betrieb mit grünem Wasserstoff gefördert werden 
oder schon im Hochlauf?  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Sie haben das akustisch nicht verstanden. – Herr 
Kollege Müller, könnten Sie Ihre Frage vielleicht wie-
derholen? 

Frank Müller (SPD): Das kann ich. – Sie sagten ge-
rade, Frau Ministerin, dass es einen fixen Zeitpunkt 
gäbe, wann der grüne Wasserstoff eingesetzt wird. 
Die Frage der Kollegin Andrieshen war meiner Wahr-
nehmung nach, ob die Mehrkosten erst bei aus-
schließlichem Betrieb mit grünem Wasserstoff ge-
fördert werden oder ob sie schon im Hochlauf ge-
fördert werden, also die Frage der beigemischten 
Menge.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie haben das 
Wort, Frau Ministerin. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Lieber Herr Abgeordneter, vielen Dank, dass 
Sie die Frage wiederholt haben, sodass ich sie auch 
akustisch verstehen konnte. 

Es wird auch schon im Hochlauf gefördert.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es liegen keine wei-
teren Nachfragen zu der Mündlichen Anfrage 56 vor, 
und die Fragestundenzeit ist auch abgelaufen. Ich 
möchte Frau Ministerin Neubaur für die Beantwor-
tung der Fragen danken. 

Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 57 

der Abgeordneten Dirk Wedel und Ralf Witzel  von 
der FDP-Fraktion auf. Den Fragesteller der Mündli-
chen Anfrage 57 möchte ich fragen, ob er eine 
schriftliche Beantwortung durch die Landesregierung 
wünscht oder ob die Mündliche Anfrage in der nächs-
ten Fragestunde aufgerufen werden soll. – Herr We-
del.  

Dirk Wedel*) (FDP): Vielen Dank, Frau Präsidentin. 
Bitte in der nächsten Fragestunde wieder aufrufen. – 
Danke.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Das nehmen wir 
auf. – Vielen Dank. 

Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 58 

des Abgeordneten Carlo Clemens  von der AfD-Frak-
tion auf. Den Fragesteller der Mündliche Anfrage 58 
möchte ich fragen, ob er eine schriftliche Beantwor-
tung durch die Landesregierung wünscht oder ob die 
Mündliche Anfrage in der nächsten Fragestunde auf-
gerufen werden soll. 

Carlo Clemens (AfD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, ich bitte um eine schriftliche Beantwortung. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Danke, das neh-
men wir auf. 

Wir kommen zu: 
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11 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den 
Verfassungsgerichtshof für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Verfassungsgerichtshofge-
setz – VerfGHG NRW –) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/11329 

erste Lesung 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der CDU dem Abgeordnetenkollegen Herrn Dr. 
Geerlings das Wort. 

Dr. Jörg Geerlings (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Verfas-
sungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen 
war in den vergangenen Jahren mehrfach Thema 
hier im Landtag. Wir haben das Gericht und somit 
auch den Rechtsstaat für die Menschen in unserem 
Land durch verschiedene Maßnahmen gestärkt.  

Erinnert sei in diesem Zusammenhang etwa an die 
Individualverfassungsbeschwerde, die wir 2018 mit 
einem einfachen Gesetz eingeführt und später auch 
durch eine Änderung der Verfassung abgesichert ha-
ben.  

Bereits im Jahr 2017 ist eine Änderung der Verfas-
sung in Kraft getreten, mit der wir den Verfassungs-
gerichtshof und das Oberverwaltungsgericht in recht-
licher und personeller Hinsicht getrennt haben. Ganz 
konkret haben wir die Präsidentschaft beider Ge-
richte erstmals entkoppelt und damit den Status des 
Verfassungsgerichtshofes bestärkt. 

Als Folge dessen müssen und wollen wir den Verfas-
sungsgerichtshof mit eigenen sachlichen und per-
sönlichen Mitteln ausstatten, damit er immer weiter 
selbstständig wird. Dazu gehört auch, dass wir eine 
erhöhte monatliche Entschädigung für die Präsiden-
tin oder den Präsidenten eingeführt haben. Diese 
Entschädigung sollte bis zum Ende dieses Jahres 
eine Höhe von 50 % der Abgeordnetenbezüge auf-
weisen, danach auf 30 % zurückgehen.  

Wir müssen allerdings feststellen, dass die räumliche 
Entflechtung von Verfassungsgerichtshof und Ober-
verwaltungsgericht noch nicht vollständig vollzogen 
ist. Im Gegenteil, die Arbeiten dazu sind noch in vol-
lem Gange, und die amtierende Präsidentin muss 
dafür einen erheblichen Mehraufwand leisten.  

Wir schlagen deshalb gemeinsam mit den Fraktionen 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vor, die 
höhere Entschädigung der Präsidentin bis zum Ende 

des Jahres 2026 um zwei weitere Jahre zu verlän-
gern. Wir hoffen, dass bis dahin die Entflechtung bei-
der Gerichte vollzogen ist. 

Lassen Sie mich meine Rede mit einem Wort des 
Dankes beenden. Der Verfassungsgerichtshof und 
insbesondere seine Präsidentin, Frau Professorin 
Dauner-Lieb, leisten täglich herausragende Arbeit für 
den Rechtsschutz in unserem Land und damit für un-
sere Demokratie. Der Gerichtshof ist nicht nur ein 
Staatsgerichtshof wie bisher, sondern inzwischen 
auch ein vollständiges Verfassungsgericht, ein Bür-
gergericht, das den Menschen in unserem Land zur 
Wahrung ihrer Rechte verhilft. 

Nur ein Land mit einer starken Justiz ist auch ein star-
ker Rechtsstaat. Dazu leisten die Richterinnen und 
Richter einen ganz erheblichen Beitrag. Dafür spre-
che ich ihnen meinen Dank und meine Anerkennung 
aus. – Ihnen allen danke ich für Ihre Aufmerksamkeit. 
Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD hat nun Abgeordnetenkol-
legin Frau Bongers das Wort.  

Sonja Bongers (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Heute ist ein 
besonderer Tag – mein Vorredner Herr Dr. Geerlings 
hat es gerade gesagt –: In einem demokratischen 
Vorgang haben sich die Fraktionen von CDU, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP zusammengetan, 
um unsere Demokratie mit einem kleinen Zeichen 
weiter zu stärken.  

Dieses Zeichen, dass wir das tun wollen, was Herr 
Dr. Geerlings gerade inhaltlich ausgeführt hat, ist ein 
wichtiges Signal für den Rechtsstaat und auch ein 
Zeichen der entsprechenden Wertschätzung aller 
Kolleginnen und Kollegen am Verfassungsgerichts-
hof. Das ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit, 
aber leider ist in der heutigen Zeit nichts mehr selbst-
verständlich.  

Ich danke den mittragenden Fraktionen dafür, dass 
dieser Gesetzentwurf so eingebracht werden konnte, 
wie er heute vorliegt. Ich möchte betonen, dass wir 
immer über Wertschätzung und Anerkennung spre-
chen. Das ist ein konkretes Beispiel dafür, dass uns 
dies als Demokraten in diesem Haus gemeinsam 
und unkompliziert gelingt.  

Über den wichtigen Inhalt hinaus geht es darum, eine 
entsprechende Gehaltsstruktur für einen gewissen 
Zeitraum weiter aufrechtzuerhalten. Dafür ist das ein 
deutliches Signal. Insofern möchte ich mich noch ein-
mal bei allen bedanken und wünsche Ihnen alles 
Gute. – Recht herzlichen Dank.  
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(Beifall von der SPD und der FDP – Vereinzelt 
Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun Ab-
geordnetenkollegin Dagmar Hanses das Wort.  

Dagmar Hanses*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren der demokratischen 
Fraktionen! In der Tat ist der Verfassungsgerichtshof 
Nordrhein-Westfalen das oberste Kontrollorgan des 
Landes die Einhaltung der Landesverfassung betref-
fend. Er entscheidet in verfassungsrechtlichen Streit-
fragen zwischen Verfassungsorganen, prüft die 
Rechtmäßigkeit von Landesgesetzen und behandelt 
nun auch schon seit einiger Zeit Individualverfas-
sungsbeschwerden.  

Insbesondere in Zeiten, in denen Rechtsextremistin-
nen versuchen, den Rechtsstaat zu untergraben, ist 
es wichtig, Gerichte bzw. unsere Justiz zu stärken. 
Der Gerichtshof ist ein zentraler Garant für die recht-
liche Ordnung und den Schutz demokratischer Prin-
zipien. Eine starke, unabhängige Justiz sichert die 
Balance der Staatsgewalten und überprüft umstrit-
tene Maßnahmen auf ihre verfassungsrechtliche Zu-
lässigkeit.  

Infolge der am 1. Juli 2017 in Kraft getretenen Ände-
rung von Art. 76 der Landesverfassung hat der Ver-
fassungsgerichtshof erstmals eine eigene, vom 
Oberverwaltungsgericht getrennte Präsidentschaft. 
Es sind nicht mehr viele in diesem Hause vertreten, 
die das begleiten konnten. In der vorvorletzten Wahl-
periode durfte ich das als Mitglied der Verfassungs-
kommission mit auf den Weg bringen und bin froh, 
dass das inzwischen so weit gediehen ist.  

Die Trennung dieser Führungsrollen bringt eine ge-
wisse Eigenständigkeit und damit auch Eigenstän-
digkeit der Ressourcen für dieses wichtige Organ mit 
sich. Die Trennung der Präsidentschaften von Ober-
verwaltungsgericht und Verfassungsgerichtshof 
wurde inzwischen nicht nur rechtlich, sondern auch 
personell umgesetzt. Diese Änderung in Art. 76 der 
Landesverfassung stärkt den Verfassungsgerichts-
hof und verleiht ihm mehr Eigenständigkeit. Dies för-
dert objektivere, unabhängigere Entscheidungen.  

Durch eine Gesetzesänderung vom 5. März 2022 er-
hält die Präsidentin oder der Präsident des Verfas-
sungsgerichtshofs bis Ende des Jahres 2024 eine 
Entschädigung in Höhe von 50 % der Abgeordneten-
bezüge. Das ist folgerichtig. Der Mehraufwand durch 
die räumliche Trennung ist auszugleichen. Da der 
Neubau wie beschrieben noch ein bisschen auf sich 
warten lässt, bleibt dieser Aufwand weiterhin beste-
hen. Mit dem neuen Gesetz wird die temporäre Er-
höhung dieser Entschädigung daher verlängert.  

Unser großer Dank gilt selbstverständlich allen Rich-
terinnen und Richtern des Verfassungsgerichtshofs, 
deren Arbeit eine so wichtige Rolle beim Schutz der 
Landesverfassung spielt. Dieser Gerichtshof ist für 
die demokratische Kontrolle der Rechtsstaatlichkeit 
und der Wahrnehmung der Grundrechte unverzicht-
bar. Seine Arbeit ist insbesondere in komplexen und 
herausfordernden Zeiten besonders hoch anzuse-
hen. Dafür möchten wir den Richterinnen und Rich-
tern sehr herzlich danken.  

Dass in einer so wichtigen Frage in diesem Hause 
ein interfraktioneller Konsens besteht, freut mich per-
sönlich sehr. Dafür ganz herzlichen Dank – Vielen 
Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Wir setzen die 
Aussprache fort. Für die FDP-Fraktion hat jetzt der 
Kollege Dirk Wedel das Wort. – Bitte sehr. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Durch Entscheidungen des Landtags ist 
der Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-
Westfalen personell und organisatorisch verselbst-
ständigt worden. Die Verselbstständigung des Ver-
fassungsgerichtshofs machte insbesondere auch 
eine räumliche Entflechtung des Verfassungsge-
richtshofs und des Oberverwaltungsgerichts erfor-
derlich.  

Aufgrund des dadurch übergangsweise eingetrete-
nen Mehraufwands hat der Landtag die Aufwands-
entschädigung der Präsidentin des Verfassungsge-
richtshofs bis zum Ende des Jahres 2024 befristet er-
höht, und zwar auf 50 % der Abgeordnetenbezüge 
nach dem Abgeordnetengesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen.  

Derzeit in einem Interim untergebracht, bedarf es ei-
ner dauerhaften, seiner Bedeutung angemessenen 
Unterbringung des Verfassungsgerichtshofs in 
Münster. Dabei ist man, insbesondere auch nach 
Einschätzung der Präsidentin des Verfassungsge-
richtshofs, auf einem guten Weg.  

Viele Abstimmungen und Gespräche zwischen unter 
anderem dem Verfassungsgerichtshof, der Staats-
kanzlei, der Stadt Münster, der Bezirksregierung 
Münster und dem BLB waren erforderlich, um in 
Münster einen neuen Standort für den Verfassungs-
gerichtshof zu finden, der den Anforderungen ent-
spricht. Meilensteine wie der hochbauliche Realisie-
rungswettbewerb das Freiherr-von-Vincke-Haus am 
Domplatz in Münster betreffend wurden erfolgreich 
abgeschlossen. Die Umsetzung wird laut BLB nach 
derzeitigem Stand aber noch bis zum Jahr 2027 an-
dauern.  

Um dem bis dahin zu verzeichnenden erhöhten Auf-
wand der Präsidentin des Verfassungsgerichtshofs 
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weiterhin Rechnung tragen zu können, soll die Über-
gangsregelung für die Entschädigung der Präsiden-
tin mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der Fraktio-
nen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP bis zum 31. Dezember 2026 verlängert werden.  

Die FDP-Fraktion dankt der Präsidentin des Verfas-
sungsgerichtshofs für ihr großes Engagement, durch 
einen angemessenen Dienstsitz die Verselbstständi-
gung des Verfassungsgerichtshofs auch nach außen 
sichtbar zu vollenden. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – 
Jetzt hat Herr Dr. Beucker für die Fraktion der AfD 
das Wort. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Damen! Geehrte Herren! Mit dem 
Gesetzentwurf zur Änderung des Verfassungsge-
richtshofgesetzes soll die befristete Erhöhung der 
Entschädigung für die Präsidentin oder den Präsi-
denten des Verfassungsgerichtshofs bis Ende 2026 
verlängert werden. Diese Verlängerung sehen wir 
kritisch, und wir werden uns daher bei der Abstim-
mung enthalten. Das hat nichts mit unserer grund-
sätzlichen Hochachtung für das Verfassungsorgan 
Landesverfassungsgericht zu tun. Ebenso schätzen 
wir die Arbeit, die dessen Präsidentin leistet, außer-
ordentlich.  

Lassen Sie mich erläutern, warum der Gesetzentwurf 
trotzdem für uns nicht zustimmungsfähig ist.  

Die befristete Erhöhung der Entschädigung wurde 
2022 beschlossen, um einen zweifellos vorhandenen 
Übergangsmehraufwand auszugleichen. Es gehört 
normalerweise nicht zu den Aufgaben einer Gerichts-
präsidentin, sich um geeignete Räumlichkeiten und 
einen Neubau zu kümmern. Der Zusatzaufwand ist 
jedoch mittlerweile nach unserer Auffassung weitge-
hend weggefallen. Der Verfassungsgerichtshof hat 
inzwischen in einem angemieteten Gebäude seinen 
Dienstsitz eingerichtet und kann dort, wie von der 
Präsidentin selbst betont, sehr gut arbeiten. Die um-
fangreichen Planungsarbeiten für den Neubau am 
Domplatz in Münster sind ebenfalls weit fortgeschrit-
ten. Kollege Wedel hat das eben in sehr schöner und 
wünschenswerter Weise dargestellt.  

Die Arbeitsbelastung ist somit im Vergleich zur Über-
gangsphase unserer Meinung nach deutlich gesun-
ken, da die wesentlichen organisatorischen Heraus-
forderungen inzwischen bewältigt wurden. Die Ange-
messenheit einer Verlängerung der erhöhten Ent-
schädigung bis 2026 ist daher nicht ohne jeden Zwei-
fel. Sie könnte zudem ein problematisches Signal 
senden.  

Es ist allgemein bekannt, dass die Besoldung von 
Richtern und Staatsanwälten in NRW seit Langem 
als zu niedrig kritisiert wird, auch von der EU-
Kommission, die eine angemessene Vergütung als 
wichtiges Element zur Sicherung der Unabhängigkeit 
der Justiz sieht. Die Jahresgehälter deutscher Rich-
ter zu Beginn ihrer Karriere gehören im EU-Vergleich 
nach wie vor zu den niedrigsten. Die Lage der Staats-
anwälte wird nicht als besser eingeschätzt. Die Zu-
lage, um die es hier geht, beträgt jährlich nur etwa 
23.000 Euro. Angesichts dessen ist es schon er-
staunlich, wie viel Pathos wir eben hier gehört haben.  

Wichtig ist aber das Signal, es gebe weiterhin eine 
Zulage, obwohl die Zulagen der übrigen Justizbe-
diensteten seit geraumer Zeit nicht mehr erhöht wur-
den. Angesichts der aktuellen wirtschaftlichen Lage 
und der stagnierenden Gehälter im öffentlichen 
Dienst könnte eine Zulagenverlängerung als unan-
gebracht beurteilt werden.  

Die Wertschätzung und finanzielle Unterstützung un-
serer Justiz sollte uns insgesamt am Herzen liegen. 
Wir leben in Zeiten, da es Schwierigkeiten macht, ei-
nen ausgeglichenen Haushalt aufzustellen. Wir le-
ben in Zeiten, da eine Zulagenerhöhung für Staats-
bedienstete nur schwerlich finanzierbar wäre. Wir le-
ben in Zeiten, da überhaupt die Gehälter in der Justiz 
nicht so steigen können, wie wir alle hier im Landtag 
es unserer Justiz gönnen würden. In einer solchen 
Situation finden wir es angemessen, mit dem Sparen 
bei den höchsten Positionen anzufangen.  

Zusammengefasst werden wir uns enthalten, weil 
zum einen der ursprüngliche Mehraufwand wohl 
nicht mehr so besteht, zum anderen ein falsches Zei-
chen gesetzt wird und schließlich die Spitzen unserer 
Institutionen beim Sparen, wie sonst auch immer, 
beispielhaft vorangehen sollten. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir kommen nun, da wir am Schluss 
der Aussprache sind, zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf Drucksache 18/11329 in der ersten von 
zwei Lesungen.  

Wer stimmt diesen Gesetzentwurf zu? – Das sind die 
Fraktionen von SPD, Grünen, CDU und FDP. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – 
Das ist die Fraktion der AfD. Damit ist dieser Gesetz-
entwurf Drucksache 18/11329 angenommen.  

Die Fraktionen haben vereinbart, die zweite Lesung 
unmittelbar im Anschluss durchzuführen. – Ich sehe 
hierzu keinen Widerspruch. Dann verfahren wir so.  

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen daher unmittelbar zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf nach der zweiten Lesung. Wer 
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stimmt diesem Gesetzentwurf zu? – Das sind die 
Fraktionen von SPD, Grünen, CDU und FDP. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – 
Das ist die Fraktion der AfD. Damit ist dieser Gesetz-
entwurf Drucksache 18/11329 so verabschiedet.  

Wir kommen zu: 

12 Alle Hebel in Bewegung setzen – Schwarz-
Grün muss bei der Fachkräftesicherung end-
lich alle Potenziale nutzen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/11337 

Die Kollegin Teschlade hat das Wort. – Bitte sehr. 

Lena Teschlade*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin froh, 
dass beim Thema „Fachkräftemangel“ jetzt auch auf 
der Regierungsbank Platz genommen wurde. Das ist 
schön und wird dem Thema gerecht.  

1,6 Millionen sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigte, davon 900.000 mit einer abgeschlossenen Be-
rufsausbildung, so viele Menschen werden in den 
nächsten zehn Jahren in NRW in den Ruhestand ge-
hen. Diese Menschen kommen zu den jetzt schon 
fehlenden 400.000 Beschäftigten hinzu. Diese Zah-
len übersteigen übrigens auch die Zahl der arbeitslo-
sen Menschen in NRW, bei denen es zudem große 
Passungsprobleme bei der Vermittlung auf dem Ar-
beitsmarkt gibt.  

Jetzt hilft es nicht, wenn die regierungstragenden 
Fraktionen für jeden Bereich einen einzelnen Antrag 
zur Bewältigung des Fachkräftemangels schreiben. 
Dann haben wir beispielsweise bald vielleicht ausrei-
chend Polizisten, aber nicht genug Erzieherinnen 
usw. Es hilft eben nicht, wenn wir alle an einer so-
wieso schon viel zu kleinen Decke ziehen, und zwar 
von allen Seiten. Davon werden wir nicht mehr Men-
schen.  

Die Aufgabe ist, dass wir Potenziale und Ressour-
cen, die dieses Land hat, deutlich nutzen. Ich will an 
dieser Stelle schon einmal sehr deutlich sagen, dass 
dazu nicht gehört, so dramatisch im Sozialetat zu 
kürzen, dass sich heute so viele Menschen genötigt 
gefühlt haben, hier in Nordrhein-Westfalen gegen ge-
nau diese Kürzungen zu demonstrieren. 

(Beifall von der SPD) 

Damit ziehen wir nötige Fachkräfte nicht an, sondern 
wir schrecken sie ab.  

In der Fachkräftestrategie sind durchaus gute An-
sätze vorhanden. Das will ich überhaupt nicht irgend-
wie negieren. Aber wir müssen an der Stelle mal vom 
Learning ins Doing kommen.  

Da helfen uns auch Veranstaltungen, die dann 
staatstragend gemacht werden, nicht. Bei der letzten 
Veranstaltung der Landesregierung, bei der es um 
das Thema „Frauenerwerbsarbeit“ ging, war bei-
spielsweise nicht nur die Besucherzahl relativ gering, 
sondern auf dem Podium waren von sieben Men-
schen nur zwei Frauen. Auch das zeigt: Da ist einiges 
nicht verstanden worden. 

Letzte Woche hatte ich anlässlich des 15-jährigen 
Jubiläums die Gelegenheit, mich noch einmal über 
den Sachstand der Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention zu informieren. Da ist 
deutlich geworden, welche große Ressource Men-
schen mit Behinderung für dieses Land bieten. Aber 
was passiert jetzt? Auch da wird aktuell im Landes-
haushalt mit einem Minus von fast 59 % gespart. 

Eine weitere Gruppe, die dem Arbeitsmarkt zur Ver-
fügung steht und die man besser fördern könnte, was 
wir in unserem Antrag auch aufgegriffen haben, sind 
junge Menschen, insbesondere junge Menschen mit 
niedrigen oder auch mit gar keinen Abschlüssen, die 
dringend eine Perspektive auf dem Arbeitsmarkt 
brauchen. Aber auch hier wird der Rotstift angesetzt.  

Das Projekt „Kein Abschluss ohne Anschluss“ wird 
vollständig in den ESF ausgelagert. 

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Das ist doch nicht 
schlecht!) 

Das wird dazu führen, dass Träger das nicht mehr 
stemmen können. 

Eine dritte Gruppe, bei der noch extrem viel Luft nach 
oben ist und die ich gerade schon einmal angespro-
chen habe, sind Frauen. Wir brauchen flexiblere Ar-
beitszeiten. Wir brauchen Unternehmen, die dabei 
unterstützt werden, andere Arbeitszeitmodelle anzu-
bieten. Und wir brauchen natürlich vor allen Dingen 
eine flächendeckende Betreuungssituation sowohl 
für Menschen, die Angehörige pflegen müssen, als 
auch für Menschen, die ihre Kinder zu Hause be-
treuen müssen. Wir wissen, es sind immer noch 
überwiegend Frauen.  

Die nächste große Gruppe betrifft das Thema „Zu-
wanderung“. Wir brauchen viel mehr Tempo bei der 
Anerkennung von Berufsabschlüssen, damit Fach-
kräfte in unser System integriert werden können. 

Der letzte Punkt ist das Thema „Arbeitsorganisation 
und künstliche Intelligenz“. Wir haben dazu eine Ex-
pertinnen- und Expertenanhörung gemacht, beru-
hend auf einem Antrag der SPD zur Transformation 
der Arbeitswelt. Durch die Bank waren sich alle einig, 
dass Fachkräftemangel jetzt ein Thema ist, es sich in 
Zukunft aber durchaus noch einmal ändern wird – 
durch künstliche Intelligenz und andere Unterstüt-
zungsmöglichkeiten, die wir haben. Wir müssen da 
viel mehr machen. Wir müssen diese Ressource viel 
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besser nutzen. Auch da bleibt im Moment eine ganze 
Menge liegen. 

Wir wissen vor allen Dingen auch, dass kleine und 
mittelständische Unternehmen Unterstützung bei der 
Transformation brauchen. Was erleben wir hier im 
Moment in Nordrhein-Westfalen? Wir kürzen die 
Transformationsberatungsstellen, die diese wichtige 
Aufgabe leisten.  

Alles ist gerade darauf ausgerichtet, dass wir den 
Fachkräftemangel in diesem Land nicht wirksam be-
kämpfen können. Hier müssen wir dringend anset-
zen. Der Antrag bietet entsprechende Punkte, was 
es jetzt braucht, um da voranzukommen. 

Wir haben uns bewusst dafür entschieden, diesen 
Antrag in den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales zu überweisen, damit wir noch einmal inten-
siv zu dem Thema diskutieren können, um dem 
Thema gerecht zu werden und uns gemeinschaftlich 
unterzuhaken, um zu schauen: Was braucht es jetzt? 
Was können wir machen? Denn eins ist klar: Es wird 
einfach nicht reichen, jetzt nur darüber zu diskutie-
ren, wie wir demnächst Jobcenter digitalisieren etc. 
Wir brauchen mehr. Deshalb freue ich mich auf die 
Diskussion. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Hervorragend, vie-
len Dank. – Kollege Marco Schmitz hat jetzt das Wort 
für die Fraktion der CDU. 

Marco Schmitz (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst 
muss man auch einmal ein Lob an die SPD-Fraktion 
aussprechen. Das tue ich gerne. 

(Lena Teschlade [SPD]: Stimmen Sie zu?) 

Sie haben heute einen Antrag gestellt, den wir am 
25.10.2022 zum Teil mit den gleichen Begründungen 
wortähnlich auch schon gestellt haben, und zwar 
zum Thema „Mit einer Arbeits- und Fachkräfteoffen-
sive im Bereich der beruflichen Bildung dem Fach-
kräftemangel in Nordrhein-Westfalen begegnen“. 
Deswegen freue ich mich, dass unsere Politik bei 
Ihnen so gut ankommt, dass Sie das inzwischen 
übernehmen. 

(Thorsten Klute [SPD]: Dann ist die Zustim-
mung doch gesichert!) 

– Das haben Sie damals übrigens nicht getan; des-
wegen müssen wir darüber noch einmal reden.  

Ich gehe gerne in ein paar Punkten auf den Antrag 
ein. 

Sie haben fünf große Forderungen aufgestellt, wel-
che Berufsgruppe in welcher Form weiterhin geför-
dert werden muss. Aber statt nur zu fordern, setzt die 

Landesregierung bereits auf konkrete und nachhal-
tige Lösungen im Bereich des Fachkräftemangels. 
Deswegen ist dieser Antrag in der Form gar nicht not-
wendig. Nichtsdestotrotz werden wir der Überwei-
sung natürlich zustimmen. 

Die Kürzungen im Sozialbereich, die Sie gerade an-
gesprochen haben, Frau Kollegin Teschlade, haben 
nichts mit der Arbeitsmarktförderung zu tun.  

(Lena Teschlade [SPD]: Natürlich!) 

Denn gerade die Arbeitsmarktförderung wird zum 
Großteil über den ESF finanziert, und da gab es 
keine Kürzungen. 

Auch den Bereich KAoA, der von Ihnen angespro-
chen worden ist, haben wir als so wichtig erachtet, 
dass wir nicht wollen, dass dieser Übergang von 
Schule in den Beruf in irgendeiner Form zu kurz 
kommt. Wir sollten nicht zwischen schlechtem Geld, 
das aus Ihrer Sicht aus dem ESF kommt, und gutem 
Geld, das aus dem Landeshaushalt stammt, unter-
scheiden. Dieses Geld ist vorhanden, um junge Men-
schen in den Beruf zu bringen. 

(Beifall von der CDU) 

Auch der Bereich „Förderung der Erwerbstätigkeit 
von Frauen“ ist ein Anliegen, das wir bereits in vielen 
Bereichen umsetzen. Es mag vielleicht aus Ihrer Sicht 
Veranstaltungen geben, die nicht so in der Form be-
sucht worden sind, wie das passieren sollte – Sie ha-
ben eben davon gesprochen –, aber es geht uns da-
rum, dass wir die Möglichkeiten bieten, und das tun 
wir.  

Wir bieten die Möglichkeiten, indem wir deutlich ma-
chen, dass wir Kinderbetreuungsplätze zur Verfü-
gung stellen. Wir bieten die Möglichkeit, flexible Aus-
bildungsmodelle zu erproben. Es gibt regionale Kom-
petenzzentren, die kleine und mittlere Unternehmen 
bei der Anwerbung und Anstellung von Frauen unter-
stützen. Bei all dem schafft die schwarz-grüne Regie-
rungskoalition familienfreundliche Strukturen, um Er-
werbstätigkeit von Frauen weiter zu erhöhen. 

Ich komme zum nächsten Punkt: die Integration aus-
ländischer Fachkräfte in den Arbeitsmarkt erhöhen. – 
Gerade den Bereich haben wir in den letzten Jahren 
sehr stark ausgebaut. Die Stellen bei den Bezirksre-
gierungen sind jetzt in der Lage, die Anerkennung 
durchzuführen. Es gibt die Kooperation mit der Inter-
nationalen Fachkräfteagentur NRW und der Zentral-
stelle Fachkräfteeinwanderung. Dort bieten wir Bera-
tungs- und Vermittlungsangebote sowohl für Arbeit-
geberinnen und Arbeitgeber, aber auch für die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Auch hier sind 
wir bereits auf einem guten Weg und wollen uns un-
sere Erfolge von Ihnen auch nicht madig machen las-
sen.  

Der letzte Bereich ist die Teilhabe von Langzeitar-
beitslosen am Erwerbsleben. Das Teilhabechan-
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cengesetz, das seit 2019 auch in Nordrhein-Westfa-
len greift und gerade mit den 16i- und 16e-Maßnah-
men die Möglichkeit bietet, viele Menschen, die sehr 
lange arbeitslos gewesen sind, wieder in ein Joble-
ben zurückzuführen, ist ein Erfolg.  

(Lena Teschlade [SPD]: Ein Erfolg des Bun-
des!) 

Wir müssen jetzt natürlich schauen – das weiß ich 
auch; wir sind alle in Gesprächen mit den Trägern der 
Sozialhilfe –, wie wir das in Zukunft weiterführen 
müssen und können. Über 40.000 Menschen haben 
von diesen Projekten in Nordrhein-Westfalen profi-
tiert. Ich finde, dass das ein konkretes Beispiel ist, 
dass wir unseren Worten auch Taten folgen lassen 
und das umsetzen.  

Der letzte Punkt ist, für Menschen mit Behinderung 
den Zugang zum Arbeitsmarkt zu schaffen. Auch hier 
haben der Staatssekretär im Rahmen der Fachkräf-
teoffensive und auch unser Minister, Karl-Josef 
Laumann, schon sehr früh deutlich gemacht, dass 
gerade dieser Personenkreis wichtig ist, um den 
Fachkräftemangel zu beheben. Sie haben das auch 
selbst in Ihren Antrag aufgenommen. Sie haben die 
Zahl niedergeschrieben, wie hoch die Erwerbslosen-
quote unter den Menschen mit Behinderung ist. Es 
ist notwendig, dass wir ebenfalls noch einmal eingrei-
fen.  

Mit der Fachkräfteoffensive Nordrhein-Westfalen ist 
unser Land auf dem richtigen Weg, diesen Fachkräf-
temangel zu beheben. Ich würde mich freuen, wenn 
wir das gemeinsam hinbekommen. Ich freue mich 
auf die Diskussion im Ausschuss und danke Ihnen 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun Kollege Benjamin 
Rauer das Wort. Bitte sehr. 

Benjamin Rauer*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! Zuerst möchte ich aner-
kennend feststellen, dass die SPD-Fraktion anschei-
nend sehr viel Zeit in diesen Antrag investiert hat. Auf 
acht Seiten wurden Punkte aus vielen vorherigen An-
trägen sowie aus schon vorhandenem Regierungs-
vorgängen zusammengetragen.  

(Thorsten Klute [SPD]: Wir prüfen genau, was 
wir tun!) 

– Das ist gut, Thorsten.  

Die SPD hat mit ihrer Fleißarbeit eine lange Liste von 
Vorschlägen vorgelegt, doch wenn ich mir diese For-
derungen genauer betrachte, muss ich feststellen, 
dass diese im Wesentlichen vorhandene Initiativen 

beinhalten und zudem vermeintlich neue Ideen auf-
führen, die bereits mit Erfolg aktuell umgesetzt wer-
den.  

(Rodion Bakum [SPD]: Wo denn?) 

Nehmen wir das Thema der beruflichen Anerken-
nung. Schon jetzt setzen sich das Ministerium und 
Minister Karl-Josef Laumann dafür ein, die Verfahren 
zu beschleunigen und die Anerkennung ausländi-
scher Berufsabschlüsse zu verbessern. Mit dem Pro-
jekt zur zentralen Anerkennungsstelle für Gesund-
heitsberufe werden seit 2020 Anerkennungsfälle be-
arbeitet.  

(Rodion Bakum [SPD]: Na ja!) 

Zusätzlich bietet das Onlinezugangsprojekt eine digi-
tale Antragstellung, die den Prozess erheblich ver-
einfacht. So wird für ausländische Fachkräfte eine 
schnelle und unbürokratische Möglichkeit geschaf-
fen, schnell in den Arbeitsmarkt integriert zu werden.  

(Lachen von Susanne Schneider [FDP] – Hei-
terkeit von der SPD) 

Die Landesregierung wird außerdem einen Gesetz-
entwurf zur Änderung der Berufsqualifikationsfest-
stellung NRW vorlegen, der eine schnellstmögliche 
Bearbeitung von Anträgen unterstützt. Ein besonde-
res Anliegen muss dabei auch die Erleichterung der 
Anerkennung von Dokumenten aus dem Ausland 
sein, um den Weg in den Arbeitsmarkt schnell zu er-
leichtern.  

Ein wichtiger Ansatzpunkt der Strategie der Landes-
regierung ist eine frühzeitige Unterstützung geflüch-
teter Menschen in Nordrhein-Westfalen. Nach ihrer 
Ankunft verbringen sie oft mehrere Monate in Unter-
bringungseinrichtungen des Landes, ohne dass sie 
arbeiten oder Integrationskurse besuchen dürfen.  

Genau hier wird gerade angesetzt, um diese Zeit zu 
nutzen. Durch das Pilotprojekt zur beschleunigten 
Arbeitsmarktintegration in den Landesunterkünften 
Ratingen und Bad Driburg gibt es bereits Angebote 
zur Kompetenzfeststellung sowie Hilfs- und Bera-
tungsstrukturen. So wird der Übergang in den Ar-
beitsmarkt deutlich effizienter gestaltet, um die Po-
tenziale der Menschen frühzeitig zu erkennen und zu 
fördern.  

Die Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt ist sehr 
entscheidend. Hier sind wir Grünen ebenfalls einen 
Schritt weiter. Wir haben nicht nur die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf im Blick, sondern auch kon-
krete Maßnahmen für den Ausbau der frühkindlichen 
Bildung und die wesentlichen Verbesserungen von 
Arbeitsbedingungen, um mehr Frauen den Weg in 
den Arbeitsmarkt zu ermöglichen.  

Außerdem möchte ich hier die Berufseinstiegsbeglei-
tung erwähnen. Diese bietet gezielt Unterstützung 
für rund 5.000 Jugendliche mit schwierigen Start-
bedingungen. Ebenso hilft das Werkstattjahr, das 
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mit 4,9 Millionen Euro aus dem ESF gefördert wird, 
jungen Menschen den Einstieg ins Berufsleben zu 
erleichtern.  

Des Weiteren liegt mir die Inklusion in den Arbeits-
markt und die Unterstützung der Menschen mit Be-
hinderung am Herzen. Dies ist für uns und ganz be-
sonders natürlich für unseren Sprecher für Inklusion, 
Dennis Sonne, von zentraler Bedeutung.  

Um Menschen mit Behinderungen und offene Stellen 
effektiver zusammenzubringen, hat Minister 
Laumann im April gemeinsam mit der Landesregie-
rung, der Bundesagentur für Arbeit, Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmervertretungen sowie zahlreichen Unter-
stützungspartnern die gemeinsame Initiative zur 
Stärkung der Inklusion am Arbeitsmarkt ins Leben 
gerufen.  

Trotz abgeschlossener Ausbildung sind über 50.000 
Menschen mit Schwerbehinderung arbeitslos, wäh-
rend Unternehmen dringend Fachkräfte suchen. 
Deshalb setzen wir das Programm „100 zusätzliche 
Ausbildungsplätze für Jugendliche und junge Er-
wachsene mit Behinderung in NRW“ fort und unter-
stützen Inklusionsbetriebe mit 1,9 Millionen Euro aus 
dem ESF.  

Ich bin davon überzeugt, dass der Arbeits- und Fach-
kräftemangel mit den bestehenden Maßnahmen und 
einer noch engeren Verzahnung von Bildung, Ar-
beitsmarkt und sozialer Integration nachhaltig be-
kämpft werden kann. Der vorliegende Antrag der 
SPD ist dafür jedoch nicht zielführend.  

Wir stimmen der Überweisung natürlich zu.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der FDP hat nun die Kollegin Susi 
Schneider das Wort. Bitte sehr. 

(Thorsten Klute [SPD]: Ist die denn schon aus 
dem Lachen wieder raus?) 

Susanne Schneider (FDP): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei den bei-
den Vorrednern frage ich mich jetzt schon: Geht‘s ei-
gentlich noch? 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Ist dieser vorliegende Antrag nötig?  

Liebe Kollegen der sogenannten regierungstragen-
den Fraktionen, wenn ich am Bahnhof stehe und 
Züge ausfallen, weil keine Lokführer vorhanden sind, 
wenn Kinder nicht betreut werden können, weil in 
Kitas Gruppen geschlossen werden, weil keine Er-
zieherinnen da sind, wenn man wochenlang auf ei-
nen Handwerkertermin wartet, wenn es in der Pflege 
eng ist, wenn es überall im Land an Fachkräften fehlt, 

fragen Sie hier an diesem Redepult: Ist dieser Antrag 
nötig? – Geht‘s noch?  

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Der Fachkräftemangel ist eines der größten Wachs-
tumshemmnisse in Deutschland überhaupt und na-
türlich auch in Nordrhein-Westfalen. Auf Bundes-
ebene waren das neue Fachkräfteeinwanderungsge-
setz und die Fachkräftestrategie erste wichtige 
Schritte. Wir müssen aber weiter intensiv an einer 
Wirtschaftswende arbeiten.  

(Beifall von der FDP) 

Daran müssen sich die Bundesländer verstärkt betei-
ligen. Der Handlungsdruck ist unvermindert hoch. 
Nach einer Studie des Instituts der deutschen Wirt-
schaft gehen in der deutschen Wirtschaft 2024 Pro-
duktionskapazitäten im Wert von 49 Milliarden Euro 
verloren, nur weil die nötigen Fachkräfte fehlen. 

Nordrhein-Westfalen hebt sich beim Fachkräfteman-
gel leider nicht von anderen Bundesländern ab. So 
fehlten 2023 nach Berechnung des Kompetenzzent-
rums Fachkräftesicherung in unserem Bundesland 
über 80.000 qualifizierte Arbeitskräfte. Laut IHK 
NRW fehlen sogar über 400.000 Fachkräfte, der 
überwiegende Teil davon im Bereich der beruflich 
Qualifizierten. Dem gegenüber stehen nach Anga-
ben der Bundesagentur für Arbeit rund 75.000 Men-
schen, die gut qualifiziert sind und jederzeit einen Job 
aufnehmen könnten. 

Diese Zahlen zeigen, dass die vor einem Jahr gebün-
delten Initiativen und Projekte im Kampf gegen den 
Fach- und Arbeitskräftemangel längst noch nicht 
ausreichen. Zwar wurden 64 Maßnahmen im Fort-
schrittsbericht zur Unterstützung der Fachkräfteof-
fensive NRW aufgeführt, trotzdem fehlen der nord-
rhein-westfälischen Wirtschaft immer noch qualifi-
zierte Fachkräfte. Öffentliche Ankündigungen, Bro-
schüren und Veranstaltungen der Landesregierung 
allein bringen uns hier nicht weiter. Vielmehr sind zu-
sätzliche Anstrengungen und weitere konkrete Maß-
nahmen nötig. 

Die Analyse von Ausbildungs- und Arbeitsmarktda-
ten macht vor allem eines deutlich: Es müssen alle 
verfügbaren Fachkräftepotenziale aktiv angespro-
chen werden. Ungenutzte Potenziale bestehen zum 
Beispiel bei Frauen, bei Angehörigen mit Familien- 
bzw. Pflegeverantwortung oder bei Menschen mit 
Behinderungen. Auch ältere Arbeitnehmer müssen 
wir in den Blick nehmen. Diese Gruppe wird im vor-
liegenden Antrag aber gar nicht angesprochen. 

Für die Fachkräfteeinwanderung spielen eine Will-
kommenskultur sowie die Verfahren zur Anerken-
nung ausländischer Berufsqualifikationen eine zent-
rale Rolle. Das muss schneller gehen. Das muss un-
bürokratischer werden. Vor allem muss es digitaler 
werden. Auch vor KI sollten wir hier keine Angst ha-
ben. 
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(Beifall von der FDP) 

Viele andere Maßnahmen, die wir als FDP-Fraktion 
bereits gefordert haben, lassen sich auch im vorlie-
genden Antrag finden. Dazu zählen die Verankerung 
der Gleichwertigkeit beruflicher und akademischer 
Bildung in der Landesverfassung, die Modernisie-
rung der überbetrieblichen Bildungsstätten des 
Handwerks, ein verstärkter Einsatz von zertifizierten 
Teilqualifizierungen sowie der Ausbau der Plätze in 
der frühkindlichen Bildung. Guter Antrag, toller An-
trag – dachte ich. 

(Thorsten Klute [SPD]: Ja!) 

Aber dann kam es: umfassende Ausbildungsplatzga-
rantie, neues Tariftreuegesetz, faktische Abschaf-
fung von Minijobs, Einrichtung einer Transformation-
sagentur, Einführung einer Landesförderung von Be-
triebsratsgründungen usw. 

Diese Forderungen bedeuten am Ende nur mehr Bü-
rokratie und mehr Kosten, aber sicher nicht mehr 
Fachkräfte. Trotzdem findet die FDP-Landtags-
fraktion diesen Antrag ganz spannend. Ich freue 
mich auf die Diskussion im Ausschuss. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP und Thorsten Klute [SPD]) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. -- Für 
die Fraktion der AfD hat nun Herr Dr. Vincentz das 
Wort. Bitte sehr. 

Dr. Martin Vincentz*) (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren! Fachkräfte-
sicherung ist ein sehr ernstes und wichtiges Thema. 
Nicht nur die Demografie stellt uns dort vor große 
Herausforderungen und Probleme, sondern auch un-
sere Schulen straucheln ganz offenbar dabei, die nö-
tigen Fachkräfte auszubilden und zur Verfügung zu 
stellen. So wird aus immer mehr Handwerksbetrie-
ben und Einrichtungen berichtet, dass die Vorbildung 
der Schüler nicht mehr unbedingt so ist, dass man 
sie direkt auf dem Arbeitsmarkt gebrauchen kann. 

Auch bei der Einwanderung läuft in Deutschland vie-
les schief, sodass eben nicht unbedingt diejenigen 
kommen, die hier dringend als Fachkräfte gebraucht 
werden, sondern oftmals diejenigen, die eher viel-
leicht auf der anderen Seite die Sozialkassen belas-
ten. 

Nun hat die SPD dazu einen Antrag vorgelegt und 
ihre Ideen vorgestellt. Darin finden sich ganz viele 
bunte Forderungen. Einige davon möchte Ihnen 
gerne vortragen. Deswegen habe ich den Antrag hier 
einmal mitgebracht. 

Unter anderem fordern Sie die Landesregierung auf – 
und jetzt kommt es –, „junge Menschen ohne Berufs-
abschluss zu qualifizieren“. Das ist eine bahn-

brechende Erkenntnis, bei der der Staatssekretär 
sich am Kopf kratzt und sagt: Warum ist bislang kei-
ner darauf gekommen? – Man muss die jungen Men-
schen einfach nur qualifizieren. Wahnsinn! Dann 
geht das alles ohne Berufsabschluss. Weiteres, Tie-
fergehendes steht dazu tatsächlich nicht im Antrag. 

Sie plädieren unter anderem dafür, „überbetriebliche 
Bildungsstätten zu modernisieren“. Darüber hat man 
durchaus schon das eine oder andere Mal debattiert. 
Wie Sie das finanzieren wollen, sagen Sie allerdings 
nicht. 

Um „die Erwerbstätigkeit von Frauen zu erleichtern“, 
sollen unter anderem „Angebote der frühkindlichen 
Bildung ausgebaut werden“. Wie soll das passieren? 
Woher kommen die Fachkräfte, woher das Geld? Wir 
befinden uns hier schon seit Plenarwochen in einem 
Dialog miteinander und diskutieren immer wieder 
darüber, dass das ja im Prinzip Absicht aller Fraktio-
nen ist. Jetzt bringen Sie diese bahnbrechenden Er-
kenntnisse an. 

Sie fordern, dass „sich im Bund dafür eingesetzt wird, 
Fehlanreize im Steuerrecht abzuschaffen“. Super! 
Welche? Was? Keine Ahnung; wissen wir nicht. 

Sie sprechen sich dafür aus, „die Verfahren der An-
erkennung von Bildungs- und Berufsabschlüssen 
weiter zu vereinfachen und zu beschleunigen“, so-
dass die Zahl der Berufsanerkennungsverfahren er-
höht wird. Auch das ist absolut einvernehmlich. Es 
gibt wahrscheinlich keinen Einzigen, der hier wider-
sprechen würde. Alles das haben Sie in einem bun-
ten Potpourri zusammengetragen. 

Außerdem wollen Sie „die Inklusion im Erwerbsleben 
und die Integration von Langzeitarbeitslosen“ för-
dern, um „langzeitarbeitslosen Menschen die Teil-
habe am Erwerbsleben und nachhaltige Beschäfti-
gung zu ermöglichen“. Wie? Keine Ahnung; man 
weiß es nicht. Das ist das Einzige, was dazu im An-
trag steht. Auch verfestigte Langzeitarbeitslosigkeit 
ist ein ewiges Dauerbrennerproblem im Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales und in der Ar-
beitsmarktpolitik. Was Sie da tatsächlich an neuen 
Ideen einbringen wollen, weiß man nicht. 

Dazu geben Sie auf diesen acht Seiten Papier un-
glaublich viel Geld aus und schaffen eine Menge Bü-
rokratie – die Kollegin der FDP hat es schon ausge-
führt –, ohne dabei irgendetwas konkret zu benennen 
oder irgendwelche Lösungen anzubieten. 

Als Nächstes im parlamentarischen Verfahren wer-
den wir höchstwahrscheinlich eine Anhörung wahr-
nehmen, bei der dann SPD-nahe Sachverständige 
sagen, dass sie den SPD-Antrag ganz okay finden. 
Ja, zu diesem Ergebnis wird jeder kommen, wenn er 
sich diese Forderungen durchliest. 

Allerdings muss man an dieser Stelle einmal einha-
ken, liebe SPD. Es gibt einen Unterschied zwischen 
„viel Arbeit machen“ – in diesem Fall dem Ausschuss 
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für Arbeit, Gesundheit und Soziales – und „Arbeits-
plätze schaffen“. Das Zweite wäre das, was wir alle 
miteinander machen müssten. Dieses Problem ist 
nämlich mittlerweile viel zu ernst, als dass wir uns 
hier weiterhin in Allgemeinplätzen und warmen Wor-
ten verlieren können. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Für die Landesre-
gierung hat nun Minister Karl-Josef Laumann das 
Wort. Bitte sehr. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will zunächst 
einmal darauf hinweisen, dass wir ohne Frage in der 
Arbeitsmarktpolitik in dieser Wahlperiode einen gro-
ßen Schwerpunkt auf die Fachkräftesicherung gelegt 
haben -- auch deswegen, weil wir in vielen Bereichen 
einen Mangel haben. Ich kann mich auch an Jahre 
erinnern, in denen wir unsere ganzen Anstrengungen 
einsetzen mussten, um überbetriebliche Ausbil-
dungsplätze zu schaffen, weil wir keine Lehrstellen 
hatten. Das ist eine völlig andere Ausgangslage.  

Wir haben eine Situation, in der wir viel entspannter 
über die Gleichwertigkeit von akademischer und be-
ruflicher Bildung reden; nicht nur reden, sondern über 
die vielen Jahre hinweg auch einiges erreicht haben. 
Wir haben dieses Jahr einen Kipppunkt gehabt. Wir 
haben in Nordrhein-Westfalen mehr Menschen, die 
eine Ausbildung im dualen System angefangen ha-
ben als an Universitäten oder Fachhochschulen. Das 
halte ich für all diejenigen, die sich um die duale Aus-
bildung kümmern, für einen sehr schönen Erfolg, und 
ich freue mich am allermeisten darüber, dass das ge-
lungen ist. 

Die duale Ausbildung ist für junge Menschen – im 
Übrigen auch für junge Menschen mit Abitur – wieder 
eine sehr viel attraktivere Alternative zum Studium, 
als das vorher der Fall war. Deswegen wäre es 
schön, wenn wir es in den nächsten Monaten hier im 
Landtag von Nordrhein-Westfalen zusammen hin-
kriegen würden, eine gesetzliche Grundlage für die 
Gleichwertigkeit dieser beiden Ausbildungswege zu 
schaffen. Es wäre in der Sache außerdem sehr 
schön, wenn wir das in einer großen Einmütigkeit der 
demokratischen Fraktionen erreichen könnten. 

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 

Der zweite Punkt, den ich nennen will: Wir lassen uns 
diese Frage relativ viel Geld kosten. Ich will nicht wie-
der mit den alten Kamellen anfangen, aber ich kann 
mich noch gut erinnern, dass es in diesem Land für 
alle Gesundheitsberufe, die nicht akademisch waren, 
Schulgeld gab. 

(Dr. Günther Bergmann [CDU]: Jau!) 

Wir haben das Schulgeld abgeschafft, und wir haben 
eine Zunahme der Ausbildungen in diesen Berufen 
im satten zweistelligen Bereich. 

(Beifall von der CDU und Hedwig Tarner 
[GRÜNE]) 

Das muss man einfach mal zur Kenntnis nehmen, 
und das ziehen wir jetzt auch in sehr schwierigen 
Haushaltsjahren durch. 

Wenn ich daran denke, was wir auch im Haushalts-
jahr 2025 für die kommunale Koordinierung von 
Praktika, die Start-Koordinierung, die Potenzialana-
lyse, die Teilzeitberufsausbildung, die 100 zusätzli-
chen Ausbildungsplätze des Werkstattjahres, das 
Ausbildungsprogramm „Ausbildungswege NRW“, 
die Beratungsstellen Arbeit und die Meisterprämien 
ausgeben, stelle ich fest, dass wir hier bei einer sat-
ten Zahl von weit über 70 Millionen Euro sind. Die 
geben wir in diesem sogenannten Sparhaushalt in 
den Bereichen der Fachkräfte, der Berufsausbildung, 
der Werbung für die duale Ausbildung, der Eingliede-
rung von benachteiligten Jugendlichen in den Ar-
beitsmarkt aus. 

Erzählen Sie bitte nicht, dass die Sparpolitik das 
Ende der Arbeitsmarktpolitik in Nordrhein-Westfalen 
sei. Vielmehr ist es eine Konzentrierung auf die wich-
tigsten Aufgaben, und ich finde, eine Zahl von weit 
über 70 Millionen Euro in diesem Bereich kann sich 
für das Haushaltsjahr 2025 sehr wohl sehen lassen. 

(Beifall von der CDU) 

Dann möchte ich Ihnen noch sagen: Wir haben mit 
allen Beteiligten in der Wirtschaft vor ungefähr einem 
Jahr – der Staatssekretär hat es vorbereitet – eine 
große Konferenz gemacht, bei der wir gesagt haben: 
Wir müssen uns bei dieser Fachkräfteproblematik 
jetzt auch sehr um die Anstellung von Behinderten 
kümmern. – Es ist ein Skandal, dass die Arbeitslosig-
keit bei behinderten Menschen in unserem Land dop-
pelt so groß ist wie bei nicht behinderten. Wir haben 
ungefähr 50.000 schwerbehinderte Menschen, die 
keine Arbeit haben. Davon hat die große Mehrheit 
eine wirklich vernünftige Berufsausbildung. Das un-
terscheidet sie von vielen, die im Bürgergeld sind, 
und trotzdem ist es so schwer. 

Nachdem wir ein paar Monate später darauf 
schauen, wie viele regionale Initiativen es gegeben 
hat, über die Kammern, über die Handwerker, über 
viele andere, das zum Thema zu machen und den 
Unternehmen zu sagen: „Leute, guckt auch mal, ob 
ihr da eure Fachkräfte gewinnen könnt“, bin ich sehr 
davon beeindruckt und finde es gut, dass das so ge-
laufen ist. Man muss erst einmal ein Bewusstsein da-
für schaffen, dass es da noch ein Potenzial am Ar-
beitsmarkt gibt, das aus guten Gründen – sowohl aus 
Sicht der Betroffenen als auch der Wirtschaft – inte-
griert werden sollte. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 
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Lassen Sie mich zum Schluss eine Sache sagen – 
das können Sie ja alles überprüfen –: Seit 2017, seit 
ich wieder im Amt bin, haben wir in Nordrhein-West-
falen über eine halbe Million sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitsplätze dazugewonnen. Das ist viel-
leicht nicht mein Verdienst – diese Feder will ich mir 
gar nicht an den Hut stecken –, das ist auch wegen 
der Situation der allgemeinen wirtschaftlichen Bedin-
gungen. Aber wenn in einem Land in zehn Jahren die 
Zahl der Menschen, die sozialversicherungspflichtig 
beschäftigt sind, um 1 Million auf 7,3 Millionen steigt, 
kann man auch mal sagen, dass in diesem Land 
nicht alles verkehrt gemacht worden ist, sondern vie-
les in die richtige Richtung geht. 

Ich wünsche mir jetzt vor allen Dingen Signale aus 
Berlin, sodass wir in Nordrhein-Westfalen ein starker 
Industriestandort werden und vor allen Dingen un-
sere energieintensive Wirtschaft nicht durch eine fal-
sche Energiepolitik verlieren. – Schönen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Wir 
sind am Schluss der Aussprache und kommen zur 
Abstimmung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 18/11337 an den Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales – federführend – so-
wie an den Ausschuss für Gleichstellung und Frauen, 
an den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend, 
an den Wissenschaftsausschuss, an den Ausschuss 
für Schule und Bildung und an den Integrationsaus-
schuss. Sport- und Verkehrsausschuss sind nicht da-
bei. Die abschließende Beratung und Abstimmung 
sollen im federführenden Ausschuss in öffentlicher Sit-
zung erfolgen. Wer stimmt dieser Empfehlung zu? – 
Das sind die Fraktionen von SPD, GRÜNEN, CDU, 
FDP und AfD. Gibt es Gegenstimmen? – Das ist 
nicht der Fall. Gibt es Enthaltungen? – Das ist auch 
nicht der Fall. Somit ist diese Überweisungsemp-
fehlung angenommen. 

Wir kommen zu: 

13 Die kranke Republik – Krankenstände analy-
sieren, Gesundheitsförderung in den Fokus 
rücken. 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/11317 

Dr. Vincentz hat das Wort für die antragsstellende 
Fraktion der AfD. Bitte schön.  

Dr. Martin Vincentz*) (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren! Die Ge-
sundheit ist zwar nicht alles, aber ohne Gesundheit 
ist alles nichts. – Dieses Zitat wird Arthur Schopen-
hauer zugeschrieben, der unter der Betrachtung der 
aktuellen Krankenstände wahrscheinlich einfach nur 
in resigniertes Schweigen verfallen würde. 

Ein Land, das sich immer noch als wirtschaftliche Su-
permacht sieht, droht, an den einfachsten Grundla-
gen zu scheitern. Wir stehen mitten in einer Gesund-
heitskrise, und zwar doppelt, sowohl auf Seite der 
Patienten als auch auf Seite der Behandler. Doch an-
statt zu handeln, beobachtet die Regierung das 
Elend offenbar mit stoischer Gelassenheit. Dabei 
sind die Fakten unübersehbar. Bereits in den ersten 
acht Monaten dieses Jahres haben die Krankheits-
fälle neue Rekordmarken gesetzt: 225 krankheitsbe-
dingte Ausfälle je 100 Versicherte. Das sind keine 
abstrakten Zahlen, sondern das ist der Beleg für ein 
Land, das sprichwörtlich auf dem Zahnfleisch geht; 
das unter diesen Bedingungen nicht mehr kann oder 
will. 

Aber nicht nur das, denn jeder Fehltag und jede 
Krankmeldung sind ein weiterer kleiner Sargnagel für 
unsere Wirtschaft, die dadurch jährlich 26 Milliarden 
Euro an Wertschöpfung verliert. Dennoch scheint 
diese Regierung fest entschlossen zu sein, das Land 
in ein wirtschaftliches Wachkoma versetzen zu wol-
len. 

Man könnte fast meinen, Sie hätten längst resigniert 
und nähmen es hin, dass unsere Leistungsträger 
schlicht ausfallen und der Wohlstand dieses Landes 
unaufhaltsam dahinschmilzt. Dabei wäre ein Blick 
auf die Ursachen dringender denn je angesagt, um 
endlich einen Weg aus der Misere zu finden. 

Psychische Erkrankungen, Stress und Burn-out sind 
längst Volkskrankheiten, und die Digitalisierung, die 
uns eigentlich entlasten sollte, treibt das Hamsterrad 
oft nur noch schneller an. Dank der elektronischen 
Krankschreibung wird es jetzt aber noch einfacher, 
sich krankzumelden. Das wahre Problem bleibt aller-
dings: Die Menschen sind schlichtweg oft am Ende 
ihrer Kräfte. 

Die Regierung reagiert darauf mit den üblichen Phra-
sen und mit halbherzigen Aktionen. Sie feiern Ge-
sundheitstage und verteilen Obstkörbe, als wäre das 
die Lösung. Diese Symbolpolitik ist so wirkungsvoll 
wie ein hübsches Bärchenpflaster auf einer offenen, 
klaffenden Wunde. Die Ampelkoalition ignoriert der-
weil offenbar bewusst den Ernst der Lage. Eine Re-
gierung, die die psychische Gesundheit ihrer Bürger 
vor allem in PR-Kampagnen erwähnt, zeigt deutlich, 
wie wenig ihr das Wohl der Menschen am Herzen 
liegt. Wenn Worte die Taten ersetzen, wird aus Ver-
antwortungslosigkeit schnell eine gefährliche Igno-
ranz. 
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Unser Antrag lässt hingegen an Klarheit nichts zu 
wünschen übrig. Wir fordern ein landesweites Moni-
toring, um die Ursachen des hohen Krankenstands 
endlich umfassend zu analysieren, denn wer keine 
validen Daten hat, bleibt blind, stochert im Nebel und 
gibt sich zufrieden. Darauf aufbauend sollen Präven-
tionskampagnen entwickelt werden, die nicht nur auf 
dem Papier gut aussehen, sondern die tatsächlich et-
was bewirken können. 

Die betriebliche Gesundheitsförderung muss nicht 
nur gefördert, sondern sie muss auch umfänglich 
ausgebaut werden. Es reicht nicht, wenn Unterneh-
men nur tätig werden, wenn sie sich auf der nächsten 
Gala gegenseitig dafür auf die Schultern klopfen kön-
nen, wie toll sie das machen. 

Ebenso fordern wir eine flächendeckende Informati-
onskampagne, um die Bevölkerung für die Gesund-
heitsvorsorge und für regelmäßige Untersuchungen 
zu sensibilisieren. Das ist kein Nice to have, sondern 
das ist eine absolute Notwendigkeit, um Krankheiten 
frühzeitig zu erkennen und die psychische Gesund-
heit zu stärken. 

Coaching- und Therapieangebote dürfen nicht die 
Ausnahme sein, sondern sie müssen zum Standard 
gehören. Auch das zählt zu einem modernen Ge-
sundheitsmanagement. 

Außerdem ist die Zusammenarbeit zwischen den 
Gesundheitsbehörden, den Unternehmen und den 
Bildungseinrichtungen weiter auszubauen. Ein Fli-
ckenteppich aus Einzelmaßnahmen bringt uns alle 
nicht weiter, sondern wir brauchen ein ganzheitliches 
Konzept, das alle Akteure einbindet und so endlich 
Wirkung entfalten kann. 

Diese Regierung hat die Verantwortung für die Ge-
sundheit ihrer Bürger auf eine Weise vernachlässigt, 
die an Fahrlässigkeit grenzt. Während wir hier debat-
tieren, kostet der hohe Krankenstand dieses Land 
nicht nur Milliarden, sondern vor allem Lebensquali-
tät und Zukunftschancen. 

Wenn Sie nicht länger Teil des Problems, sondern 
endlich ein Teil der Lösung sein wollen, dann stim-
men Sie unserem Antrag zu. Gesundheit ist nicht nur 
eine private Angelegenheit, sondern sie ist in diesem 
Fall die Grundlage für eine funktionierende Gesell-
schaft. Wer sich dem verweigert, verabschiedet sich 
von seiner Verantwortung als Regierung. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Jetzt hat die Kolle-
gin Anke Fuchs-Dreisbach das Wort für die Fraktion 
der CDU. Bitte sehr. 

Anke Fuchs-Dreisbach (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr 

Vincentz, Sie haben mit einem Zitat begonnen, das 
goldrichtig ist. Die körperliche und geistige Verfas-
sung eines jeden Menschen beeinflusst sein Wohl-
befinden, seine Leistungsfähigkeit und nicht zuletzt 
sein Umfeld, und da die gemeldeten Krankheitsfälle 
in den letzten Jahren erheblich angestiegen sind, ist 
ein Befassen mit dieser Thematik im Kontext des Ar-
beitsfeldes richtig. 

Bei einer Erkrankung handelt es sich um hochsen-
sible persönliche Daten, die nicht mehr der Pri-
vatsphäre, sondern viel eher der noch geschützteren 
Intimsphäre zuzuordnen sind. Genau dieses sen-
sible Thema führt mich direkt zu Ihrer ersten Forde-
rung, der Einführung eines landesweiten Monitorings 
zur Analyse der Krankenstände und zur Bewertung 
der Arbeitsbedingungen sowie der Arbeitsbelastung. 

Ihre erste Forderung wirft mehrere Fragen auf. Für 
mich ist nicht ersichtlich, wie dieses Monitoring aus-
sehen soll, ohne dabei gegen datenschutzrechtliche 
Vorschriften zu verstoßen. Bei einer Krankmeldung 
ist der Arbeitnehmer nicht verpflichtet, dem Arbeitge-
ber den Grund seiner krankheitsbedingten Abwesen-
heit anzuzeigen. Folglich lässt sich das individuelle 
Krankheitsbild des Arbeitnehmers nicht mit den Ar-
beitsbedingungen und der Arbeitsbelastung in Zu-
sammenhang bringen. 

Wer sagt überhaupt, dass die Ursachen einer Krank-
heit mit den Arbeitsbedingungen zusammenhängen? 
Es gibt eine ganze Reihe von mentalen Belastungen, 
die nicht automatisch auf berufliche Rahmenbedin-
gungen zu schieben sind. Mit dieser Verallgemeine-
rung machen Sie es sich deshalb ein wenig zu leicht. 

Ihre zweite Forderung ist eine Präventionskampagne 
in Zusammenarbeit mit Unternehmen, um gesund-
heitsfördernde Maßnahmen am Arbeitsplatz zu im-
plementieren. Solche Angebote gibt es aber schon 
seit langer Zeit. Ich möchte an dieser Stelle das Pro-
gramm „OpenUp“ nennen, im Zuge dessen Arbeit-
nehmern Workshops, Gesprächsrunden und Eins-
zu-eins-Gespräche mit Experten auf dem Gebiet der 
Gesundheit am Arbeitsplatz angeboten werden. 

Zudem bieten deutschlandweit gut 86 % der Unter-
nehmen sogenannte Mitarbeiterbenefits an. Das sind 
vergünstigte Angebote für die Mitarbeiter durch ko-
operierende Unternehmen. Häufig handelt es sich 
dabei um sportliche Angebote wie Fitnessstudiover-
träge oder JobRad-Angebote sowie um diverse 
Sport- und Entspannungskurse. Auch mit solchen 
Angeboten soll präventiv die Gesundheit der Arbeit-
nehmer gewahrt werden. 

Zu Ihrer dritten Forderung, der Erarbeitung betriebli-
cher Gesundheitsförderung, kann ich das Gesagte 
nur wiederholen. Die Subventionierung solcher An-
gebote bleibt hierbei jedoch Ihr persönlicher Wunsch. 

Ihre vierte Forderung ist eine landesweite Informati-
onskampagne. Diesbezüglich bin ich der Ansicht, 
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dass das nicht hauptsächlich die Aufgabe des Lan-
des sein sollte. Die Wahrung der Gesundheit von Ar-
beitnehmern ist gerade aufgrund des Arbeitskräfte-
mangels das ureigene Interesse eines jeden Arbeit-
gebers. Außerdem würde sie als Landesaufgabe 
ziemlich sicher zu einem weiteren bürokratischen 
Aufwand führen, den Sie – das sagen Sie an jeder 
Stelle – nicht wollen. 

Bei Ihrer fünften Forderung bleiben Sie ebenfalls un-
konkret; Sie beantworten die Frage des Schutzes 
hochsensibler Daten nicht. 

Folglich sehen wir keinen Grund, Ihren Antrag zu un-
terstützen und werden ihn ablehnen. – Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und İlayda Bostancıeri 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der SPD hat nun die Kollegin Lena Tesch-
lade das Wort. Bitte sehr. 

Lena Teschlade*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist richtig, 
dass die Zahl der Krankschreibungen seit Jahren 
steigt. Das muss uns alle alarmieren, denn es ist da-
von auszugehen, dass das nicht ausschließlich an 
vereinfachten Krankschreibungen und besseren Er-
fassungen liegt, sondern auch daran, dass es den 
Menschen in diesem Land schlichtweg schlechter 
geht und sie vermehrt Hilfe suchen müssen. 

Der Antrag der AfD suggeriert, dass die Coronapan-
demie und die Angst vor einer Stigmatisierung am 
Arbeitsplatz zu vermehrten Krankschreibungen füh-
ren würden. Dabei verkennen Sie wieder einmal die 
Überforderung von vielen Arbeitnehmenden in dieser 
kapitalistischen Leistungsgesellschaft.  

Insbesondere die Zahl seelischer Erkrankungen 
nimmt sehr stark zu. Sie sind mittlerweile die zweit-
häufigste Ursache für Arbeitsunfähigkeit. Dabei spie-
len wachsende Krisen eine Rolle: der Krieg in Eu-
ropa, die Pandemie, die generell instabile Weltlage 
und vieles mehr. Jede zweite Frühberentung ist 
ebenfalls auf ein seelisches Leiden zurückzuführen.  

Zu dem gesamten Thema rund um seelische Ge-
sundheit und dazu, wie wir in der Arbeitswelt damit 
umgehen, hat die SPD-Fraktion bereits in der letzten 
Plenarwoche einen Antrag eingebracht. Wir haben 
unseren Antrag auch zur Überweisung gestellt, weil 
das Thema wichtig ist und wir dazu diskutieren müs-
sen. Da wird es eine Anhörung geben.  

(Beifall von der SPD) 

Sie können all das, was Sie noch geklärt haben wol-
len, alle Fragen, Forderungen etc., in der Anhörung 
zur Sprache bringen, und wir können uns in der 

Debatte im AGS damit auseinandersetzen. Den An-
trag, den Sie heute eingebracht haben, braucht es 
dafür in jedem Fall nicht. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun die Abgeordnete 
Meral Thoms das Wort. Bitte sehr. 

Meral Thoms (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Krankheit gehört ganz ein-
fach zum Leben dazu. Das wissen wir alle. Es ist eine 
große gesellschaftliche Errungenschaft, dass Men-
schen sich krankschreiben lassen können, ohne di-
rekt finanzielle Einbußen befürchten zu müssen. Ge-
rade die Einführung des Krankengeldes markierte im 
19. Jahrhundert den Beginn der gesetzlichen Kran-
kenversicherung.  

Das Aufkommen von Krankheit im Erwerbsleben 
wird im Zuge des demografischen Wandels, in dem 
wir uns befinden, eher noch zunehmen. Die Men-
schen arbeiten heute länger und in höherem Alter, 
und das Alter – das wissen wir alle – ist einer der Top-
Risikofaktoren für diverse Erkrankungen. Hier brau-
chen wir smarte Lösungen. Der vorliegende Antrag 
enthält keine davon.  

Im Antrag wird der kranke und damit der verletzliche 
Mensch nur im Sinne seiner Verwertbarkeit betrach-
tet. Das menschliche Leid, das mit Krankheit einher-
geht, wird schlicht ausgeblendet.  

Digitale Arbeitserleichterungen – gerade für das ge-
beutelte medizinische Personal – wie die elektroni-
sche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung werden mit 
Skepsis betrachtet. Dabei geben Sie selbst zu, dass 
wir es hier wahrscheinlich mit einem Rückgang der 
Dunkelziffer zu tun haben.  

Wir lesen im Antrag zudem, dass Menschen sich seit 
der Coronapandemie mit einer Erkältung oder Grippe 
nicht mehr zur Arbeit schleppen. Die Begründung der 
AfD lautet, dass sie dies nicht mehr tun, weil sie eine 
Stigmatisierung fürchten. Wie ironisch ist das? Ge-
rade die Partei, die Stigmatisierung so oft einsetzt, 
beschwert sich hier über Stigmatisierung.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Ver-
einzelt Beifall von der CDU) 

Personen mit Infektionskrankheiten sollen nun das 
ganze Wartezimmer anstecken. Was ist das für ein 
verqueres Weltbild, wenn die Menschen doch für ihre 
Erkrankung Verantwortung übernehmen, sich ausku-
rieren und vor allem ihre Kolleginnen und Kollegen 
schützen wollen? Ausgerechnet da sieht die AfD ein 
neues gesellschaftliches Problem.  

Wir brauchen weder mehr Kontrollen noch mehr Bü-
rokratie. Die Krankenkassen erstellen nämlich bereits 
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umfassende Monitorings. Wir müssen hingegen bei 
den Menschen ansetzen und Prävention und Ge-
sundheitsförderung in ihren Lebenswelten stärken. 
Die Novellierung des ÖGD-Gesetzes ist ein wichtiger 
Schritt. Weitere Schritte werden folgen.  

Wir sehen es hier wieder: Die AfD versucht mit immer 
gleichen Mustern, Ängste zu schüren und die Alltags-
sorgen der Menschen ideologisch aufzuladen. Wir 
hingegen setzen uns für eine Gesellschaft ein, in der 
Menschen offen über gesundheitliche Belastungen 
sprechen können, ohne Angst vor Stigmatisierung.  

Höhere Krankenstände müssen wir bekämpfen – 
das ist klar; da sind wir uns einig –, und zwar durch 
den Abbau von Belastungen am Arbeitsplatz, die 
Stärkung des Arbeitsschutzes und die Förderung ge-
sunder Lebenswelten. Reißerische Überschriften wie 
diejenige des Antrags helfen uns da kein Stück wei-
ter. Wir lehnen den vorliegenden Antrag ab. – Herzli-
chen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Es gibt den 
Wunsch nach einer Zwischenfrage von Herrn Dr. 
Vincentz.  

Meral Thoms (GRÜNE): Nein. 

Vizepräsident Christof Rasche: Okay; das ist nicht 
gewollt. Dann machen wir weiter. – Für die Fraktion 
der FDP hat nun die Kollegin Susi Schneider das 
Wort. 

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wer wirklich krank ist, 
soll daheimbleiben und sich auskurieren. An diesem 
Grundsatz sollte grundsätzlich nicht gerüttelt werden. 
Wer nämlich eine ansteckende Krankheit hat und 
trotzdem zur Arbeit kommt, gefährdet nur die Kolle-
ginnen und Kollegen. Wenn hinterher die ganze Ab-
teilung flachliegt, bleibt die Arbeit erst recht liegen.  

Aber der Befund, dass sich Menschen häufiger 
krankmelden, lässt sich nicht von der Hand weisen. 
Seit 2022 sind die krankheitsbedingten Fehlzeiten 
laut übereinstimmenden Berichten stark angestie-
gen. Wir sollten daher differenziert auf die aktuellen 
Krankenstände und mögliche Reaktionen darauf 
schauen. Derzeit grassieren wieder Atemwegser-
krankungen. Dazu gehören die klassischen Erkältun-
gen, aber auch Coronainfektionen, welche zwar nicht 
mehr gefährlich, aber je nach Variante sehr anste-
ckend sind. 

In Deutschland hat jeder Beschäftigte im Krankheits-
fall vom ersten Tag an für bis zu sechs Wochen einen 
Anspruch auf 100 % seines Arbeitsentgelts. Nach 

derjenigen in Luxemburg ist das eine der weltweit 
großzügigsten Regelungen zur Lohnfortzahlung. In 
Schweden beispielsweise gibt es einen Karenztag, 
der gänzlich unbezahlt bleiben kann. Danach greift 
eine Lohnfortzahlung von 80 % für bis zu zwei Wo-
chen. Studien zeigen, dass die Fehlzeiten bei einer 
Absenkung der Lohnersatzrate von 100 % auf 80 % 
im Mittel auch um etwa 20 % sinken würden.  

1996 hatte die damalige schwarz-gelbe Bundesre-
gierung eine entsprechende Gesetzesänderung ver-
abschiedet. Gegen diese Entscheidung gab es wü-
tende Massenproteste und Streiks. Die neu gewählte 
rot-grüne Regierung machte diese Änderung 1998 
daher prompt wieder rückgängig. Daraufhin stiegen 
die Fehlzeiten wieder. Was kann man daraus fol-
gern? Eine Einschränkung würde Wirkung zeigen, 
scheint aber politisch kaum durchsetzbar zu sein. 

In der Diskussion ist auch die telefonische Krank-
schreibung. Sie wurde zu Beginn der Coronapande-
mie für leichte Atemwerkserkrankungen und den 
Verdacht auf COVID-19 eingeführt und mehrfach 
verlängert. Die telefonische Krankschreibung darf 
nur bei bekannten Patienten ohne schwere Symp-
tome einmalig für bis zu fünf Werktage ausgestellt 
werden.  

Die Auswirkung der telefonischen Krankschreibung 
auf die Krankenstände ist jedoch umstritten. Daten 
zeigen keine eindeutige Tendenz. Dennoch wird 
man ein gewisses Missbrauchspotenzial nicht von 
der Hand weisen können. Um diesem zu begegnen, 
wäre als Alternative eine Krankschreibung nach Vi-
deosprechstunde denkbar. Für erfahrene Hausärz-
tinnen und Hausärzte sagt so ein Blick dann häufig 
mehr als 1.000 Worte. 

(Beifall von der FDP) 

Blaumachen ist übrigens kein Kavaliersdelikt. Es 
kann unter Umständen einen Straftatbestand erfüllen 
sowie zur fristlosen Kündigung führen. Daher gibt es 
auch entsprechende Kontrollinstrumente. Der Medi-
zinische Dienst kann auf Antrag des Arbeitgebers 
bzw. der Krankenkasse die Arbeitsunfähigkeit per 
Gutachten überprüfen lassen. Im Jahr 2023 erstellte 
der Medizinische Dienst 482.000 sozialmedizinische 
Gutachten bei 63 Millionen Fällen der Arbeitsunfähig-
keit insgesamt. 

Die Forderungen des vorliegenden Antrags gehen 
auf diese Aspekte aber gar nicht ein. Es ist zwar 
durchaus sinnvoll, Prävention und Gesundheitsför-
derung zu stärken. Das alleine wird jedoch nicht aus-
reichen, um hohe Krankenstände weiter zu reduzie-
ren. Die Forderung nach Subventionen für Gesund-
heitsförderung ist geradezu befremdlich. Befremdlich 
ist der ganze Antrag. Die FDP-Fraktion wird diesen 
ablehnen. – Ich danke Ihnen fürs Zuhören. 

(Beifall von der FDP) 
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Vizepräsident Christof Rasche: Für die Landesre-
gierung hat jetzt Minister Karl-Josef Laumann das 
Wort. Bitte sehr. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dieser Antrag stellt 
im Ganzen sechs Forderungen an das Land Nord-
rhein-Westfalen. Jetzt gehen wir die einmal durch:  

Es wird ein landesweites Monitoring gefordert. Ich 
will Ihnen nur sagen, dass ein solches Monitoring 
mittlerweile schon seit Jahren Bestandteil der Lan-
desgesundheitsberichterstattung ist. Das gibt es 
also, das müssen wir nicht mehr machen.  

Der zweite Punkt ist, im Zuge der Präventionskam-
pagne in Zusammenarbeit mit Unternehmen gesund-
heitsfördernde Maßnahmen am Arbeitsplatz zu im-
plementieren. Wir haben seit Jahren in Deutschland 
ein Präventionsgesetz, das besagt, dass die Kran-
kenkassen einen bestimmten Anteil für Prävention 
ausgeben müssen. Das haben wir in Lebenswelten 
eingeteilt. Da gibt es eben auch die Lebenswelt Ar-
beit. Also auch in dieser Frage gibt es eine Lösung.  

Die dritte Forderung, betriebliche Gesundheitsförde-
rung zu erarbeiten, ist ohne Frage eine Aufgabe auch 
bei uns im Land, und zwar von LIA. Dafür gibt es dort 
eine Koordinierungsstelle. Aber im Großen ist es na-
türlich auch eine wichtige Aufgabe, die die BZGA mit 
Sitz in Köln für diese Fragen in der Bundesrepublik 
Deutschland übernimmt. Auch das gibt es also.  

Der Punkt vier, Informationskampagnen zur Gesund-
heit zu schärfen, ist eine Aufgabe, die die gesetzli-
chen Krankenkassen im Rahmen ihrer gesamten 
Präventionsarbeit zur gesundheitlichen Aufklärung 
bereits machen.  

Schließlich wird gefordert, eine Zusammenarbeit zwi-
schen Gesundheitsbehörden, Unternehmen und Bil-
dungseinrichtungen zu forcieren. Das werden wir si-
cherlich in Nordrhein-Westfalen mit dem neuen Amt 
für Gesundheit und Arbeitsschutz viel besser hinkrie-
gen als in der Vergangenheit, weil wir den Arbeits-
schutz mit der Gesundheit in einem neuen Landes-
amt bündeln werden.  

Das heißt also, dass wir, lieber Kollege Vincentz, Ihre 
Forderungen erfüllt haben, vielleicht aus Ihrer Sicht 
nur weitestgehend erfüllt haben. Aber von daher be-
darf es hier dieses Antrags nicht.  

Lassen Sie mich mal aus meiner Lebenserfahrung 
etwas zu den Fragen von Krankenständen sagen. 
Wenn es irgendwo einen sehr hohen Krankenstand 
gibt und man sich den nicht durch Langzeiterkran-
kungen oder andere Dinge erklären kann, dann 
würde ich jedem, der das in seinem Verantwortungs-
bereich hat, raten: Kümmert euch mal darum, wie die 
Stimmung im Laden so ist. Ich kann Ihnen nur sagen, 
wenn auf einem Arbeitsplatz, in einem Arbeitsbereich 

eine schlechte Stimmungslage ist – bei mir zu Hause 
würde man dann sagen, der Haussegen hängt schief –, 
dann hat das auch mit Krankheitsentwicklungen an 
den Arbeitsplätzen etwas zu tun.  

Da, wo die Leute gerne sind, wo sie gerne hingehen, 
wo sie Bestandteil eines Teams sind, wo sie den Ein-
druck haben, dass sie etwas gestalten können, ha-
ben wir in der Regel auch niedrigere Krankenstände 
als dort, wo das anders organisiert ist. Das ist zumin-
dest die Erfahrung eines Menschen, der mittlerweile 
in seinem 51. Berufsjahr steht. – Schönen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Wir sind am 
Schluss der Aussprache und kommen zur Abstim-
mung.  

Die antragstellende Fraktion der AfD hat direkte Ab-
stimmung beantragt. Wir kommen somit zur Abstim-
mung über den Inhalt des Antrags Drucksache 
18/11317. Wer stimmt diesem Antrag zu? – Das ist 
die Fraktion der AfD. Wer lehnt diesen Antrag ab? – 
Die Fraktionen von FDP, CDU, Grünen und SPD. 
Enthält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. Somit 
ist dieser Antrag Drucksache 18/11317 abgelehnt.  

Wir kommen zu: 

14 Schulpflichtverstöße konsequent erfassen 
und wirksame Prävention ermöglichen 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/11320 

Dr. Blex hat für die antragstellende Fraktion das 
Wort. Bitte. 

Dr. Christian Blex*) (AfD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Viele, die eine Schule besucht 
haben, kennen es: Blaumachen, sausen lassen oder 
schwänzen. Sicher haben einige hier schon einmal 
als Schüler eine Stunde mutwillig versäumt, weil das 
Treffen mit den Freunden wichtiger, der Unterricht 
besonders öde und langweilig oder eine Reihe Frei-
stunden ein gutes Argument für frühzeitigen Feier-
abend war. Mal jugendlich leichtsinnig sein, mal eine 
Stunde versäumen, dafür den Ärger mit den Eltern 
und gegebenenfalls die schlechte Zensur kassieren, 
sind bekanntlich Dinge, die häufig zum Erwachsen-
werden dazugehören. Auch wenn dieses Einge-
ständnis vielleicht nicht besonders pädagogisch 
wertvoll ist, so ist das allemal Realität.  

Realität ist aber auch, dass mehr und mehr Schüler 
systematisch und vor allem regelmäßig dem Unter-
richt fernbleiben, dass sich etliche Eltern offenbar 
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nicht um den Schulbesuch ihrer Kinder sorgen, viel-
leicht gar nichts von ihrem Bildungsweg verstehen. 
Von regelrechter Schulverweigerung ist häufig die 
Rede, und besonders bei jüngeren Schülern sind die 
Eltern mit in die Verantwortung zu nehmen.  

Steigend sind die Zahlen von Schulpflichtverletzun-
gen. Im Bezirk Düsseldorf waren es allein 3.008 ge-
meldete Fälle im Jahr 2023. In Gelsenkirchen mel-
dete die untere Schulaufsichtsbehörde ganze 516 
Fälle. Wer sich erinnert, weiß, dass bereits ein Jahr 
zuvor etliche Jugendbanden die Stadt während der 
Unterrichtszeiten heimsuchten, Rentner ausraubten 
und aggressiv pöbelnd die Schulwege unsicher 
machten.  

Doch selbst diese Zahlen sind nicht zuverlässig. 
Denn letztendlich kommt es darauf an, ob Schulleiter 
bzw. Schulen auch jeden Fall dokumentieren und an-
schließend zur Anzeige bringen oder in gut gemein-
ter Milde oder schlichtweg aus Angst vor der Reak-
tion der mitunter kulturfremden Elternschaft nach-
sichtig sind. Die Dunkelziffer ist wahrscheinlich im-
mens hoch. Bevor ein Schulpflichtverstoß gemeldet 
wird, gibt es etliche gut gemeinte Ansprachen, päda-
gogische Gespräche und Elterntermine. 

Besonders Schulen in sozialdemokratisch, nein, so-
zialdemografisch – sozialdemokratisch auch, aber 
sozialdemografisch meine ich – benachteiligten 
Brennpunkten haben mit regelrechtem Widerstand 
aus der Eltern- und Schülerschaft zu kämpfen. Ar-
mutszuwanderung und bildungs- und kulturferne Fa-
milien mit geringem Interesse am Bildungserfolg ih-
rer Kinder machen es den bildungswilligen und moti-
vierten Schülern schwer, indem sie die Kapazitäten 
der Schulleitung und Lehrer überreizen. 

Die Konsequenz daraus ist, dass alle Schüler unter 
den Auswirkungen wie Unruhe, Störungen im Unter-
richt, überforderten Lehrkräfte, steigenden Burnout-
Zahlen und damit verbundenen horrenden Ausfall-
zeiten leiden. 

Doch klar sollte sein: Wer am Bildungserfolg seiner 
Kinder interessiert ist, sorgt für einen geregelten 
Schulbesuch. Offenbar sehen das manche Familien 
ganz anders. Dort sind Kinder lediglich ein Mittel, um 
den Sozialstaat zu schröpfen. Das sehen wir bei den 
missbräuchlichen Kindergeldanmeldungen, die 
jüngst in Duisburg bekannt geworden sind, und dabei 
dürfte es sich nur um die Spitze des Eisberges han-
deln. 

Stellenweise liegen dazu nicht einmal Zahlen vor. 
Mein Heimatkreis Warendorf zum Beispiel lieferte bei 
den Nachfragen überhaupt nichts zu beantragten 
Zwangszuführungen oder zu Fällen von Schulabsen-
tismus allgemein. Da klaffen landesweit riesige Lü-
cken. 

Es ist an der Zeit – deshalb unser Antrag –, dass die 
Landesregierung aktiv wird und endlich Statistiken 

führt. Die Landesregierung steht in besonderer Ver-
antwortung, ermutigend und unterstützend auf die 
Kommunen und letztendlich auf die Schulleiter ein-
zuwirken, diese Fälle konsequent zu melden. Die of-
fenkundigen Probleme an den Bildungseinrichtun-
gen dürfen nicht aus Sorge vor Rufschädigung oder 
gar Repressionen durch Eltern in den Hintergrund 
treten. 

Das Ministerium und damit Frau Feller ist in der 
Pflicht, sich nicht im Schönreden der Sachlage zu 
verlieren, sondern eine klare Statistik zu erheben und 
Mut zur Wahrheit zu zeigen. Frau Ministerin, geben 
Sie den Schülern, die das Interesse an ihrem Bil-
dungsweg verloren haben oder denen die Chance 
auf eine erfolgreiche schulische Ausbildung genom-
men wurde, durch beherztes und konsequentes Ein-
greifen ihre Zukunft zurück. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Dr. Blex. – 
Für die CDU spricht ihr Abgeordneter Herr Grunwald. 

Jonathan Grunwald (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Dies-
mal sind es also die Schulpflichtverstöße, die laut 
AfD konsequent erfasst werden sollten, um unsere 
Gesellschaft zu retten. Oder sind es Daten zum 
Schulabsentismus, zu Krankheitszahlen oder sogar 
noch ganz andere Ausfallzahlen? Welche Daten 
nach Meinung der AfD genau zentralistisch erfasst 
werden sollten, ist nicht ganz eindeutig. 

Genauso unklar ist trotz dreier Seiten bedruckten Pa-
piers übrigens, welche präventiven Maßnahmen aus 
den Daten, wenn sie denn vorlägen, abgeleitet wer-
den sollten. 

Wir sind uns sicherlich einig, dass die Schulpflicht 
eine zwingende Notwendigkeit darstellt, um allen 
Kindern und gerade Kindern aus sozial schwierigen 
Verhältnissen den Zugang zu Bildung zu sichern. In 
unseren Schulen wird schließlich nicht nur der 
Grundstein für Wissen und ein selbstbestimmtes Le-
ben gelegt, sondern es werden auch Werte vermit-
telt, das soziale Miteinander gestärkt, der mündige 
Bürger ausgebildet und schlussendlich das Funda-
ment für eine wehrhafte Demokratie gegossen. Kin-
der im schulpflichtigen Alter gehören auf die Schul-
bank und nicht zu Hause vor den Fernseher. 

(Beifall von der CDU) 

Doch wie so oft verkennt der vorliegende Antrag der 
AfD-Fraktion bestehende und bereits wirksame 
Strukturen und Regelungen. Ihre Forderungen im 
Antrag sind weder hilfreich noch zielführend. Wir wer-
den ihn daher – Achtung: Spoiler! – ablehnen. 

Seien es die Meldung und Verfolgung von Schul-
pflichtverstößen oder die Kommunikation zwischen 
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Schulträger, Schule, Schüler und bei Bedarf dem Ju-
gendamt – der bestehende Runderlass zur Überwa-
chung der Schulflicht regelt bereits wesentliche For-
derungen aus Ihrem Antrag. Auch die Konsultation 
der Eltern bei unentschuldigten Fehlzeiten ist im 
Sinne unseres Schulgesetzes im Erlass festgehal-
ten. 

Um Verstößen gegen die Schulpflicht entgegenzu-
treten und sie zu ahnden, stattet die aktuelle Geset-
zeslage Schulverwaltungen und Kommunen bereits 
mit einem umfangreichen Werkzeugkoffer aus. So 
können, wenn pädagogische und soziale Maßnah-
men nicht greifen, Schülerinnen und Schüler dem 
Unterricht zugeführt und Eltern mit Bußgeldern be-
legt werden. Auch das Ableisten von Sozialstunden 
kann eine wirksame Maßnahme sein. 

In diesem Kontext ist mir als Christdemokrat ein 
Grundsatz besonders wichtig: das Prinzip der Subsi-
diarität und die Orientierung am Einzelfall und nicht 
an einer zentralistischen Datenerhebung. Wie mit der 
Zuführung und Reintegration von Kindern und Ju-
gendlichen in den Schulalltag am besten verfahren 
werden sollte, wissen schließlich unsere Lehrerinnen 
und die Sozialarbeiter vor Ort am allerbesten. 

Ein Mehrwert durch Ihren Antrag lässt sich daher 
wieder einmal nicht erkennen, zumal eine zentrale 
Erfassung datenschutzrechtlich nur zulässig wäre, 
wenn die Daten anonymisiert würden. Mich be-
schleicht eher der Verdacht, dass es Ihnen mit die-
sem Antrag einmal mehr darum geht, ein komplexes 
Thema erneut auf die Migrationsfrage zu reduzieren 
und damit den Schulen, die oftmals an der Belas-
tungsgrenze arbeiten, noch mehr Sand ins Getriebe 
zu streuen. 

Ob die zentralistische Erfassung von Schulpflichtver-
stößen und die damit verbundene bürokratische Aus-
weitung einen tatsächlichen Mehrwert und einen Er-
kenntnisgewinn erzielen würde, wage ich stark zu 
bezweifeln. 

(Beifall von der CDU und Lena Zingsheim-Zo-
bel [GRÜNE]) 

Unser Ansatz ist daher ein ganz anderer. Statt Büro-
kratie, Stigmatisierung und Kontrolle konzentrieren 
wir uns darauf, Schulen zu stärken, indem wir mehr 
Lehrer in die Schulen bringen. Trotz angespannter 
öffentlicher Kassen stellen wir so viele Mittel für un-
sere Kinder und die Bildung bereit wie keine Landes-
regierung zuvor. Den Bürokratieaufbau überlassen 
wir gerne Ihnen.  

Schwarz-Grün setzt auf Bildung mit klarer Prioritä-
tensetzung im Sinne unserer Kinder und im Sinne 
der Zukunft unseres Landes. Ihren Antrag lehnen wir 
daher ab. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Kollege Grun-
wald. – Für die SPD-Fraktion spricht ihre Abgeord-
nete Frau Engin. 

Dilek Engin (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr verehrte Damen und Herren! Heute stehen wir 
wieder einmal vor einem Antrag der AfD, der die 
Grenze des Absurden deutlich überschreitet. 

(Beifall von der SPD, Thomas Schnelle [CDU], 
Lena Zingsheim-Zobel [GRÜNE] und Fran-
ziska Müller-Rech [FDP]) 

Die AfD versucht, Schulpflichtverletzungen als Si-
cherheitsrisiko und sozialen Verfall darzustellen, an-
statt zu verstehen, dass es sich um ein vielschichti-
ges soziales Problem handelt. Alles, was auch nur 
entfernt mit Migration oder sozialer Benachteiligung 
zusammenhängt, wird in diesem Antrag wieder ein-
mal in einen Topf geworfen und mit Stigmatisierun-
gen versehen. Einem solchen Antrag fehlt jede 
Grundlage für eine konstruktive Auseinanderset-
zung. 

(Beifall von der SPD) 

Die AfD hat wieder einmal gezeigt, dass sie von der 
Realität des Schulalltags und den Bedürfnissen un-
serer Schülerinnen und Schüler und ihrer Familien 
weit entfernt ist. Für sie ist Schule ein Ort der Diszipli-
nierung. Für uns ist sie ein Ort der Bildung und des 
Wachstums. 

(Dr. Christian Blex [AfD]: Der Messer!) 

Doch damit nicht genug: Die AfD zitiert in ihrem An-
trag tatsächlich eine frühere Anfrage der SPD und 
stellt diese völlig aus dem Zusammenhang gerissen 
dar. Es ist beinahe lächerlich, wäre das Thema nicht 
so ernst. 

(Beifall von der SPD) 

Wir haben damals im Schulausschuss versucht, den 
Ursachen für Schulabsentismus auf den Grund zu 
gehen und konstruktive Lösungen zu entwickeln. 
Doch offenbar hat die AfD nichts davon verstanden. 
Die SPD hat die Schulpflicht stets als ein zentrales 
Fundament für Chancengleichheit und das Bildungs-
recht aller Kinder angesehen, aber eben auch als 
eine Verpflichtung der Gesellschaft, jedem Kind die 
notwendigen Unterstützungsangebote zur Verfü-
gung zu stellen. 

Doch Sie instrumentalisieren dieses Thema für Ihre 
eigenen altbekannten Feindbilder. Während wir in 
der SPD präventive Maßnahmen wie zum Beispiel 
eine bessere psychologische und soziale Betreuung 
an Schulen fordern, damit Probleme, familiäre 
Schwierigkeiten, Mobbing oder Leistungsdruck früh-
zeitig erkannt und adressiert werden können, zielt die 
AfD nur auf Kontrolle und Strafe ab. Sie fordern eine 
zentrale Datenerfassung von Schulpflichtverletzun-
gen und meinen, damit das Problem zu lösen. Aber 
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glauben Sie ernsthaft, dass Kinder zur Schule gehen 
werden, weil sie Angst vor Strafen haben? 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Glauben Sie ernsthaft, dass mehr Überwachung und 
Kontrolle die Probleme lösen, die hinter dem Schul-
absentismus stehen? Diese Denkweise zeigt nur ei-
nes: Die AfD hat keinen realistischen Blick auf die 
Herausforderungen unseres Bildungssystems 

(Beifall von der SPD) 

und erst recht kein Interesse daran, konstruktiv an 
Lösungen zu arbeiten. 

(Dr. Christian Blex [AfD]: Wenn Sie das sa-
gen!) 

Sie reden von Kontrolle und Sanktionen. Wir reden 
von Chancen und Bildung. 

(Beifall von der SPD – Thorsten Klute [SPD]: 
So ist es!) 

Die Schulpflicht hat nicht den Zweck, Kinder und Ju-
gendliche zu kontrollieren, sondern ihnen eine 
Chance zu geben, sich zu entwickeln und ihr Poten-
zial zu entfalten. Gerade für Kinder aus benachteilig-
ten Familien oder mit internationaler Familienge-
schichte ist die Schule ein entscheidender Ort für In-
tegration, für Bildung und für soziale Entwicklung. 

Die AfD stellt Kinder mit Migrationshintergrund pau-
schal als Problem dar, statt die Herausforderungen, 
die diese Kinder oft bewältigen müssen, auch nur an-
satzweise zu begreifen. 

(Dr. Christian Blex [AfD]: Wo haben wir das 
gemacht?) 

Sprachliche Hürden, kulturelle Unterschiede, das 
Gefühl der Fremdheit – all das sind Faktoren, die den 
Schulalltag erschweren können. Doch anstatt mit ge-
zielter Förderung und Integration darauf zu reagie-
ren, stellt die AfD einfach Sanktionen und Kontrolle 
in den Raum. 

(Thorsten Klute [SPD]: Pfui!) 

Ihr Rezept ist Angst und Disziplinierung. Unser An-
satz ist Unterstützung. Wenn wir Schulabsentismus 
bekämpfen wollen, dann müssen wir dort ansetzen, 
wo die Probleme entstehen. Wir müssen Schülerin-
nen und Schüler, die unter familiären Belastungen 
leiden, unterstützen. Wir müssen Kinder, die unter 
Leistungsdruck oder Angst vor dem Versagen leiden, 
stärken. Und wir müssen insbesondere Schülerinnen 
und Schüler mit Migrationshintergrund, die mit 
sprachlichen oder kulturellen Hürden kämpfen, för-
dern und integrieren. Das bedeutet, präventiv zu 
handeln, bevor aus einem Kind ein Schulverweigerer 
wird. 

Doch all das geht an der AfD offenbar völlig vorbei. 
Ihnen scheint es nicht um die Schülerinnen und 

Schüler zu gehen, sondern nur darum, Migration, Kri-
minalität und Schulabsentismus in einen Topf zu 
werfen und daraus einen Cocktail der Vorurteile und 
Stereotype zu mixen. Die ständige Vermischung die-
ser Themen zeigt, dass die AfD kein Interesse an 
sachlicher Auseinandersetzung hat. 

Wer Kinder und Jugendliche mit Strafen und Kon-
trolle zur Schule zwingen will, hat nichts verstanden 
und schon gar kein Interesse am Wohl der Schüle-
rinnen und Schüler. Daher lehnen wir diesen Antrag 
der AfD entschieden ab und setzen uns für eine 
Schulpolitik ein, die auf Unterstützung, Förderung 
und Chancengleichheit basiert und nicht auf Überwa-
chung, Kontrolle und Abschottung. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Dr. Christian 
Blex [AfD]) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Kollegin. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen hat die Kollegin Zings-
heim-Zobel nun das Wort. 

Lena Zingsheim-Zobel*) (GRÜNE): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen der demokrati-
schen Fraktionen! Der vorliegende Antrag der AfD 
mag den Anschein erwecken, dass er Schulabsen-
tismus bekämpfen und die Schulpflicht durchsetzen 
will – so weit erst mal ein gutes Ziel. Doch ein genau-
erer Blick offenbart erhebliche Schwächen und das 
wahre Ziel dieses Antrags: Pauschalisierung und 
Diskriminierung. Der Antrag stellt einseitige Forde-
rungen, ignoriert sowieso schon bestehende Heraus-
forderungen an unseren Schulen und verschärft be-
stehende Vorurteile. 

Lassen Sie mich auf die Kernpunkte eingehen, die 
klarmachen, warum wir diesen Antrag ablehnen 
müssen. 

Erstens. Die überlasteten Schulen: Es kann nicht an-
gehen, dass wir unseren Schulen fortwährend neue 
Aufgaben aufbürden, ohne ihre bestehenden Her-
ausforderungen zu berücksichtigen. Allein der Lehr-
kräftemangel – daraus resultieren viele zusätzliche 
Aufgaben – lastet auf den Schulen. Nun soll eine 
zentrale Erfassung von Schulpflichtverstößen einge-
führt werden, die auch noch eine detaillierte statisti-
sche Analyse und fortlaufende Meldepflichten erfor-
dert. 

Wer in letzter Zeit mal einen Blick in eine Schule ge-
worfen hat, weiß, dass das schon längst gemonitort 
wird. Herr Blex, Sie haben die Zahlen doch selber ge-
rade vorgelesen. 

(Zuruf von Dr. Christian Blex [AfD]) 

Zweitens. Diskriminierung und Stigmatisierung: Der 
Antrag zielt unverhohlen auf Menschen mit Migrati-
onsgeschichte ab. Damit werden von der AfD wieder 
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einmal Vorurteile gefördert und pauschale Denkmus-
ter genutzt. 

(Dr. Christian Blex [AfD]: Meine Kinder gehen 
regelmäßig zur Schule!) 

Ein solches Stereotyp ist nicht nur ungerecht, son-
dern lenkt auch von den tatsächlichen Ursachen und 
Lösungsmöglichkeiten ab. Ja, Schulabsentismus ist 
stark geknüpft an sozioökonomisch herausfordernde 
Lebensumfelder. 

Eine Studie der Fachhochschule Dresden aus dem 
Jahre 2023 belegt, dass Schulen von jungen Men-
schen vermehrt als lebensfern wahrgenommen wer-
den. Das muss uns doch Sorgen machen und zum 
politischen Auftrag werden, sehr geehrte Damen und 
Herren, und nicht die Frage, wer woher kommt. 

Unser Auftrag ist, Chancengleichheit zu schaffen. 
Unser Auftrag ist, Bildung zu ermöglichen, die nach-
haltig wirkt und jungen Menschen Perspektiven gibt. 
Wir dürfen uns nicht von diskriminierenden Annah-
men leiten lassen, sondern müssen differenziert und 
ohne Vorurteile handeln. Aber das war noch nie Ihr 
Ziel. 

Drittens. Fehlende präventive Maßnahmen: Ein wei-
terer schwerwiegender Mangel dieses Antrags ist der 
einseitige Fokus auf Überwachung und Sanktionie-
rung. Wo sind denn Ihre präventiven Ansätze? Wo 
sind denn dazu Ihre Ideen?  

Prävention ist der Schlüssel, um Schulabsentismus 
langfristig zu verringern. Bund und Land machen mit 
dem Startchancen-Programm einen wichtigen 
Schritt, um durch gezielte Schulsozialarbeit und Un-
terstützungssysteme Kindern und Jugendlichen das 
Lernen zu erleichtern und sozial-emotionale Kompe-
tenzen zu stärken. 

Schulsozialarbeit ermöglicht es, individuelle Prob-
leme frühzeitig zu erkennen und gezielte Hilfen an-
zubieten. Das ist der Weg, der uns weiterbringt, nicht 
die bloße Ahndung von Fehlzeiten.  

Ich fasse zusammen: Der Antrag belastet die Schu-
len, diskriminiert Familien mit Migrationsgeschichte 
und vernachlässigt die eigentlich wichtige Aufgabe: 
die Prävention. Deshalb lehnen wir diesen Antrag ab. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Kollegin. – 
Für die FDP spricht die Abgeordnete Frau Müller-
Rech. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
Schulpflicht ist ein ganz bedeutender Pfeiler für die 
Chancengerechtigkeit in unserem Land. Das steht 
völlig außer Frage. Wenn Schülerinnen und Schüler 

der Schule fernbleiben, gerade über längere Zeit, 
dann erfordert das echte Lösungen.  

Wir diskutieren heute über einen Antrag der AfD, der 
das Problem beschreibt, aber keine Lösungsansätze 
bietet. Statistiken allein reichen nicht. Vom Wiegen 
allein wird die Sau nicht fett, sagt man so schön. 

(Lachen von Andreas Keith [AfD]) 

Eine Datensammlung, ohne konkrete Maßnahmen 
anzusprechen, ist keine Lösung und absolut unzu-
reichend. 

Herr Dr. Blex, Sie haben eben gesagt, an die Minis-
terin adressiert: Geben Sie den Schülerinnen und 
Schülern durch beherztes Eingreifen die Zukunft zu-
rück! Doch mit diesem Antrag tun Sie das ja nicht. 
Dieser enthält keine einzige Forderung, zum Beispiel 
nach Schulsozialarbeit oder unterstützendem Perso-
nal; das ist hier gerade schon angeklungen. Dabei 
haben Sie die Gründe für Schulabsentismus in Ihrem 
Antrag selbst beschrieben: Erkrankungen, schwie-
rige Familienverhältnisse, Mobbing, fehlende Per-
spektiven. 

Sie haben einen viel zu großen Fokus auf einen an-
deren Grund gelegt, den Sie wieder überspielt ha-
ben. Sie nennen die Gründe und schaffen es dann 
nicht, den gedanklichen Sprung zu machen, um Lö-
sungen zu finden. Herr Dr. Blex, ich möchte Sie und 
auch die ganze AfD-Fraktion daran erinnern: Wir sind 
hier, nicht um Probleme nur zu beschreiben, sondern 
um Probleme in diesem Land zu lösen. Die AfD-Frak-
tion hat wieder einmal bewiesen: Das können Sie 
nicht; dazu sind Sie nicht in der Lage. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN) 

Hier werden immer weiter Feuerchen angemacht. 
Angesichts Ihrer Abgeordnetendiäten – das sprechen 
Sie hier immer gerne an – könnten Sie deutlich mehr 
ans Arbeiten kommen und sich mal Lösungen für die-
ses Land einfallen lassen, statt nur zu pöbeln. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP, den GRÜNEN und 
Thomas Schnelle [CDU]) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Kollegin. – 
Für die Landesregierung spricht nun Frau Ministerin 
Feller. 

Dorothee Feller*), Ministerin für Schule und Bildung: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Die allgemeine Schulpflicht ist in Art. 8 
unserer Landesverfassung verankert und wird im 
Schulgesetz Nordrhein-Westfalen näher konkreti-
siert. Demnach besteht die Schulpflicht für Kinder 
und Jugendliche in der Regel bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres. Es obliegt der Verantwortung der 
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Eltern, ihr Kind an einer Schule an- und abzumelden 
und für die Einhaltung der Schulpflicht Sorge zu tra-
gen. 

Bei Verstößen gegen diese Verpflichtung besteht für 
die Schulen und die Schulaufsicht ein differenziertes 
Instrumentarium, um auf den jeweiligen Einzelfall 
entsprechend angemessen reagieren zu können. So 
sind mit Blick auf die Schülerinnen und Schüler zu-
nächst niedrigschwellige Maßnahmen wie pädagogi-
sche Einwirkungen oder auch Ordnungsmaßnah-
men im Sinne des Schulgesetzes möglich. 

Bei wiederholten Schulpflichtverstößen kann die 
zwangsweise Zuführung nach dem Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz beantragt werden. Bei unterlasse-
ner Schulanmeldung, bei unregelmäßigem Schulbe-
such des Kindes oder Schulpflichtverstößen droht 
den Eltern ein Ordnungswidrigkeitenverfahren mit ei-
ner Geldbuße bis zu 1.000 Euro. 

Alle genannten Optionen nutzen Schulen und Schul-
aufsicht verantwortungsvoll, um Schülerinnen und 
Schüler sowie Eltern zur Erfüllung der Schulpflicht 
anzuhalten. Die Krisenpräventionshandbücher in 
den Schulen enthalten zudem wertvolle Handlungs-
empfehlungen zum Umgang mit schulabsentem Ver-
halten und geben den Lehrkräften konkrete Strate-
gien zum Umgang mit betroffenen Schülerinnen und 
Schülern. 

Schließlich bedarf es keiner Informationskampagne 
über Schulpflicht und Aufnahmeverfahren für Eltern 
und Schülerinnen und Schüler. Klare Abläufe stellen 
sicher, dass die Eltern schulpflichtiger Kinder recht-
zeitig über die Schulpflicht informiert werden. Zudem 
gibt es sowohl im Bildungsportal als auch in Papier-
form Informationen, die den Rechtsrahmen „Schul-
pflicht“, dessen Bedeutung und die Aufnahmeverfah-
ren erläutern. 

Neu zugewanderte Eltern mit schulpflichtigen Kin-
dern und Jugendlichen werden in Nordrhein-Westfa-
len spätestens nach der Zuweisung in eine Kom-
mune in den kommunalen Integrationszentren um-
fassend über die Schulpflicht informiert. Viele Infor-
mationen, insbesondere zur Schulpflicht, liegen in 
mehreren Sprachen vor, unter anderem in Englisch, 
Arabisch und Ukrainisch, um sprachliche Barrieren 
abzubauen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie sehen: Es exis-
tiert bereits ein hinreichender Rahmen, um Kinder 
und Jugendliche und deren Eltern über die Schul-
pflicht zu informieren und sie zur Einhaltung anzuhal-
ten. Der Antrag geht daher ins Leere. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und Dilek 
Engin [SPD]) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Ministerin. – 
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. 
Daher schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion der AfD hat direkte Abstimmung beantragt. 
Wir kommen somit zur Abstimmung über den Inhalt 
des Antrags Drucksache 18/11320. Wer stimmt dem 
Antrag zu? – Die AfD-Abgeordneten. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht 
der Fall. Damit ist der Antrag Drucksache 18/11320 
wie gerade festgestellt abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

15 Kinder und Jugendliche schützen: Pubertäts-
blocker verbieten – Begleitung von Menschen 
mit Geschlechtsdysphorie stärken! 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/11319 

Ich eröffne die Aussprache. Für die AfD spricht als 
Erstes Herr Schalley. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Präsident! Werte 
Damen und Herren! Zitat: 

„Bist du noch sehr jung? Und bist du noch nicht in 
der Pubertät? Dann kannst du Pubertäts-Blocker 
nehmen. […] Diese Medikamente sorgen dafür, 
dass du nicht in die Pubertät kommst.“ 

Wer jetzt denkt, dass das doch sicher aus einer Neu-
auflage von Peter Pan – der Junge, der nicht erwach-
sen werden wollte – kommt, der liegt nicht ganz 
falsch. Das Zitat stammt vom seitens des Bundesfa-
milienministeriums eingerichteten Regenbogenpor-
tal. 

Die mit Steuergeldern finanzierte Internetplattform, 
gemacht für Jugendliche und Kinder, gibt Tipps, mit 
welchen Pillen und Spritzen Jugendliche ihre Hor-
monsysteme zerstören können, um zu Peter Pans 
verlorenen Jungs zu werden – mit dem Unterschied, 
dass es nicht das Familienministerium von Nimmer-
land, sondern das Familienministerium der Bundes-
republik Deutschland ist. 

Nachdem in den letzten Jahren sämtliche Beratungs-
stellen, Ärzte, Linke, Lehrer, Psychologen, Wissen-
schaftler, gekaufte Influencer und Jugendformate der 
Öffentlich-Rechtlichen den Jungen das Männlichsein 
und den Mädchen das Weiblichsein ausgeredet ha-
ben, drückt man unseren Kindern die vermeintliche 
Selbstbestimmung, eigenständig das Geschlecht än-
dern zu können, direkt selbst in die Hand. 

Zustimmung der Eltern? – Nicht erforderlich, denn 
schließlich geht es ja um Selbstbestimmung.  

Ein psychiatrisches Gutachten? – Nicht nötig, denn 
ein solches könnte ja als diskriminierend wahrge-
nommen werden. Vorherige Beratung braucht man 
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nicht: Kinder sind in der Lage, sich selbst zu informie-
ren.  

Was uns als Selbstbestimmung über den eigenen 
Körper verkauft wird, ist in Wahrheit der Versuch, auf 
perfide Weise unseren Kindern einzureden, sie könn-
ten ihre Identität und biologische Tatsachen mit ei-
nem Gang zum Amt ändern und durch die Einnahme 
harmloser Pillen ihre Pubertät aufschieben, ohne nur 
auch nur eine Sekunde über die Konsequenzen 
nachzudenken.  

Aber damit ich das richtig verstehe: Wenn sich ein 
hilfsbedürftiger Jugendlicher von einem Arzt Che-
miecocktails verabreichen lässt, um natürliche 
Wachstumsfunktionen außer Kraft zu setzen, dann 
ist das progressiv und gut. Wenn aber Eltern wollen, 
dass ihre Kinder die zwar stressige und verwirrende 
Zeit der Pubertät als normalen Teil des Erwachse-
nenwerdens durchleben, dann ist das kindeswohlge-
fährdend.  

Wir als AfD sagen: Unsere Aufgabe ist es, Kinder zu 
schützen, nicht an ihnen zu experimentieren.  

(Beifall von der AfD) 

Jugendliche durchleben häufig Phasen des Zwei-
felns, des Unwohlseins mit ihrem Körper und ihrer 
Identität. Das wissen Sie genauso gut wie ich, denn 
wir alle waren mal in der Pubertät, und das wissen 
auch die Eltern in unserem Land. Zudem belegen 
Studien eindeutig, dass viele dieser Identitätsfragen 
und Unsicherheiten vorübergehender Natur sind. In 
den meisten Fällen finden die jungen Menschen 
nach einer Weile zu sich selbst zurück.  

Anstatt sie jedoch durch diese schwierigen Phasen 
mit einer empathischen und psychologisch fundier-
ten Begleitung zu führen, ermöglichen wir ihnen vor-
schnelle und irreversible Entscheidungen, deren 
Tragweite sie oftmals noch gar nicht vollständig er-
fassen können.  

Einmal Pubertätsblocker verabreicht, kann dies ein 
Leben lang drastische Auswirkungen haben: Un-
fruchtbarkeit, gravierende körperliche Veränderun-
gen und schwerwiegende psychische Belastungen. 
Wer die natürliche Entwicklung des Menschen zum 
Erwachsenen werden durch einen gewagten Medi-
kamentencocktail aufhalten will, versündigt sich an 
der Natur und an unseren Kindern.  

(Beifall von der AfD) 

Jetzt werden Sie sagen: Aber die Medikamente sind 
doch sicher von Expertengremien getestet und zuge-
lassen. – Ja, das sind sie zur Behandlung von Pros-
tata- und Brustkrebspatienten. Denn für nichts ande-
res sind diese Hormonblocker entwickelt worden. Ein 
Medikament, das Krebszellen bekämpfen soll, soll 
nun auch die natürliche Entwicklung junger Men-
schen bekämpfen.  

Wie absurd das ist, haben schon das Vereinigte Kö-
nigreich, Schweden, Finnland, Norwegen, Däne-
mark, Frankreich und über ein Dutzend US-
Bundesstaaten erkannt. Richtigerweise wurden Pu-
bertätsblocker für Jugendliche dort stark einge-
schränkt oder direkt verboten.  

Selbst in Deutschland ist zumindest innerhalb der 
Fachwelt ein deutlicher Wandel zu erkennen. So hat 
sich der deutsche Ärztetag im Mai dieses Jahres ge-
gen die Verabreichung von Pubertätsblockern an 
Minderjährige ausgesprochen.  

Was Jugendliche mit Geschlechtsdysphorie am we-
nigsten brauchen, sind chemische Kastrationen oder 
Trans-OPs, die sie ihr Leben lang bereuen werden. 
Was sie brauchen, sind Hilfsangebote unter Einbe-
zug der Eltern, um ihnen zu einem natürlichen Ent-
wicklungsprozess zu verhelfen.  

Zum Schluss komme ich noch einmal auf den Ver-
gleich mit Peter Pan und dem Nimmerland zurück. 
Dort heißt es am Ende des Buches: Alle Kinder ver-
lassen eines Tages Nimmerland, kommen nach 
Hause und werden erwachsen. – Das muss auch für 
unsere Kinder gelten. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Schalley. – 
Für die CDU spricht ihre Abgeordnete Frau Gebauer. 

Katharina Gebauer (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Für junge 
Menschen kann die Pubertät eine herausfordernde 
und teils auch belastende Phase sein. Besonders 
schwer wird es für diejenigen, die das Gefühl haben, 
dass ihr biologisches Geschlecht nicht mit ihrem in-
neren Gefühl übereinstimmt.  

Diese Empfindungen sind nicht nur komplex, son-
dern verlangen auch unsere Unterstützung. Wir dür-
fen dabei nicht übersehen, wie wichtig ein behutsa-
mer und gut begleiteter Entwicklungsprozess in die-
ser Phase des Lebens ist. In dieser sensiblen Zeit 
sind die Rolle der Eltern, die Fachkompetenz von 
Ärzten und eine transparente, alltagsgerechte Auf-
klärung der Betroffenen entscheidend.  

Uns ist bewusst, dass junge Menschen in dieser Le-
bensphase Unterstützung und Zeit brauchen. Daher 
brauchen wir eine informierte und einfühlsame Dis-
kussion über die Bedürfnisse und Rechte der Ju-
gendlichen, und keine populistischen Äußerungen, 
die Verunsicherung schaffen.  

Pubertätsblocker werden bei einem deutlich verfrüh-
ten Einsetzen der Pubertät nach Abwägung des Arz-
tes verschrieben. Denn unbehandelt können manche 
Erkrankungen Folgeerkrankungen hervorbringen.  
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Es ist bekannt, dass Pubertätsblocker in Einzelfällen 
auch eine Möglichkeit bieten können, um den Be-
troffenen Zeit für eine bewusste Entscheidung zu ge-
ben. Eine solche Behandlung ist jedoch keinesfalls 
leichtfertig zu verschreiben und bedarf immer einer 
individuellen und sehr sorgfältigen Abwägung von Ri-
siken und Nutzen durch Ärzte. Das Wohl der Kinder 
und Jugendlichen muss bei jeder Entscheidung im 
Mittelpunkt stehen, begleitet durch eine enge Zusam-
menarbeit zwischen Eltern und den medizinischen 
Fachkräften.  

Die sorgfältige Abwägung und die engmaschige me-
dizinische Betreuung sind in unserem Land gegeben. 
Der Gesetzgeber kommt der Verantwortung nach, 
die notwendigen Rahmenbedingungen für diesen 
Prozess zu schaffen und sicherzustellen, dass medi-
zinische Eingriffe niemals vorschnell und unkritisch 
erfolgen.  

Das Ziel dieses Antrags ist hauptsächlich, Ängste zu 
schüren, anstatt sich sachlich realitätsbezogen und 
verantwortungsvoll mit dem Thema auseinanderzu-
setzen. Aus diesem Grund lehnen wir den Antrag ab 
und setzen weiterhin auf eine verantwortungsvolle, 
wissenschaftsbasierte und menschliche Herange-
hensweise in diesem sensiblen Thema. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die 
SPD spricht der Kollege Müller.  

Frank Müller (SPD): Guten Abend, Herr Präsident. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Schon die Über-
schrift über dem AfD-Antrag ist geheuchelt. Ich 
glaube, die Rede hat das gerade auch noch einmal 
deutlich gezeigt: Der AfD geht es nicht um den 
Schutz oder um die Unterstützung junger Menschen. 
Es geht um die Lufthoheit über den Stammtischen. 
Die Gefühle und der Leidensdruck der Betroffenen 
sind Ihnen dabei komplett egal. Aber noch schlim-
mer: Sie machen die Betroffenen mit solchen Reden 
zu Zielscheiben, und das finde ich unerträglich.  

(Beifall von der SPD, der CDU und den GRÜNEN) 

Ich hätte das heute auch gerne Dr. Vincentz gesagt, 
der gerade nicht anwesend ist, aber er kann es im 
Protokoll nachlesen. Denn wenn er sein ärztliches 
Ethos ernst nehmen würde, dann könnte er seinen 
Namen nicht unter solche Anträge setzen. Er müsste 
es eigentlich besser wissen, oder er sollte zumindest 
seine nächste Pflichtfortbildung in diesem Bereich 
machen.  

Herr Schalley, vielleicht lassen Sie sich bei der Gele-
genheit auch noch das Thema Off-Label-Use von Ih-
rem Kollegen Dr. Vincentz erklären. 

(Beifall von der SPD und Susanne Schneider 
[FDP] – Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN)  

Aber wenn Sie Kinder ernsthaft schützen wollen, 
dann würden Sie Ihren Kulturkampf eben nicht auf 
deren Rücken austragen. Dann würden Sie sich mit 
sorgfältigen Abwägungen beschäftigen, mit denen 
sich Fachärztinnen und Fachärzte jeden Tag ausei-
nandersetzen.  

Die AfD ignoriert Fachlichkeit. In Ihrem Antrag zeich-
net sie ein Bild von unverantwortlichen Ärztinnen und 
Ärzten, die mit Pubertätsblockern nur so um sich wer-
fen würden. Die AfD suggeriert, Deutschland be-
schreite einen Sonderweg.  

Präsident André Kuper: Herr Kollege, es gibt den 
Wunsch nach einer Zwischenfrage aus den Reihen 
der AfD. Lassen Sie die zu?  

Frank Müller (SPD): Ich lasse sie zu 

Präsident André Kuper: Herr Schalley. 

Zacharias Schalley (AfD): Vielen Dank, Herr Kol-
lege Müller, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – 
Sie haben das Stichwort „Kulturkampf“ aufgeworfen. 
In dieser gesamten Debatte um Pubertätsblocker, 
Transgeschlechtlichkeit, Queer oder wie man es 
auch immer nennt, heißt es seitens Ihres ideologi-
schen Beritts immer, dass das biologische Ge-
schlecht mit der Geschlechtsidentität nichts zu tun 
habe.  

Ich lasse mich einmal auf diesen Unsinn ein und 
frage Sie: Warum muss man die Ausbildung des bio-
logischen Geschlechts verhindern, wenn es für die 
Geschlechtsidentität keine Rolle spielt?  

Frank Müller (SPD): Es wird ja tatsächlich keine 
Ausbildung eines biologischen Geschlechts verhin-
dert. Sie haben gerade über Geschlechtsinkongru-
enz und über die Frage gesprochen, ob das biologi-
sche Geschlecht zu der Geschlechtsidentität passt. 
Im Prinzip unterstellen Sie, dass Geschlechtsent-
wicklungen verhindert würden. Sie unterstellen ohne-
hin immer, dass es nur zwei Geschlechter gebe. Min-
destens aufgrund von beispielsweise Interge-
schlechtlichkeit sprechen wir aber schon über drei bi-
ologische Varietäten und dann nicht auch über die 
Frage anderer Geschlechter.  

(Lachen von Zacharias Schalley [AfD]) 

Das ist natürlich immer der Versuch, die Menschen 
mit solchen Zwischenfragen aufs Glatteis zu führen. 
Aber am Ende, und das wissen Sie auch sehr genau, … 
Sie haben übrigens gerade gesagt – auch das war 
schon falsch –, dass Pubertätsblocker vor dem 
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Einsetzen der Pubertät verabreicht würden. Das ha-
ben Sie gerade zitiert und sich zu eigen gemacht.  

In der Leitlinie steht genau das Gegenteil. Pubertäts-
blocker werden frühestens mit Beginn der Pubertät 
eingesetzt und nicht vor Beginn der Pubertät. Inso-
fern passt allein dieser Befund nicht mehr zu Ihrer 
Zwischenfrage.  

Ich fahre fort. Sie ignorieren einen siebenjährigen 
Prozess, in dem 27 Fachgesellschaften eine neue 
Leitlinie entwickelt haben, die für den gesamten 
deutschsprachigen Raum gilt, also auch für Öster-
reich und die Schweiz.  

Im Gegensatz zu Ihnen sind sich die Behandlerinnen 
und Behandler ihrer Verantwortung bewusst. Die 
Entscheidung für oder gegen Pubertätsblocker fällt 
erst nach sorgfältiger Einzelprüfung und umfassen-
der Diagnostik gemeinsam mit den Betroffenen und 
ihren Eltern. Das dauert sechs bis neun Monate und 
passiert eben nicht wie von Ihnen suggeriert leicht-
fertig.  

Hören Sie endlich auf, die Fachärztinnen und Fach-
ärzte in diesem Land zu diffamieren und zu diskredi-
tieren. Es ist ein Drama, dass Ihrer Fraktion auch 
noch ein Arzt vorsitzt und das ganze Spiel mitmacht.  

(Beifall von der SPD und Wilhelm Korth [CDU] – 
Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Verbote gibt es übrigens nur in einem einzigen Land 
in Europa, und zwar in Russland. Russland und die 
AfD – das wissen wir – sind ziemlich beste Freunde.  

Auch die anderen Beispiele aus dem Ausland taugen 
nicht, da dort weiterhin Verordnungen möglich und 
sind, die wie im deutschsprachigen Raum auch an 
Vorgaben geknüpft sind. Allerdings gibt es auch un-
terschiedliche Versorgungslagen und unterschiedli-
che fachliche Grundlagen, die nicht ohne Weiteres 
vergleichbar sind. Aber dort wie hier ist Psychothera-
pie als Erstbehandlung vorgesehen und nicht umge-
kehrt, wie Sie es suggerieren; auch das ist schlicht-
weg falsch.  

Auch das Beispiel England, das Sie genannt haben, 
ist spannend. Anders als behauptet, wurde die 
Tavistock Clinic eben nicht ersatzlos geschlossen. 
Richtig ist, dass der NHS die Klinik als unzureichend 
eingestuft hat. Er forderte eine dezentrale Versor-
gung unter Betrachtung der Gesamtbedürfnisse der 
Patienten. Auch die Verschreibungspraxis und die 
Behandlungsstandards waren anders als in Deutsch-
land urunzureichend geregelt. Dort wurden nämlich 
Pubertätsblocker vor Beginn der Pubertät verab-
reicht und nicht leitliniengemäß mit ihrem Beginn, wie 
es in Deutschland bzw. im deutschsprachigen Raum 
passieren würde. Auch das entspricht nicht der gän-
gigen Praxis in unserem Land.  

Die Klinik wurde mittlerweile durch zwei regionale 
Behandlungszentren mit mehr Kapazitäten ersetzt. 

Weitere Zentren werden folgen. Die Behandlung mit 
Pubertätsblockern ist laut Leitlinie in England keine 
Routine, aber weiterhin möglich. 

Kinder und Jugendliche sind für uns Subjekte und 
keine Objekte. Das Recht auf Selbstbestimmung 
über den eigenen Körper beginnt nicht erst mit 18 
Jahren. Erwachsene können sich nicht einfach dar-
über hinwegsetzen.  

Die Frage lautet aber, wie man diese Interessen ge-
geneinander abwägt. Deshalb ist auch die Erklärung 
des Deutschen Ethikrats in die Leitlinie eingeflossen. 
Dieser hatte bereits 2020 die Schutzwürdigkeit des 
Rechts auf Selbstbestimmung junger Menschen be-
züglich ihrer geschlechtlichen Identität betont und bei 
Behandlungsentscheidungen eine sorgsame Nut-
zen-Risiko-Abwägung sowohl einer Behandlung als 
auch der Unterlassung einer solchen Behandlung 
gefordert. Der Deutsche Ethikrat macht also keine 
Vorgabe, was der richtige Weg ist, sondern mahnt 
die sorgfältige Abwägung an.  

Sie vermischen schlichtweg Dinge, die nichts mitei-
nander zu tun haben. Das haben Sie mit Blick auf das 
Selbstbestimmungsgesetz hier vorne noch einmal 
getan, und es steht auch im Antrag. Das hat mit dem 
Einsatz von Pubertätsblockern überhaupt nichts zu 
tun. Sie wissen ganz genau, dass aus einem geän-
derten Geschlechtseintrag kein Anspruch auf medi-
zinische Behandlung erwächst. Das ist aber nicht 
das erste Mal, dass Sie hier die Fakten strapazieren.  

Was Sie über Transmenschen denken, haben Sie 
hier schon mehrfach deutlich gemacht: Eine Wir-ge-
gen-die-anderen-Mentalität, mit der Minderheiten als 
Bedrohung dargestellt und sie zur Zielscheibe von 
Gewalt und Diskriminierung gemacht werden. 

Herr Präsident, ich komme gleich zum Schluss. – Mit 
einer Mischung aus Halbwahrheiten, Verkürzungen 
und Falschbehauptungen mag das alles für Sie ein 
unterhaltsames Spiel sein, das Sie hier darbieten. 
Für die Betroffenen ist es bitterernst.  

Dafür, dass Sie dieses Spiel spielen und dass Ihr 
Fraktionsvorsitzender ein Arzt ist, der dieses Spiel 
mitspielt, sollten Sie alle sich schämen. Für Scham 
bräuchte man aber bekanntermaßen Anstand, und 
den haben Sie offensichtlich nicht. – Vielen Dank und 
Glück auf!  

(Beifall von der SPD, der CDU, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Müller. – Für 
Bündnis 90/Die Grünen spricht nun die Kollegin 
Bostancıeri. 

İlayda Bostancıeri (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleg*innen der demokratischen 
Fraktionen! Pubertätsblocker werden – das hat der 
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Kollege Müller gerade sehr gut beschrieben – nur 
nach medizinischer Indikation, auf der Grundlage 
wissenschaftlicher Leitlinien und nach der Aufklärung 
über die Risiken und Nebenwirkungen verschrieben.  

Bei der Vergabe von Pubertätsblockern müssen in 
allererster Linie die körperliche und die seelische Ge-
sundheit der Kinder und Jugendlichen im Mittelpunkt 
der Behandlung stehen. Genau so steht es auch im 
Regenbogenportal der Bundesregierung.  

Das ist der springende Punkt. Jede trans Person 
braucht unterschiedlich viel oder wenig medizinische 
Unterstützung. Junge Menschen wissen am besten 
über ihre Identität Bescheid. So viel sollten wir ihnen 
auch zutrauen.  

Das zeigt uns auch eine aktuelle Studie aus Prince-
ton. Sie zeigt, dass die Zufriedenheit von Jugendli-
chen, die Pubertätsblocker einnehmen, sehr hoch ist 
und nur eine sehr geringe Anzahl dieser Jugendli-
chen diese Entscheidung später bereut.  

Präsident André Kuper: Ich müsste Sie gerade ein-
mal unterbrechen, … 

İlayda Bostancıeri (GRÜNE): Ja. 

Präsident André Kuper: … weil es den Wunsch 
nach einer Zwischenfrage aus den Reihen der AfD 
gibt. 

İlayda Bostancıeri (GRÜNE): Nein, danke.  

Präsident André Kuper: Okay. 

(Beifall von der SPD – Volkan Baran [SPD]: 
Sehr gut!) 

İlayda Bostancıeri (GRÜNE): Für viele trans Kinder 
und -jugendliche würde ein pauschales Verbot von 
Pubertätsblockern zu erheblich größeren Risiken für 
ihre Gesundheit und für ihr Leben führen. Anders ge-
sagt, der Zugang zu Pubertätsblockern ist Kinder-
schutz.  

Der Zustand einer Demokratie lässt sich auch daran 
messen, wie sie mit ihren Minderheiten und mit mar-
ginalisierten Menschen umgeht. Wir stehen ganz klar 
an der Seite von trans Menschen und ihrem Recht 
auf Selbstbestimmung. Wir stehen an der Seite von 
trans Kids und Jugendlichen und ihrem Recht, sich 
frei entfalten zu dürfen und in Sicherheit aufwachsen 
zu können. Wir stehen eben an der Seite aller Men-
schen in NRW. So einfach ist das.  

Den vorliegenden Antrag lehnen wir ab. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Kolle-
gin. – Für die FDP spricht … Entschuldigung. Wir ha-
ben eine Kurzintervention aus den Reihen der AfD. 
Herr Schalley, bitte einmal den Anwahlknopf drü-
cken. – Ich habe Sie freigeschaltet, Sie können star-
ten.  

Zacharias Schalley (AfD): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. – Sehr geehrte Kollegin von den Grünen, auch 
wenn Sie die Zwischenfrage nicht zugelassen haben, 
können Sie dieser Frage trotzdem nicht entgehen.  

(Elisabeth Müller-Witt [SPD]: Doch, man 
braucht nicht zu antworten! – Dr. Julia Höller 
[GRÜNE]: Das ist falsch! Das ist einfach 
falsch!) 

Es ist dieselbe, die ich an den Kollegen Müller gerich-
tet habe. Wenn es seitens der Woken, Linken, Grü-
nen oder wie auch immer heißt, das biologische Ge-
schlecht habe mit der Geschlechtsidentität nichts zu 
tun, wie können Sie diese kognitive Dissonanz auflö-
sen, wenn wir dann trotzdem schon Pubertierenden 
Pubertätsblocker geben müssen? 

Präsident André Kuper: Die Möglichkeit einer Zwi-
schenfrage war nicht gegeben. Das war eine Kurzin-
tervention, ein Statement. Die Kollegin hat jetzt die 
Gelegenheit, so sie möchte, zu einem Gegenstate-
ment. Bitte.  

İlayda Bostancıeri (GRÜNE): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Wir müssen niemandem Pubertätsblo-
cker geben.  

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Wie ich beschrieben habe, liegt das im Ermessen der 
Ärzt*innen. Dem Ganzen geht ein langer Prozess vo-
raus. Wir haben die Pflicht, Kinder und Jugendliche 
zu schützen, und dazu zählen auch trans Kinder und 
Jugendliche.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Unsere Pflicht ist es, sie zu schützen und ihnen ein 
Leben frei von Ihren Ressentiments zu ermöglichen. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank. – Für die FDP 
spricht die Kollegin Frau Schneider. 

Susanne Schneider*) (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ich möchte mir nicht vor-
stellen, wie es ist, wenn man sich im falschen Körper 
geboren fühlt. Für Betroffene, die sich nicht mit ihrem 
Geburtsgeschlecht identifizieren, ist dies immer noch 
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eine starke Belastung. Viel zu oft bedeutet es immer 
noch Ausgrenzung. Nicht immer reagieren das Um-
feld oder gar Familien mit Verständnis. Statt Akzep-
tanz erleben Betroffene, dass ihre Transidentität viel-
fach als krankhafte Störung angesehen wird.  

Etwa 1 % aller Menschen hadern mit ihrem biologi-
schen Geschlecht. Das ist gar keine neue Erkenntnis 
und schon gar nicht die Folge einer angeblichen 
Transideologie. So kommt es natürlich auch vor, 
dass Jugendliche davon überzeugt sein können, im 
falschen Körper geboren zu sein. Sie leiden oftmals 
erheblich darunter und sind verunsichert. Gerade die 
Pubertät, in der sich die Geschlechtsmerkmale wei-
ter ausprägen, kann da als Bedrohung empfunden 
werden. 

Mit sogenannten Pubertätsblockern kann die körper-
liche Entwicklung in Richtung männlicher oder weib-
licher Merkmale für den Zeitraum der Einnahme auf-
gehalten werden. Die Einnahme von Hormonen kann 
jedoch auch Nebenwirkungen bringen. Sie sollten 
daher sicher nicht leichtfertig eingesetzt werden, son-
dern nur nach gründlicher fachärztlicher Diagnostik 
und individueller, insbesondere psychologischer Be-
ratung.  

Ein Aufschieben der Pubertät bei oft nur vorüberge-
henden Unsicherheiten hinsichtlich der geschlechtli-
chen Identität wäre angesichts der riesigen und un-
geklärten Langzeitfolgen einer hormonellen Behand-
lung nicht angemessen. Aber es gibt eben auch Kin-
der oder Jugendliche, die sich sehr sicher sind, in ei-
nem Körper geboren zu sein, der nicht ihrer Ge-
schlechtsidentität entspricht. In diesen Einzelfällen 
können Pubertätsblocker Belastungen infolge der 
körperlichen Entwicklung nicht gewünschter Ge-
schlechtsmerkmale wie von Brüsten und Stimmbän-
dern reduzieren. Ein völliges gesetzliches Verbot 
würde für diese Fälle bedeuten, dass ihnen versagt 
wird, ihren Leidensdruck zu mindern und ihre Selbst-
bestimmung auszuüben. Das wäre falsch und nicht 
zielführend. 

Der Einsatz von Pubertätsblockern wird in der Fach-
welt intensiv diskutiert. Erfahrungen in anderen Staa-
ten und die Empfehlungen der Ärzteschaft zeigen 
durchaus unterschiedliche Tendenzen. 

So wurde der Beschluss der Bundesärztekammer 
bereits angesprochen. Zuvor hatte unter dem Dach 
der Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Me-
dizinischen Fachgesellschaften ein Zusammen-
schluss von 27 Fachgesellschaften und zwei be-
troffenen Organisationen sieben Jahre lang an einer 
neuen Behandlungsrichtlinie gearbeitet. Im März 
2024 wurde sich auf eine Behandlungsrichtlinie geei-
nigt. 

Demnach soll unter anderem eine Behandlung nur 
erfolgen, wenn eine andauernde Geschlechtskon-
gruenz sowie ein größerer Leidensdruck vorliegen. 
Dies zeigt die kontroverse Diskussion innerhalb der 

Ärzteschaft zwischen Fachgesellschaften und Bun-
desärztekammer. Bedarf für eine gesetzliche Rege-
lung ergibt sich dadurch allerdings nicht. 

Der Antragsteller vermengt diese Thematik in der Be-
gründung erwartbar mit Seitenhieben auf das Selbst-
bestimmungsgesetz. Dies beinhaltet jedoch nur 
rechtliche Vorgaben für eine Änderung des Ge-
schlechtseintrags und der Vornamen im Personen-
standsregister. Geschlechtsangleichende medizini-
sche Maßnahmen werden hingegen gar nicht um-
fasst. Diese richten sich weiterhin nach ärztlichen 
Leitlinien.  

Eine derartige Vermischung von Personenstands-
recht und medizinischen Eingriffen ist in meinen Au-
gen purer Populismus. Auch deswegen können wir 
den vorliegenden Antrag nur ablehnen. – Ich danke 
Ihnen.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU, der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Kollegin. Für 
die Landesregierung spricht Herr Minister Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das Thema „Pubertäts-
blocker“ ist kein leichtes Thema, bei dem es auch 
keine einfachen Antworten gibt. Deswegen finde ich 
es wichtig, es gut strukturiert anzugehen und nicht 
verschiedene Dinge in einen Topf zu werfen, wie es 
der AfD-Antrag macht.  

Da wird der Einsatz von Pubertätsblockern mit dem 
Selbstbestimmungsgesetz in Zusammenhang ge-
bracht, obwohl das gar nicht in diesem Gesetz steht. 
Bei Kindern kommen dann Pubertätsblocker zum 
Einsatz, wenn sie zum Beispiel zu früh in die Pubertät 
kommen.  

Wenn etwa ein achtjähriges Mädchen schon ge-
schlechtsreif wird, dann ist das nicht nur mit seeli-
schem Leid für dieses Kind verbunden, sondern führt 
auch dazu, dass es nicht weiterwächst und klein-
wüchsig bleibt. Pubertätsblocker sind hier absolut 
notwendig, um weiteres Leid zu verhindern. 

Ein generelles Verbot von Pubertätsblockern bei Kin-
dern, wie es im Antrag gefordert wird, ist also keine gute 
Idee, sondern würde sogar ein gesundes Heranwach-
sen der betroffenen Kinder gefährden. 

Schwieriger zu beantworten ist die Frage, ob Puber-
tätsblocker bei Jugendlichen eingesetzt werden soll-
ten, die sagen, sie seien im falschen Körper geboren. 
Betroffenenverbände sagen, Pubertätsblocker seien 
wichtig, um lebenslangen Leidensdruck zu verhin-
dern. So haben Transfrauen, die in der Jugend keine 
Pubertätsblocker eingenommen haben, auch nach der 
Transition eine sehr tiefe Stimme oder Bartwuchs, 
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was zu Leidensdruck führt, den man vielleicht hätte 
vermeiden können. 

Aber wie sicher können Jugendliche und auch Eltern 
dann entscheiden, ob sie tatsächlich transsexuell 
sind? Diese Frage ist nicht leicht und keinesfalls all-
gemein zu beantworten. Daran hängt die Frage, ob 
Pubertätsblocker bei Jugendlichen, die sich als 
transsexuell wahrnehmen, eingesetzt werden sollen 
oder nicht. Selbst innerhalb der Ärzteschaft gibt es 
dazu keine klare Haltung. 

Ob Pubertätsblocker eingesetzt werden sollen oder 
nicht, muss also sehr gründlich im jeweiligen Einzel-
fall entschieden werden. Deshalb bin ich davon über-
zeugt, dass eine solche Entscheidung bei den be-
handelnden Ärztinnen und Ärzten am besten aufge-
hoben ist. Sie kennen ihre Patientinnen und Patien-
ten am besten, und sie können den jeweiligen Ein-
zelfall gründlich in den Blick nehmen. Sie werden die 
im Einzelfall beste Entscheidung im Rahmen der ver-
fassungsrechtlich geschützten ärztlichen Therapie-
freiheit treffen. Dieses Recht der Ärzteschaft will ich 
nicht einschränken. Denn ich vertraue auf die sorg-
fältige Arbeit der Ärztinnen und Ärzte im Lande, die 
sich solche Entscheidungen auch nicht leicht ma-
chen. 

Deswegen finde ich es wichtig, dass der AfD-Antrag 
abgelehnt wird. – Schönen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und der 
FDP) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Minister. – Mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir stimmen ab. Die antragstellende Fraktion der 
AfD hat direkte Abstimmung beantragt. Wir stimmen 
somit über den Inhalt des Antrags Drucksache 
18/11319 ab. Wer stimmt dem Antrag zu? – Das ist 
die AfD. Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP. Enthaltun-
gen? – Gibt es nicht. Damit ist der Antrag Drucksa-
che 18/11319, wie gerade festgestellt, abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

16 Erstes Gesetz zur Änderung des Landesreise-
kostengesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/11266 

erste Lesung 

Herr Minister Dr. Optendrenk hat seine Einbrin-
gungsrede zu Protokoll gegeben. Eine weitere Aus-
sprache ist heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen daher zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 18/11266 an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss. Ist jemand gegen diese Überweisungs-
empfehlung? – Möchte sich jemand enthalten? – Das 
ist beide Male nicht der Fall. Damit ist die Überwei-
sungsempfehlung einstimmig angenommen. 

Ich darf abgeben und übergeben.  

(Vizepräsident Rainer Schmeltzer übernimmt 
den Vorsitz.) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Ich rufe auf: 

17 Zweites Gesetz zur Änderung des Spielbank-
gesetzes NRW 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/11260 

erste Lesung 

Herr Minister Reul hat seine Einbringungsrede zu 
Protokoll gegeben. Eine weitere Aussprache ist 
heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 18/11260 an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss – federführend –, an den Innenaus-
schuss sowie an den Hauptausschuss. Wer stimmt der 
Überweisungsempfehlung zu? – Das sind die SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – 
Niemand. Damit ist diese Überweisungsempfeh-
lung angenommen. 

Wir kommen zu: 

18 Gesetz über eine barrierefreie Notrufnummer 
112 in Nordrhein-Westfalen zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 
über die Barrierefreiheitsanforderungen für 
Produkte und Dienstleistungen (Gesetz über 
eine barrierefreie Notrufnummer 112 NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/11257 

erste Lesung 

Herr Minister Reul hat seine Einbringungsrede zu 
Protokoll gegeben. Eine weitere Aussprache ist 
heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
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Drucksache 18/11257 an den Innenausschuss. Wer 
stimmt der Überweisungsempfehlung zu? – Das sind 
die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
CDU, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – Nie-
mand. Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist diese 
Überweisungsempfehlung angenommen. 

Wir kommen zu: 

19 Fünftes Gesetz zur Änderung des Kranken-
hausgestaltungsgesetzes des Landes Nord-
rhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/11265 

erste Lesung 

Herr Minister Laumann hat seine Einbringungsrede 
zu Protokoll gegeben. Eine weitere Aussprache ist 
heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen daher direkt zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetzent-
wurfs Drucksache 18/11265 an den Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales. Wer stimmt der 
Überweisungsempfehlung zu? – Das sind die Frakti-
onen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP 
und AfD. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer ent-
hält sich? – Niemand. Damit ist diese Überwei-
sungsempfehlung angenommen. 

Wir kommen zu: 

20 Siebtes Gesetz zur Änderung des Justizgeset-
zes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/11262 

erste Lesung 

Herr Minister Dr. Limbach hat seine Einbringungs-
rede zu Protokoll gegeben. Eine weitere Aussprache 
ist heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen daher direkt zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetzent-
wurfs Drucksache 18/11262 an den Rechtsaus-
schuss. Wer stimmt der Überweisungsempfehlung 
zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer stimmt da-
gegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Niemand. 
Damit ist diese Überweisungsempfehlung ange-
nommen.  

Ich rufe auf: 

21 Gesetz zur Neuordnung von Landesoberbe-
hörden und zur Anpassung von Rechtsvor-
schriften für die Geschäftsbereiche des Minis-
teriums für Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz und des Ministeriums für Umwelt, Na-
turschutz und Verkehr des Landes Nordrhein-
Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/11261 

erste Lesung 

Herr Minister Krischer und Frau Ministerin Gorißen 
haben ihre Einbringungsreden zu Protokoll gegeben. 
Eine weitere Aussprache ist heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen direkt zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 18/11261 an den Ausschuss für Um-
welt, Natur- und Verbraucherschutz, Landwirt-
schaft, Forsten und ländliche Räume. Wer stimmt 
der Überweisungsempfehlung zu? – Das sind die 
Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, 
FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – Niemand. 
Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist auch diese 
Überweisungsempfehlung angenommen. 

Ich rufe auf: 

22 Verfassungsgerichtliches Verfahren 

Aktenzeichen VerfGH 30/23 
Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 18/11357 

Eine Debatte ist hierzu nicht vorgesehen.  

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Rechtsaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 18/11357, zu dem 
verfassungsgerichtlichen Verfahren VerfGH 30/23 
Stellung zu nehmen. Wir stimmen über diese Emp-
fehlung ab. Wer stimmt der Empfehlung zu? – Das 
sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, CDU, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – 
Niemand. Wer enthält sich? – Niemand. Damit 
schließt sich der Landtag der Empfehlung des 
Rechtsausschusses an.  

Ich rufe auf: 

23 Verfassungsgerichtliches Verfahren 

Aktenzeichen VerfGH 114/24 
Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 18/11358 
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Eine Debatte ist hierzu nicht vorgesehen.  

Wir kommen somit auch hier zur direkten Abstim-
mung. Der Rechtsausschuss empfiehlt in Drucksa-
che 18/11358, zu dem verfassungsgerichtlichen Ver-
fahren VerfGH 114/24 Stellung zu nehmen. Wir stim-
men über diese Empfehlung ab. Wer stimmt der 
Empfehlung zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – 
Niemand. Damit schließt sich der Landtag der 
Empfehlung des Rechtsausschusses an.  

Ich rufe auf: 

24 Verfassungsgerichtliches Verfahren 

Aktenzeichen VerfGH 118/24 
Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 18/11359 

Eine Debatte ist hierzu nicht vorgesehen.  

Wir kommen somit direkt zur Abstimmung. Der 
Rechtsausschuss empfiehlt in Drucksache 
18/11359, zu dem verfassungsgerichtlichen Verfah-
ren VerfGH 118/24 Stellung zu nehmen. Wir stimmen 
über diese Empfehlung ab. Wer stimmt der Empfeh-
lung zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer stimmt 
dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Niemand. 
Damit schließt sich der Landtag der Empfehlung 
des Rechtsausschusses an.  

Ich rufe auf:  

25 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 24 
gem. § 82 Abs. 2 GO 
Drucksache 18/11293 

Die Übersicht 24 enthält Beratungsverläufe und Ab-
stimmungsergebnisse aus den Ausschüssen.  

Ich lasse nun abstimmen über die Bestätigung der 
Übersicht 24. Wer stimmt der Übersicht zu? – Das 
sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, CDU, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – 
Niemand. Wer enthält sich? – Niemand. Damit sind 
die in Drucksache 18/11293 enthaltenen Bera-
tungsverläufe und Abstimmungsergebnisse der 
Ausschüsse bestätigt.  

Wir kommen zu: 

26 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 18/22 
gemäß § 97 Abs. 8 GO 

Gemäß § 97 Abs. 8 unserer Geschäftsordnung sind 
die Beschlüsse des Petitionsausschusses mindes-
tens vierteljährlich dem Landtag zur Bestätigung vor-
zulegen. Ihnen liegen mit der Übersicht 18/22 die Be-
schlüsse zu Petitionen vor, über deren Bestätigung 
wir abstimmen. Eine Aussprache ist hierzu nicht vor-
gesehen.  

Wir kommen somit zur Abstimmung. Wer stimmt den 
Beschlüssen des Petitionsausschusses zu? – Das 
sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, CDU, FDP und AfD. Wer stimmt dagegen? – 
Niemand. Wer enthält sich? – Niemand. Damit sind 
die Beschlüsse des Petitionsausschusses in Über-
sicht 18/22 bestätigt.  

Wir sind am Ende unserer heutigen Sitzung.  

Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Abend.  

Die Sitzung ist geschlossen.  

Schluss: 19:03 Uhr  

________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner.
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Anlage 1 

Zu TOP 16 – Erstes Gesetz zur Änderung des 
Landesreisekostengesetzes – zu Protokoll ge-
gebene Rede 

Dr. Marcus Optendrenk, Minister der Finanzen: 

Ihnen liegt heute zur Beratung der Entwurf eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Landesreise-
kostengesetzes vor. Mit der Änderung zielt der 
Gesetzentwurf darauf ab, den entstehenden 
Mehraufwand der Beschäftigten zu kompensie-
ren, die ihr privates Fahrzeug auf Dienstreisen ein-
setzen. 

Die Wegstreckenentschädigung wurde 2022 be-
fristet für zwei Jahre für Pkw von 30 Cent auf 35 
Cent je Kilometer und für zweirädrige Kraftfahr-
zeuge und Fahrräder von 20 Cent auf 23 Cent je 
Kilometer angehoben. Nach einer Evaluierung der 
Entwicklung der Kfz-Kosten sollen diese Werte 
nun dauerhaft im Gesetz verankert werden. In die 
Berechnung der Kfz-Kosten fließen neben den 
Preisen für Kraftstoffe zum Beispiel auch die übri-
gen Betriebskosten und die Werkstattkosten ein.  

Vor dem Hintergrund der Preisentwicklung der 
Kfz-Kosten ist die dauerhafte Erhöhung der Weg-
streckenentschädigung angemessen und ge-
rechtfertigt. Deshalb bitte ich um Ihre Zustimmung 
zu dem Gesetzentwurf. 
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Anlage 2 

Zu TOP 17 – Zweites Gesetz zur Änderung des 
Spielbankgesetzes NRW – zu Protokoll gege-
bene Rede 

Herbert Reul, Minister des Innern: 

Das Spielbankgesetz NRW hat sich grundsätzlich 
bewährt. Dies ist durch die Sachverständigenan-
hörung im letzten Jahr bestätigt worden. 

Die gesetzliche Anpassung ist aufgrund eines Be-
schlusses der Europäischen Kommission vom 
20.06.2024 notwendig geworden. Die Europäi-
sche Kommission ist zu dem Ergebnis gekom-
men, dass die besonderen Steuerregelungen für 
Spielbankunternehmen in den Bundesländern 
eine staatliche Beihilfe darstellen, die Deutschland 
unter Verstoß gegen den Vertrag über die Arbeits-
weise der Europäischen Union durchgeführt hat.  

Nach dem Beschluss der Europäischen Kommis-
sion sind diese Beihilfen mit dem Binnenmarkt un-
vereinbar. Gemäß Artikel 2 Nummer 5 des Be-
schlusses muss Deutschland die mit dem Binnen-
markt unvereinbaren Regelungen binnen vier Mo-
naten nach der Bekanntgabe des Beschlusses 
gegenüber der Bundesregierung aufheben. Da 
die Gesetzgebungskompetenz für die Spielban-
ken bei den Ländern liegt, müssen die Länder und 
damit auch Nordrhein-Westfalen tätig werden.  

Die EU-Kommission hat in ihrem Beschluss da-
rauf verwiesen, dass eine gesetzliche Begünsti-
gung der Spielbankunternehmen gegenüber der 
Normalbesteuerung nicht zulässig ist. Als Beispiel 
für eine zulässige Regelung hat die EU-Kommis-
sion auf das zum 1. Januar 2024 geänderte Ham-
burger Spielbankgesetz verwiesen. 

Nach diesem Gesetz müssen Spielbankunterneh-
men gegebenenfalls den Unterschiedsbetrag zwi-
schen der Besteuerung nach dem Spielbankge-
setz und der Normalbesteuerung für das abgelau-
fene Jahr ausgleichen. Mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf entwickeln wir diese Grundsätze fort. 
Wir verankern in dem neuen § 21a eine Aus-
gleichsabgabe. Dadurch wird sichergestellt, dass 
das Spielbankunternehmen nicht bessergestellt 
wird als Unternehmen, die der Normalbesteue-
rung unterliegen.  

Die Ausgleichsabgabe wird ermittelt, indem die 
steuerliche Belastung des Unternehmens nach 
dem Spielbankgesetz mit der fiktiven Steuerlast 
nach der Normalbesteuerung verglichen wird.  

Die Gesetzesformulierungen orientieren sich am 
Wortlaut der entsprechenden neuen Hamburger 
Vorschriften, die von der EU-Kommission aus-
drücklich legitimiert worden sind. Damit verankern 
wir im Spielbankgesetz NRW eine Ausgleichs-

abgabe, die den Vorgaben der EU-Kommission 
genügt.  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf gehen wir 
also auf Nummer Sicher und machen keine Expe-
rimente. Denn mit Experimenten wäre keinem ge-
dient. Stattdessen nutzen wir den geringen Spiel-
raum, den uns die EU-Kommission gelassen hat 
und schaffen eine solide und im Übrigen verwal-
tungsökonomische Regelung zum Wohle unseres 
Landes. Denn die fiktive Vergleichsberechnung ist 
vom Spielbankunternehmen für jedes Wirtschafts-
jahr selbst durchzuführen. Da in Nordrhein-West-
falen nur eine Konzession zum Betrieb von Spiel-
banken vergeben worden ist, hält sich der Verwal-
tungsaufwand für die Finanzverwaltung in Gren-
zen. 
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Anlage 3 

Zu TOP 18 – Gesetz über eine barrierefreie Not-
rufnummer 112 in Nordrhein-Westfalen zur 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanfor-
derungen für Produkte und Dienstleistungen 
(Gesetz über eine barrierefreie Notrufnummer 
112 NRW) – zu Protokoll gegebene Rede 

Herbert Reul, Minister des Innern: 

Notfälle passieren jeden Tag. Niemand weiß, 
wann und wo es passiert. Sie können jeden von 
uns treffen – manchmal auch schwer. Für solche 
Fälle gibt es die Notrufnummer 112. Übrigens: 
Nicht nur bei uns in Deutschland, sondern europa-
weit. Da geht immer jemand dran – 24 Stunden 
am Tag, 7 Tage die Woche –, der Betroffenen und 
Opfern Hilfe schickt, aber auch für Zeugen zu er-
reichen ist. Für die allermeisten Menschen ist das 
der schnellste und direkteste Draht. 

Aber: Was ist mit denjenigen Menschen, die 
schlecht hören können – oder nicht sprechen? Die 
erreichen zwar auch jemanden, aber die Kommu-
nikation ist trotzdem schwierig – vielleicht unmög-
lich. Deswegen gibt es weitere Notrufmöglichkei-
ten: die nora Notruf-App der Länder, das Notruf-
Fax und einen Relay-Dienst in Deutscher Gebär-
densprache. 

Durch die Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. April 2019 – da geht es um 
Barrierefreiheit – sollen die technischen Anforde-
rungen bei der Ausgestaltung der Notrufverbin-
dung harmonisiert werden. 

Bundesgesetzlich wurden die Grundlagen für die 
Telekommunikation geregelt. Der hier vorliegende 
Gesetzesentwurf setzt europäische Rahmenbe-
dingungen für die Entgegennahme des Notrufs 
112 in Nordrhein-Westfalen um. Zukünftig können 
insbesondere Menschen mit einer Hör- oder 
Sprachbeeinträchtigung die Notrufnummer 112 al-
ternativ per Chat statt per Sprache verwenden, um 
einen Notruf zu senden. 

Die Leitstellen werden ab Ende Juni 2027 für ein- 
und ausgehende Nachrichten synchronisierte 
Sprache und Text in Echtzeit für die Kommunika-
tion im Notruf anbieten. Das ermöglicht europa-
weit zusätzlich eine schriftliche Kommunikation 
mit der Leitstelle über die 112.  

Sofern eine Leitstelle darüber hinaus die Kommu-
nikation über Video ermöglichen möchte, hat sie 
dafür einen Gesamtgesprächsdienst – das heißt, 
die symmetrische Echtzeitübertragung von Bild, 
Sprache und Text – bereitzustellen.  

Auch wenn die EU-Richtlinie explizit nur von der 
„112“ spricht, nehmen wir die technische Realisie-
rung der Maßgaben auch für die „110“ – der deut-
schen Notrufnummer für die Polizei – vor. Dafür 
benötigt es allerdings kein Gesetz, weshalb der 
Gesetzentwurf keine Regelung hierzu enthält.  

Mit diesem Gesetz unternehmen wir einen weite-
ren wichtigen Schritt hin zu einer inklusiveren Ge-
sellschaft. Das Ziel: Die 112 soll für jeden – auch 
die Menschen mit Beeinträchtigungen – ohne 
Kompromisse nutzbar sein. 
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Anlage 4 

Zu TOP 19 – Fünftes Gesetz zur Änderung des 
Krankenhausgestaltungsgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen – zu Protokoll gegebene 
Rede 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: 

Die COVID-19-Pandemie hat gezeigt, welche Be-
deutung die Meldungen der Krankenhäuser über 
die Auslastung ihrer Versorgungskapazitäten an 
die Leitstellen der Kreise und kreisfreien Städte für 
eine patientengerechte Verteilung haben. Wenn 
die Krankenhäuser die Auslastung ihrer Versor-
gungskapazitäten landesweit einheitlich und aktu-
ell melden, können Patientinnen und Patienten 
besser in aufnahmefähige Krankenhäuser ge-
bracht und versorgt werden. 

Der erste Post-COVID-Winter hat diese Bedeu-
tung der Meldungen zur Auslastung der Versor-
gungskapazitäten nochmals deutlich gezeigt. 
Doch nicht nur diese Bedeutung hat sich gezeigt, 
sondern auch, dass weiterer Handlungsbedarf 
seitens der Landesregierung besteht.  

Die Praxis der Krankenhäuser beziehungsweise 
Krankenhausträger, wie, wann und von wem eine 
Abmeldung der jeweiligen Notaufnahme von der 
rettungsdienstlichen Versorgung erfolgen soll, ist 
uneinheitlich geregelt. Vor allem mit Blick auf die 
Belastung von pflegerischem und ärztlichem Per-
sonal ist ein einheitlicher und verbindlicher Rah-
men für diese Meldungen der Auslastung der Ver-
sorgungskapazitäten notwendig. 

Darüber hinaus sollen mit diesem Gesetzentwurf 
auch klarstellende Regelungen in das Kranken-
hausgestaltungsgesetz Nordrhein-Westfalen für 
den Fall der Insolvenz eines Krankenhauses auf-
genommen werden.  

Die bisherigen gesetzlichen Regelungen haben 
sich in der Praxis als nicht eindeutig genug ge-
zeigt. Im Verlauf der zurückliegenden Insolvenz-
verfahren gab es immer wieder Diskussionen mit 
den Insolvenzverwaltern darüber, wie bereits ge-
leistete, aber noch nicht verausgabte Pauschalför-
dermittel zu behandeln sind.  

Auch die Frage, wie die angesparten Pauschalför-
dermittel im Falle einer vollständigen Rückforde-
rung den Krankenhäusern vor Ort weiterhin zur 
Verfügung stehen, war unzureichend geregelt. Es 
gibt bisher keine Möglichkeit, die zurückgeforder-
ten Fördermittel gezielt im Umfeld eines von der 
Schließung betroffenen Krankenhauses einzuset-
zen. Damit fehlt die Möglichkeit, die Krankenhäu-
ser im Umfeld für die aufgrund der Schließung ei-
nes benachbarten Krankenhauses entstehenden 

erhöhten Versorgungsaufwände finanziell zu un-
terstützen. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf trägt diesen 
Problemen Rechnung und nimmt die notwendigen 
Änderungen im Krankenhausgestaltungsgesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen vor. 

Bei der zu erlassenen Rechtsverordnung werden 
wir dafür Sorge tragen, dass den Krankenhäusern 
kein erheblicher zusätzlicher bürokratischer Auf-
wand entsteht. Die Rechtsverordnung wird sich 
eng an der bereits etablierten, aber uneinheitli-
chen Meldepraxis orientieren und lediglich einen 
einheitlichen und verbindlichen rechtlichen Rah-
men schaffen. Es werden die Belange des pflege-
rischen sowie ärztlichen Personals berücksichtigt.  

Mit den klarstellenden Regelungen im Falle einer 
unabwendbaren Krankenhausschließung als 
Folge einer Insolvenz können die dringend benö-
tigten Pauschalfördermittel den Krankenhäusern 
in der Umgebung für den erhöhten Versorgungs-
aufwand zur Verfügung gestellt werden.  Die pati-
enten- und bedarfsgerechte Krankenhausversor-
gung wird damit nachhaltig sichergestellt werden.
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Anlage 5 

Zu TOP 20 – Siebtes Gesetz zur Änderung des 
Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen – zu Pro-
tokoll gegebene Rede 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: 

Mit der vorliegenden Kabinettvorlage soll der Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Justizge-
setzes Nordrhein-Westfalen beim Landtag einge-
bracht werden. 

Das Kabinett hat am 27. August 2024 beschlos-
sen, zu dem vorgelegten Entwurf eines Siebten 
Gesetzes zur Änderung des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen eine Verbändeanhörung durch-
zuführen. Die Anhörung fand vom 29. August 
2024 bis zum 13. September 2024 statt. Neben 
den gemäß § 35 GGO anzuhörenden Stellen wur-
den auch die Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie 
die Clearingstelle Mittelstand beteiligt. 

Gemäß § 68 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) bedarf es vor Er-
hebung einer verwaltungsgerichtlichen Anfech-
tungs- oder Verpflichtungsklage grundsätzlich der 
Durchführung eines Vorverfahrens, des soge-
nannten Widerspruchverfahrens. 

Der nordrhein-westfälische Landesgesetzgeber 
hat von der bundesrechtlich eingeräumten Mög-
lichkeit weitreichend Gebrauch gemacht, von die-
sem Grundsatz abzuweichen. Gemäß § 110 Jus-
tizgesetz Nordrhein-Westfalen (JustG NRW) ist 
für die meisten Sachgebiete das behördliche Vor-
verfahren vor der Erhebung einer Anfechtungs- 
oder Verpflichtungsklage ausgesetzt. Allerdings 
ist die Rechtslage für die Genehmigung von Anla-
gen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
unübersichtlich. 

Generell entfällt derzeit für bereits im Genehmi-
gungsverfahren beteiligte Dritte gemäß § 110 Ab-
satz 1 Satz 1 VwGO das Erfordernis, vor Erhe-
bung einer Klage ein Vorverfahren durchzuführen. 
Im Übrigen gilt hinsichtlich der Durchführung eines 
Widerspruchsverfahrens vor Erhebung einer An-
fechtungsklage durch am Verfahren nicht betei-
ligte Dritte derzeit ein uneinheitliches Regelungs-
system, wie sich am Beispiel der immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungen von Wind-
energieanlagen zeigt: 

 Errichtung, Betrieb und Änderung von Wind-
energieanlagen mit einer Gesamthöhe von 
mehr als 50 Metern: Hier müssen am Verfahren 
nicht beteiligte Dritte gemäß § 110 Absatz 3 Satz 
1 und Absatz 1 Satz 1 JustG NRW vor Erhebung 
der Anfechtungsklage ein Widerspruchsverfah-
ren durchführen, weil grundsätzlich die unteren 
Immissionsschutzbehörden zuständig sind. 

 Errichtung, Betrieb und Änderung von Wind-
energieanlagen bis zu einer Gesamthöhe von 
50 Metern: kein Widerspruchsverfahren, weil 
die Baugenehmigungsbehörden zuständig 
sind (§ 110 Absatz 3 Satz 2 Nr. 7 JustG NRW). 

Auch für sonstige immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigungsentscheidungen kann es zu Wider-
spruchsverfahren Dritter kommen, während ledig-
lich einer Baugenehmigung bedürfende Anlagen 
nicht Gegenstand eines Widerspruchsverfahrens 
sind. 

Nach dem hier vorgelegten Gesetzentwurf soll 
nun für immissionsschutzrechtliche Genehmigun-
gen die Durchführung eines Widerspruchsverfah-
rens insgesamt entbehrlich werden. Die Rechts-
lage wird so vereinheitlicht und übersichtlich. Ge-
nehmigungsverfahren werden beschleunigt und 
Bürokratie abgebaut. 

Der Klimawandel erfordert einen beschleunigten 
Ausbau erneuerbarer Energien und der entspre-
chenden Infrastruktur. 

In der Besprechung des Bundeskanzlers mit den 
Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder am 6. November 2023 wurde der „Pakt für 
Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbe-
schleunigung“ beschlossen. Vorgesehen ist unter 
anderem, dass die Länder bei Rechtsschutzver-
fahren im Rahmen ihrer Ausführungsgesetze zur 
Verwaltungsgerichtsordnung Möglichkeiten ein-
räumen, bei bestimmten Regelungsgegenstän-
den, deren Umweltauswirkungen systematisch 
und berechenbar sind, mangels erwartbarer neuer 
Erkenntnisse oder Ergebnisse auf ein Wider-
spruchsverfahren zu verzichten. 

Vor diesem Hintergrund werden Genehmigungs-
verfahren für Anlagen, an deren beschleunigter 
Errichtung zur klimaneutralen Transformation der 
Wirtschaft ein hohes öffentliches Interesse be-
steht, neben Windenergieanlagen zum Beispiel 
auch Elektrolyseure und Biogasanlagen, nun ver-
einfacht. 

Der Gesetzentwurf wurde von den beteiligten Stel-
len, die Stellungnahmen abgegeben haben, be-
grüßt. 
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Anlage 6 

Zu TOP 21 – Gesetz zur Neuordnung von Lan-
desoberbehörden und zur Anpassung von 
Rechtsvorschriften für die Geschäftsbereiche 
des Ministeriums für Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz und des Ministeriums für Um-
welt, Naturschutz und Verkehr des Landes 
Nordrhein-Westfalen – zu Protokoll gegebene 
Rede 

Silke Gorißen, Ministerin für Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz: 

Regierungsneubildungen gehen mit organisatori-
schen Änderungen der Ressortzuschnitte einher. 
Es ist sowohl das demokratische Recht als auch 
die Verantwortung der Landesregierung als politi-
sches Steuerungsorgan, die Strukturen der Res-
sorts an neue Aufgaben und Herausforderungen 
anzupassen. Es ist damit Aufgabe der gewählten 
Regierung und ihrer Ressorts als Teil ihrer Res-
sortverantwortung, die Ressortzuschnitte strate-
gisch auszurichten sowie notwendige strukturelle 
und organisatorische Veränderungen, auch in den 
nachgeordneten Bereichen, umzusetzen.  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, den ich ge-
meinsam mit meinem Ministerkollegen Krischer 
eingebracht habe, nehmen wir diese Verantwor-
tung wahr. Wir setzen die notwendige organisato-
rische Abgrenzung der Geschäftsbereiche des 
MLV und des MUNV auf Grundlage einer einver-
nehmlichen Aufgabentrennung gemäß dem Orga-
nisationserlass des Ministerpräsidenten um.  

Hierzu wird im Geschäftsbereich des MLV ein 
Landesamt für Verbraucherschutz und Ernährung 
(LAVE) als Landesoberbehörde errichtet. Dieses 
Landesamt bündelt die Aufgabenbereiche Ver-
braucherschutz, Ernährung, Lebensmittelsicher-
heit und Tierschutz, die bisher beim Landesamt für 
Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) 
angesiedelt waren. Im Geschäftsbereich des 
MUNV wird das Aufgabengebiet „Nationalparke“ 
in einer eigenständigen Abteilung des bisherigen 
LANUV wahrgenommen. Hierfür wird das Natio-
nalparkforstamt Eifel, das bisher Teil des Landes-
betriebs Wald und Holz war, in das bisherige 
LANUV überführt. Das LANUV wird gleichzeitig 
umbenannt in Landesamt für Natur, Umwelt und 
Klima (LANUK). 

Dabei sind wir uns der angespannten Haushalts-
lage bewusst. Die Neuorganisation setzen wir da-
her durch ein ausgewogenes und haushaltsver-
trägliches Modell um, das sogenannte „Türschild-
modell“. In diesem Modell werden die bestehenden 
Standorte und Strukturen beibehalten. Verwaltungs-
interne Dienstleistungen werden auf der Grundlage 
von Verwaltungsvereinbarungen zwischen LANUK 

und LAVE bzw. Landesbetrieb Wald und Holz aus 
einer Hand erbracht. So gewährleisten wir eine ef-
fiziente Ressourcennutzung ohne überflüssige 
Doppelstrukturen.  

Gleichzeitig gewährleisten die neuen Strukturen 
eine effiziente Steuerung der beiden Behörden 
durch MLV und MUNV im Rahmen ihrer Ressort-
verantwortung. 

Mit der Dienst- und Fachaufsicht des MLV über 
das LAVE ist für die wichtigen Vollzugs- und Auf-
sichtsaufgaben dieser neuen Landesoberbehörde 
eine Aufsicht „aus einer Hand“ sichergestellt. Da-
mit kann die Effizienz und Zielorientierung in die-
sen wichtigen Vollzugsbereichen gestärkt werden.  

Das Aufgabengebiet „Nationalparke“ der neuen 
Abteilung im LANUV umfasst ein breites Aufga-
benspektrum an fachlichen und hoheitlichen Auf-
gaben im Zusammenhang mit den vielfältigen Auf-
gaben einer Nationalparkverwaltung. Die Dienst-
aufsicht über das bisherige LANUV bzw. das zu-
künftige LANUK und damit auch über die neue Ab-
teilung liegt beim MUNV. Eine Ausnahme besteht 
bei den forstbehördlichen Aufgaben der National-
parkverwaltung, die beim MLV liegt. 

Inhaltlich enthält das vorliegende Artikelgesetz, 
das LAVE-Errichtungsgesetz, eine Anpassung 
des LANUV-Errichtungsgesetzes sowie weitere 
notwendige redaktionelle Folgeänderungen und 
Klarstellungen in anderen (Fach-)Gesetzen. Die 
erforderlichen Rechtsverordnungen werden in ei-
nem weiteren Schritt angepasst, mit Ausnahme 
der Verordnung über die Einteilung der Forstamts-
bezirke. 

Das Gesetz soll am Tag nach der Verkündung in 
Kraft treten. Unser Ziel ist, Anfang 2025 die Arbeit 
in den neuen Behördenzuschnitten aufzunehmen. 
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